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Könige des Mittelalters sind als Gesetzgeber bestrebt, ihren Regelungen 

„ewige“ Dauer zuzuschreiben. Was hier die Stabilität ihrer Reiche zu er-

fordern scheint, ist in einem anderen Segment ihres Handelns religiös be-

gründet: Wo sie als Stifter tätig sind, also karitative Einrichtungen (vor 

 allem Spitäler) oder Schulen (Universitäten) gründen, sind sie an ihrer 

 Memoria auf Dauer interessiert, weil das Gebet der Nachlebenden ihrer 

 Seele im Fegefeuer bis zum Jüngsten Tag zu Hilfe kommen soll. Erst recht 

gilt dies von eigentlichen Memorialstiftungen, bei denen Messen und 

 Gebete durch Priester, Mönche und gottgeweihte Frauen vorgeschrieben 

werden. Die  historische Wirklichkeit sieht aber anders aus: Mit den Zeiten 

wandelt sich die Memorialpraxis und die Stiftungswirklichkeit. 

Claudia Moddelmog untersucht in ihrer Dissertation anhand der Stiftungen 

von fünf königlichen Stiftern, was aus ihrer Intention im Laufe der Zeit 

 geworden ist. Dabei tritt in faszinierender Weise zu Tage, wie elastisch tat-

sächlich die Stiftungen auf äußeren Veränderungsdruck reagierten und 

doch im Kern mit sich identisch blieben. Sie untersucht die Stiftungswirk-

lichkeit vom Mittelalter bis in die Gegenwart. Ihre Fallstudien behandeln 

König Heinrich I. bzw. dessen  Gemahlin Mathilde und Quedlinburg, die 

Jahrtagsstiftung Heinrichs V. für seinen Vater in Speyer, die Geschichte der 

Memorialpraxis im Kloster  Königsfelden, das Elisabeth von Görz-Tirol zum 

Gedenken an ihren Gemahl Albrecht I. errichtete, sowie zwei verschiedene 

Stiftungen Friedrichs III. in Wiener Neustadt und Andernach.
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I. Einleitung: Stiftungsgeschichte 
zwischen Wandel und Verstetigung 

I.1. Das historische Problem und die Forschung 

Der Begriff ‚Stiftungen‘ markiert ein weites Feld historischer Forschung, das schon seit 
Jahrzehnten große Beachtung findet. Von den Eigendynamiken des akademischen 
Betriebs abgesehen, hat dieses nicht enden wollende Interesse gewichtige sachliche 
Gründe. Zum einen haben Stiftungen in zweifacher Hinsicht universalen Charakter: sie 
tauchen mit konjunkturellen Schwankungen in sehr verschiedenen Kulturen und Zeiten 
auf. Zum anderen gehören sie zu jenen Phänomenen, die quer stehen zu vielen 
denkbaren Segmentierungen von Gesellschaften. Sie ermöglichen, aber sie erfordern 
auch die umfassende historische Analyse, bei der etwa wirtschaftliche Aspekte ebenso 
zutage treten und beachtet werden wollen wie geistesgeschichtliche. Zum anderen ist 
für die anhaltende Attraktivität von ‚Stiftungsgeschichte‘ relevant, dass die Erforschung 
von Stiftungen anschlussfähig ist für viele neue Fragestellungen und deshalb von den 
Wendungen des Faches, den wissenschaftlichen turns, nicht bedroht wird wie andere 
Forschungsfelder. Obwohl die Universalität des Phänomens diesen Sachverhalt wenig 
überraschend erscheinen lässt, brauchte es doch die inspirierte Aufmerksamkeit und 
Arbeit zahlreicher einzelner Historikerinnen und Historiker, die sich ändernden 
Ausrichtungen der wissenschaftlichen Forschung für die Untersuchung von Stiftungen 
fruchtbar zu machen – oder umgekehrt. Eine der neuen Perspektiven, die in den letzten 
Jahren entwickelt wurde, ist das Problem der Dauerhaftigkeit von Stiftungen, das es – 
weil es die die vorliegende Arbeit bestimmt – nun einzuordnen und zu konturieren gilt.1 

Neue Fragen müssen die Arbeit der älteren Forschung nicht gegenstandslos machen. 
Im Fall der Stiftungsforschung sind ältere Ansätze stets wichtig geblieben und bis heute 
Bezugspunkt und Reibungsfläche. So hat schon 1914 Bernhard Laum klare Kriterien 
dafür gegeben, was unter einer Stiftung zu verstehen ist: Eine Person stellt einen 
Vermögenskomplex zur Verfügung, der dazu dienen soll, auf Dauer einen bestimmten 
Zweck zu verwirklichen. Aus der Dauer des vom Stifter gesetzten Zwecks folgt nach 

                                                                 
1  Vgl. zu den angesprochenen Aspekten etwa den Sammelband Borgolte, Stiftungen (2005); Ders., 

Geschichte des Stiftungsrechts (2002); Ders., Totale Geschichte (1993); eine Bibliographie zur Stif-
tungsforschung im Sammelband Ders., Stiftungen und Stiftungswirklichkeiten (2000), 323–328. 
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Laum, dass auch die gestiftete Gabe eine dauerhafte sein muss. Laum unterschied 
deshalb ein bereitgestelltes Vermögen, das bestehen bleiben müsse, von den Einkünften 
aus diesem Vermögen, die zur Umsetzung des vom Stifter intendierten Zwecks 
verbraucht werden würden.2 Die von Laum verwendete Stiftungsdefinition ist bis heute 
weitgehend gebräuchlich, wurde aber auch spezifisch erweitert,3 indem zusätzlich 
Gaben als Stiftungsdotation aufgefasst werden, die auf andere Weise als durch stetig 
fließende Einkünfte dauerhaft von Wert oder Nutzen sein konnten, beispielsweise 
wertvolle, künstlerisch gestaltete Gegenstände aus beständigem Material oder auch 
rechtliche Privilegierungen zum Vorteil der mit dem Stiftungsvollzug betrauten Perso-
nen. 

Die Kontinuität der in der Forschung verwendeten Kriterien für die Einordnung eines 
Phänomens als Stiftung hat nicht verhindert, dass sich die konzeptuelle Beschreibung 
von Stiftungen, und zwar vormoderner Stiftungen im besonderen, seit einiger Zeit stark 
gewandelt hat. In einer forschungskritischen Studie hat Michael Borgolte bereits 1988 
den Anachronismus der lange Zeit vorherrschenden rechtshistorischen Perspektive auf 
vormoderne Stiftungen aufgezeigt: „Die verschiedenen Versuche der Altertumswissen-
schaftler und Mediävisten, in der antiken und mittelalterlichen Überlieferung die juris-
tische Persönlichkeit des modernen Stiftungsrechts aufzufinden, blieben erfolglos“. 
Nicht die Vorstellung von der rechtlichen Selbständigkeit von Stiftungen habe deren 
Funktionsfähigkeit gesichert, sondern eine dauerhafte soziale Wechselbeziehung 
zwischen natürlichen Individuen – dem Stifter und den von ihm mit dem Stiftungs-
vollzug beauftragten Personen.4 Das kulturelle Fundament dieser Beziehung sei die im 
vormodernen Europa herrschende Vorstellung von der „Gegenwart der Toten“ gewe-
sen, derzufolge eine Person über ihren Tod hinaus Rechtssubjekt blieb. Das Gedenken 
der Toten sei nicht als subjektives Erinnern wahrgenommen worden, sondern als 
objektive Vergegenwärtigung.5 

Die von Borgolte vorgeschlagene sozialhistorische Sicht auf Stiftungen hat eine neue 
Antwort auf die Frage danach gegeben, wie Stiftungen im Mittelalter gedacht werden 
konnten, nicht aber darauf, wie sie dauerhaft von Bestand blieben. Denn eine Implika-
tion des sozialhistorischen Ansatzes liegt in der Einsicht, dass mittelalterliche Stif-
tungen weit mehr als moderne fragile Gebilde waren. Die Denkform von der Gegenwart 
der Toten war Ausdruck und Bedingung sozialer Bindungen zwischen Verstorbenen 
und Lebenden; sie garantierte jedoch dem einzelnem keineswegs das dauerhafte 
Gedenken. Auch ein Stifter konnte – so ist denn auch in der neueren Forschung hervor-
gehoben worden – nicht mit Selbstverständlichkeit erwarten, dass die von ihm beauf-
tragten Personen seinen Willen dauerhaft ausführen würden. Das betraf schon den 

                                                                 
2  Vgl. Laum, Stiftungen (1964), 1f. 
3  Vgl. Lusiardi, Stiftung (2005), 50–65. 
4  Borgolte, Stiftungen des Mittelalters (1988), 83f. 
5  Borgolte, Stiftungen des Mittelalters (1988), 88, unter Rückgriff auf Oexle, Gegenwart der Toten 

(1983), und Ders., Gegenwart der Lebenden (1985). 
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Stiftungsakt, bei dem der Stifter auf die aktive Zustimmung der gegründeten oder 
beauftragten Gemeinschaft angewiesen war: „Der Wille des Stifters ist von vornherein 
nicht absolut, er ist eingeschränkt, er hat sich an den Möglichkeiten und auch an der 
Bereitschaft derjenigen zu orientieren, die künftig in seinem Sinne handeln sollen“.6 

Die Fragilität mittelalterlicher Stiftungen ist in den letzten Jahren zudem von anderer 
Seite her problematisiert worden, unter Hinweis auf die Spannung nämlich, in der das 
Streben eines Stifters nach der kontinuierlichen Umsetzung des festgelegten Stiftungs-
zwecks zum Wandel der historischen Wirklichkeit treten konnte, in die eine Stiftung 
eingebettet ist. Die Zwecke von Stiftungen und die Mittel, die ein Stifter zur Sicherung 
seiner Verfügungen einsetzen konnte, sind jeweils auf konkrete Bedürfnisse und 
Strukturen zugeschnitten und gewinnen ihre Ausprägungen durch den Bezug auf die 
jeweils zeitgenössischen Ordnungsvorstellungen und Weltanschauungen. Ändern sich 
diese, kann der Bestand einer Stiftung in Gefahr geraten, wie 1986 Marlene Besold-
Backmund in einer Studie über das Stiftungswesen zweier fränkischer Kleinstädte 
betont hat, ohne jedoch weitere Forschungen größeren Umfangs damit anzustoßen.7 
Erst ein im Jahr 2000 erschienener Sammelband machte ‚Stiftungen und Stiftungs-
wirklichkeiten‘ programmatisch zum Gegenstand, der darin in einzelnen Fallstudien 
von verschiedenen Richtungen her exemplarisch behandelt wurde. Die jüngste ausführ-
liche Untersuchung zum Verhältnis von historischem Wandel und auf Ewigkeit ange-
legten Stiftungen hat 2004 Benjamin Scheller vorgelegt, der die Stiftungen Jakob 
Fuggers des Reichen in der Reformationszeit untersuchte und damit gezielt eine Phase 
kulturellen Umbruchs in den Blick nahm, die das religiöse Fundament des Stiftungs-
wesens erschütterte.8 Insgesamt, so ist zu konstatieren, ist die Spannung zwischen dem 
auf Dauer zielenden stifterlichen Impetus und dem schleichenden oder plötzlichen 
Wandel der sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt zwar als Problem er-
kannt, aber weit entfernt davon, als erforscht zu gelten. 

I.2. Untersuchungsziele und Vorgehensweise 

Die vorliegende Arbeit begreift sich selbst als ein Durchgangsstadium auf dem Weg zu 
einer vertiefenden Erforschung von Stiftungswirklichkeiten, der gerade erst betreten wird. 
Ihr übergreifendes Ziel ist deshalb kein analytisches, sondern ein heuristisches und besteht 
darin, das Problem der Verstetigung von Stiftungsimpulsen möglichst weit aufzufächern, 
verschiedene Konstellationen erst sichtbar werden zu lassen, in denen die erhoffte Dauer-

                                                                 
6  Borgolte, König (2000), 41; vgl. außerdem Wagner, Universitätsstift (1999), v. a. 26f. Grundsätzlich 

zum Verhältnis der Begriffe ‚Stiftung‘, ‚Herrschaft‘ und ‚Genossenschaft‘ Borgolte, Stiftungen des 
Mittelalters im Spannungsfeld (1994). 

7  Vgl. Besold-Backmund, Stiftungen (1986), 8. 
8  Vgl. Borgolte, Stiftungen und Stiftungswirklichkeiten (2000); Scheller, Memoria (2004). 
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haftigkeit mittelalterlicher Stiftungen mit historischem Wandel in Spannung trat. Um 
dieses Ziel umzusetzen, schien es geraten, aus der Geschichte von Stiftungen selbst heraus 
– gewissermaßen von innen nach außen – zu beobachten, welche historischen Verän-
derungen sich darin als relevant erweisen konnten. Zu diesem Zweck waren einzelne 
Fallstudien anzufertigen und die Geschichte ausgewählter Stiftungen vom Stiftungsimpuls 
bis zu dessen Erlöschen zu erforschen. Um den Beobachtungsrahmen zusätzlich zu erwei-
tern, galt es, möglichst verschiedene Stiftungen für diachrone Untersuchungen auszu-
wählen. Bevor diese Auswahl der Fälle beschrieben wird, sei in aller Kürze auf die 
wichtigste Gemeinsamkeit der behandelten Stiftungen und einen erhofften Nebeneffekt 
der Untersuchung eingegangen. 

Wie der Titel verrät, werden in den Einzelstudien ausschließlich königliche Stiftungen 
behandelt. Ein Grund dafür ist die frühere Einbindung der Verfasserin in zwei DFG-
Projekte zur Erfassung und Erforschung der königlichen Stiftungen des mittelalterlichen 
ostfränkisch-deutschen Reiches, in deren Verlauf eine Datenbank mit etwa 900 Daten-
sätzen erstellt wurde.9 Auf diesen Fundus auch für die Untersuchung von Stiftungs-
wirklichkeiten zurückzugreifen, schien aus forschungspraktischen Erwägungen heraus 
sinnvoll. Häufig setzten mittelalterliche Herrscher in Bezug auf ihre Stiftungen die künfti-
gen Könige als Rechtsnachfolger ein oder beanspruchten umgekehrt Könige den Zugriff 
auf Stiftungen ihrer Vorgänger. Die Durchsicht der mittelalterlichen Königsurkunden 
erbrachte also schon erste Hinweise auf die Geschichte einzelner Stiftungen. Überdies 
konnten die königlichen Stiftungsimpulse mit dem in der Gesamterfassung zutage 
tretenden ‚Stiftungshandeln‘ eines Herrschers ins Verhältnis gesetzt werden. Sind mithin 
die praktischen Vorteile evident, die eine Konzentration auf königliche Stiftungen nahe-
legte, war es auf diese Weise zudem möglich, dem grundsätzlich ergebnisoffenen Ansatz 
dieser Arbeit ein gewisses Gegengewicht zu verschaffen und mit der Erforschung der 
herrscherlichen Stiftungen einen Beitrag zur Geschichte des ostfränkisch-deutschen 
Königtums zu leisten. Die verschiedenen Fallstudien könnten dies, so die Vorüberlegung, 
kaleidoskopartig tun; zahlreiche Schlaglichter auf den königlichen Umgang mit Stif-
tungen waren zu erwarten. 

Wie das Leitprinzip größtmöglicher Varianz bei der Auswahl der einzelnen Fälle im 
Arbeitsprozess umgesetzt wurde, kann nun kurz verdeutlicht werden. Vom Stiftungs-
modell her waren dabei Unterschiede in der gestifteten Interaktionsform, der Dotation und 
dem Zweck anzuvisieren. Von der Frage nach Dauer und Wandel her galt es, Milieus mit 
differierender Stabilität in den Blick zu nehmen. Zugleich musste die Auswahl von 
Stiftungen mit der Anfertigung der Fallstudien verschränkt werden und konnte nicht 
vorgängig erfolgen, weil die jeweilige Quellenlage in der Regel erst durch Archivreisen 
zu klären und so der Arbeitsaufwand abzuschätzen war. So wird es nicht überraschen, 
dass zuerst eine frühmittelalterliche und eine spätmittelalterliche Stiftung ausgewählt und 
                                                                 
9  DFG-Projekt „Quellencorpus zum mittelalterlichen Stiftungswesen“ (1997/1998) und DFG-Projekt 

„Die Stiftungen der fränkischen und deutschen Könige und ihre Wirklichkeiten“ (1999/2000), 
beide unter der Leitung von Prof. Dr. Michael Borgolte, Humboldt-Universität zu Berlin. 
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die Fallstudien zum Quedlinburger Kanonissenstift (936) und dem Andernacher 
Gefallenengedenken (1475) durchgeführt wurden. Neben der großen zeitlichen 
Entfernung zwischen beiden Stiftungen liegen Unterschiede zwischen beiden Fällen in 
der sozialen Organisation – hier die Schaffung einer weitgehend selbständig handelnden 
religiösen Gemeinschaft, dort die Verankerung einer Priesterstelle mit einer spannungs-
reichen Aufteilung von Kompetenzen zwischen dem städtischen Rat, dem Diözesan und 
dem Königtum. Nach Abschluss der beiden Fallstudien ging es um Diversifikation in 
Hinblick auf die Dauerhaftigkeit der Stiftung. Eine Arbeit, die die Fragilität von 
Stiftungen zum Ausgangspunkt macht, sollte den möglichen Misserfolg stifterlicher 
Konzeptionen nicht lediglich theoretisch behaupten, sondern auch belegen, eine Aufgabe, 
die schwieriger war als gedacht. Mit dem Wiener Neustädter Kollegiatkapitel (1444) 
wurde aber ein Fall entdeckt, anhand dessen der frühe Abbruch einer ambitionierten 
Stiftung nachgezeichnet werden konnte. Für die Auswahl der beiden letzten bearbeiteten 
Fälle wurde neben weiterer Diversifikation angestrebt, insgesamt eine zumindest zeitlich 
ausgewogene Streuung zu erzielen. Maßgeblich dafür war der intendierte Nebeneffekt der 
Arbeit, dem Leser auch ein Kaleidoskop königlichen Umgangs mit Stiftungen zu bieten. 
Die Speyerer Jahrtagsstiftung Heinrichs V. für seinen Vater (1111) und diejenige des 
Königsfeldener Doppelklosters von Franzikanern und Klarissen (1309), die die 
Königinwitwe Elisabeth, Gemahlin Albrechts I., tätigte, erfüllten beide Zielvorstellungen. 
Die Speyerer Stiftung unterscheidet sich von allen anderen Fällen durch die Art ihrer 
Dotation, die eine Rechtsverleihung war. Zudem war sie sozial ganz einzigartig konstru-
iert, weil hier die noch nicht mit verfestigten sozialen Institutionen versehene Einwohner-
schaft einer Stadt mit der Umsetzung der Stiftung beauftragt wurde. Sie war darüber 
hinaus angesiedelt an einem bereits etablierten Memorialort des salischen Königtums, der 
auch auf spätere Herrscher beträchtliche Faszination ausübte. Die Königfeldener Stiftung 
hingegen erfolgte in einem Moment, als der Stifterfamilie, den Habsburgern, die Königs-
würde verloren ging. Außerdem war hier die besondere Konstellation der Bindung an 
einen Orden gegeben, der zusätzlich zur Stifterfamilie Kompetenzen gegenüber dem 
Kloster besaß. Natürlich kann mit den ausgewählten Fällen nicht das gesamte Spektrum 
mittelalterlicher Stiftungen typologisch gespiegelt werden. Auch die Fünfzahl der Fälle ist 
vor allem ein Ergebnis des Machbaren. Doch bedarf die Entfaltung eines Problemhori-
zontes, wie sie angestrebt wurde, keiner repräsentiven Grundlage, sondern der bewussten 
Abwendung vom Individuell-Einzelnen. 

Um den in dieser Arbeit anvisierten heuristischen Effekt auch bei der Durchführung 
der Einzelfallstudien zu erzielen, bedurfte es bei deren Anfertigung einer Vorgehenswei-
se, die nicht von vornherein durch systematische Vorgaben den Blick auf überraschende 
Ergebnisse unmöglich machte. Deshalb schien die individuierende Bearbeitung der 
einzelnen Fälle ohne eine vorgängige Festlegung bestimmter Problemfelder angezeigt. 
Jeder Fallstudie liegt infolgedessen ein einfaches und flexibles Untersuchungsschema 
zugrunde. In zwei Schritten, nämlich der Beschreibung des historischen Kontextes und 
des Stiftungsvorgangs, werden zunächst der Zweck, die Konzeption der Stiftung und die 
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maßgeblichen sozialen, rechtlichen und kulturell-symbolischen, teils auch die wirtschaft-
lichen Bezüge für und bei deren Errichtung dargestellt. Im Sinne einer Versuchsanord-
nung haben diese beiden Abschnitte die Funktion, je verschiedene Aspekte aufzuzeigen, 
die in einem dritten Schritt auf Dauer und Wandel hin untersucht werden können. 
Kombiniert wird diese Vorgehensweise mit einer quellenorientierten, chronologisch 
voranschreitenden Darstellung der Stiftungsgeschichte. Soweit zu ermitteln, sollen dabei 
alle Quellen herangezogen werden, die eine Veränderung des Stiftungszwecks und dessen 
Umsetzung, Vermittlung und Deutung betreffen, darüber hinaus aber auch jene, in denen 
die Stifter, ihre Rechts- oder auch nur faktischen Nachfolger seitens der Destinatäre 
vergegenwärtigt wurden oder in denen die Destinatäre sich mit der eigenen, durch die 
Stiftung bestimmten Identität auseinandersetzen. Die Interpretation dieser Quellen aus 
dem Entstehungszusammenhang heraus kann Konstellationen sichtbar machen, die bis 
dahin nicht wichtig oder nicht gegeben waren. Die quellengeleitete Untersuchungs-
strategie und Darstellungsweise bestimmt in der Regel den Ort, an dem auf Stabilität oder 
Wandel des historischen Kontexts eingegangen wird und die am Beginn jeder Fallstudie 
entfalteten Aspekte wieder aufgegriffen werden können. 

In der Konzeption dieser Arbeit, so dürfte deutlich geworden sein, haben die einzelnen 
Fallstudien ein starkes Eigengewicht. Deshalb muss die Arbeit in den Versuch münden, 
die Einzelbefunde der Fallstudien aufeinander zu beziehen und so zugleich mögliche 
Ausrichtungen für die weitere Erforschung von Stiftungswirklichkeiten anzudeuten. 

I.3. Vorklärung: Die Identität von Stiftungen im 
Wandel 

Wer nach Dauer und Wandel von Stiftungen fragt, handelt sich sofort die Schwierigkeit 
ein, Kriterien dafür anzugeben. Im Laufe von Stiftungsprozessen werden neue soziale 
Strukturen geschaffen, Rechtsansprüche formuliert, wirtschaftliche Erträge umgeleitet, 
Bauwerke errichtet, liturgische und nicht selten karitative Praktiken ins Leben gerufen – 
eine Aufzählung, die sich fortsetzen ließe. In allen genannten Hinsichten können 
Veränderungen auftreten. Sollen alle diese möglichen Wandlungen als gleichermaßen 
relevant aufgefasst und verfolgt werden? Die ältere, stark institutionenbezogene 
Forschung widmete sich häufig der inneren Struktur, den äußeren Kontakten und der 
Rechtsstellung einer ‚Einrichtung‘ und orientierte ihren Untersuchungszeitraum an 
deren Bestand, ganz im Einklang mit dem früher dominierenden rechtshistorischen 
Stiftungsbegriff, der um die ‚juristische Person‘ kreiste. Obwohl die Ergebnisse dieser 
Bemühungen die vorliegende Arbeit praktisch oft erst ermöglicht haben, wird hier eine 
andere Ausrichtung vertreten. Nimmt man den Befund ernst, dass im Mittelalter 
Stiftungen auf der sozialen Beziehung zwischen Lebenden und Toten basierten, so wird 
man dies auch für die Identität einer mittelalterlichen Stiftung über die Zeiten hinweg 
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zum Ausgangspunkt machen müssen. Alle diejenigen Phänomene, in denen diese 
soziale Beziehung sich als Handeln für den Stifter oder die Stifterin manifestiert, bilden 
– so die Vorannahme – den Nährboden für die Identität vormoderner Stiftungen. 

Das sozialhistorische Stiftungsmodell beschreibt die Umsetzung des Stiftungszwecks, 
also etwa den Akt des liturgischen Gedenkens, aber auch die Verteilung von Almosen 
oder die Pflege von Kranken, als den Kern vormoderner Stiftungen, als Ereignisse, die die 
konkrete Beziehung zwischen jeweiligen Stiftern und Destinatären aktualisierten. Dieser 
Bereich der Vergegenwärtigung, der Vollzug des Stiftungszwecks, kann und muss für die 
Identität von Stiftungen als essentiell angesehen werden. Wenn so ein Kriterium gefunden 
ist, das den Wandel von Stiftungen gewissermaßen zu messen hilft, sind damit allerdings 
keine Vorannahmen über die zentralen Bedingungen von Dauer und Wandel in der 
Geschichte von Stiftungen verbunden. Ob memoriale oder karitative Praktiken beibe-
halten, intensiviert oder aufgegeben werden, in welcher Weise, und warum, gilt es erst zu 
untersuchen. 





 

II. Der Fall Quedlinburg: 
Familiengedenken im Kanonissenstift 

II.1. Historischer Kontext 

Als Heinrich I. und seine Gemahlin Mathilde in den 930er Jahren begannen, die Stif-
tung eines Kanonissenstifts in Quedlinburg in die Wege zu leiten, hatte der dafür 
ausgewählte Ort bereits herausragende politische Bedeutung als Königssitz erlangt. In 
liudolfingischen Besitz war Quedlinburg durch Heinrichs Vater, Otto den Erlauchten, 
gebracht worden.1 Heinrich I. baute den Ort zu einem neuen Herrschaftsmittelpunkt in 
Sachsen aus. Er ließ eine Burg errichten2 bzw. vorhandene Anlagen erheblich verstär-
ken. Während seines Königtums stieg der Ort zur meistbesuchten Pfalz auf und erlangte 
insbesondere Bedeutung als Stätte der königlichen Osterfeier. Mindestens dreimal hat 
Heinrich I. das höchste Kirchenfest hier gefeiert3, und auch die Urkunde, mit welcher 
der König im Rahmen seiner ‚Hausordnung‘ von 929 seiner Gemahlin Mathilde ihr 
Wittum zuwies, wurde auf einem Quedlinburger Hoftag ausgestellt. Die dort gelegenen 
Besitzungen Heinrichs rangierten zudem in der Wittumsübertragung an erster Stelle.4 
Kaum ein anderer Ort wies so viele Bezüge zur Herrschaft Heinichs I.  auf wie die im 
östlichen Harzvorland gelegene Pfalz.  

So verwundert es nicht, dass der König 936 eben dort, in der dem heiligen Peter 
geweihten Kirche auf dem Quedlinburger Burgberg, beigesetzt wurde. Sehr wahr-
scheinlich entsprach dies dem Wunsch des Herrschers selbst, obwohl eine dahin gehende 
Anordnung Heinrichs explizit erst in der jüngeren Vita Mathildis vom Anfang des 
11. Jahrhunderts überliefert wird.5 Unabhängig davon sprechen für eine in Quedlinburg 
geplante Bestattung jedoch die politische Bedeutung des Ortes in der Herrschaftspraxis 
des ersten liudolfingischen Königs ebenso wie die Wittumsüberweisung an seine 
Gemahlin und die forcierten Bemühungen um die Einrichtung der Stiftung, nachdem 

                                                                 
1  Vgl. Reuling, Quedlinburg (1996), 191. 
2  So Thietmari chronicon. Ed. Holtzmann, lib. I, cap. 18, 24. 
3  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nrn. 5, 7c, 34; zur Pfalzfunktion bis in staufische Zeit grundlegend Reuling, 

Quedlinburg (1996), 211−219. 
4  Vgl. DD H I, Nr. 20. 
5  Vgl. VMp, cap. 8, 160f. 
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Heinrich im Jahr 935 erkrankt war. Ob für die Wittumsübertragung von 929 schon 
Überlegungen in Bezug auf die künftige Grablege eine Rolle spielten, sei dahingestellt. 
Doch kann man umgekehrt davon ausgehen, dass die Wittumszuweisung später die Wahl 
der Grablege beeinflusst haben wird. Angesichts der politisch-repräsentativen Funktion 
Quedlinburgs wird man die Stiftsgründung zudem eng mit der Erlangung der Königs-
würde durch Heinrich I. in Zusammenhang bringen dürfen, dies umso mehr, als die 
liudolfingische Familie bereits über das ältere Familienstift Gandersheim verfügte. Die 
neue Stiftung an der bedeutsamsten Pfalz Heinrichs I. in Sachsen demonstrierte somit 
auch die neue, königliche Stellung der Familie.6 

II.2. Die Stiftung: 936 

Obwohl die Ausgangslage für eine Stiftung in Quedlinburg insgesamt günstig war, 
verlief der Gründungsprozess der Kanonissengemeinschaft keineswegs geradlinig. 
Schwierigkeiten ergaben sich vor allem aus dem Tod Heinrichs I. und den dadurch in 
Gang gesetzten Dynamiken. Zum einen veränderten sich mit dem Tod des Königs 
Status und Handlungsspielräume der verschiedenen Akteure. Zum anderen wurde der 
Stiftungsprozess selbst zum Medium, in dem die Beteiligten ihre akut instabilen Rollen 
repräsentieren mussten. Letzteres ist ein Grund dafür, dass in den verschiedenen Zeug-
nissen zur Quedlinburger Gründung die zentralen Konflikte häufig nicht ausführlich 
thematisiert, sondern vielmehr je nach Darstellungsabsicht verdunkelt werden. Für die 
Rekonstruktion der Ereignisse ist deshalb vor allem auf die Unterschiede und Wider-
sprüche der verschiedenen Berichte zu achten, die über den Stiftungsvorgang in den 
Mathildenviten, der Chronik Thietmars von Merseburg und der Stiftungsurkunde 
Ottos I. gegeben werden. 

Nach Darstellung der älteren Mathildenvita hatten Heinrich I. und seine Gemahlin 
ihren Vorsatz, Klöster zu gründen, zunächst den Großen, den principibus militum, 
mitgeteilt. Diese sollen daraufhin vorgeschlagen haben, ihre als Nonnen im Kloster 
Wendhausen lebenden Töchter nach Quedlinburg zu holen. Wegen vieler in Wend-
hausen herrschender Mängel habe den Eltern missfallen, dass ihre Töchter dort bleiben 
sollten: quas ibi manere multorum pro penuria displicuit parentibus. Bald darauf 
erkrankte der König und berief im Frühsommer 936 eine Reichsversammlung nach 
Erfurt ein7, zu der auch die Äbtissin Dietmot von Wendhausen geladen wurde. Diese 
soll die Bitte um Verlegung der Sanktimonialen freudig aufgenommen und nach dem 
Zureden vieler Großer ihre Zustimmung gegeben haben. Als wenig später, am 
2. Juli 936, Heinrich I.  in Memleben verstarb und in Quedlinburg beigesetzt wurde, 
war die Begründung der Kanonissengemeinschaft noch nicht gelungen. Äbtissin 

                                                                 
6  Vgl. Ehlers, Heinrich I. (1998), 251. 
7  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nr. 52a. 
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Dietmot verweigerte nun, die getroffene Vereinbarung zu erfüllen. Erst durch die Hilfe 
Ottos I. und der Großen konnte sie umgestimmt werden.8 

Der Bericht der älteren Mathildenvita ist in mehreren Punkten unklar. So bleibt 
zunächst dunkel, woran sich der Widerstand der Wendhausener Äbtissin Dietmot 
entzündete. Möglicherweise befürchtete sie in der nach dem Tode Heinrichs I. verän-
derten Situation, nunmehr ihre Leitungsfunktion in der Gemeinschaft an die Königin-
witwe Mathilde abtreten zu müssen.9 Wahrscheinlicher ist jedoch, dass Dietmot dem 
Plan von Beginn an skeptisch gegenüber stand. Denn schon die Darstellung von 
Dietmots Verhalten in Erfurt scheint merkwürdig. Wenn die Äbtissin den Vorschlag mit 
Freude aufnahm, warum brauchte es das Zureden vieler Großer auf dem Hoftag, um sie 
zur Zustimmung zu bewegen? Der Hinweis auf Dietmots freudige Reaktion scheint im 
Gesamtzusammenhang des Berichts über die Quedlinburger Gründung eher die Funk-
tion zu haben, die Wendhausener Äbtissin als wankelmütig hinzustellen und die Verzö-
gerung der Gründung vor allem ihr anzulasten. Geht man hingegen davon aus, Dietmot 
habe den Quedlinburger Plänen von Beginn an kritisch gegenübergestanden, lässt sich 
der Bericht über den Gründungsprozess neu lesen. So würde verständlicher, warum 
Heinrich und Mathilde auf die Unterstützung der in Erfurt versammelten Großen bei der 
Stiftung überhaupt angewiesen waren. In Quedlinburg sollte eine elitäre Einrichtung 
entstehen. Die Quedlinburger Annalen berichten von Mathildes Wunsch, nur Frauen 
von höchster Geburt dort zu versammeln: non vilis personae, sed summae ingenuitatis 
tirunculas.10 Nimmt man an, dass nur ausgewählte Adelstöchter, nicht aber alle Wend-
hausener Sanktimonialen in der zu begründenden Gemeinschaft Aufnahme finden soll-
ten, erklärt sich auch der Widerstand Dietmots zwanglos. Die Wendhausener Äbtissin 
musste in diesem Fall eine Degradierung ihrer Einrichtung befürchten, und zwar nicht 
nur für den Moment, sondern mit dauerhaften Folgen. Tatsächlich kam es auch gar 
nicht zur Verlegung des gesamten Wendhausener Konvents. Das Kloster blieb bestehen 
und wurde der Quedlinburger Kongregation unterstellt.11 

Eine weitere Unklarheit in der Darstellung der älteren Mathildenvita betrifft den 
Ort der geplanten Stiftung. So klingt es, als hätten die beteiligten Großen Quedlinburg 
als Sitz der Gemeinschaft vorgeschlagen. In diesem Sinne hat auch der Verfasser der 
jüngeren Vita seine Vorlage ausgebaut.12 Der historische Kontext der Stiftsgründung 
spricht hingegen dafür, dass das Königspaar Quedlinburg als Standort der künftigen 
Kongregation ausgewählt hat. Der Widerspruch löst sich allerdings auf, wenn man 

                                                                 
 8  VMa, cap. 4, 120−122; davon abhängig die jüngere Vita: VMp, cap. 7, 158; zu beiden Viten vgl. 

grundsätzlich Schütte, Untersuchungen (1994). 
 9  Vgl. Ehlers, Heinrich I. (1998), 244; Reuling, Quedlinburg (1996), 195. 
10  Ann. Quedl., a. 937, 460; zur Authentizität dieser Bemerkung vgl. die Bemerkungen der Heraus-

geberin ebd. (Giese, Einleitung, 42, Anm. 5): Eine spätmittelalterliche Interpolation ist unwahr-
scheinlich. 

11  Vgl. DD O I, Nr. 1. 
12  Vgl. VMp, cap. 7, 158. 
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den ohnehin sehr knappen Bericht der älteren Vita als verkürzt auffasst und nicht die 
Standortwahl, sondern lediglich die Verlegung der Wendhausener Nonnen der Initia-
tive der Großen zuschreibt. Die Interessen des Königspaares gingen in diesem Punkt 
wohl mit denen der erwähnten principes zusammen. In Anbetracht der herausragen-
den Rolle, die der Quedlinburger Pfalz in der Herrschaftspraxis Heinrichs I. zukam, 
verwundert es nicht, dass die Großen ihrerseits daran interessiert waren, an der 
Stiftung zu partizipieren. Ihre Verbindung zum König konnte durch die personelle 
Zusammensetzung der künftig dort ansässigen Kongregation befestigt werden. Mit 
dieser wurde eine Gemeinschaft geschaffen, in der sich die Gemeinschaft des Herr-
schers und ihm nahestehender Adelsgruppen bewahrte. Eine solche Konzeption würde 
zudem Parallelen in der Herrschaftspraxis Heinrichs I.  finden. Die integrierende 
Funktion der Quedlinburger Gründung als Leitmotiv der Stiftung zu deuten, führt 
aber zu weit. Die Annahme, dass die Königsfamilie hier „mit allen ihren Angehö-
rigen, Besitztümern und Möglichkeiten, also auch der Totensorge durch die Königin-
witwe, in den Dienst der Reichsintegration gestellt wurde“13, unterschätzt die Eigen-
ständigkeit des Memorialmotivs und die Durchsetzungsfähigkeit insbesondere Köni-
gin Mathildes. Der Stiftungsimpuls kam vom Herrscherpaar, dessen Familie wurden 
die Kanonissen verpflichtet. 

Nach Thietmar von Merseburg hat Königin Mathilde am Tricesimus, dem dreißigsten 
Tag nach Heinrichs I. Tod (31. Juli), das Kanonissenstift aus ihrem Eigentum ausgestattet 
und diesen Vorgang auch beurkundet: Congregacionem quoque sanctimonialium in die 
tricesima (…) statuit et huic, quantum ad victus et sui vestitus necessaria suppetebat, ex 
sua proprietate, laudantibus hoc suimet filiis, concessit et scriptis confirmavit.14 Thiet-
mars Informationen stammten sicher aus dem Quedlinburger Konvent selbst. Der spätere 
Bischof von Merseburg war in den 80er Jahren des 10. Jahrhunderts, wie er selbst 
berichtet, in Quedlinburg von einer der Kanonissen, seiner Tante Emnild, im Lesen und 
Schreiben unterrichtet worden.15 Die ältere Forschung nahm an, dass Thietmar in 
Quedlinburg die Urkunde Mathildes vorgelegen habe. Sie folgerte das aus von Thietmar 
verwendeten Formulierungen, die Ähnlichkeiten mit der Stiftungsurkunde Ottos I. auf-
weisen. Mathildes Urkunde, so eine weitere Vermutung, habe für das Herrscherdiplom als 
Vorlage gedient.16 Die beobachteten Übereinstimmungen erklären sich aber einfacher 

                                                                 
13  Ehlers, Heinrich I. (1998), 247. Zweifelsohne hatte die Gründung auch reichsintegrierende Funktion. 

Doch war diese, nimmt man den Wortlaut der Urkunden ernst, keineswegs der Memoria der Königs-
familie irgendwie übergeordnet. Die im Vergleich zu den älteren Gründungen sächsischer Frauen-
konvente hervortretende Neuerung bei der Quedlinburger Stiftung war die Vogteiregelung, die dann 
Vorbildcharakter für die zweite Stiftungswelle von Kanonissenstiften erhielt. Gerade die Vogtei aber 
wurde in Quedlinburg der Familie, nicht aber dem Königtum vorbehalten. An diesem prinzipiellen 
Unterschied ändern auch die Erwägungen, die Schmid, Thronfolge (1964), 130−134, über agnatische 
und kognatische Vorstellungen im Quedlinburger Gründungsdiplom angestellt hat, nichts. 

14  Thietmari chronicon. Ed. Holtzmann, lib. I cap. 21, 26-28. 
15  Vgl. Thietmari chronicon. Ed. Holtzmann, lib. IV cap. 16, 150; Lippelt, Thietmar (1973), 64. 
16  Vgl. DD O I, Nr. 1, Kommentar, 89. 
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durch die Annahme, Thietmar habe Einsicht nicht in Mathildes, sondern in die Urkunde 
Ottos gehabt und die Informationen über Mathildes Beurkundung aus der mündlichen 
Quedlinburger Überlieferung geschöpft. Dass die Urkunde Mathildes bis dahin auf-
bewahrt worden war, um erst nach Thietmars Autopsie spurlos zu verschwinden, scheint 
mehr als zweifelhaft. Auf die Stiftungsurkunde Ottos I. könnte sich außerdem Thietmars 
Hinweis beziehen, Mathildes Handeln sei von ihren Söhnen gutgeheißen worden. Wört-
lich darf dieser nicht verstanden werden, denn zumindest Mathildes ältester Sohn, Otto I., 
hielt sich Ende Juli 936 nicht in Sachsen auf, sondern befand sich auf dem Weg zur 
Königskrönung nach Aachen.17 Thietmars Darstellung dürfte insgesamt stark durch die 
orale Überlieferung vor Ort geformt worden sein. Dort aber, so zeigt sich in der älteren 
Mathildenvita wie auch in den Quedlinburger Annalen, wurde Mathilde als Stifterin 
angesehen.18 

Rechtlich maßgeblich für die Quedlinburger Stiftung war jedoch nicht die Urkunde 
Mathildes, sondern diejenige, die Otto I. am 13. September 936 ausstellen ließ.19 Der neue 
Herrscher verkündete darin, dass er in Quedlinburg zum Seelenheil seiner selbst wie 
seiner Vorfahren und Nachfolger eine Gemeinschaft von Sanktimonialen begründet habe, 
damit dort das Lob Gottes auf ewig gepflegt und das Gedenken an ihn und alle Seinigen 
vollzogen werde.20 Er stattete die Kanonissen mit der auf dem Berg errichteten Burg aus, 
ferner mit allem, was er zuvor den Klerikern am Ort geschenkt hatte, mit dem neunten 
Teil der Erträge des Königshofes daselbst sowie mit weiteren Einkünften, und schenkte 
ihnen das Kloster in Wendhausen mit allem zugehörigen Besitz. Er verlieh der 
Kongregation den Schutz der jeweiligen Könige, erklärte sie für unabhängig von jeder 
anderen Gewalt und bestimmte das Vogteirecht für den jeweils Mächtigsten der eigenen 
Sippe. Die Gemeinschaft erhielt das Recht, die Äbtissin frei unter sich auszuwählen, sollte 
keinem Menschen gehorchen außer Otto I. und seinen Nachfolgern und weder einem 
König noch einem Bischof irgendeinen Dienst schuldig sein.21 

                                                                 
17  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nr. 55h; Reuling, Quedlinburg (1996), 197. 
18  Vgl. VMa, cap. 4, 121f.; Ann. Quedl., a. 937, 459. 
19  Vgl. DD O I, Nr. 1. Womöglich wurde für die Ausstellung des Diploms eigens das Fest der Kreuz-

erhöhung gewählt. Vgl. Huschner, Kirchenfest (1993), 41. 
20  DD O I, Nr. 1: pro remedio animae nostrae atque parentum successorumque nostrorum (…) nostri 

nostrorumque omnium memoria perpetretur. Aus der Wortpaarung ‚parentes‘ – ‚successores‘ heraus 
könnte ‚parentes‘ hier auch mit ‚Vorgänger‘ übersetzt werden − vgl. Wagner, Gebetsgedenken 
(1994), 29f. −, doch scheint dies keineswegs zwingend. Eher wäre aus dem Kontext heraus noch mit 
‚Eltern‘ zu übersetzen. 

21  DD O I, Nr. 1: nostrae namque cognationis qui potentissimus sit, advocatus habeatur. Vgl. dazu 
auch Schmid, Thronfolge (1964), 130−134. Die Passage über die Äbtissinnenwahl kombiniert freies 
Wahlrecht mit Gehorsam gegenüber dem König: His ita peractis, ut liberam inter se eligendi 
abbatissam ulterius habeat potestatem, concessimus, ea videlicet ratione ut nulli hominum umquam 
nisi tantum nobis nostrisque successoribus obtemperet aut quilibet regum aut episcoporum personae 
aliquod servitium ab ea impendantur. 
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Im Vergleich mit der historiographischen Überlieferung fällt an der Stiftungsurkunde 
Ottos I. sofort auf, dass die Bemühungen seiner Mutter Mathilde um die Quedlinburger 
Gründung darin in keiner Weise erwähnt werden. Allein der neue König erscheint als 
Begründer der Kanonissengemeinschaft. Diese Tatsache ist häufig als Indiz für ein 
gestörtes Verhältnis zwischen Mutter und Sohn gewertet worden.22 Einen tieferliegenden 
Grund für Spannungen zwischen beiden glaubte man in der Parteinahme Mathildes für die 
Thronfolge ihres jüngeren Sohnes Heinrich gefunden zu haben. Doch die einzigen 
Quellen, die Mathilde unterstellen, ihren Zweitgeborenen favorisiert zu haben, sind die 
jüngere Vita der Königin und, wohl davon abhängig, Thietmar von Merseburg. Beide 
Werke sind mit großem Abstand zum Berichtszeitraum verfasst. Wesentlich schwerer 
wiegt jedoch, wie stark insbesondere die jüngere Mathildenvita König Heinrich II. ver-
pflichtet ist, dem Nachkommen eben jenes jüngeren Bruders Ottos I., der 936 von der 
Thronfolge ausgeschlossen wurde. Die Vita Mathildis posterior und auch Thietmar von 
Merseburg präsentieren mit den Bemerkungen über Mathildes vermeintliche Vorliebe für 
ihren Sohn Heinrich legitimierende Erinnerungskonstrukte aus späterer Perspektive, 
Aufschlüsse über die Parteiungen von 936 in der Frage der Thronfolge geben sie kaum.23 

Einleuchtender als Vermutungen über die Zuneigung Mathildes zu ihren Söhnen sind 
Überlegungen, die die Auseinandersetzungen zwischen Otto I. und seiner Mutter mit 
Mathildes Verfügungsgewalt über ihr Wittum in Verbindung bringen.24 Möglicherweise 
hatte Mathilde Ende Juli eigenmächtig Güter daraus veräußert, obwohl ihr das Wittum 
lediglich zur Nutznießung übertragen war.25 Falls ihr die Zustimmung Ottos zur Über-
tragung der betroffenen Güter an die Quedlinburger Stiftung tatsächlich fehlte, dürfte 
Mathilde bei ihrem Sohn Widerstand hervorgerufen haben. Dissenzen zwischen der 
Königinwitwe und ihrem Sohn Otto würden zudem gut mit der Situation im Sommer 
936 korrespondieren. Mathilde dürfte nach dem Tod ihres Mannes nicht nur darum 
bemüht gewesen sein, für dessen Seelenheil und Memoria zu wirken, sondern auch 
darum, ihre eigene Stellung und die damit verbundenen Handlungsspielräume auf 
möglichst hohem Niveau zu halten. Die Abfassung einer eigenen Stiftungsurkunde 
dürfte eine gute Gelegenheit geboten haben, beiden Interessen zugleich nachzugehen. 
Doch gerade in Quedlinburg, der Pfalz, an der das Königtum seines Vaters in beson-

                                                                 
22  Ein Überblick zu diesen Diskussionen bei Reuling, Quedlinburg (1996), 198. Spätere Überformung 

muss für alle Quedlinburger Quellen angenommen werden, ein oft nicht genügend berücksichtigtes 
Grundproblem bei der Interpretation dieser Quellen. Insbesondere in Bezug auf die von der For-
schung immer wieder herausgestellte Vorliebe Mathildes für ihren jüngeren Sohn Heinrich dürfte 
nicht mehr zu klären sein, ob aus den Quellen Erinnerung oder Erfindung spricht. 

23  Vgl. Schütte, Untersuchungen (1994), 85−93; Fößel, Königin (2000), 256−262; zu Thietmar vgl. 
Lippelt, Thietmar (1973), 166−173. 

24  Die Auseinandersetzungen darüber wurden allerdings meist in Bezug auf den Bericht der älteren 
Mathildenvita über ein späteres Zerwürfnis zwischen Mathilde und ihren Söhnen diskutiert. Einen 
Überblick gibt Schütte, Untersuchungen (1994), v. a. 62−65. 

25  DD H I, Nr. 20: ut libera atque secura potestate cum omni quaesitu eisdem locis invento 
temporibus vitae suae feliciter perfruetur. 
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derer Weise seinen repräsentativen Ausdruck gefunden hatte, hätte Otto die ‚Verein-
nahmung‘ durch eine eigenmächtig vorgehende Mutter wohl kaum dulden können. 

Wenn so insgesamt davon auszugehen ist, dass der Quedlinburger Stiftungsprozess 
durch Konflikte innerhalb der ottonischen Familie beeinträchtigt wurde, die nach dem 
Tod Heinrichs I. ausbrachen, so gibt es doch auch ein wichtiges Indiz dafür, dass der 
Stiftungsprozess sehr wohl planmäßig vorangetrieben wurde. Denn das Diktat der Stif-
tungsurkunde Ottos I. hatte eine Person verantwortet, die dem Verstorbenen, seiner 
Witwe und ihrem ältesten Sohn gleichermaßen nahestand, und zwar der langjährige Hof-
kaplan Heinrichs I. Adaldag. Für ein besonderes Vertrauensverhältnis zwischen diesem 
und der Königinwitwe sprechen mehrere Indizien.26 So lässt sich das Diktat des Geist-
lichen erstmals 927 in einer Urkunde für das Kloster Herford greifen, in dem Mathilde 
erzogen worden war und zu dessen Gunsten sie interveniert hatte.27 Auch die Abfassung 
der Wittumsübertragung an Mathilde, die Heinrich 929 im Zuge seiner ‚Hausordnung‘ 
vornahm, wird Adaldag zugeschrieben.28 Nicht zuletzt war es Adaldag, der auf Bitten 
Mathildes die erste Totenmesse für Heinrich I. las.29 Der Hofkaplan genoss aber nicht nur 
das Vertrauen Mathildes, sondern auch dasjenige Ottos I., der ihn zu Beginn seiner 
Regierungszeit mehrfach mit der Abfassung von Urkunden betraute, ihn 937 zum 
Erzbischof von Hamburg-Bremen machte und auch in den Folgejahren häufig als Berater 
heranzog.30 Mit Adaldag dürfte somit ein Geistlicher identifiziert sein, der für den 
Quedlinburger Gründungsprozess über einen längeren Zeitraum hinweg beratend tätig 
war, der die Vorstellungen Heinrichs I. und Mathildes über die geplante Stiftung kannte 
und im Stiftungsprozess vermittelnd eingreifen konnte. Adaldags kontinuierliche Teilhabe 
an Quedlinburger Belangen spricht deshalb für die Annahme, dass die Differenzen 
zwischen Mathilde und ihrem Sohn Otto weniger die Gestalt der Stiftung als die 
proklamatorisch-legitimierende Seite der Totensorge für Heinrich I. betrafen. 

Auch die in der Stiftungsurkunde erwähnte Schenkung an Kleriker vor Ort, die Otto I. 
wohl bald nach dem Tod seines Vaters vorgenommen hatte und die er nun dem Kanonis-
senstift übertrug, muss deshalb nicht als Konkurrenzprojekt zu der von seiner Mutter 
betriebenen Einrichtung eines Kanonissenstifts aufgefasst werden.31 Die Schenkung Ottos 
erklärt sich hinreichend durch die Dringlichkeit der Totensorge für Heinrich I. Ohnehin 
musste für einen Frauenkonvent in irgendeiner Weise die seelsorgerische Betreuung 
durch Geistliche abgesichert werden, da Frauen die Ausübung zahlreicher kultischer 
Handlungen verwehrt war. Es ist deshalb gut möglich, wenn auch nicht gesichert, dass die 

                                                                 
26  Fleckenstein, Hofkapelle (1966), 10, und Althoff, Adels- und Königsfamilien (1984), 298, vermuten 

überdies, dass Adaldag mit Mathilde verwandt war. 
27  Vgl. DD H I, Nr. 13. 
28  Vgl. DD H I, Nr. 20. Zum Diktat Adaldags, der mit Simon E gleichzusetzten ist, vgl. Sickel, Einlei-

tung (1879-1884), 82; Stengel, Diplomatik (1910), 139−142; Schmid, Religiöses (1965), 71−73. 
29  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nr. 55b. 
30  Vgl. Jordan, Art. Adaldag (1980), 104. 
31  Vgl. Reuling, Quedlinburg (1996), 197. 
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in der Stiftungsurkunde erwähnten Kleriker in den folgenden Jahren zur Ausübung 
priesterlicher Funktionen dem Kanonissenstift zugeordnet blieben.32 Unabhängig hiervon 
dürfte Ottos Handeln im Quedlinburger Stiftungsprozess stark dadurch bestimmt gewesen 
sein, die Totensorge für den verstorbenen Vater als ein Medium zu nutzen, in dem er als 
Nachfolger seinen Anspruch auf die Thronfolge demonstrieren und legitimieren konnte.33 
Auch aus diesem Grunde könnte er dafür gesorgt haben, in der Stiftungsurkunde als allein 
Verantwortlicher dargestellt zu werden. Er hätte demnach Mathildes Beteiligung am 
Stiftungsprozess vor allem deshalb verschwiegen, weil er in der angespannten Situation 
nach dem Tod seines Vaters eigenständiges königliches Handeln beweisen wollte und 
musste. Mit eben dieser Absicht des neuen Herrschers könnte auch zusammenhängen, 
dass in der Quedlinburger Stiftungsurkunde keinerlei Bezug auf das Totengedenken 
Heinrichs I. genommen wird. Die Kanonissen wurden summarisch der Memoria Ottos I. 
und seiner Angehörigen verpflichtet. Zwar erfolgte die Promulgation der Urkunde in 
Quedlinburg selbst, was den Bezug zur Grablege Heinrichs I. evident machte, und sicher 
bedurfte es keiner ausdrücklichen Erwähnung, dass die Memoria des dort Bestatteten zu 
den vordersten Aufgaben der Kanonissen gehörte. Doch könnte Heinrichs Name auch 
deshalb fehlen, weil beim Beurkundungsakt in Quedlinburg nicht so sehr die rückwärts-
gewandte Perspektive des Gedenkens an den kürzlich Verstorbenen betont werden sollte, 
sondern vielmehr die Kontinuität von hierarchischer Familienstruktur und Königs-
herrschaft in der Zukunft. Insbesondere wegen der konkurrierenden Ambitionen seines 
Bruders Heinrich musste Otto I. nach der Aachener Krönung seinerseits daran gelegen 
sein, mit aller Bestimmtheit die mit der Königswürde verbundenen Befugnisse umzu-
setzen. Denn die Individualsuksession, die ungeteilte Herrschaftsübernahme nur eines 
Königssohnes, der damit seinen Brüdern übergeordnet wurde, war ein Konzept, das es 
erst gegen tradierte Rechtsvorstellungen der Zeitgenossen durchzusetzen galt.34 

Wenn man also den Wortlaut der Stiftungsurkunde stark auf die Situation des 
Herrscherwechsels beziehen muss, so ist ungeachtet dessen die Memorialbestimmung 
konzeptionell durchaus ernst zu nehmen. Die neu begründete Gemeinschaft sollte der 
Memoria all jener Personen verpflichtet sein, die Otto I. in der Stiftungsurkunde als „die 
Seinigen“ bezeichnete. In erster Linie dürfte darunter der engere Verwandtenkreis des 
Herrschers, seine Familie zu verstehen sein.35 Für die Begründung einer neuen Familien-
memorialstätte bot Quedlinburg günstige Voraussetzungen. Mit dem Erwerb der Königs-
würde durch Heinrich I. hatte sich die politische und soziale Stellung der Liudolfinger in 
Sachsen und im Reich verändert. Diese zu verdeutlichen, war die Grablege des ersten 
liudolfingischen Königs bestens geeignet, zumal sie sich an einem Ort befand, der jetzt in 

                                                                 
32  Vgl. Reuling, Quedlinburg (1996), 199. 
33  Vgl. Bornscheuer, Miseriae Regum (1968), 5. 
34  Vgl. dazu v. a. Leyser, Herrschaft und Konflikt (1984), insb. 20−43. 
35  Vgl. die Beobachtungen zur entsprechenden Veränderung der Gebetsklausel in den Herrscher-

urkunden bei Ewig, Gebetsdienst (1982), 46f.; Wagner, Gebetsgedenken (1994), 28−34. 
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Sachsen propter regalis sedis honorem berühmt war.36 So sehr die Erlangung der 
Königswürde die Quedlinburger Stiftung mithin bestimmte, so stiftete Otto I. doch für die 
Memoria seiner Familie und nicht die des Königtums. Zwar erfolgte die Stiftung auch für 
das Seelenheil der Nachfolger Ottos im Königtum und erhielt den Status einer Reichs-
kirche. Der Memorialpassus und mehr noch die Vogteibestimmung erweisen aber, dass 
die Quedlinburger Kanonissen in erster Linie der Stifterfamilie verpflichtet bleiben 
sollten, und zwar auch für den Fall, dass ein künftiger König nicht Ottos Verwandtschaft 
zugehören sollte. Mit der Vogteibestimmung grenzte Otto allerdings auch eigene 
Familienmitglieder aus, wobei in der Situation von 936 insbesondere an seinen jüngeren 
Bruder Heinrich zu denken ist. Die Vogtei über die neue Gründung blieb bis auf weiteres 
der königlichen Linie der Familie vorbehalten. 

II.3. Die Geschichte der Stiftung 

II.3.1. Der Ausbau der Stiftung unter dem Zugriff der Stifter 

Die Quedlinburger Stiftung wurde in den folgenden Jahrzehnten schnell eines der wich-
tigsten Zentren ottonischer Memoria. Maßgeblich dafür waren insbesondere drei Aspekte: 
Zum ersten leitete die Königinwitwe Mathilde persönlich die Kanonissengemeinschaft. 
Zum zweiten wurde die Dotation der Stiftung kontinuierlich erweitert. Zum dritten 
schließlich führte Otto der Große die Itinerarpraxis seines Vaters fort – die Quedlinburger 
Pfalz blieb ein bevorzugter Ort zur Feier des Osterfestes und zur Abhaltung von Hoftagen. 

Dem Tenor der mehr oder minder zeitgenössischen Quellen zufolge konnte es für die 
Ausübung der ottonischen Memoria in Quedlinburg eine bessere Gewähr als die 
Anwesenheit der Königinwitwe Mathilde nicht geben.37 Von Mathildes Hingabe an 
Armen- und Totensorge berichten nicht nur ihre Lebensbeschreibungen, sondern auch 
Widukind von Corvey, Liutprand von Cremona und Thietmar von Merseburg.38 Der 
jüngeren Mathildenvita zufolge überwachte die Witwe die Anniversarfeiern für 
Heinrich I., die magnu apparatu vollzogen wurden und mit denen Armenspeisungen ein-
hergingen.39 Während ihrer gesamten Witwenzeit soll sie auch Oktav und Tricesimus 
Heinrichs begangen und den Samstag, den Wochentag, an dem Heinrich verstorben war, 
mit guten Werken geehrt haben.40 Viele dieser Beschreibungen haben zwar topischen 
                                                                 
36  Relatio Geltmari, Ed. Erdmann, 15. 
37  Zur Anwesenheit Mathildes vgl. Reuling, Quedlinburg (1996), 198f.; Schütte, Untersuchungen 

(1994), 69. 
38  Vgl. VMa, cap. 8–9, 127−130; VMp cap. 8, 158−161; cap 10, 163−169; cap. 17, 179−181; 

Widukindi rerum gestarum. Ed. Hirsch, lib. III, cap. 74, 150f.; Antapodosis. Ed. Becker, lib. IV, 
cap. 15, 86; Thietmari chronicon. Ed. Holtzmann, lib. I, cap. 21, 26f. 

39  VMp, cap. 18, 182. 
40  Vgl. VMp, cap. 17, 181; VMa, cap. 13, 137. 
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Charakter und wurden teilweise wörtlich aus älteren Vorlagen übernommen, doch liefert 
das keinen Grund, an der übereinstimmenden Hauptaussage der verschiedenen Quellen zu 
zweifeln.41 Königin Mathilde sorgte in Quedlinburg jedoch keineswegs nur für das 
Gedenken an ihren verstorbenen Ehemann. Auf dem Totenbett, so berichtet ihre ältere 
Vita, übergab sie ein computarium mit Einträgen vornehmer Verstorbener ihrer Enkelin 
gleichen Namens, die nun der Gemeinschaft als Äbtissin vorstand, und übertrug dieser 
die Weiterführung des Totengedenkens.42 

Die Stiftung ermöglichte es Mathilde, sich in einem neuem Wirkungsfeld, der Toten- 
und Armensorge, gestaltend zu profilieren, dabei die Nutzung ihres Wittums dauerhaft 
mitzugestalten43 und beides mit herrschaftlicher Repräsentation zu verbinden. Schon 
der Ort – Quedlinburg – erinnerte an das Königtum Heinrichs I. und damit auch an die 
königliche Würde Mathildes. Durch die liturgischen Feiern an der Grablege des 
Herrschers und die Fortführung der repräsentativen Praxis in der Pfalz durch Otto I. 
wurde diese Erinnerung immer wieder vergegenwärtigt. Dass Mathilde Wert darauf 
legte, sich auch nach dem Tod Heinrichs I. weiterhin als Königin darzustellen, war 
wohl einer der Gründe dafür, dass sie selbst der Kanonissengemeinschaft nicht beitrat.44 
Die Kanonissen blieben bis 966 ohne Äbtissin, obwohl Otto I. ihnen in der Stiftungs-
urkunde von 936 ausdrücklich das Recht der Äbtissinnenwahl zugesprochen hatte. Sie 
dürften Mathildes Anspruch, die Gemeinschaft zu leiten, als Auszeichnung, zumindest 
aber als legitim empfunden haben. Der größte Teil der Stiftungsgüter stammte aus 
Mitteln der Königin. Nach dem Bericht der Mathildenviten musste Mathilde neben 
Heinrich I. als Stifterin gelten. Sie wird darin als diejenige dargestellt, die die Gründung 
der Gemeinschaft vollendete, während ihr Sohn Otto lediglich als Helfer erscheint.45 
Die Quedlinburger Annalen schreiben die Initiative Heinrich I., die Ausführung 
Mathilde zu: Mechtild, inclita regina, obeunte coniuge suo, praefato scilicet rege 
Heinrico, coenobium in monte Quedelingensi, ut ipse prius decreverat, sancta 
devotione construere coepit.46 Diese Sicht könnte Mathildes eigener Meinung entspro-
chen und dürfte diejenige der Kanonissen geprägt haben. Zudem ist unwahrscheinlich, 
dass Otto I. längerfristig daran gelegen war, als Stifter angesehen zu werden. In den 
späteren Urkunden, die er für das Quedlinburger Stift ausstellen ließ, ist keine Rede 
mehr davon, dass er selbst die Kanonissengemeinschaft begründet habe. Wesentlich 

                                                                 
41  Vgl. Schütte, Untersuchungen (1994), v. a. 26f. Umstritten bleiben die bauhistorischen Befunde, 

insbesondere die Nutzung der sogenannten confessio im Zusammenhang mit Memorialpraktiken. 
Vgl. zuletzt Forst, Stiftskirche (2008), 72f.; Schubert, Kirchen (2007), 72f. 

42  VMa, cap. 13, 138: Quin etiam computarium, in quo erant nomina procerum scripta defunctorum, in 
manum ipsius dans animam illi commendavit Heinrici nec non et suam sed et omnium, quorum ipsa 
memoriam recolebat, fidelium. Vgl. VMp, cap. 26, 199. 

43  Vgl. zu diesem Aspekt Althoff, Probleme (1993). 
44  Vgl. Schütte, Untersuchungen (1994), 27f., 96f.; Bornscheuer, Miseriae Regum (1968), 68−76. 
45  Vgl. VMa, cap. 4, 120−122. 
46  Ann. Quedl., a. 936, 459. 
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wichtiger für Otto I. war der Ausbau Magdeburgs zum Erzbistum, den er mit allen 
Kräften vorantrieb.47 

Vor dem Hintergrund des starken Engagements Ottos in Magdeburg ist es umso 
aussagekräftiger, dass er in Bezug auf Quedlinburg an die Itinerarpraxis seines Vaters 
anknüpfte. Wie dieser hielt er sich häufig dort auf; der Ort gehörte weiter zu den meist-
frequentierten Pfalzen. Otto führte insbesondere die Praxis fort, Ostern hier zu feiern, 
was in der Regel mit Versammlungen der Großen einherging.48 Allem Anschein nach 
hatte die von Heinrich I. etablierte Quedlinburger Festtagspraxis integrierende, Konti-
nuität demonstrierende Funktion, auf die dessen Sohn wohl bewusst zurückgriff. 

In welcher Weise die Kanonissengemeinschaft in die Feier des Osterfestes einbezo-
gen wurde, ist unsicher, weil für die Zeit Ottos des Großen ungeklärt ist, ob sich die 
königliche Pfalz bei der Stiftskirche auf dem Burgberg oder bei der Kirche des 
heiligen Wigbert auf dem Königshof im Tal befand und wo die österlichen Feier-
lichkeiten stattfanden.49 Für die Bevorzugung der Stiftskirche spricht allerdings die 
Tatsache, dass sie die Grablege Heinrichs I. barg. Als Otto erstmals nach der Stifts-
gründung am ersten Todestag seines Vaters (2. Juli 937) Quedlinburg aufsuchte, war 
er sicher eigens gekommen, um an den Gedenkfeierlichkeiten für Heinrich teilzu-
nehmen.50 Gewiss wird er auch bei seinen späteren Aufenthalten das Grab seines 
Vaters besucht und Gottesdiensten in der Stiftskirche beigewohnt haben. In jedem 
Fall aber werteten die häufigen Aufenthalte des Herrschers in der Quedlinburger Pfalz 
auch die noch junge Kanonissengemeinschaft auf, die im Zuge der Osterfeierlich-
keiten und der damit verbundenen Hoftage immer wieder im Blick der versammelten 
politischen Elite Sachsens und des Reiches stand. 

Neben der repräsentativen Praxis vor Ort profitierte die Stiftung von der groß-
zügigen materiellen Förderung durch den König. Eine ganze Reihe von Begabungen, 
die Otto den Kanonissen im Laufe seiner Regierungszeit zukommen ließ, festigte die 
Bindung der Gemeinschaft an den Herrscher und die Seinigen. Schon ein Jahr nach 
der Gründung urkundete Otto auf Bitten seiner Mutter wieder für den Konvent. Der 
König schenkte den Kanonissen zum Seelenheil seiner selbst wie seiner Schuldner 
den Kleiderzehnten verschiedener Ortschaften und mehrere leibeigene Familien, 
wobei zumindest ein Teil der übertragenen Güter aus Mitteln Mathildes stammte.51 
944 übereignete Otto ein Gut in Kinlinga dem Quedlinburger Kloster, wo sein Vater 
begraben liege, für dessen Seelenheil, auch seines eigenen Heils wegen sowie zum 
Almosen für seine Tochter Liutgard, deren Krankheit ihn dieses habe versprechen 

                                                                 
47  Vgl. Althoff, Gründung (2001). 
48  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nrn. 79a; 94a; 162a; 265a; 562d. 
49  Vgl. Reuling, Quedlinburg (1996), 208−211. 
50  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nr. 68. 
51  DD O I, Nr. 18: pro remedio animae nostrae debitorumque nostrorum. Vgl. zu dieser Formel 

Wagner, Gebetsgedenken (1994), 5−7. 
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lassen.52 Am 29. Januar 946, noch am Todestag seiner Gemahlin Edgith, vermachte er 
den Nonnen Orte in Nordthüringen. In der Arenga der betreffenden Urkunde heißt es, 
der König vertraue darauf, dass die Gnade, die er auf Erden den Gotteshäusern 
erweise, himmlische Erwiderung für ihn und seine Schuldner finde. Die Dispositio 
bestimmt die Vergabung als fromme Gabe für Heinrich I. und Ottos Mutter Mathilde 
wie auch für die Seele seiner Gemahlin Edgith.53 Ebenfalls auf Bitten seiner Mutter 
Mathilde übereignete Otto 954 das zu deren Ausstattung gehörige Spielberg dem Klo-
ster für den Unterhalt der Sanktimonialen zum Seelenheil seines Vaters Heinrich und 
seiner Schuldner.54 Den Unterhalt seiner Tochter Mathilde, die dem Stift zur Erziehung 
übergeben worden war, sicherte Otto I. 956 durch zwei Güterschenkungen.55 Im 
gleichen Jahr übertrug er dem Stift auf Bitten Mathildes die Klause der Liutburg und 
die dort erbaute Michaelskirche mit deren Zubehör.56 961 begabte er die Kongregation 
noch einmal reichlich. Wiederum einem Wunsch seiner Mutter folgend, überließ er den 
zu deren Wittum gehörenden Königshof in Quedlinburg nebst der sich dort befindenden 
Jakobs- (und Wiperti-)Kirche dem Kanonissenstift nun in Gänze mit der Auflage, dass 
die Äbtissin, die das Kloster auf dem Berg leiten werde, in der unten auf dem Hof 
errichteten Kirche nicht weniger als zwölf Kleriker für das Seelenheil der Seinigen wie 
seiner Schuldner mit vollem Unterhalt und Kleidung auf ewig versehen solle.57 

In den Seelenheilabschnitten der Urkunden erscheint neben Otto selbst am häufigsten 
Heinrich I. Über den Stiftungsakt hinaus behielt die Herrschergrablege für die Stiftung 
also zentrale Bedeutung. Indem Otto außerdem in elemosinam oder für das Seelenheil 
anderer Familienangehöriger urkundete, aktualisierte er die Verpflichtung der Kanonis-
sen auf die ottonische Familie. Darüber hinaus – so zeigt es die Vergabung aufgrund der 
Krankheit seiner Tochter Liutgard – wurde die Gemeinschaft nicht nur für die Toten-
memoria herangezogen. Von der Begünstigung der Kanonissen erwartete der Herrscher 
sich auch Heilswirkung für die Lebenden. 

Die Stiftung fungierte in umfassender Hinsicht als Heilsgarant für die herrscherliche 
Familie, aber auch für das Wohlergehen des Reiches.58 Im Jahr 962 sandte Otto Reli-

                                                                 
52  DD O I, Nr. 61: ubi domnus ac genitor noster pię memoriae rex Heinricus extat tumulatus, pro 

remedio animae illius, nostrae etiam causa salutis, quin et in elemosina filiae nostrae Liutgardae, 
pro cuius infirmitate haec spopondimus. 

53  DD O I, Nr. 75: Proinde in elemosina domni genitoris nostri Heinrici regis nostraeque dominae 
ac matris reginae Mahthildae nec non et pro anima dilectissimae coniugis nostrae Edgidis. 

54  DD O I, Nr. 172: pro remedio animae domni et genitoris nostri Heinrici regis nostrorumque 
debitorum. 

55  Vgl. DD O I, Nrn. 184f. 
56  Vgl. DD O I, Nr. 186. 
57  DD O I, Nr. 228: Statuimus etiam ut abbatissa quae monasterium in monte situm regere 

videbitur, in ecclesia inferius in corte constituta haud minus quam duodecim clericos pro 
nostrarum remedio animarum debitorumque toto victu et vestitu praevideat aevo. 

58  Vgl. Althoff, Adels- und Königsfamilien (1984), 238f.; Schütte, Untersuchungen (1994), 21; 27; 
Leyser, Herrschaft und Konflikt (1984), 48. 
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quien nach Quedlinburg, die er bei der Kaiserkrönung in Rom in Empfang genommen 
hatte.59 Die Translation demonstrierte den politischen Erfolg des Herrschers, sie ließ die 
Quedlinburger Stiftung daran partizipieren und vermehrte den sakralen Charakter des 
Ortes. Von einem ähnlichen Fall berichtet Widukind von Corvey schon zum Jahr 955: 
Nach dem Lechfeldsieg und der Akklamation zum Kaiser habe Otto Ehrungen und wür-
dige Lobgesänge für die höchste Gottheit in allen Kirchen angeordnet und dasselbe 
seiner Mutter durch Boten aufgetragen.60 

Bezeichnend an der Bemerkung Widukinds ist, dass er den Herrscher sich nicht etwa 
an die Gemeinschaft richten lässt, die das Gotteslob darbringen sollte, sondern an seine 
Mutter. Die verwandtschaftliche Beziehung zwischen Otto und Mathilde, die bei 
Widukind die Kanonissengemeinschaft völlig aus dem Blickfeld geraten lässt, dürfte 
den herrschaftlichen Zugriff Ottos auf die Stiftung in gleicher Weise garantiert wie 
beschränkt haben. Denn seine Mutter fungierte in Quedlinburg nicht als bloßes Medium 
königlicher Einflussnahme, sondern besaß eigenen herrschaftlichen Rang.  

Dieser Umstand könnte einer der Gründe dafür sein, dass in keiner der Urkunden, die 
Otto zugunsten der Kanonissen ausstellen ließ, konkrete Memorialleistungen vor-
geschrieben werden. Schon an der Stiftungsurkunde Ottos war aufgefallen, dass sie 
keine eigene Memorialauflage für Heinrich I. enthielt. Ähnliches lässt sich bei der 
Begabung am Todestag Edgiths, Ottos erster Gemahlin, feststellen. Hier bietet sich der 
Vergleich mit einer Magdeburger Urkunde an, die am selben Tag ausgefertigt wurde 
und als Vorlage für die Quedlinburger Urkunde diente.61 Die Abweichungen im Text 
beider Dokumente sind bemerkenswert. In der Magdeburger Urkunde erfolgte die 
Vergabung in elemosina Heinrichs I. und Ottos selbst, im Quedlinburger Präzept in 
elemosina Heinrichs I. und Mathildes. Während Otto den Klerikern in Magdeburg 
auferlegte, aus den übertragenen Gütern künftig Almosen am Anniversartag seiner 
Gemahlin zu verteilen62, wurde in der Quedlinburger Urkunde zwar das Seelenheil der 
Verstorbenen als Grund der Vergabung genannt – nec non et pro anima dilectissimae 
coniugis nostrae Edgidis –, doch die Verwendung der Güter nicht auf die Memoria 
Edgiths bezogen, sondern nur allgemein der Sanktimonialengemeinschaft zugesichert: 
usui sororum. Sicher sollte in Magdeburg, wo die Verstorbene bestattet wurde, ihre 
Memoria besonders festlich begangen werden. Trotzdem erscheint die Quedlinburger 
Formulierung im Vergleich recht dürftig. Das Fehlen genauerer Bestimmungen ließe 
sich zunächst damit erklären, dass Otto Memorialleistungen der Kanonissen für Edgith 

                                                                 
59  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nr. 309c. 
60  Widukindi rerum gestarum. Ed. Hirsch, lib. III, cap. 49, 128f.: Triumpho celebri rex factus 

gloriosus ab exercitu pater patriae imperatorque appellatus est; decretis proinde honoribus et 
dignis laudibus summae devinitati per singulas ecclesias, et hoc idem sanctae matri eius per 
nuntios demandans (…). 

61  Vgl. DD O I, Nrn. 74f.; Wagner, Gebetsgedenken (1994), 39, Anm. 287. 
62  DD O I, Nr. 74: sancientes anniversarium eius [Edgidis] venientibus inde reditibus iugiter 

elemosinis agi. 
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erwarten konnte, ohne dies ausdrücklich vorzuschreiben, weil die Memoria aller 
Seinigen ausdrücklicher Zweck der Stiftsgründung gewesen war und der Herrscher sich 
zudem darauf verlassen konnte, dass seine Mutter das Totengedenken für Edgith 
organisieren würde. Diese Deutung korrespondiert mit einem allgemeineren Befund für 
die Stiftungsurkunden der sächsischen Könige. Genaue Anweisungen zur Abhaltung 
des Totengedenkens finden sich darin nur selten.63 Anscheinend wurde es in der Regel 
den Empfängern anheimgestellt, wie sie die in den Urkunden enthaltenen Gebets-
klauseln im Einzelnen umsetzten. Im Fall der Herrscherurkunden für Quedlinburg ist 
jedoch überdies in Erwägung zu ziehen, dass allzu konkrete Vorgaben Mathilde über-
gangen hätten. Die Stiftung war ihr Wirkungsfeld, und ihre damit verbundene Rolle als 
„Wächterin“ der Familienmemoria galt es zu akzeptieren. Wie stark Mathildes Stellung 
in dieser Hinsicht vom Quedlinburger Konvent bewertet wurde, geht aus einer dort 
entstandenen Fälschung vom Ende des zehnten Jahrhunderts hervor, in deren Narratio 
es heißt, Otto habe rogatu, immo ut dicamus iussu matris nostrae Mahthildae semper 
augustę gehandelt.64 Die gestaltende Rolle Mathildes weist in gleicher Weise der 
Befund der echten Urkunden aus. Nicht selten war sie es, die die herrscherlichen 
Rechtsakte initiierte. Mehrere Vergabungen Ottos gingen auf ihre Intervention zurück 
und betrafen Besitzungen oder Einkünfte aus ihrem Dotalgut.65 Auch in einer Papst-
urkunde von 967 erscheint Mathilde neben Otto als Intervenientin für die Quedlinburger 
Kongregation. 

Eine Papsturkunde hatte das Stift schon im Jahr 947 erhalten.66 Überliefert ist aller-
dings erst die zweite päpstliche Urkunde, die das Stift 967 erhielt. Auch von päpstlicher 
Seite wurde den Kanonissen nun ein ausgezeichneter Rechtsstatus zugestanden. 
Johannes XIII. nahm die Kongregation in päpstlichen Schutz und bestimmte, dass die 
Quedlinburger Äbtissin nur durch die dortige Gemeinschaft gewählt werden solle.67 
Wie schon im Fall der Stiftungsurkunde Ottos I. stand dabei die Wahlrechtsverleihung 
im Gegensatz zur in Quedlinburg geübten Praxis.68 Im Vorjahr der Privilegierung, 966, 
war Ottos des Großen Tochter Mathilde als Äbtissin eingesetzt worden. Zwar hatte die 
Kongregation Mathilde gewählt, doch war sie, die den Kanonissen schon früh zur 
Erziehung übergeben worden war, zweifelsohne von ihrer Großmutter und ihrem Vater 
als künftige Äbtissin vorgesehen gewesen. Der Anspruch der Stifterfamilie auf die 
Leitung des Konvents wurde später explizit in einer Urkunde Ottos II. formuliert: Seine 
Schwester würde dem Kloster vorstehen, weil der Ort einst durch den mühevollen Eifer 
seiner Vorfahren errichtet worden sei.69 

                                                                 
63  Vgl. Wagner, Gebetsgedenken (1994), v. a. 77. 
64  DD O I, Nr. 455. 
65  Vgl. DD O I, Nrn. 18; 172; 186; 228. 
66  Vgl. Reg. Imp. II,5, Nr. 419. 
67  Vgl. Papsturkunden. Ed. Zimmermann, Nr. 178. 
68  Zu Norm und Wirklichkeit der Äbtissinnenwahl vgl. Schilp, Norm und Wirklichkeit (1998), 119f. 
69  Vgl. DD O II, Nr. 78. 
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Der Regierungsantritt Mathildes als Äbtissin wurde mit großem Aufwand inszeniert. 
Mehrere Bischöfe nahmen die Weihe vor, zu der sich das Herrscherpaar selbst und die 
Großen des Landes eingefunden hatten.70 Rückblickend bemerken die Quedlinburger 
Annalen zu diesem Vorgang, Mathilde sei im Alter von elf Jahren mit der Metropolitae 
sibi haereditariae betraut worden, obwohl sie so großer Last nicht gewachsen gewesen 
sei, auf den Rat der kaiserlichen Väter hin wie auch durch gemeinsame Wahl und unter 
dem beständigen Segen der Bischöfe. Wenig später heißt es, Mathilde sei nach dem 
Recht der Verwandtschaft im Erbe ihrer Großmutter gefolgt.71 In der Beschreibung der 
Quedlinburger Annalen erscheinen die verschiedenen Mathilde als Äbtissin legitimie-
renden Aspekte nicht als Gegensätze. Vielmehr werden sie zu einer harmonisierenden 
Kette akkumuliert, in der ‚Erbanspruch‘ und Wahl unabhängig voneinander Gewicht 
haben. Lediglich das Alter Mathildes wird in dieser Aufzählung mit leiser Kritik 
bedacht. Gerade deshalb wird man die affirmativen Züge der Schilderung umso ernster 
nehmen können. Der Anspruch der Stifterfamilie, die Kanonissengemeinschaft durch 
eine Angehörige leiten zu lassen, wurde vor Ort nicht nur hingenommen, sondern 
legitimierte die erste Äbtissin tatsächlich. Die Anerkennung dieser stark herrschaftlich 
bestimmten sozialen Konstruktion der Stiftung wurde sicher dadurch unterstützt, dass 
auch in zahlreichen anderen Frauenkonventen, die im 9. und 10. Jahrhundert in Sachsen 
gestiftet wurden, die Äbtissinnen aus den Stifterfamilien stammten, die Quedlinburger 
Regelung insofern typisch war.72 Weniger gewöhnlich war das Wahlrecht der Gemein-
schaft. Vor Ort scheint man dabei nicht den Aspekt der Auswahl, sondern den Vorgang 
selbst in seiner rechtlichen Funktion für wesentlich gehalten zu haben. Abgesehen von 
der eingeschränkten Handlungsfreiheit der Kanonissen lag die Einsetzung einer Ottonin 
als Äbtissin durchaus auch im Interesse der Gemeinschaft, sicherte sie doch die enge 
Verbindung zum Herrscher und erhöhte die Aussicht auf weitere Aufmerksamkeit und 
Zuwendungen seitens der Stifterfamilie, sei es in Form von Ausstattung, Privilegierung 
oder Repräsentation. Die Einsetzung einer ottonischen Königstochter als Quedlinburger 
Äbtissin hatte somit Vorteile für alle Beteiligten. Sie sicherte die Kontinuität in der 
Beziehung zwischen Stiftung und Stifterfamilie. Die Königstochter erhielt ein Betä-
tigungsfeld von hoher Dignität und mit großen Entfaltungsmöglichkeiten zugewiesen. 
Zusammen mit der Vogtei über die Stiftung behielt die Stifterfamilie auf diese Weise 
die Möglichkeit, den Umgang mit den Gütern der Stiftung zu überwachen, und zwar 
nicht nur hinsichtlich deren Verwendung im Hinblick auf den Stiftungszweck, sondern 
auch für politische Ziele. Denn auch mit der Übertragung von Verwaltungsaufgaben 
oder über die Verlehnung von Stiftsgütern standen der Quedlinburger Äbtissin Mög-
lichkeiten offen, sich für die Belange ihrer Familie einzusetzen.  

Bei der Wahl des Zeitpunkts für die Einsetzung der jüngeren Mathilde zur Äbtissin war 
wohl maßgeblich, dass Otto I. und seine Mutter 966 damit rechnen mussten, sich nicht 
                                                                 
70  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nr. 427a. 
71  Vgl. Ann. Quedl., a. 999, 504. Das vorangegangene Zitat ebd., 500. 
72  Parisse, Frauenstifte (1991), 481; Ders., Canoinesses (1978), 118f. 
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lebend wiederzusehen. Denn der Herrscher stand im Begriff, sich erneut auf einen Italien-
zug zu begeben, ein Unternehmen, das stets mit hohen Risiken für Leib und Leben aller 
Beteiligten verbunden war; seine Mutter hatte mittlerweile ein fortgeschrittenes Alter 
erreicht. Beides waren gute Gründe, für die Zukunft von Stiftung und Königstochter 
gleichermaßen vorzusorgen. Außerdem dürfte die Einkleidung und Einsetzung Mathildes 
zur Äbtissin auch als ein Akt des Opferns, der Darbringung an Gott verstanden worden 
sein, durch den göttlicher Beistand für den bevorstehenden Italienzug erbeten wurde.73 

In der Tat starb die Königinwitwe Mathilde zwei Jahre später, am 14. März 968, und 
wurde in Quedlinburg bestattet. Otto der Große kehrte erst 973 nach Sachsen zurück. 
Seine erste wichtige Station dort war Magdeburg, wo er wie häufig das Palmfest beging. 
Im Anschluss begab er sich nach Quedlinburg. Ein letztes Mal feierte der Herrscher hier 
gemeinsam mit den Großen des Reiches Ostern in aller Pracht, hielt Hoftag und empfing 
zahlreiche Gesandte aus den verschiedensten Regionen Europas.74 Kurz darauf verstarb er 
in Memleben und wurde im Dom zu Magdeburg, seiner eigenen Stiftung, beigesetzt. Eine 
Bestattung in Quedlinburg scheint Otto nie in Erwägung gezogen zu haben. 

II.3.2. Kontinuität als Signum 

Mit Otto und Mathilde waren die für die Quedlinburger Gründung wichtigsten Mit-
glieder der Stifterfamilie gestorben. Mehr als drei Jahrzehnte hatten sie die Stiftung in 
jeder Weise gefördert. Im Vergleich zu dieser ersten Phase in der Geschichte der 
Stiftung nimmt sich die Aufmerksamkeit, die Ottos des Großen Sohn und Nachfolger 
Otto II. den Quedlinburger Kanonissen zukommen ließ, auf den ersten Blick eher 
dürftig aus. Lediglich zwei Mal ist der Herrscher in Quedlinburg nachweisbar, ein Mal 
urkundete er für das Stift.75 Die genauere Analyse relativiert diesen Befund jedoch. 
Zum einen regierte Otto II. nach dem Tod seines Vaters nur noch zehn Jahre, ab 980 
weilte er in Italien, wo er starb und auch bestattet wurde. Zum anderen kam der 
Herrscher in beiden Fällen zum Osterfest nach Quedlinburg, und zwar im Abstand von 
lediglich vier Jahren, 974 und 978. Gewiss war es kein Zufall, sondern Ausdruck von 
Kontinuität, dass Otto II. schon im ersten Jahr nach dem Tod seines Vaters Quedlinburg 
zur Osterfeier aufsuchte. Den Zeitgenossen dürfte deutlich gewesen sein, dass Otto 
damit an das traditionsbildende Verhalten von Vater und Großvater anknüpfte. Zudem 
ließ der Herrscher während dieses Aufenthalts eine Urkunde für das Kanonissenstift 
aufsetzen, die erst am 13. Mai, dem Servatiustag, ausgefertigt und so auf den Haupt-
patron des Kanonissenstifts bezogen wurde. Der König übertrug dem Nonnenkloster 
seinen Hof Ditfurth − und damit einen Güterkomplex, der wiederum einst zum Wittum 

                                                                 
73  Zum Zusammenhang zwischen Weihe und Italienzug schon Leyser, Herrschaft und Konflikt 

(1984), 83, Anm. 4f. 
74  Vgl. Reg. Imp. II,1, Nr. 562d. 
75  Vgl. Reg. Imp. II,2, Nr. 654. 
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Königin Mathildes gehört hatte − und andere Ortschaften zum Seelenheil seines Vaters 
und seiner übrigen Vorfahren wie auch wegen der flammenden Liebe (zu) seiner 
Schwester, Äbtissin Mathilde.76 Die in der Urkunde gegebene Begründung für die Gabe 
steht ganz im Einklang mit der Stiftungskonzeption von 936 und den Folgejahren. Als 
übergreifender Stiftungszweck erscheint das Wirken für das Seelenheil der Vorfahren; 
der aktuellen Situation trug Rechnung, dass Ottos gleichnamiger Vater durch die 
Namensnennung herausgehoben wurde. Mit der Hervorhebung seiner Schwester 
bekundete Otto zudem die Bedeutung des verwandtschaftlichen Elements in der Bezie-
hung zum Quedlinburger Konvent. 

Um das Verhältnis Ottos II. zur Quedlinburger Stiftung zu beurteilen, bietet sich über 
die Herrscherurkunden hinaus die ältere Vita Mathildis als Zeugnis an. Sie wurde wohl in 
den ersten Regierungsjahren Ottos II. verfasst, dem sie gewidmet und auf den sie in 
gewisser Weise zugeschrieben war. Denn obwohl im Zentrum das Leben der Königin 
Mathilde, insbesondere ihr Wirken in der Witwenzeit steht, greift die Vita bis in die Zeit 
Konrads I. zurück und endet nicht mit dem Tod Mathildes, sondern dem ihres Sohnes und 
erwähnt noch den Übergang der Herrschaft auf Otto II. In der Darstellung durchdringen 
sich Reichsgeschichte und Heiligenleben. Der entscheidende Konnex ist immer wieder 
das Wirken Mathildes für das glückliche Geschick der ottonischen Dynastie.77 

Leider lässt sich nicht klären, wo und von wem die Vita verfasst wurde.78 Allerdings 
kommt in der Darstellung zwei Stiftungen der Königinwitwe besonders breiter Raum zu, 
nämlich den Frauenkonventen von Nordhausen und Quedlinburg, während andere 
Stiftungen der Königin lediglich aufgezählt werden. Der Verfasser oder die Verfasserin 
muss zu beiden Gemeinschaften gute Kontakte gehabt haben. Von der Situation beider 
Konvente wird indes ein geradezu konträres Bild gezeichnet. Das Schicksal Nordhausens 
scheint prekär. Immer wieder wird die Sorge der Königin – wie auch der Nordhausener 
Äbtissin Ricburg – um die noch junge Stiftung geschildert, ihr Bemühen, diese für die 
Zukunft abzusichern.79 Zweifelsohne sollte der Widmungsträger der Vita, Otto II., durch 
die Schilderungen der Vita veranlasst werden, sich um die Stiftung seiner Großmutter zu 
bemühen. Der Status der Quedlinburger Stiftung hingegen erscheint nach den Schwierig-
keiten bei der Gründung schnell als gesichert. Die gleichnamige Enkelin wird auf 
Mathildes Wunsch hin dem Stift übergeben, im Tal ein Kanonikerstift gegründet. In 

                                                                 
76  DD O II, Nr. 78: pro piissimi genitoris nostri imperatoris augusti ceterorumque antecedentium 

parentum remedio animarum nec non intimo sororis nostrae, Mahthildis videlicet venerabilis 
abbatissae, amoris instigante ardore. Hier könnte die „Liebe“ Ottos II. zu seiner Schwester oder 
auch die Liebe Mathildes (zu Otto oder den Vorfahren) gemeint sein, wobei ersteres die 
konventionellere Variante wäre. 

77  Vgl. Schütte, Untersuchungen (1994), 24. 
78  Vgl. dazu und auch zum Folgenden Althoff, Causa scribendi (1988), der für Entstehung der Vita in 

Nordhausen plädiert; dies entkräftend Schütte, Einleitung (1994), 11f. Weiterführend Bodarwé, 
Sanctimoniales litteratae (2004), 324 mit Anm. 200−202, die auf die engen Verbindungen zwischen 
beiden Orten, Quedlinburg und Nordhausen, hinweist. 

79  Vgl. VMa, cap. 11f., 133−135; cap. 14f., 138−140. 
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Quedlinburg pflegt die Königin die Memoria ihres Gemahls, wirkt Wunder und vertraut 
am Sterbebett der jüngeren Mathilde die Sorge um das Totengedenken an. In Quedlinburg 
begeht ihr Sohn sein letztes Osterfest.80 Die Quedlinburger Stiftung, so muss es sich dem 
Leser darstellen, hat die ‚Aufbauphase‘ bereits hinter sich, sie ist etabliert und für die 
Zukunft lebensfähig. Für den Verfasser der Vita war der hohe Status der Quedlinburger 
Kanonissengemeinschaft schon so selbstverständlich, dass dieser keiner expliziten 
Erwähnung mehr bedurfte. Zweierlei ist daraus zu folgern. Zum einen scheint nach dem 
Tenor der Vita weitere Ausstattung der Stiftung nicht als Erfordernis. Vielmehr wird man, 
vor dem Hintergrund der für Nordhausen gegebenen Charakterisierung, die auffällige 
Förderung der Quedlinburger Stiftung unter Otto I. und seiner Mutter eben auch als 
sukzessive ‚Anschubförderung‘ begreifen müssen. Bedenkt man darüber hinaus, dass in 
ottonischer Zeit Königsherrschaft und Gedenkwesen gleichermaßen polyzentrisch ausge-
richtet waren,81 so wird man Ottos II. vermindertes Engagement gegenüber der Quedlin-
burger Stiftung nicht als Ausdruck mangelnden Interesses werten, sondern vielmehr – 
auch – als Ausdruck gelungener Verstetigung: Die Stiftung bedurfte keiner so häufigen 
Impulse von außen mehr. Zum anderen jedoch dürften der Verfasser der älteren 
Mathildenvita wie auch sein anvisiertes Publikum mit gleicher Selbstverständlichkeit 
davon ausgegangen sein, dass man sich in Quedlinburg auch künftig herrscherlicher 
Aufmerksamkeit erfreuen würde. 

In der Vita Mathildis werden zwei besondere Gründe für die guten Zukunfts-
aussichten der Quedlinburger Stiftung deutlich. Der erste liegt in der verwandtschaft-
lichen Bindung zwischen Herrscher und Quedlinburger Äbtissin, die mehrfach erwähnt 
wird, der zweite in der Quedlinburger ‚Ausstattung‘ mit Grablegen. Wie wichtig beides 
schon für die Zeitgenossen war, hebt sich wiederum an den Nordhausener ‚Defiziten‘ 
wie auf einer Negativfolie besonders scharf ab. Um die jüngere Stiftung abzusichern, 
sucht Mathilde in der Vita nämlich, abgesehen von ihren direkten Interventionen bei 
Otto I. und dessen Sohn, weitere Unterstützung bei Wilhelm von Mainz, dem sie ans 
Herz legt, sich selbst für Nordhausen zu verwenden und auch den Kaiser daran zu 
erinnern. Auch dabei greift sie ausdrücklich auf verwandtschaftliche Bindungen zurück: 
Wilhelm ist nicht nur Mainzer Erzbischof, sondern auch filius Ottonis imperatoris.82 
Schärfer noch wird die Bedeutung der Quedlinburger Grablegen gezeichnet. In einer 
Passage der Vita äußert die bereits erkrankte Königinwitwe Mathilde gegenüber der 
Nordhausener Äbtissin Ricburg, sie fühle ihren Tod nahen und würde sich gern in 
Nordhausen bestatten lassen, damit ihr Sohn diesem Ort größere Aufmerksamkeit 
widmen würde. Doch wisse sie, dass dem auf keinen Fall zugestimmt würde, da ihr 
Gemahl Heinrich in Quedlinburg ruhe. Allein auf Gott könnten die Nordhausener 

                                                                 
80  Vgl. VMa, cap. 4, 120f.; cap. 7f., 126f.; cap. 10, 130f.; cap. 15, 139−141. 
81  Vgl. Wagner, Gebetsgedenken (1994), zusammenfassend v. a. 71. Zur königlichen Bestattungs-

praxis in ottonischer Zeit vgl. Ehlers, Magdeburg (2000). 
82  VMa, cap. 12, 136. 
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Nonnen deshalb ihre Hoffnungen richten.83 Wenn auch die Authentizität der Mathilde 
hier zugeschriebenen Überlegungen zu bezweifeln ist, so bleibt davon unberührt, 
welche Konsequenzen der Verfasser ihrer Vita der Wahl des Bestattungsortes 
zuschreibt. Sie erscheint als Garant für die Aufmerksamkeit des hinterbliebenen 
Sohnes, Ottos I., gegenüber der am Bestattungsort ansässigen geistlichen Gemeinschaft. 

Wenn die Vita Mathildis antiquior Otto II. die Nordhausener Stiftung seiner Groß-
mutter besonders ans Herz legte, so schildert sie darüber hinaus auch grundsätzliche 
Denkfiguren, die das Verhältnis zwischen dem Herrscher und den Stiftungen seiner 
Familie betreffen. So konnte der Herrscher darin lesen, wie seinem Vater nichts mehr zum 
Guten gedeihen wollte, nachdem dieser Mathilde gehindert hatte, ihren frommen Werken 
nachzugehen. Erst als beide sich ausgesöhnt hatten, regierte er wieder mit Glück: 
gemeinsam mit seiner Mutter Kirchen und Klöster errichtend, Frieden schaffend, gerecht 
urteilend und in jeder Weise der Frömmigkeit seines Vaters nacheifernd.84 In exempla-
rischer Darstellung wurden hier die Verantwortlichkeit der ottonischen Frauen für 
fromme Werke wie auch die Verpflichtung des Herrschers dargestellt, diese zu 
unterstützen, um nicht seiner Herrschaft Schaden zuzufügen.85 

Doch enthielt die Mathildenvita nicht nur Botschaften an den Herrscher. Neben diesem 
und seinem Umkreis, dem Hof, muss ein weiterer Adressatenkreis für das Werk angen-
ommen werden. Mehrere Indizien machen wahrscheinlich, dass die Vita auch zur Lesung 
in einem geistlichen Konvent gedacht war – der kurze Umfang, der episodenhafte Stil und 
insbesondere die nur relative Chronologie. Vom Todestag der Königin Mathilde abge-
sehen wird in der Vita kein einziges absolutes Datum genannt. Obwohl das Werk dem 
Befund der Überlieferung und der Rezeptionsgeschichte zufolge nicht weit verbreitet war, 
dürfte in Quedlinburg, wo die als heilig geltende Königin bestattet war und der Verfasser 
zahlreiche seiner Informationen erhalten haben muss, ein Exemplar der Vita vorhanden 
gewesen sein. Das Werk war für Lesungen im Quedlinburger Kanonissenstift bestens 
geeignet. Es bot eine Gründungsgeschichte des Stifts, stellte den Lebenswandel der vor 
Ort begrabenen Heiligen dar, der den Kanonissen bis in einzelne Abläufe hinein als Vor-
bild dienen konnte, und schilderte auch die Früchte frommen Wirkens. Zugleich bewahrte 
die Vita die Erinnerung an andere Angehörige der Stifterfamilie, insbesondere deren 
ottonischer Linie, denen die Kanonissen besonders verpflichtet waren.86 Der Stiftungs-
auftrag des Quedlinburger Konvents war in der Gründungsurkunde in wenigen Worten 
umrissen worden. In der Vita wurde er sowohl in einzelnen Episoden greifbar, die 
verschiedene konkrete Handlungsmuster exemplarisch beschrieben, als auch in einer 
übergreifenden historischen Erzählung, die den Stiftungen Mathildes existentielle Bedeu-
tung für das Wohlergehen der herrscherlichen Familie und des Reiches zuwies. 

                                                                 
83  VMa, cap. 12, 135: vellem hoc loco sepeliri, ut filii mei erga vos maior esset procuratio, sed scio 

hoc nullo modo consentiri, nam dominius noster Quidilingaburg requiescit Heinricus. 
84  Vgl. VMa, cap. 6, 124. 
85  Vgl. Schütte, Untersuchungen (1994), 15f.; 21. 
86  Zum Vorangegangenen vgl. Schütte, Untersuchungen (1994), 1−33. 
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Während der unselbständigen Regierung Ottos III. sind nach dem Befund der herr-
scherlichen Urkunden vor allem Kaiserin Adelheid und Äbtissin Mathilde in Quedlinburg 
für das Seelenheil Ottos II. und Ottos I. aktiv geworden. Bemerkenswert ist, dass Ottos II. 
Witwe Theophanu für das Kanonissenstift überhaupt nicht, für Äbtissin Mathilde 
lediglich einmal intervenierte87, zumal Quedlinburg während ihrer Regentschaft häufig 
zur Feier des Osterfests aufgesucht wurde88. Genauso fällt auf, dass in den Seelenheil-
abschnitten der Urkunden, die das Stift nach ihrem Tod erhielt, Theophanus Name nicht 
genannt wird. Beides wird am ehesten ihrem gespannten Verhältnis zu Kaiserin Adelheid 
zuzuschreiben sein. Diese hingegen setzte sich wiederholt für die Gemeinschaft ein, der 
ihre Tochter als Äbtissin vorstand. 

985 erhielt Mathilde auf Bitten ihrer Mutter aus deren Wittum die Höfe Wallhausen 
und Berge in Thüringen, Walbeck im Schwabengau und das Slawenland Siuseli.89 Bei 
der Urkunde handelt es sich im Wesentlichen um die Abschrift einer nicht in der könig-
lichen Kanzlei ausgefertigten Vorlage. Deren Narratio war anscheinend nicht akzeptiert 
worden, weil sie die Güterübertragung als Vererbung von Wittumsgütern Kaiserin 
Adelheids darstellte. In der gekürzten und ausgefertigten Version wurde hingegen for-
muliert, der König vergebe Güter aus seinem Eigentum − de nostra proprietate −, wenn 
auch auf Bitten Adelheids.90 Im Zuge der Änderung verschwand jedoch auch der in der 
Vorlage eingeflochtene Passus, demzufolge die Schenkung für die Seele Adelheids und 
Ottos I. und zum Seelenheil Ottos II. erfolgte.91 Wenn Kaiserin Adelheid sich von einer 
Schenkung an ihre Tochter Wirkungen für ihr eigenes Seelenheil, das ihres Gemahls 
und ihres Sohnes erhoffte, musste sie davon ausgehen, dass Mathilde die Güter in 
irgendeiner Weise zu diesem Zweck einsetzen würde. Die Kaiserin dürfte mit ihrer 
Tochter Vereinbarungen darüber getroffen haben. 

Die besprochene Schenkung an Mathilde ist kein Einzelfall. Wenige Tage später 
übertrug Otto III. ihr – wiederum auf Intervention Adelheids – einen Hof; eine weitere 
Schenkung folgte 993.92 Schon Otto II. hatte seiner Schwester 974 Besitzungen 

                                                                 
87  Vgl. DD O III, Nr. 35. 
88  Vgl. Reg. Imp. II,3 Nrn. 980b; 1010b; 1028d. 
89  Vgl. DD O III, Nr. 7b. Siuseli: Gebiet nordöstlich von Halle a. d. S. Vgl. Reuling, Quedlinburg 

(1996), 220. 
90  Vgl. Althoff, Probleme (1993), 126f. 
91  DD O III, Nr. 7a. Die Begründungen für die Güterübertragung lauteten: inprimis quę ecclesiis dei 

pro sua et anima illius [i. e. Ottonis I.] unde ei venerunt, ac pro remedio animę genitoris nostri 
bonę commemorationis Ottonis imperatoris augusti donari et postea quę inter nos [i. e. 
Ottonis III.] et filiam eius Mathiltam amitam videlicet nostram Quitilineburgensis ecclesię 
venerabilem abbatissam dividi etiam complacuit; quamvis enim juste et legaliter pręfatę filie eius 
amitę nostrę proprietas sua inhereditari debuisset. Vgl. hierzu Uhlirz, Jahrbücher (1954), 
444−448; Schulze, Quedlinburger Urkundenstudien (2000), 66−72. – Vgl. auch DD O III, Nr. 81, 
sowie die Ann. Quedl., a. 992, 358f. 

92  Vgl. DD O III, Nrn. 8; 131. 
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vermacht.93 Zudem berichten die Magdeburger Annalen von Otto II., dieser habe im 
Angesicht des Todes ein Viertel seiner Barschaft seiner Schwester Mathilde und seiner 
Mutter, Kaiserin Adelheid, vermacht.94 Auch die Nachfolgerin Mathildes als Äbtissin, 
Ottos III. Schwester Adelheid, erhielt von ihrem Bruder zwei Schenkungen.95 All diese 
Vergabungen galten nicht der Stiftung, sondern der Ausstattung der Königstöchter 
durch ihre Verwandten, womöglich im Sinne eines Erbteils oder auch als Ersatz dafür. 
Die Quedlinburger Äbtissinnen wurden so in die Lage versetzt, unabhängig vom 
Stiftungsgut und von der Kanonissengemeinschaft zu agieren, entsprechend ihren 
persönlichen Bedürfnissen, aber auch für karitative Zwecke. So ist sehr wahrscheinlich, 
dass ein Bezug zu den vorausgegangenen königlichen Schenkungen bestand, als Äbtis-
sin Mathilde zum Angedenken ihres Bruders Otto II. im Jahre 986 das Nonnenkloster 
St. Marien in Quedlinburg stiftete.96 

Mit dem Marienkloster unterstanden der Quedlinburger Äbtissin neben ihrer eigenen 
Kongregation nunmehr vier geistliche Einrichtungen. Eine fünfte trat hinzu, als Otto III. 
im Jahre 992 den Hof Walbeck, den er bereits 985 an Äbtissin Mathilde übertragen 
hatte, nun als Dotation einer Klosterstiftung zur Verfügung stellte. Der junge König 
handelte dabei ausdrücklich auf die Bitte seiner Großmutter, Kaiserin Adelheid, und 
seiner Tante Mathilde hin, auf die der Plan zu einer weiteren Klostergründung denn 
auch zurückgegangen sein dürfte. Der König übertrug den Hof an das Quedlinburger 
Servatiusstift, und zwar mit der Auflage, dort zum Seelenheil seines Großvaters, 
Ottos I., und seines Vaters, Ottos II., zum Heil seiner selbst, Adelheids und Mathildes 
ein Benediktinerinnenkloster zu Ehren des heiligen Andreas zu errichten. Die Nonnen-
gemeinschaft sollte der Quedlinburger Äbtissin unterstellt bleiben und mit deren Rat 
gemäß der Benediktsregel die Äbtissin aus ihrer Mitte wählen.97 Bereits 997 konnte die 

                                                                 
93  Vgl. DD O II, Nr. 77; Bestätigung: DD O III, Nr. 35. 
94  Annales Magdeburgenses. Ed. Pertz, a. 983, 157: quicquid censum habere poterat, in quadrum 

dispertiens, unam in honorem principis postolorum beati Petri templo et altari deferre precepit, 
alteram matri imperatrici ac unicae sorori pro commendatione debitae caritatis transmittere curavit 
(…). Ähnlich, aber Adelheid nicht mehr erwähnend: Thietmari chronicon. Ed. Holtzmann, lib. III, 
cap. 25, 128f. Beide Darstellungen dürften auf einen nicht überlieferten Abschnitt der Quedlinburger 
Annalen zurückgehen. Vgl. Naß, Reichschronik (1996), 159−164; Giese, Einleitung (2004), 355f. 
mit Anm. 1141. 

95  Vgl. DD O III, Nrn. 321; 322. Zu Nr. 321 vgl. DD O III, Nr. 35; Reuling, Quedlinburg (1996), 221. 
96  Ann. Quedl., a. 986, 476: ob monimentum unici et dilecti germani fratris sui. Vgl. Reuling, 

Quedlinburg (1996), 222. 
97  DD O III, Nr. 81: ea videlicet ratione ut pręsens abbatissa que modo pręsidet eidem ecclesię, pro 

remedio animarum beatę memorię avi nostri Ottonis et eius aequivoci genitoris nostri 
imperatorum augustorum et pro nostra salute atque ipsius iam dictę avię nostrę Adalheidis 
imperatricis augustae ac superius nominate amite nostre in predicto loco Vualbisci nominato 
monasterium monacharum regulam sancti Benedicti observantium faciat in honore sancti Andreę 
apostoli, quę subiectionem pręsenti abbatissę Quitiliniburgensi et futuris quę ei succedant 
abbatissis perpetualiter prębeant et inter se eligant abbatissas secundum regulam sancti 
Benedicti cum consilio Quitiliniburgensis abbatissę. 
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Walbecker Kirche geweiht werden, wofür Mathilde den Todestag Ottos I. als Termin 
wählte.98 Die Quedlinburger Äbtissin erscheint hier, wie schon im Falle des 
Wipertiklosters, als Organisatorin der ottonischen Memoria über die eigene Gemein-
schaft hinaus. Indem andere Gemeinschaften dauerhaft der Quedlinburger Äbtissin 
unterstellt wurden, ermöglichte dies zugleich ihre künftige Kontrolle und die Auswei-
tung der ottonischen Memoria. Daneben steigerte die Ausweitung ihrer Herrschaft den 
sozialen Status der Quedlinburger Äbtissin. 

994 urkundete Otto III. erneut für das Servatiusstift. Auf Intervention Kaiserin 
Adelheids und Äbtissin Mathildes ordnete er an, in Quedlinburg für sein Seelenheil und 
die Erinnerung an sein irdisches Ansehen wie auch zur Erhöhung der Stadt, die die 
Getreuen seines Vaters besonders verehrt hätten, und weil es auch seinen Getreuen so 
gefalle, einen Markt zu errichten.99 Die in der Herrscherurkunde angegebenen Motive 
für die Privilegierung sind bemerkenswert. Zum einen sind darin auf das Jenseits 
gerichtete Hoffnungen mit Erwartungen an diesseitige Erinnerung und Statuserhöhung 
verknüpft. Außerdem wird ausnahmsweise fassbar, dass nicht nur das Verwandtschafts-
verhältnis zwischen Herrscher und Äbtissin, sondern auch die sozialen Beziehungen 
zwischen Herrscher, Stiftung und Adel maßgeblich für die Begünstigung des Quedlin-
burger Kanonissenstifts waren. Ottos III. Urkunde belegt neben dem Gründungsbericht 
der Vita Mathildis antiquior die integrierende Funktion der Quedlinburger Stiftung über 
die herrscherliche Familie hinaus und über einen beträchtlichen Zeitraum hinweg.100 

Nach Antritt seiner selbständigen Regierung hat sich Otto III. noch zweimal in 
Quedlinburg aufgehalten. Im Jahre 995 wurde in seiner Anwesenheit seine Schwester 
Adelheid zur Kanonisse geweiht.101 Begleitet wurde das feierliche Ereignis von einer 
Lichterstiftung Ottos, der dem Kanonissenstift den bisher von einem Deoderich als Lehen 
innegehabten Besitz übertrug. Von zehn Mansen sollten Leuchten für den heiligen 
Servatius bereitgestellt, das übrige für Unterhalt und Kleidung der Kanonissen verwendet 
werden.102 Im Jahr 1000 kam Otto III. nach Quedlinburg, um Ostern hier zu feiern. Der 
Kaiser beging den geistlichen Teil des Festes bei den Kanonissen auf dem Burgberg und 
verbrachte die Osterwoche auf dem Königshof im Tal.103 Möglicherweise geht auf das 

                                                                 
 98  Ann. Quedl., a. 997, 495: in ipso augusti patri sui [i. e. Mathildis] Ottonis die anniversario. 
 99  DD O III, Nr. 155: in metropoli Quidiliggaburhc animae nostrae pro remedio honoris atque 

temporalis memoria hanc prefatam civitatem et sublimandi causa, eo quod patris nostri nobiles 
hunc locum precipue venerantes amabant et quoniam sic fidelibus nostris complacuit (…), 
mercatum erigere decrevimus. 

100  Quedlinburgs Bedeutung als Zentralort spiegelt sich nicht nur in der Festtags- und Oster-
tradition, sondern insbesondere darin, dass der Ort auch für Usurpationsversuche genutzt wurde. 
Vgl. dazu Reuling, Quedlinburg (1996), 211−219.  

101  Vgl. Ann. Quedl., a. 995, 486f.; Reg. Imp. II,3, Nr. 1150b. 
102  DD O III, Nr. 177: ut decem mansus ad luminaria sancto Servatio adquirenda, reliqua vero 

prędii a nobis dati ad supplementum victus et vestitus sanctimonialium inibi deo die ac nocte 
servientium pertineant. 

103  Vgl. Ann. Quedl., a. 1000, 512f.; Reuling, Quedlinburg (1996), 208. 
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Osterfest des Jahres 1000 der Eintrag in einem Quedlinburger Evangeliar zurück, der eine 
Fürbitte für Papst Silvester, Otto III., Äbtissin Adelheid und die ihr anvertraute Kongre-
gation formuliert.104 Der Eintrag gibt ein weiteres Beispiel dafür, dass die Quedlinburger 
Kanonissen nicht nur für die Totenmemoria der herrscherlichen Familie zu sorgen hatten, 
sondern auch das Gebet für die Lebenden zu ihren Aufgaben gehörte. 

Ottos III. Osteraufenthalt vom Jahr 1000 könnte mit dem Wechsel im Amt der 
Quedlinburger Äbtissin in Zusammenhang stehen. 999 war Ottos III. Tante Mathilde 
gestorben und bei den Gräbern ihrer königlichen Großeltern bestattet worden. Der Herr-
scher weilte zu dieser Zeit in Italien. Der Quedlinburger Konvent wählte, nach Beratung 
mit den Bischöfen Arnulf von Halberstadt und Bernward von Hildesheim sowie mit dem 
Herzog von Sachsen, Bernhard I., Ottos Schwester Adelheid zur Äbtissin.105 Von einer 
freien Wahl des Konvents kann, obwohl der Herrscher erst im Nachhinein in Kenntnis 
gesetzt wurde, kaum die Rede sein. Mit der feierlichen velatio Adelheids im Jahr 995 
waren die Weichen für die Zukunft längst gestellt worden. Wohl nur deshalb dürften sich 
die Quedlinburger Kanonissen den Akt der Wahl überhaupt erlaubt haben, ohne zuvor 
Kontakt zum Herrscher zu suchen.106 Otto III. bestätigte die Wahl, sandte seiner 
Schwester den Abtsstab und betraute den Halberstädter Bischof mit der Äbtissinnen-
weihe. Außerdem veranlasste er Papst Silvester II., alle Privilegien des Stifts zu bestätigen 
und stattete seine Schwester reich aus.107 Als er im folgenden Frühjahr nach Quedlinburg 
kam, demonstrierte dies auch den hohen Status seiner Schwester, an deren Weihe der 
Kaiser nicht hatte teilnehmen können. 

II.3.3. Anknüpfung und Brüche: Heinrich II. und die Kanonissen 

War mit dem Amtsantritt der Königstochter diejenige Konstruktion der Stiftung verfestigt 
worden, die sich jahrzehntelang als erfolgreich erwiesen hatte, so veränderte der Tod 
Ottos III. im Jahr 1002 die Rahmenbedingungen der Quedlinburger Stiftung schlagartig. 
Die enge Verwandtschaft zwischen Herrscher und Äbtissin, die bis dahin prägende Ver-
bindung zwischen Stiftung und Umwelt, bestand nicht mehr, denn Otto III. hatte keine 
Nachkommen hinterlassen. Sein Nachfolger im Königtum, Heinrich II., entstammte der 
bayerischen Linie der Ottonen, deren Verhältnis zu den sächsischen Verwandten in der 
Vergangenheit immer wieder konfliktträchtig gewesen war. Der Herrscher und die Äbtis-

                                                                 
104  Textwiedergabe bei Voigtländer, Stiftskirche (1989), Nr. 443, 200: Precamur ergo te domine, ut 

nos famulos tuos, omnem clerum et devotissimum populum una cum famulo tuo papa nostro 
Silvestro et gloriosissimo imperatore nostro Ottone [Zusatz: et antistite nostro] et famula tua 
abbatissa nostra Adhelheida (…) nec non pia congregacione sibi commissa quiete temporum 
concessa in his festis pascalibus conservare digneris. Vgl. Bodarwé, Sanctimoniales litteratae 
(2004), 166; 171. 

105  Vgl. den Bericht der Ann. Quedl., a. 999, 506f. 
106  Vgl. den Bericht der Ann. Quedl., a. 999, 506f. 
107  Vgl. DD O III, Nrn. 321f.; Reg. Imp. II,3, Nrn. 1302d, 1305a, 1328a. 
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sin Adelheid waren nur noch über gemeinsame Urgroßeltern verwandt – allerdings han-
delte es sich bei diesen um das in Quedlinburg bestattete Herrscherpaar. Der Herrscher-
wechsel von 1002 brachte für die Quedlinburger Stiftung also eine offene Situation. 

Wie der Quedlinburger Konvent auf die gewandelten Umstände reagierte, dafür bieten 
die Quedlinburger Annalen ein hervorragendes Zeugnis. Die Annalen, die – wohl von 
einer Quedlinburger Kanonisse – ab 1007 oder 1008 zeitgleich zum Berichtszeitraum 
geführt wurden, dürften einige Jahre zuvor in Angriff genommen worden sein.108 Ihre 
Abfassung selbst war sicher durch den Tod der Äbtissin Mathilde und Ottos III. 
veranlasst. Beide Ereignisse hatten wahrscheinlich das Bedürfnis erzeugt, die eigene 
Geschichte, die für Äbtissin Adelheid sowohl die Geschichte ihrer Familie als auch die 
der Quedlinburger Stiftung war, niederzuschreiben.109 

Inhalt und Leitmotive der Annalen korrespondieren eng mit der bis 1002 bestimmen-
den sozialen Konstruktion der Quedlinburger Stiftung und dem Memorialauftrag der 
Gemeinschaft. Bis auf den sächsischen Herzog Otto den Erlauchten zurückgreifend, 
werden zahlreiche Angehörige der liudolfingischen Familie genannt. Anzahl und 
Genauigkeit genealogischer Angaben gehören zu den hervorstechenden Merkmalen, 
Verwandtschaft ist eine der wichtigsten Kategorien des Werks, das über weite Strecken 
die Familiengeschichte der Liudolfinger beschreibt. Im Zentrum steht dabei die könig-
liche Linie, der die Quedlinburger Stiftung besonders verbunden war. Mit diesem Schwer-
punkt der Darstellung korrespondieren die anderen Erzählstränge: Ausbreitung des 
Christentums von den biblischen Anfängen über die Abfolge der Weltalter und -reiche bis 
hin zur Gegenwart, Geschichte der Sachsen und, ganz im Vordergrund, die Geschichte 
des Quedlinburger Stifts.110 In der Konzeption des Werks erscheinen die Ottonen und der 
Stamm der Sachsen ausgezeichnet durch heilsgeschichtlich gedeutete Herrschaft. Der 
Status der Quedlinburger Stiftung speist sich vor allem aus der Nähe zu den – sächsischen 
– Königen. Gründung, Privilegierung, Schenkungen und die Ausstattung mit Reliquien 
durch die herrscherliche Familie werden ebenso vermerkt wie die Aufenthalte vor Ort. 
Die Quedlinburger Osterfeiern der Herrscher werden explizit als Tradition bezeichnet. 
Die Verfasserin sieht die Kanonissengemeinschaft an einem politischen und sakralen 
Zentralort angesiedelt, der – so scheint es – einem Bischofssitz nicht nachsteht: Mehrfach 
wird die Bezeichnung metropolis für den Ort verwendet.111 

Eine herausragende Rolle kommt einigen Frauen der ottonischen Familie zu. In 
panegyrischen Nachrufen werden Königin Mathilde, Kaiserin Adelheid und ganz 
besonders die ottonische Äbtissin Mathilde gerühmt. Auch Kaiserin Theophanu wird mit 
lobenden Worten bedacht. Nur ein Mann erhält einen ähnlichen Nachruf: Otto III.112 

                                                                 
108  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 41−66. Eine Kanonisse als Verfasserin nimmt auch Bodarwé, 

Sanctimoniales litteratae (2004), 317 mit Anm. 143, an. 
109  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 98. 
110  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 69−100. 
111  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 87−89; Reuling, Quedlinburg (1996), 224−229. 
112  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 84f. 
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Allerdings sind die Quedlinburger Annalen aus den Jahren 962 bis 968 nicht direkt 
überliefert und nur teilweise über von ihnen abhängige Werke rekonstruierbar, so dass 
ähnliche Würdigungen für Otto I. und Otto II. nicht gänzlich auszuschließen sind.113 
Gleichwohl lässt sich festhalten, dass die Annalistin einerseits die Frömmigkeit der 
ottonischen Frauen mit besonderer Wertschätzung herausstellte und in ihren Würdigungen 
andererseits umso ausführlicher wurde, je näher die behandelten Personen ihrem eigenen 
Erleben standen. Sie hatte Kaiserin Adelheid und Otto III. noch mit eigenen Augen 
gesehen. Zudem wog der Tod Ottos für den Quedlinburger Konvent besonders schwer, da 
die ‚natürliche‘ Bindung zwischen Äbtissin und Herrscher nun durchtrennt war. Denn so 
sah es die Annalistin, wenn sie schrieb, Otto sei der letzte Spross des kaiserlichen Hauses 
gewesen – eine Ansicht, die in den zeitgenössischen Quellen ohne Parallele ist und die 
erweist, wie eng sich der Quedlinburger Konvent der königlich-kaiserlichen, sächsischen 
Linie der Ottonen verbunden sah.114 Wie stark die Belange der Stiftung die Quedlinburger 
Historiographie prägten, zeigt sich deutlich am Nachruf auf Königin Mathilde, als deren 
größtes Verdienst ganz eindeutig die ununterbrochene Sorge für ihre Stiftungen dar-
gestellt wird.115 Schließlich war aus der Sicht der Quedlinburger Historiographin Äbtissin 
Mathilde mehr als alle anderen Verwandten der Ottonen des Ruhmes wert. Dabei wurde 
sie nicht nur als vorbildliche Vorsteherin und Gründerin mehrerer Klöster gewürdigt, 
sondern auch als Reichsverweserin. Wenn über die Äbtissin gesagt wird, diese sei zwar 
durchaus in der Lage gewesen, zur Sicherung des Friedens die Waffen sprechen zu lassen, 
habe aber stattdessen durch Nachtwachen und Gebete ihr Ziel erreicht, so ist offenkundig, 
welcher Art der Lebensführung die Verfasserin den Vorzug gibt.116 

Die Quedlinburger Annalen waren wahrscheinlich auch für Lehrzwecke, zur Verwen-
dung in der Stiftsschule geschrieben.117 Jedenfalls war die Kanonissengemeinschaft selbst 
das in erster Linie anvisierte Publikum. Wie schon die ältere Mathildenvita vermittelten 
die Quedlinburger Annalen den Kanonissen Handlungs- und Orientierungswissen, das 
eng auf die Umsetzung des Stiftungszwecks bezogen war. Die liturgische Gedenkpraxis 
wurde mit dem historischen Wissen über die Personen, für welche zu beten war, gleich-
sam unterfüttert. Doch setzte die Annalistin dabei durchaus eigene Akzente, wenn sie 
denjenigen Frauen der Familie einen besonderen Platz einräumte, die dem Quedlinburger 
Lebenszusammenhang am nächsten standen und sich selbst Gebet, caritas und memoria 
intensiv gewidmet hatten. Die Stilisierung der charismatischen Frauengestalten verwies 
nicht zuletzt auf die religiöse Lebensform der Quedlinburger Sanktimonialen selbst, im 
Sinne der Bestätigung ebenso wie der Aufforderung, den leuchtenden Vorbildern 
nachzueifern. 

                                                                 
113  Zu den Überlieferungslücken vgl. Giese, Einleitung (2004), 246. 
114  Textrekonstruktion zum Jahr 980 bei Giese, Einleitung (2004), 346f.: Otto, tercius nominis ac 

culminis clausula imperatori. Vgl. ebd., 82. 
115  Vgl. Textrekonstruktion zum Jahr 968 bei Giese, Einleitung (2004), 323f. 
116  Vgl. Ann. Quedl., a. 999, 500−502. 
117  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 99f. 
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Doch versicherte man sich im Quedlinburger Konvent nicht nur der glanzvollen 
Vergangenheit. Die Annalen zeugen auch davon, wie die Gemeinschaft, insbesondere 
Äbtissin Adelheid, auf den neuen Herrscher, Heinrich II., reagierte. Zunächst scheint das 
Verhältnis auf beiden Seiten von gegenseitiger Wertschätzung geprägt gewesen zu sein. 
In der Darstellung der Quedlinburger Annalen wird allerdings auch deutlich, dass die 
Annalistin den Status der Quedlinburger Äbtissin und ihrer Gemeinschaft nicht aus dem 
freundlichen Verhalten des neuen Herrschers heraus ableitete, sondern eher umgekehrt die 
Zuvorkommenheit ihrer Äbtissin gegen Heinrich II. als Ehre für den König erscheinen 
ließ. So heißt es in den Annalen, die kaiserlichen Damen – Äbtissin Adelheid und ihre 
Schwester Sophia – seien, nachdem die sächsischen Großen Heinrich II. in einer 
Nachwahl als Herrscher anerkannt hatten, diesem entgegengeeilt mit all der Liebe, derer 
sie fähig gewesen seien: quanta potuerunt caritate. Sie hätten sich, da es mit dem Bruder 
nicht (mehr) möglich gewesen sei, mit dem königlichen Vetter gefreut, der seinerseits 
beide Damen mit gebührender Ehre mit sich geführt habe.118 Zum folgenden Jahr, 1003, 
als Heinrich II. den Palmsonntag in Magdeburg und das Osterfest in Quedlinburg feierte, 
hebt die Annalistin hervor, dass Heinrich damit in der Weise der Vorfahren gehandelt 
habe: more avorum atavorumque − zugleich ein Beleg dafür, dass vor Ort die herrscher-
lichen Osteraufenthalte als etablierte Tradition angesehen wurden. Für ein gutes Verhält-
nis zwischen der Quedlinburger Äbtissin und dem Herrscher spricht auch, dass dieser auf 
Bitten Adelheids wenig später ein zweites Mal kam, um dem Fest des heiligen Servatius, 
des Hauptpatrons der Stiftskirche, beizuwohnen.119 

Zum Berichtsjahr 1004 wandelt sich die Darstellung schlagartig. Harsche Kritik an 
Heinrich II. setzt ein, die bis zum Jahr 1015 anhält – 1016 wurde die Niederschrift der 
Annalen zunächst abgebrochen. Insbesondere zwei Kritikfelder lassen sich ausmachen. 
Zum einen missfielen der Annalistin offenbar die militärischen Unternehmungen Hein-
richs II. im Osten des Reiches, mit denen der König stark von Ottos III. Konzepten 
abwich. Das Bündnis, das der Herrscher 1003 bei seinem Aufenthalt in Quedlinburg mit 
den heidnischen Lutizen geschlossen hatte120, das den Interessen des sächsischen Adels 
zuwiderlief, noch weniger nachvollziehbar aber für eine geistliche Gemeinschaft sein 
musste, war im entsprechenden Jahresbericht noch verschwiegen worden. Die späteren 
Misserfolge Heinrichs II. in den östlichen Grenzregionen kommentieren die Quedlin-
burger Annalen jedoch mit bissiger Schadenfreude. Mit Unbehagen und Verständnislosig-
keit beschreibt die Verfasserin zudem Heinrichs reformierende Eingriffe in verschiedenen 
geistlichen Konventen. Vielleicht dachte sie dabei nicht ohne Sorge an die Zukunft der 
eigenen Gemeinschaft.121 Die kritischen Bemerkungen der Quedlinburger Annalistin sind 
allerdings nicht allein auf die negative Beurteilung des herrscherlichen Verhaltens 

                                                                 
118  Ann. Quedl., a. 1002, 519: Congaudent regi nepoti, quia non licuit fratri. Quas secum digno 

honore ducens. Das vorangegangene Zitat ebd. 
119  Ann. Quedl., a. 1003, 521. 
120  Vgl. Reg. Imp. II,4, Nr. 1537b. 
121  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 97. 
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gegenüber bestimmten Klöstern und den östlichen Nachbarn des Reiches zurückzuführen, 
sondern dürften Ausdruck einer grundsätzlichen Entfremdung zwischen Herrscher und 
Stiftung sein. Ob man die negative Beurteilung des Herrschers in Quedlinburg als 
Reaktion auf den Verlust von Königsnähe interpretieren kann, scheint zweifelhaft.122 
Zwar blieb Heinrich II. nach seinen Besuchen vom Jahr 1003 Quedlinburg über 14 Jahre 
lang fern, doch begann die gleichzeitige Niederschrift der Annalen schon 1007 oder 1008. 
Der schon negativ gefärbte Bericht über den Herrscher zum Jahr 1004 muss also schon 
früher entstanden sein. Noch 1003 jedoch hatte Heinrich II. die Quedlinburger 
Traditionen demonstrativ aufgegriffen: Er hatte das erste Osterfest seiner Regierungszeit 
dort gefeiert und den Hauptpatron der Stiftung, den heiligen Servatius, besonders geehrt, 
wie dies auch Otto II. und Otto III. bei ihrem Regierungsantritt getan hatten. Wenn 
Heinrich dabei auch nicht für den Konvent geurkundet hatte, so scheint doch für 
enttäuschte Erwartungen in Quedlinburg zunächst kein Grund bestanden zu haben. 

Die Herrscherkritik in den Quedlinburger Annalen lässt sich indes zum Tenor eines 
anderen Werkes in Bezug setzen: der Vita Mathildis posterior, die sehr bald nach dem 
Herrschaftsantritt Heinrichs II. entstanden sein dürfte, wahrscheinlich in den Jahren 
1002/1003. Die jüngere Lebensbeschreibung der Königin Mathilde war von Heinrich II. 
in Auftrag gegeben worden, dem Herrscher gewidmet und stark durch das Motiv 
geprägt, Heinrichs Herrschaft zu legitimieren.123 Zu diesem Zweck deutete der Ver-
fasser, der wohl aus dem engeren Umkreis der Herrschers stammte, seine wichtigste 
Vorlage, die ältere Vita, heinrizianisch um: Königin Mathilde, in der älteren Vita als 
ausgleichender Mittelpunkt der gesamten Familie dargestellt, erscheint nun als Protek-
torin der heinrizianischen Familienlinie. Aus dem jüngeren Mathildenleben stammt die 
Behauptung, Mathilde habe ihren zweiten Sohn Heinrich besonders geliebt, dessen 
Ansprüche auf den Thron unterstützt und die künftige Herrschaft der heinrizianischen 
Linie prophezeit.124 Alle Versuche der bayerischen Liudolfinger, die Königsherrschaft 
zu erlangen, werden genannt. Die Vergeblichkeit dieser Ambitionen wird als Demü-
tigung (humiliatio) interpretiert, der nun, mit dem Herrschaftsantritt Heinrichs II., die 
verdiente Erhöhung (exaltatio) folge.125 

Da sehr wahrscheinlich ist, dass zumindest Äbtissin Adelheid die jüngere Fassung der 
Mathildenvita bald nach ihrer Niederschrift bekannt geworden war – denn schwerlich 
konnte die Äbtissin ein Werk über die Stiftsgründerin ignorieren –, könnte die Quedlin-
burger Kritik an Heinrich II. auch als Antwort auf die Umdeutung der liudolfingischen 
Geschichte gelesen werden, die sich in der Vita manifestierte. In der Gegenüberstellung 
beider Werke erscheint die Deutung der Vergangenheit – und der Gegenwart – eher als 
umkämpftes Terrain. In jedem Fall lässt der Vergleich der jüngeren Mathildenvita mit 
den Quedlinburger Annalen umso schärfer hervortreten, wie wenig man in Quedlinburg 
                                                                 
122  So Althoff, Gandersheim und Quedlinburg (1991), 143. 
123  Vgl. Schütte, Einleitung (1994), 42−44. 
124  Vgl. VMp, cap. 6, 156; cap. 19f., 183−186. 
125  Vgl. Bornscheuer, Miseriae Regum (1968), 76f.; Schütte, Untersuchungen (1994), 85−93. 
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geneigt war, die Geschichte der liudolfingischen Familie auf die Legitimation Hein-
richs II. hin umzudeuten. 

Für die distanzierte Haltung, die der Quedlinburger Konvent gegenüber Heinrich II. 
bald nach dessen Regierungsantritt annahm, wird man insgesamt also mehrere Gründe 
anführen müssen. Dabei ist auch zu bedenken, dass die Stiftung in der Vergangenheit 
nicht nur dem Königtum eng verbunden war, sondern auch mächtigen Vertretern des 
sächsischen Adels. Das Beziehungsnetz zu letzteren aber war mit dem Tod Ottos III. nicht 
zerrissen. So lassen sich in der Regierungszeit Heinrichs II. vier Töchter von sächsischen 
Markgrafen als Kanonissen des Stifts nachweisen.126 In gleicher Weise bezeugen die 
ausgezeichneten Informationen über die Vorgänge im Osten des Reiches, über die die 
Annalistin verfügte, die intensive Kommunikation mit sächsischen Großen.127 Insofern 
dürfte sich in den Quedlinburger Annalen auch die Ablehnung niedergeschlagen haben, 
auf die Heinrichs II. Politik in Sachsen stieß. 

In den Jahren zwischen 1016 und 1020 wurde die Arbeit an den Quedlinburger Anna-
len aus unbekannten Gründen unterbrochen und erst Anfang der 20er Jahre wieder auf-
genommen. Die Quedlinburger Sicht auf den Herrscher muss sich im selben Zeitraum 
gewandelt haben. Denn die Kritik am Herrscher verstummt und weicht lobenden Worten. 
Ein Wechsel der Verfasserin ist zwar nicht auszuschließen, aber auch nicht wahrschein-
lich zu machen und hätte ohnehin kaum erklärende Kraft für den veränderten Ton der 
Annalen, da diese offiziösen Charakter hatten und ihre Wertungen nicht als rein 
individuelle Äußerungen einer einzelnen Kanonisse aufgefasst werden können.128 

Der Haltungswechsel, dessen Gründe aus dem Text der Annalen heraus nicht zu 
bestimmen sind, korrespondiert mit herrscherlichen Zuwendungen, die Heinrich in der 
zweiten Hälfte seiner Regierungszeit Äbtissin Adelheid und beiden Quedlinburger 
Frauenkonventen erwies. Im November 1014 unterstellte er die Damenstifter Gernrode 
und Vreden Adelheids Leitung. 1017 kam er zur Weihe des Klosters der heiligen Maria 
auf dem Münzenberg nach Quedlinburg und schenkte dem Kloster ein Pfund Gold.129 
Noch wichtiger war sicher sein Besuch im Jahre 1021, der der Weihe der neuen 
Quedlinburger Stiftskirche galt. Im Anschluss an den feierlichen Akt, so die Quedlin-
burger Annalen, habe der Kaiser die Basilika mit vielfachen Geschenken an Gold und 
seidenen Gewändern und erblichem Besitz so prachtvoll als möglich ausgestattet.130 Er 
vermachte dem Stift eine ihm von dem Edlen Egino übereignete Besitzung und zehn 
weitere Hufen für das Seelenheil Ottos III. und zu seinem wie seiner Gemahlin Heil.131 

                                                                 
126  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 42, Anm. 5. 
127  Vgl. Giese, Einleitung (2004), 76. 
128  Zum möglichen Wechsel der Verfasserin vgl. Giese, Einleitung (2004), 58−60. 
129  Vgl. Reg. Imp. II,4, Nr. 1897b. 
130  Vgl. Ann. Quedl., a. 1021, 566. 
131  DD H II, Nr. 448: pro remedio animę tertii Ottonis imperatoris augusti dilectissimi senioris 

nostri nec non pro salute nostra et dilectissimae coniugis nostrae Chunigundae imperatricis 
augustae. 
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Sowohl mit der Teilnahme an einem für die Kanonissengemeinschaft so bedeutsamen Akt 
wie der Kirchweihe als auch mit der Seelenheilschenkung handelte Heinrich wieder der 
Praxis seiner Vorgänger und dem Zweck der Stiftung entsprechend. Für die Quedlin-
burger Kanonissen, allen voran Äbtissin Adelheid, dürfte besonders befriedigend gewesen 
sein, dass in Heinrichs Urkunde Bezug auf seinen Vorgänger Otto III. genommen wurde. 
Die Gründe für die erneute Annäherung zwischen Herrscher und Stiftung liegen im Dun-
keln. Die Überwindung der gegenseitigen Ablehnung dürfte aber im Interesse beider Sei-
ten gelegen haben. Die Nähe zum König hatte jahrzehntelang die Quedlinburger Stiftung 
geprägt und wurde dort zweifelsohne für erstrebenswert gehalten. Heinrich II. wiederum 
sicherte sich mit den Gunsterweisen für die Kanonissengemeinschaft deren Unterstützung 
in Sachsen und sicher auch die Aufnahme ins Quedlinburger Gebetsgedenken. 

II.3.4. Die Quedlinburger Memorialpraxis um das Jahr 1000 

Sich ein konkretes Bild von der Memorialpraxis der Sanktimonialen zu machen, ist ein 
schwieriges Unterfangen, obwohl die urkundlichen wie auch die erzählenden Quellen in der 
Summe keinen Zweifel an der allgemeinen Feststellung zulassen, dass Quedlinburg in 
ottonischer Zeit eines der wichtigsten Memorialzentren der königlichen Familie war. Nur in 
Ausschnitten ist jedoch erkennbar, wie die verhältnismäßig unbestimmte Formulierung der 
Stiftungsurkunde, in der Otto I. den Kanonissen die Memoria aller Seinigen aufgetragen 
hatte, genau verstanden und im einzelnen umgesetzt wurde. In keiner späteren Urkunde 
eines ottonischen Königs für Quedlinburg wurden dauerhafte Gegenleistungen der Kano-
nissen für die herrscherlichen Gaben explizit verlangt, wenn diese auch immer wieder auf 
das Wohlergehen einzelner Personen, sei es im irdischen, sei es im jenseitigen Leben, 
bezogen wurden. Ob im Einzelfall eine Güterübertragung oder Privilegierung als Seelen-
heilschenkung gedacht war, mit der keine konkreten Forderungen an die Sanktimonialen 
verbunden waren, oder darüber hinaus als Stiftung mit einem auf Dauer zielenden Gedenk-
auftrag konzipiert war, lässt sich aus dem Wortlaut der Urkunden nicht herauslesen. 

In den erzählenden Quellen hingegen, die sich mit Quedlinburg befassen, werden 
Praktiken des Gedenkens wie auch solche der damit verbundenen karitativen Aspekte 
stets als individuelle Handlungen vor allem der ‚königlichen Frauen‘ stilisiert. Immerhin 
jedoch bietet die ältere Vita der Königin Mathilde aus den 70er Jahren des 10. Jahr-
hunderts einen Anhaltspunkt für Techniken einer auf lange Dauer zielenden Memorial-
praxis, die über den Lebenshorizont der Protagonistin hinausreichen sollte und dazu die 
gestiftete Gemeinschaft heranzog. Dem Sterben nahe, so wird in der Vita geschildert, ließ 
die Königinwitwe Mathilde ihre gleichnamige Enkelin zu sich rufen, um dieser letzte 
Ermahnungen zum richtigen Verhalten als Äbtissin zu geben. Die Unterweisung endet in 
der Vita damit, dass die Sterbende der jungen Frau das computarium, in das die Namen 
vornehmer Verstorbener eingetragen waren, in die Hände legte und dieser die Seele 
Heinrichs I. und die eigene, aber auch diejenigen aller Getreuen anempfahl, deren 
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Gedenken sie selbst gepflegt hatte.132 Drei Beobachtungen zu diesem Passus verdienen 
besondere Aufmerksamkeit. Zum ersten wird hier der Gebrauch der Schrift zur Sicherung 
des Gedenkens hervorgehoben. Das erwähnte computarium, in der Szene zugleich ein 
symbolisches Objekt der Übertragung von Kompetenz, Verantwortung und Hinterlassen-
schaft, erscheint darin als Medium, das die Gedenkpraxis über den Tod der Königinwitwe 
weiterzuführen erlaubte. Zum zweiten tritt der persönliche Einfluss der älteren Mathilde 
hervor, die den eigenen, individuellen Gedenkhorizont über den Tod hinaus einer anderen 
Person anvertraute. Zum dritten aber ist der Zusammenhang von Äbtissinnenpflicht und 
Totengedenken wesentlich. Zwar sind die Verwandtschaft beider Frauen wie auch ihre 
Zugehörigkeit zum Herrscherhaus in der Szene präsent, doch wird beides in den Ermah-
nungen und der Bitte um die Weiterführung des Gedenkens gerade nicht zum Argument. 
Die jüngere Mathilde erscheint in der (indirekten) Rede der älteren als Nachfolgerin in der 
Leitung der Gemeinschaft; das Totengedenken ist diesem Komplex zugeordnet. So wird 
in der Schilderung denn auch nicht behauptet, das computarium sei ein persönliches Buch 
− womöglich ein Nekrolog − der Königinwitwe gewesen. Ebenso plausibel ist die Vermu-
tung, damit könne eine Art Handbuch des Konvents bezeichnet sein, das eine (kalenda-
risch geordnete) Gedenkliste enthalten habe.133 Überliefert ist ein entsprechendes Werk 
nicht, doch muss ohnehin mit großen Verlusten liturgischen Quedlinburger Schriftguts 
gerechnet werden. 

Auf eine nekrologgestützte Gedenkpraxis der Quedlinburger Sanktimonialen weisen 
auch die vor Ort geschriebenen Annalen hin, die selbst eine Form des Totengedenkens 
waren. Das Annalenwerk verzeichnet zahlreiche Todesfälle der königlichen Familie 
und entfernterer Verwandter der ottonischen Könige und Königinnen. Ebenso finden 
sich Todesmeldungen für zahlreiche Bischöfe Sachsens und des Reiches, weitere Kleri-
ker und Religiosen wie auch adlige Laien und natürlich Quedlinburger Kanonissen, dies 
alles in steigenden Maße, je näher die Verfasserin der eigenen Gegenwart kam.134 In 
den Jahren, in denen die Annalistin parallel zu den Ereignissen schrieb, vermerkte sie − 
soweit sich prüfen lässt − die Todesfälle zudem in chronologisch korrekter Folge. Sie 
dürfte also die genauen Todestage gekannt haben, wenn sie diese auch äußerst selten 
erwähnte. Diese Beobachtung passt zu der Annahme, dass die meisten Personen, deren 
Tod in den Annalen verzeichnet wurde, von der am Ort ansässigen Kanonissen-
gemeinschaft liturgisch kommemoriert wurden und kalendarisch verzeichnet waren. 
                                                                 
132  VMa, cap. 13, 138: (…) extremis supervenientibus neptulam suam inperatoris filiam cenobii 

abbatissam ad se vocans, salutiferis insistendo monitis piam et humilem, predentem et cautam sibi 
comisso gregi studiose providere docuit, monasterium raro egredi, sacris mentem indulgere 
scripturis et, que legeret, alias docere; quicquid vero alias monendo instimularet, ipsa prius 
omnibusreliquens exemplum bonis inpleret operibus. Quin etiam computarium, in quo erant nomina 
procerum scripta defunctorum, in manum ipsius dans animam illi commendavit Heinrici nec non et 
suam sed et omnium, quorum ipsa memoriam recolebat, fidelium. Vgl. auch VMp, cap. 26, 199. 

133  Vgl. zum computarium zuletzt Schütte, Einleitung (1994), 38f. 
134  Übersichten bei Althoff, Adels- und Königsfamilien (1984), 181−184; Giese, Einleitung (2004), 

81f.; zu den Kanonissen ebd., 88. 



Die Geschichte der Stiftung 49 

Für die Existenz eines nicht erhaltenen Quedlinburger Nekrologs aus ottonischer Zeit 
spricht insbesondere ein Vergleich der in den Annalen vermerkten Namen mit einer 
Sammeleintragung in das Nekrolog von Merseburg, der sogenannten ‚Ergänzungs-
schicht‘. Das Merseburger Totenbuch ist eng mit der Person des Merseburger Bischofs 
Thietmar verbunden. Der Zeitraum der Nekrologführung umfasst die Jahre 1009 bis 1018 
und reicht nur unwesentlich über die Amts- und Lebenszeit Thietmars hinaus. Umso 
imposanter ist die mehr als 700 Namen zählende Liste von Eintragungen. Über zwei 
Drittel des Namenbestandes wurden erst zwischen dem Herbst 1017 und dem Frühjahr 
1018 im Merseburger Nekrolog verzeichnet − sie bilden eben jene Merseburger Ergän-
zungsschicht, für die mit größter Wahrscheinlichkeit eine Vorlage aus Quedlinburg ver-
wendet wurde. Vergleicht man nämlich den Namenbestand der Quedlinburger Annalen 
mit jenem der Merseburger Ergänzungsschicht, so ergeben sich hohe Übereinstimmungen 
insbesondere für die hier wie dort aufgeführten Angehörigen oder Verwandten der otto-
nischen Familie, die im Laufe des 10. und frühen 11. Jahrhunderts gestorben waren. Am 
stärksten fallen die Übereinstimmungen bei den Personennamen ins Gewicht, die sich für 
den Zeitraum zwischen 1008 und 1015 ergeben, als die Quedlinburger Annalen parallel 
zum Berichtszeitraum niedergeschrieben wurden. Gleicht man die 40 Todesmeldungen 
der Annalistin mit dem Merseburger Totenbuch ab, ergibt sich zwischen beiden Zeug-
nissen eine so große Übereinstimmung, dass die Verwendung einer Quedlinburger Vor-
lage in Merseburg als sicher gelten kann.135 Die Annalen selbst kommen als Vorlage unter 
anderem deshalb nicht infrage, weil dort genaue Todestage ja nur ausnahmsweise genannt 
werden. Das Merseburger Totenbuch erlaubt also den Rückschluss auf ein Quedlinburger 
Nekrolog, in dem die in den Annalen genannten Personen ebenfalls verzeichnet waren. 
Allerdings lässt sich ebenso zeigen, dass für die Merseburger Ergänzungsschicht weitere 
Vorlagen angenommen werden müssen. Dadurch wird es unmöglich, die Quedlinburger 
Liste ihrerseits aus der Merseburger Überlieferung sauber zu rekonstruieren.136 

Auch eine einwandfreie Isolierung der in Merseburg verwendeten Quedlinburger 
Vorlage würde indessen nur begrenzt Aussagen darüber zulassen, welche der Einträge auf 
den Stiftungszweck der Kanonissengemeinschaft bezogen werden dürfen. Denn so sehr 
die Leitung des Quedlinburger Konvents durch Angehörige der ottonischen Familie die 
Abstimmung darüber erleichterte, wer ins Gebetsgedenken der Gemeinschaft aufzu-
nehmen war, so schwer ist es aus demselben Grund, diese Abstimmung im einzelnen 
nachzuvollziehen. Zum Teil werden mündliche Absprachen getroffen worden sein, doch 
häufig müssen die Quedlinburger Äbtissinnen entsprechende Entscheidungen auch eigen-

                                                                 
135  Vgl. Althoff, Adels- und Königsfamilien (1984), v. a. 180−189; zu einzelnen Personen vgl. aber 

auch die Neuedition der Ann. Quedl. Zu einem Gruppeneintrag, der den Quedlinburger Grün-
dungskonvent umreißen könnte, vgl. Althoff, Adels- und Königsfamilien (1984), 188, Anm. 200, 
doch muss dies Vermutung bleiben. – Die Untersuchungen zum Schriftbild sprechen nach 
Bodarwé, Sanctimoniales litteratae (2004), 182f.; 224, dafür, dass die ‚Ergänzungsschicht‘ im 
Merseburger Nekrolog in Quedlinburg selbst eingetragen wurde. 

136  Vgl. Fried, Methode (1987); dazu die Erwiderung Althoffs, Unüberwindliche Schwierigkeiten (1987). 
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ständig getroffen haben. In ihrer Rolle als Vorsteherinnen einer geistlichen Gemeinschaft 
traten sie zugleich in Beziehungen, die von ihren verwandtschaftlichen Bindungen zu 
unterscheiden sind, wobei vor allem an Personen geistlichen Standes zu denken wäre.137 
Auch diese Beziehungen werden sich in Memorialeinträgen niedergeschlagen haben. 
Nicht zuletzt wäre zu erwägen, in welchem Maße die Kanonissen Einfluss auf die Memo-
ria der Gemeinschaft nehmen konnten. Solche Überlegungen, die sich noch ausweiten 
ließen, würden jedem Versuch entgegenstehen, aus dem Quedlinburger Gedenkhorizont 
denjenigen der Stifter oder Stifterfamilie exakt zu extrahieren. 

Dennoch bietet die Eintragsschicht des Merseburger Totenbuchs von 1017/18 partiell 
Einblick in die Quedlinburger Stiftungswirklichkeit. So finden sich darin auffällig viele 
Namen von Verwandten der Herrscherinnen, also der Königinnen Mathilde und Edgith 
wie auch der Kaiserin Adelheid. Im Fall der Kaiserin Adelheid sind sogar Verwandte 
verzeichnet, die noch vor ihrer Ehe mit Otto I. verstorben waren, zudem auch einige enge 
Vertraute der Kaiserin wie etwa Abt Maiolus von Cluny oder Manegold, ein Graf im 
Zürichgau.138 Dass diese Einträge auf ein Quedlinburger Nekrolog zurückgehen, legen die 
engen Beziehungen der Kaiserin zu ihrer Tochter und dem Kanonissenstift nahe, die in 
der urkundlichen Überlieferung ebenso deutlichen Niederschlag gefunden haben wie in 
der Historiographie. Einer der im Merseburger Totenbuch verzeichneten Vertrauten 
Adelheids, Graf Manegold, war sogar in Quedlinburg bestattet worden. Die Annalistin 
vermerkte dazu, die Kaiserin selbst habe die Überführung des Leichnams begleitet.139 
Adelheid scheint also ihren Einfluss dazu genutzt zu haben, ihr persönlich nahestehende 
Verstorbene durch die Kanonissengemeinschaft kommemorieren zu lassen, ohne dass 
diese als Vertraute der ottonischen Familie gelten mochten. Ebenso hatte nach dem 
Bericht ihrer Vita Königin Mathilde eine Memorialtradition in Quedlinburg installiert, die 
ausdrücklich auch Getreue umfasste. Maßgeblich für beider Handeln war dabei wohl 
kaum der in der Gründungsurkunde umrissene Stiftungszweck der Gemeinschaft, sondern 
es entschieden eben ihre persönlichen Beziehungen zu den Verstorbenen. Obwohl kaum 
bezweifelt werden kann, dass die Memoria der ottonischen Familie im Zentrum des 
Quedlinburger Gedenkens stand, so wäre doch die Annahme irrig, die Stifterfamilie als 
Ganze habe hier eine Memorialtradition eingerichtet. Einzelne Familienangehörige waren 
es, die agierten, und ihr memoriales Handeln konnte auch von Beziehungen bestimmt 
werden, die mit ihren verwandtschaftlichen Bindungen wenig zu tun hatten. 

                                                                 
137  Vgl. etwa zu den vielfältigen Beziehungen der sächsischen Frauenkonvente untereinander 

Bodarwé, Spinnennetz (2000); zum Niederschlag in Memorialeinträgen ebd., v. a. 40−43. 
138  Vgl. Althoff, Adels- und Königsfamilien (1984), 163−165. 
139  Vgl. Ann. Quedl., a. 991, 479f. 
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II.3.5. Die Entkopplung von Stiftung und Königtum 

Als mit dem Tode Heinrichs II. die ottonische Linie im Mannesstamm erlosch und der 
Salier Konrad II. zum König gewählt wurde, musste die Verbindung der Kanonissen-
gemeinschaft zum König noch mehr gefährdet sein als unter dem letzten ottonischen 
Herrscher. Konrad war ein Urenkel Liutgards, der Tochter Ottos I. In Quedlinburg betonte 
man die Verwandtschaft des neuen Herrschers zu den Ottonen. Konrad sei dem berühm-
ten Geschlechte der Könige entsprossen, und wie es das Recht der Blutsverwandtschaft 
fordere, seien die Kaisertöchter Adelheid und Sophia ihm nach Vreden entgegen gezogen 
und hätten ihn freudig empfangen.140 Gewiss verbanden beide mit diesem Entgegen-
kommen, das die Herrschaft Konrads in Sachsen legitimieren half, Hoffnungen für die 
Gemeinschaften, denen sie vorstanden. Im Falle Quedlinburgs erfüllten sich diese Erwar-
tungen. Stolz vermerken die Quedlinburger Annalen zum Jahresanfang 1025, Konrad sei, 
jedes Säumen bei seiner weiteren Reise meidend, schnell zur Stadt Quedlinburg, der 
herrlichen Zierde der Nonnen, geeilt. Noch im selben Jahr konnten sie verzeichnen, der 
König und seine Gemahlin hätten ihre Tochter Beatrix ihrer geliebten Adoptivschwester 
Äbtissin Adelheid zur Erziehung gesandt.141 Als jene noch in jungen Jahren verstarb, 
übereignete Konrad auf Bitten seiner Gemahlin Gisela und seines Sohnes Heinrich dem 
Kloster der heiligen Maria eine Besitzung in Salbke für das Seelenheil seiner Tochter, 
darüber hinaus für das Seelenheil seiner selbst wie auch für das seiner übrigen 
Verwandten.142 Sicher war Beatrix als Nachfolgerin Äbtissin Adelheids vorgesehen ge-
wesen, denn nach deren Tod erhielt 1045 eine andere salische Prinzessin die Äbtissinnen-
würde, Heinrichs III. Tochter aus erster Ehe Beatrix, die schon zwei Jahre zuvor Äbtissin 
von Gandersheim geworden war und nun beiden Gemeinschaften vorstand. Wegen der 
Amtsübernahme seiner Tochter schenkte Heinrich dem Quedlinburger Kanonissenstift 
Güter in Sinsleben und Ermsleben.143 Beatrix folgte 1062 ihre Halbschwester Adelheid 
als Äbtissin. Auf deren Bitten hin bestätigte Heinrich IV. im Jahr darauf dem Nonnen-
kloster der heiligen Maria eine Güterübertragung seines Vaters zu dessen Seelenheil.144 

Die Praxis, die Äbtissinnenwürde an Königstöchter zu vergeben, war wohl die stärkste 
Kontinuität im Verhältnis zwischen Herrscher und Stiftung und sicherte der Gemeinschaft 
eine gewisse Aufmerksamkeit und ihren Rang. Der Rang und die Bedeutung des 
traditionsreichen Kanonissenstifts in Sachsen dürfte für die frühen Salier auch ein 
wichtiger Grund gewesen sein, ihre Töchter dort als Äbtissinnen einzusetzen. Deren 
Einsetzung ermöglichte aber auch den Zugriff auf materielle Ressourcen. Wenigstens für 

                                                                 
140  Vgl. Ann. Quedl., a. 1024, 576f. Zum legitimierenden Aspekt dieses Empfangs vgl. Althoff, 

Gandersheim und Quedlinburg (1991), 133f.; Reuling, Quedlinburg (1996), 231−233. 
141  Vgl. Ann. Quedl., a. 1025, 579f. 
142  DD K II, Nr. 233: pro remedio animae carissimae filiae nostrae Beatricis, insuper et pro salute 

animarum nostri ceterorumque nostri proximorum. 
143  DD H III, Nr. 135: causa dilectissime filiae nostrae Beatricis. 
144  DD H IV, Nr. 106: pro remedio eius animae. 
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Gandersheim lässt sich nachweisen, dass die salischen Äbtissinnen dort ihre Verfügungs-
gewalt über die Stiftsgüter zur Unterstützung der königlichen Politik in Sachsen nutzten, 
indem sie Güter des Stifts an dem König nahestehende milites verlehnten. In Quedlinburg 
könnte die Situation ähnlich gewesen sein.145 Ausschließen kann man hingegen, dass die 
Salier mit der Einsetzung ihrer Töchter als Äbtissinnen von Quedlinburg und Ganders-
heim beabsichtigten, ihre Memoria an die der Ottonen anzubinden. In ihren Urkunden 
nahmen die salischen Herrscher auf ihre Vorgänger keinerlei Bezug. Möglicherweise war 
die Einbeziehung der Verwandten in den Seelenheilpassus der Urkunde Konrads II. durch 
die Bedeutung Quedlinburgs als Familienmemorialstätte der Ottonen inspiriert. Doch war 
die Begabung Reaktion auf den Tod seiner Tochter und kein programmatischer Akt, 
zudem galt sie nicht der Kanonissengemeinschaft, sondern dem Kloster auf dem Münzen-
berg. Sicher werden die salischen Äbtissinnen für das Wohlergehen ihrer Familien-
angehörigen in Quedlinburg gebetet haben, aber Quedlinburg wurde nie ein besonders 
gefördertes oder bekanntes Memorialzentrum der salischen Dynastie.146 

Auch die Verbindung von Pfalz und Stift, von Festtags- und Memorialtradition 
verlor in salischer Zeit schnell an Bedeutung. Konrad II. und Heinrich III. haben 
Quedlinburg jeweils zweimal aufgesucht, ohne dass ihre Aufenthalte mit Festtagen in 
Verbindung standen. Erst Heinrich IV. feierte 1069 noch einmal Ostern und ein Jahr 
später Himmelfahrt hier. Die folgenden Herrscher haben zuweilen Quedlinburg noch 
als Festtagspfalz benutzt, bis diese Tradition unter Friedrich Barbarossa endgültig 
erlosch.147 Doch lassen sich keine Hinweise darauf finden, dass sie dabei den Kano-
nissen neue Aufgaben zuwiesen. 

In staufischer Zeit verlor das Quedlinburger Kanonissenstift auch die verwandt-
schaftliche Beziehung zum Königtum. Keine der nach 1125 amtierenden Quedlin-
burger Äbtissinnen entstammte noch der königlichen Familie, und auch die Vogtei 
des Stifts wurde nicht mehr von den Herrschern, sondern von Adelsfamilien aus dem 
Harzraum ausgeübt.148 Immerhin konnten die Quedlinburger Kanonissen ihre beson-
dere Rechtsstellung als Reichsstift und auch die religiöse Lebensform behaupten, 
während die meisten anderen Kanonissenstifte in Sachsen von bischöflicher oder 
königlicher Seite reformiert oder in Männerkonvente umgewandelt wurden. Seit dem 
11. Jahrhundert schwand mit der allmählichen Durchsetzung der gregorianischen 
Kirchenreform die Akzeptanz für die in Kanonissenstiften übliche Lebensführung, die 
weniger streng und stärker zur weltlichen Umgebung hin geöffnet war als diejenige 

                                                                 
145  Vgl. Black-Veldtrup, Kaiserin Agnes (1995), 219−233; zu den Äbtissinnen in salischer Zeit vgl. 

Vogtherr, Salische Äbtissinnen (2002). 
146  Zu den Gedenkstiftungen und Memorialorten der Salier im Überblick vgl. Schmid, Sorge (1984). 
147  Konrad II.: Reg. Imp. III,1, Nrn. 17d; 190; Heinrich III: DD H III, Nrn. 146; 247; Heinrich IV.: 

Meyer von Knonau, Jahrbücher (1890–1909), Bd. 1, 611; Bd. 2, 8. Vgl. außerdem Reuling, 
Quedlinburg (1996), 216−218. 

148  Zur Vogtei vgl. Grosse, Ursprung und Bedeutung (1913), 138−143; Ders., Verfassungsgeschichte 
(1916), 6−26; Lorenz, Quedlinburgische Geschichte (1922), 102−108. 
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von Klöstern. Zunehmend sahen sich Kanonissen dem Vorwurf der Sitten- und Diszi-
plinlosigkeit ausgesetzt.149 

II.3.6. Verengung und Transformation des Gedenkens  

Der Wandel der sozialen Bezüge, in die die Quedlinburger Stiftung eingebettet war, 
wirkte sich auch auf die Memoria der Kanonissengemeinschaft aus. Dies erweist die 
Zusammenschau der Überlieferung, wenn auch deren einzelne Bruchstücke für sich 
genommen nur sehr begrenzte Aussagen zulassen. 

Die grundsätzliche Fortführung einer kalendarisch organisierten Gedenkpraxis über 
die ottonische Zeit hinaus belegt ein Fragment − ein Einzelblatt − aus einem Nekrolog, 
das etwa im zweiten Viertel des 11. Jahrhundert in Quedlinburg angelegt wurde, aber 
noch im Laufe desselben Jahrhunderts nach Wendhausen kam. Das Fragment umfasst 
den halben Tag des 31. März und den 1. April zur Gänze. Es ist damit weder in Bezug 
auf die genauen Daten noch vom Umfang her geeignet, Aussagen zur Weiterführung 
des ottonischen Gedenkens im engeren Sinne abzuleiten,150 doch weist die stattliche 
Zahl von 60 eingetragenen Toten wenigstens auf einen recht breiten und über längere 
Zeit aufgebauten Gedenkhorizont hin, der auch ältere Memorialaufträge konservierte. 

Von ganz anderem Charakter ist ein ungefähr gleichzeitig in Quedlinburg entstandenes 
Kalendar, das gemeinsam mit einem ebenfalls im 11. Jahrhundert angelegten Antiphonar 
überliefert ist, mit dem es zu unbekannter Zeit zusammengebunden wurde. Während das 
Antiphonar bis ins 14. Jahrhundert benutzt wurde, wie zahlreiche Nachträge zeigen, hielt 
man das Kalendar keineswegs systematisch aktuell. Insgesamt finden sich darin lediglich 
19 Namen Verstorbener; die jüngsten Nachträge betrafen die 1075 und 1078 verstorbenen 
Bischöfe Anno von Köln und Werner von Magdeburg.151 Aus der Stifterfamilie wurden 
nur Heinrich I., Königin Mathilde und ihre gleichnamige Enkelin verzeichnet. Für die 
zweite Quedlinburger Äbtissin, die ottonische Königstochter Adelheid, lässt sich die Nen-
nung nicht überprüfen, weil die Seite zum Monat Januar verloren ist. Doch fehlt auch Adel-
heids salische Nachfolgerin Beatrix, und lediglich zwei Einträge gelten verstorbenen Sankti-
monialen. So lässt sich ausschließen, dass das rudimentäre Kalendar den Gedenkhorizont 
der Quedlinburger Sanktimonialen als Gemeinschaft in irgendeiner Weise abbildet. Eher 
scheinen einzelne der Kanonissen die Handschrift sporadisch genutzt zu haben.152 

                                                                 
149  Vgl. Schilp, Norm und Wirklichkeit (1998), 191; Andermann, Unsittliche und disziplinlose Kano-

nissen (1996); Ders., Die sächsischen Frauenstifte (2004). 
150  Zu Entstehungsort und -zeit sowie zum Abgleich mit Verwandten der Ottonen vgl. Bodarwé, 

Sanctimoniales litteratae (2004), 169 mit Anm. 446. 
151  Ausführliche Beschreibung und Datierung: Möller, Quedlinburger Antiphonar (1985), 32−38; 

Bodarwé, Sanctimoniales litteratae (2004), 166−168; 225f. Vgl. auch Lipphardt, Quedlinburger 
Antiphonar (1954), 13−18. Edition: Necrologium Quedlinburgense. Ed. Mooyer. 

152  Vgl. Bodarwé, Sanctimoniales litteratae (2004), 226, mit dem Hinweis auf analoge Beobachtungen 
im Stift Essen. 
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Immerhin liefert das Schriftstück ein Indiz dafür, dass Königin Mathilde, König 
Heinrich I. und zumindest die erste ottonische Äbtissin Mathilde im Quedlinburger 
Gedenkhorizont des 11. Jahrhunderts eine gegenüber anderen Angehörigen der Stifter-
familie herausgehobene Stellung hatten. 

Dass sich die Kongregation ihrer engen Verbindung zur ottonischen Dynastie im 
12. Jahrhundert noch oder wieder erinnerte, legen damals angefertigte Wandmalereien 
in der Krypta nahe. Die Krypta des Kirchenneubaus, der nach einem Brand im Jahr 
1070 nötig geworden war und 1129 geweiht wurde, ging auf den einstigen ottonischen 
Bau zurück, wo vor dem Altar Heinrich I., seine Gemahlin und beider Enkelin, Äbtissin 
Mathilde, bestattet worden waren.153 Die Malereien konzentrierten sich auf die 
Gewölbejoche um diese Gräber herum und stellten Heilige, Bischöfe und Herrscher dar, 
von denen einer durch eine Inschrift als Otto I. gekennzeichnet wurde.154 In derselben 
Zeit wurden außerdem Grabplatten für die ottonische Äbtissin Adelheid I. und deren 
salische Nachfolgerinnen Beatrix I. und Adelheid II. angefertigt, deren Gräber sich vor 
dem Kreuzaltar im Mittelschiff der Oberkirche befanden.155  

Memorialcharakter hatte auch eine Besitzübertragung an das Kanonikerstift St. Wi-
perti, die die Quedlinburger Äbtissin Bertrada mit Zustimmung ihrer Kongregation im 
Jahr 1280 verfügte. Der Kanonikerkonvent sollte als Gegenleistung für die Begabung 
das Anniversar ‚Kaiser‘ Heinrichs alljährlich mit festlichen Vigilien begehen und auch 
der Messe und Kommendation der Kanonissen beiwohnen, damit dessen Memoria fest-
licher begangen werde.156 Die Bezeichnung als Kaiser ist kein Anhaltspunkt, um den 
genannten Heinrich mit Heinrich II. zu identifizieren.157 Nur für Heinrich I. lässt sich in 
den früheren wie in den späteren Memorialzeugnissen greifen, dass er in Quedlinburg 
besonders verehrt wurde, während das für Heinrich II. nicht der Fall ist. Es dürfte sich 
also um das Anniversar Heinrichs I. gehandelt haben, welches die Äbtissin sich fest-
licher wünschte. Dass deren Initiative sich nur auf die Aufwertung der Anniversarfeier 
Heinrichs I. bezog und nicht auf jene für Königin Mathilde, passt gut zu der Beobach-
tung, dass bereits seit dem 12. Jahrhundert in der Historiographie die Quedlinburger 
Stiftung meist Heinrich allein zugeschrieben wurde.158 

Etwas aussagekräftiger für den Stiftungsvollzug der Kanonissengemeinschaft im 
Ganzen ist ein im 13. Jahrhundert in Hildesheim angefertigtes Kalendar, das später nach 
Quedlinburg gekommen sein muss und dort für den eigenen Gebrauch überarbeitet wurde. 

                                                                 
153  Vgl. Voigtländer, Stiftskirche (1989), 91; 179. 
154  Vgl. Voigtländer, Stiftskirche (1989), 155−157; Schubert, Stätten (1990), 52; Bulach, Quedlin-

burg (2000), 111. 
155  Vgl. Voigtländer, Stiftskirche (1989), 145f. 
156  Cod. dipl. Quedlinburgensis. Ed. Erath, Nr. 290.: ut conuentus iam dicte ecclesie in 

anniuersario Hinrici, imperatoris, annis singulis vigilias celebret sollempnes, nec non vna 
nobiscum nostre misse intersit ac commendacioni, ut ipsius memoria sollempnius peragatur. 

157  So Kroos, Drei niedersächsische Bildhandschriften (1964), 195. 
158  Erdmann, Beiträge (1940), v. a. 95f. 



Die Geschichte der Stiftung 55 

Dies ergibt sich aus den nachgetragenen Festtagen sowie Namen Verstorbener, insgesamt 
etwa 70 Nachträgen, die dort im 14. Jahrhundert eingefügt wurden, zum überwiegenden 
Teil, aber nicht ausschließlich von derselben Hand.159 Aufgrund der Anlage des Kalen-
dars stand für Ergänzungen sehr wenig Raum zur Verfügung. Jede Seite bot zwei in je 
einer Spalte geschriebene Monatsübersichten, wobei die Kolumnen zusätzlich durch Ar-
kadenrahmen eingefasst waren. Die Festtagseinträge der Anlageschicht füllten die kurzen 
Zeilen der eher schmalen Spalten oft schon gänzlich aus, so dass die Nachträge meist nur 
in sehr kleinen, kaum zwei Millimeter hohen Buchstaben darüber geschrieben werden 
konnten. Von den etwa 50 im Kalendar auf diese Weise nachgetragenen Personen lässt 
sich nur eine Minderheit identifizieren. Sämtliche im Kalendar vermerkten Äbtissinnen 
gehörten zum Kanonissenstift. Verzeichnet wurden die beiden ersten Vorsteherinnen der 
Gemeinschaft, während die nächsten fünf bekannten Äbtissinnen fehlen und die Reihe 
erst wieder mit der 1160 verstorbenen Beatrix II. einsetzt und über Adelheid III. und 
Agnes II. bis zur 1226 verstorbenen Sophie führt.160 Von den Äbtissinnen abgesehen, 
gelten 14 weitere Einträge eindeutig Personen geistlichen Standes, darunter lediglich einer 
einem Mann.161 Die übrigen Nachträge für Geistliche betreffen fünf Pröpstinnen, drei 
Dekaninnen und fünf Kanonissen, die wie diejenigen für die Äbtissinnen wohl dem 
Quedlinburger Stift zuzurechnen sind. Weitere etwa 20 Einträge bestanden allein aus 
Vornamen ohne Zusätze, so dass die Identifizierung nahezu unmöglich ist. Nur sehr 
wenige der eingetragenen Personen wurden als Laien gekennzeichnet, und in ganzen drei 
Fällen waren ergänzend zum Vornamen Herkunfts- bzw. Familiennamen vermerkt. Eine 
verwandtschaftliche Beziehung ins Stift hinein wird allein für einen zum 24. Februar 
eingetragenen Friedrich von Ampfurth erahnbar: Ab spätestens 1227 war Gertrud von 
Ampfurth in Quedlinburg Kanonisse, von 1233 bis 1270 dann Äbtissin. Sie könnte eine 
Schwester oder Nichte Friedrichs gewesen sein.162 

                                                                 
159  Vgl. HAB 13. Ms. Aug. fol., fol. 2−6; Beschreibung bei Heinemann, Handschriften (1900), 

110−112, und v. a. Kroos, Drei niedersächsische Bildhandschriften (1964), 186f.; 194−196, 
sowie Dies., Kalendarium (1989), 168−170. Für ihre Hilfe bei der paläographischen Einordnung 
der Nachträge danke ich Marlis Stähli, Handschriftenabteilung der Zentralbibliothek Zürich. 

160  HAB 13. Ms. Aug. fol.: Alheit abbatissa zum 14.01. (Adelheid I., gest. 14.01.1044); Agnes 
abbatissa zum 21.01. (Agnes II. von Meißen, gest. 22.01.1203); Mehtildis prime abbatisse 
zum 08.02. (Mathilde, gest. 08.02.999); Beatricis abbatisse zum 02.04. (Beatrix II., gest. 
02.04.1160); Alheit abbatissa zum 01.05. (Adelheid III., gest. 01.05.1184); Sophie abbatisse 
zum 09.06. (Sophie von Brehna, gest. 09.06.1226). – Die Amts- und Sterbedaten zuletzt zu-
sammengestellt bei Mehl, Münzen (2006), in den jeweiligen Kurzviten der Äbtissinnen. Ebd., 
149, ordnet Mehl die nur über einen Münzfund erschließbare Quedlinburger Äbtissin Mere-
gart in die Jahre 1160/1161 ein. Sie würde damit als einzige der zwischen 1160 und 1226 ver-
storbenen Quedlinburger Äbtissinnen im Kalendar fehlen. 

161  HAB 13. Ms. Aug. fol.: Hugoldi abbatis zum 17.05. (Hugold von Corvey, gest. 18.05.1223); 
vgl. Necrologium Quedlinburgense. Ed.  Mooyer, 78. 

162  Vgl. Mehl, Münzen (2006), 159f. Der Name Friedrich erscheint in der Familie im 12. und 
13. Jahrhundert mehrfach. Vgl. Schwennicke, Europäische Stammtafeln (1998), 138. 
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Eine ganze Zahl weiterer Nachträge galt Angehörigen der ottonischen Familie. Aus der 
Reihe der ottonischen Herrscher und ihrer Gemahlinnen, die mit Heinrich I. und Mathilde 
einsetzt und mit Heinrich II. und Kunigunde endet, fehlt eindeutig nur Ottos II. Gemahlin 
Theophanu. Unsicher ist die Zuweisung zweier weiterer Einträge: Zum 8. Dezember 
wurde ein Otto, zum 17. desselben Monats eine Adelhe vermerkt, im Falle Ottos zweifels-
frei von von anderer Hand als derjenigen, die die übrigen ottonischen Namen und auch 
die Äbtissinneneneinträge geschrieben hatte. Die Namen könnten sich auf Otto II. und 
Kaiserin Adelheid beziehen.163 Zur ottonischen Gruppe von Einträgen hinzuzählen könnte 
man diejenigen für die ottonischen Äbtissinnen Mathilde und Adelheid, wobei Mathilde 
eigens als erste Äbtissin bezeichnet war. Einträge salischer Herrscher oder Herrscherinnen 
wie auch der beiden salischen Äbtissinnen Beatrix und Adelheid II. fehlen gänzlich. 

In welchem Ausmaß das Kalendar Auskunft über das liturgische Gedenken der 
Quedlinburger Kanonissengemeinschaft im 14. Jahrhundert gibt, wird sich kaum genauer 
bestimmen lassen. Die Tatsache, dass auch Festgrade in großer Zahl vermerkt wurden, 
erweist jedoch, dass die Handschrift für den liturgischen Gebrauch bestimmt war.164 Für 
eine konsequente, dauerhaft aktualisierte Nutzung als Nekrolog eignete sich das Kalendar 
indessen nicht, wie auch den ersten Quedlinburger Nutzerinnen klar gewesen sein dürfte. 
Zudem fällt auf, dass die Reihe der Äbtissinnen nicht bis ins 14. Jahrhundert reicht, als die 
Nachträge vorgenommen wurden. Deshalb dürfte es sich bei den eingetragenen Namen 
Verstorbener nicht einfach um eine Auswahl aus dem gleichzeitigen liturgischen Gedenk-
horizont handeln. Eher wird es vor allem um die Bewahrung oder Sichtung einer oder 
mehrerer älterer Traditionen gegangen sein, vielleicht nach Vorlagen, die nicht mehr in 
Gebrauch waren. In jedem Fall aber spricht der ‚ottonische‘ Bestand an Namen dafür, 
dass diese Personen in irgendeiner Weise als zusammengehörige Gruppe wahrgenommen 
und der eigenen Geschichte zugeordnet wurden und im gleichzeitigen liturgischen 
Gedenken der Kanonissengemeinschaft noch oder wieder verankert waren. 

Auch aus späterer Zeit haben sich Quellen zum Totengedenken der Kanonissen 
erhalten, allerdings nur in frühneuzeitlichen Auszügen. Der seit 1701 am Quedlinburger 
Stift als Oberhofprediger tätige Friedrich Ernst Kettner nahm für seine 1710 erschienene 
‚Kirchen- und Reformationshistorie‘ Einsicht in ein Quedlinburger Kalendar, von dem er 
schreibt: „In dem Calendario S. Servatii wird von Monaten zu Monaten erzählet, was vor 

                                                                 
163  Aus dem ‚Fehlen‘ Theophanus lassen sich keine Schlüsse ziehen; es könnte sich gar um ein 

Versehen handeln. – Nennungen von Herrschern und Herrscherinnen in HAB 13. Ms. Aug. fol.: 
Otto tercius zum 24.01. (Kaiser Otto III., gest. 23./24.01.1002); Edith regina obiit zum 26.01. 
(Königin Edgith, gest. 29.01.946); Conegundis imperatricis zum 03.03. (Kaiserin Kunigunde, 
gest. 03.03.1023); Mehtildis inclite regine zum 15.03. (Königin Mathilde, gest. 14.03.968); Otto 
magnus obiit zum 07.05. (Kaiser Otto I., gest. 07.05.973); Hinrici incliti regis zum 02.07. (König 
Heinrich I., gest. 02.07.936); Hinrici de Bavenberc zum 13.07. (Kaiser Heinrich II., 
gest. 13.07.1024); Otto zum 08.12. (evtl. Kaiser Otto II., gest. 07.12.983); Adelhe außerhalb des 
Arkadenrahmens zum 17.12. (evtl. Kaiserin Adelheid, gest. 16./17.12.999). Edition der Nachträge: 
Necrologium Quedlinburgense. Ed. Mooyer, 70−87; Voigtländer, Stiftskirche (1989), 178. 

164  Vgl. Kroos, Kalendarium (1989), 167. 
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Seelmessen und Feste in der Stiftskirchen zur Zeit des Pabstthums sind gehalten worden 
(…)“. Kettner gibt zahlreiche Einträge wieder, die zum überwiegenden Teil 
Quedlinburger Äbtissinnen und Pröpstinnen gelten. Aus der Stifterfamilie führt er auf: 
Königin Mathilde (zum 13./14.03.), König Heinrich I. (30.06./01.07.) und Kaiserin 
Adelheid (zum 18.12.) sowie Äbtissin Mathilde (zum 07.02.) und wahrscheinlich Äbtissin 
Adelheid I. (zum 12.01.). Adelheids Todestag, der 14. Januar, folgte im Jahreskalender 
nur wenige Tage nach demjenigen der salischen Königstochter und Quedlinburger 
Äbtissin gleichen Namens – Adelheid II., die am 11. Januar 1096 verstorben war. Die 
Zuordnung des Eintrags zur Ottonin erscheint jedoch kohärenter, weil ein Eintrag für 
diese auch in der besprochenen Nachtragsschicht aus dem 14. Jahrhundert enthalten war. 

Da Kettner im Anschluss an sein Exzerpt vermerkt: „Ich übergehe (…) Seelmessen für 
Privatpersonen, deren auch viel sind“, wird man – im Umkehrschluss – davon ausgehen 
können, dass er alle Einträge von Herrschern und Herrscherinnen, die er vorfand, 
wiedergab. Kettner scheint sich bei der Abschrift nicht wörtlich an seine Vorlage gehalten 
zu haben. So ordnet er den Eintrag Königin Mathildes ohne weitere Zusätze zwei Tagen 
zu, während er Heinrich I. betreffend wesentlich ausführlicher ist. Zum 30.06. heißt es bei 
Kettner: „Parvae Vigiliae vor Kayser Heinrichen“, zum 1. Juli: „Seelmessen vor König 
Heinrichen, da sie jährlich Gott baten, Gott möchte der Seelen Heinrici Aucupis, die 
dieses Stifft gestifftet, gnädig seyn und sie der ewigen Belohnung genießen lassen“.165 
Auch Anton Ulrich Erath, seit 1736 Archivar des Quedlinburger Stifts, ließ in seinem 
‚Codex diplomaticus Quedlinburgensis‘ von 1764 einen „Extractus“ aus einem Quedlin-
burger „Calendarium“ abdrucken. Erath vermerkt Heinrich I., seine Gemahlin Mathilde 
sowie die Äbtissinnen Mathilde und Adelheid, für das Herrscherpaar zusätzlich Vigilien 
vor den Todestagen. Dem Auszug Eraths zufolge wurde Kaiserin Adelheid im Stift als 
Heilige verehrt.166 

Erath und Kettner dürften aus derselben Quelle geschöpft haben. Beiden scheint ein 
spätmittelalterliches Kalendar, Nekrolog oder Anniversarbuch des Stifts vorgelegen zu 
haben. Schon Kettners Formulierung „In dem Calendario S. Servatii (…)“ deutet darauf 
hin, dass Kettner seine Vorlage für das maßgebliche Zeugnis des einst im Stift 
praktizierten Totengedenkens hielt. Erhärtet wird dieses Indiz dadurch, dass die Reihe 
der spätmittelalterlichen Äbtissinnen in den Auszügen Kettners und Eraths für das 
gesamte 15. und frühe 16. Jahrhundert vollständig ist und bis zur letzten katholischen 
Äbtissin Magdalena von Anhalt reicht, die dem Quedlinburger Stift bis 1513 vorstand. 
Weder in Kettners noch in Eraths Auszug ist hingegen Äbtissin Anna II. von Stollberg 
vermerkt, die von 1513−1574 Quedlinburger Äbtissin war und die als Landesherrin die 
Reformation einführte. Dass sie im Stiftsnekrolog nicht mehr verzeichnet wurde, 
erstaunt nicht – heißt es doch in der Kirchenordnung, die sie im Jahr 1540 erließ: Die 
vigilien und memorien mussen abgetan sein.167 
                                                                 
165  Kettner, Kirchen- und Reformationshistorie (1710), 106−109. 
166  Cod. dipl. Quedlinburgensis. Ed. Erath, 907−913. 
167  Zit. nach Lorenz, Kirchenordnungen, 55–61, hier 56. 
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Während die Quedlinburger Kirchenordnung suggeriert, dass mit der Reformation 
die Praxis anniversarischen Gedenkens im Quedlinburger Stift abgebrochen wurde, 
spricht die nachreformatorische Rechnungsüberlieferung des Stifts eine andere Sprache. 
Dort wird nicht das Ende, sondern eher die Transformation von Praktiken des 
Gedenkens greifbar. Für den Vollzug des Gedenkens an die Stifterfamilie war, so wird 
darin deutlich, die Reformation nicht der entscheidende Einschnitt. Da jegliche Vor-
arbeiten für eine Analyse des Quedlinburger Rechnungswesens fehlen und die Über-
lieferung fragmentarisch ist, lässt sich die Gestalt des nachreformatorischen Gedenk-
wesens insgesamt daraus nicht rekonstruieren. Zwei Befunde sind aber deutlich: Zum 
einen finden sich in verschiedenen Rechnungen des Stifts aus dem 16. Jahrhundert 
regelmäßig Ausgaben unter dem Titel memorien. Diese galten nicht ausschließlich, aber 
zum großen Teil Quedlinburger Äbtissinnen der vergangenen Jahrhunderte, ohne aller-
dings auch nur annähernd die vollständige Reihe der geistlichen Vorsteherinnen des 
Stifts zu umfassen. In einigen dieser Rechnungen werden Ausgaben für memorien der 
Königin Mathilde, deren gleichnamige Enkelin, Äbtissin Mathilde, und auch für eine 
Äbtissin Adelheid verzeichnet. Andere Angehörige der Stifterfamilie finden in den 
Rechnungen keine Erwähnung.168 Zum anderen werden in allen fünf überlieferten 
‚Amtsrechnungen‘ der Stiftskirche aus dem 17. Jahrhundert unter dem Titel memorien 
ausschließlich Ausgaben für ‚Stiftungen‘ aufgelistet, die den Äbtissinnen Mathilde und 
Adelheid sowie Heinrich I. und Königin Mathilde zugeschrieben wurden. Der Vollzug 
dieser ‚Stiftungen‘ lässt sich auch in zwei weiteren Überlieferungsbeständen der Stifts-
verwaltung nachweisen.169 Das früheste Zeugnis stammt aus dem ersten Jahrzehnt des 
17. Jahrhunderts. Dort heißt es unter dem Titel Memorien des stiffts: Auff die memorien 
Trium Regum ist von abbatissin Adelheidten jehrlich einen wispell weitzen gestifftett, 
und nachvolgende brothe ausgeteilett, aber itzo vor jedes 2 gulden zu geben vor 
rathsamer erachtett worden. Im Anschluss daran folgt die tabellarische Aufstellung der 
Ausgaben. Vom Superintendenten der Stiftskirche angefangen über die anderen Geist-
lichen und vier Schüler und den Burgmeier bis hin zu zahlreichen nur mit dem Namen 
Genannten erhielten insgesamt 39 Personen, vielleicht alle Bedienstete des Stifts, einen 
Geldbetrag, der als Äquivalent für auszuteilende Brote verteilt wurde. Analog geht es 

                                                                 
168  Vgl. etwa LHASA Rep. A 12 Spec. Quedlinburg, Nr. 205, fol. 12 zum Jahr 1592; ebd., 

fol. 16r−17v: Verzeichnis der memorien und feste davon die hochwirdige unsere gnedige furstin 
und frawe denn priesternn praesentz durchs jar zu lohne gipt zum Jahr 1577; LHASA Rep. A 
20 XVI B.a.1, Nr. 30 für die Jahre 1586−91. 

169  LHASA Rep. Cop., Nr. 827, fol. 113r−116r um 1610. Datierung über die Amtsdaten des dort, 
fol. 110v, erwähnten Superintendenten Andreas Leopoldi, der nach Kettner, Kirchen- und 
Reformationshistorie (1710), 212; 216, von 1603−1611 im Amt war, und den in fol. 112r 
erwähnten Präbendaten Johann Gerdank, nach Kettner (ebd., 231) seit 1609 Präbendat des Stifts 
war. Vgl. auch Fritsch, Geschichte (1828), 12−16; 226. Weiteres: LHASA Rep. A 12 Spec. 
Quedlinburg, Nr. 205, fol. 139r für das Jahr 1637. Amtsrechnungen: LHASA Rep. A 20 
XXV, Nr. 13, fol. 49r−51v für das Jahr 1612; ebd., Nr. 14, fol. 56v−61v für das Jahr 1618; ebd., 
Nr. 16, fol., 17rv für das Jahr 1655; ebd., Nr. 17, fol. 17v−18v für das Jahr 1688. 
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weiter: Auff die memorien Purificationis Mariae ist von ebtissin Mechthildis jehrlich 
einen wispell weitzen gestifftet, und wird voriger memoriae gleich ausgetheilett, thut in 
der summe brothe, so vor diesem ausgetheilet worden, 159. Der nächste Posten wird 
überschrieben: Zur memorien auf Gregorij welche ebtissin Mechthildis regina gestifftet, 
sind verordenet 9 malder weitzen, darvon nachvolgender gestalt gelt gegeben wirdt. 
Nach der Einzelaufstellung der Aufgaben schließt sich an: Zur memorien auf Johannis 
Babtistae welche Heinricus rex gestifftet, sindt verordenet 3 malder weitzen, darvor 
nachvolgender gestalt gelt gegeben wirdt. Wieder folgt die exakte Auflistung der 
einzelnen Beträge. Während die Empfänger der Gelder immer dieselben waren, wichen 
die ihnen jeweils ausgeteilten Beträge voneinander ab. Im Falle der Stiftungen, die den 
Äbtissinnen Mathilde und Adelheid zugeschrieben wurden, verteilte man insgesamt 
13 Taler und 6 Gulden als Äquivalent für 159 Brote. Am Tag Mariae Reinigung, der sich 
mit Königin Mathilde verband, waren es 20 Taler und 14 Gulden anstelle von 247 Broten, 
während Heinrichs I. vermeintliche Stiftung nur 6 Taler und 8 Gulden kostete, die 
75 Brote einlösen sollten.170 Vergleicht man die Termine der Festtage mit den Todestagen 
der Personen, auf die die Stiftungen zurückgeführt wurden, ergibt sich jeweils eine große 
zeitliche Nähe: Das Fest Johannes’ des Täufers – der 24. Juni – wird eine Woche vor dem 
Todestag Heinrich I., dem 2. Juli gefeiert. Noch dichter liegt der Festtag des heiligen Gre-
gor, der am 12. März begangen wird, am Todestag der Königin Mathilde, dem 14. März. 
Der Todestag der ersten Quedlinburger Äbtissin Mathilde ist der 8. Februar, Purificatio 
Mariae feiert man am 2. desselben Monats. Die ottonische Äbtissin Adelheid I. ist am 
14. Januar, ihre salische Nachfolgerin Adelheid II. am 11. Januar verstorben, der Festtag 
der heiligen drei Könige fällt auf den 6. Januar. Im Falle Adelheids ist allerdings davon 
auszugehen, dass man sie mit den anderen drei als Stifter und Stifterinnen angesehenen 
Personen in Zusammenhang brachte und deshalb für eine Ottonin hielt. Korrekt zuordnen 
konnte man die ottonischen Frauen ohnehin nicht mehr, wie schon die Tatsache zeigt, 
dass Königin Mathilde in den Rechnungen zuweilen als Äbtissin angesprochen wurde. In 
der lokalen Historiographie des 16. und frühen 17. Jahrhunderts ließ man die Reihe der 
Äbtissinen mit einer Mathilde beginnen, in der man eine Tochter Heinrichs I. vermutete, 
seit dem späteren 17. Jahrhundert meinte man dann, eine Schwester Heinrichs namens 
Adelheid sei die erste Vorsteherin des Stifts gewesen.171 

Die Dichte der Rechnungsbelege und die nahezu konstante Höhe der darin jeweils 
aufgeführten Ausgaben sind hinreichend, um für die Zeit zwischen 1610 und 1688 eine 
stabile soziale Praxis zu belegen. Außerdem sprechen die Rechnungen zugleich von der 
älteren Gewohnheit, an den aufgeführten Festtagen Brot zu verteilen. Wenn sich auch 
nicht ermitteln lassen wird, wann und in welcher Weise die ‚Stiftungen‘ erfunden 
wurden, die im Quedlinburger Stift vier Mal im Jahr vollzogen wurden, so ist doch 
deren Nähe zum mittelalterlichen Totengedenken unübersehbar. Die Korrespondenz der 

                                                                 
170  LHASA Rep. Cop., Nr. 827, fol. 113r−116r. Die vorangegangenen Zitate ebd. 
171  Vgl. Fritsch, Geschichte (1828), 3; zu den Rezeptionszusammenhängen v. a. 12−16. 
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für den Vollzug der ‚Stiftungen‘ gewählten Festtage mit den Todestagen der genannten 
‚Stifter‘, die Bezeichnung ‚Memorien‘ und die Verknüpfung mit karitativen Leistungen 
machen sehr wahrscheinlich, dass man die frühneuzeitliche Quedlinburger Gedenk-
praxis als Transformation des älteren Totengedenkens aufzufassen hat. Sicher korres-
pondierten die vermeintlichen ‚Stiftungen‘ besser mit reformatorischen Auffassungen 
von legitimen Stiftungszwecken als der in der Stiftungsurkunde Ottos I. angegebene 
Gedenkauftrag der Kanonissen, waren sie doch nach dem Wortlaut der Rechnungen gar 
nicht mit der Forderung liturgischen Gedenkens verbunden. Zugleich wird aus den 
Rechnungen aber auch ersichtlich, wie stark die katholischen Praktiken ungeachtet der 
reformatorischen Lehre im Quedlinburger Stift weiterwirkten. Schon die Bezeichnung 
‚Memorien‘ deutet auf liturgische Ausprägung des Gedenkens hin. Deutlicher erkenn-
bar wird die liturgische Komponente der Quedlinburger Gedenkpraxis in einer Quittung 
aus dem Jahr 1689, mit der der älteste Diakon der Stiftskirche den Empfang von 
Quartalszahlungen und Präsenzgeldern bestätigte, darunter solche pro offertoriis 
festorum anniversariorum.172 Auch die katholische Seelmesse für Verstorbene hatte 
anscheinend ihre Fortsetzung gefunden. 

Die stärkste Kontinuität der Quedlinburger Gedenkpraxis über die Reformation 
hinweg spiegelt sich darin, dass es – von der als heilig verehrten Kaiserin Adelheid 
abgesehen – dieselben Personen aus dem Kreis der Stifterfamilie waren, deren Namen 
sich in den von Kettner und Erath gedruckten Auszügen des Stiftsnekrologs einerseits 
und den Rechnungen des Stifts andererseits finden. Der Status, der diesen vier Personen 
über die mehr oder weniger aufwendige Gestaltung der Gedenkakte zugeschrieben 
wurde, scheint jedoch auf den ersten Blick zu differieren. Erath und Kettner führen für 
die liturgische Memoria Königin Mathildes und Heinrichs I. je zwei aufeinander 
folgende Tage an, lassen die Erinnerung an das Herrscherpaar also als herausgehoben 
erscheinen. Die unterschiedlich hohen Rechnungsbeträge des 17. Jahrhunderts sugge-
rieren hingegen, das Gedenken an Heinrich I. habe einen geringeren Stellenwert gehabt 
als das an seine Gemahlin und die ottonischen Äbtissinnen Adelheid und Mathilde. 
Dem stehen jedoch Indizien entgegen, die darauf hinweisen, dass im Zentrum der 
historischen Erinnerung in nachreformatorischer Zeit Heinrich I. stand: Er war es, den 
man nun mehr und mehr als den Spender verschiedener dem Stiftsschatz zugehöriger 
Reliquien erachtete.173 Auch andere Gegenstände brachte man mit ihm in Verbindung. 
So führt ein aus dem Jahr 1568 stammendes Vorzeichnis des kirchenornats so inn der 
schloßkirche zu Quedlinburgk teglich gebraucht wird (…) eine seidene decke uff keiser 
Heinrichs grab auf, während ähnliches für andere Gräber nicht erwähnt wird.174 In einer 
chronologischen Tabelle zur Geschichte des Stifts, die in den Quedlinburger 
Dechaneiakten überliefert ist und den Zeitraum von 814 bis 1691 umfasst, wird 
Heinrich I. die Stiftsgründung zugeschrieben. In der ersten Spalte der Tabelle, die dem 
                                                                 
172  LHASA Rep. A 20 XXV, Nr. 17a. 
173  Vgl. Voigtländer, Stiftskirche (1989), 172. 
174  LHASA Rep. A 12 Spec. Quedlinburg, Nr. 205, fol. 19rv. 
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Königtum gewidmet ist, wird zum Jahr 924 über Heinrich I. gesagt, er habe die Stadt 
Quedlinburg wieder errichtet und das Munster und Stift angelegt. Zum gleichen Jahr ist 
in der für die Äbtissinnen des Stifts angelegten Spalte Adelheid I. imperatoris soror 
eingetragen. Zum Jahr 937 meldet die Tabelle die Fundation des Stifts durch Otto I. 
und als Äbtissin Mathilda I. Heinrici aucupis filia, der 942 Mathilda II. Ottonis I. filia 
folgt. Königin Mathilde erscheint in der Tabelle überhaupt nicht.175 

Wenn man fragt, warum gerade Heinrich I., seine Gemahlin und die beiden otto-
nischen Äbtissinnen im Quedlinburger Gedenkhorizont auf Dauer einen so heraus-
ragenden Platz einnahmen, dass sogar Stiftungen in ihrem Namen erfunden wurden, 
wird man anführen wollen, dass alle vier Personen in der Stiftskirche bestattet worden 
waren und die Grablegen an diese Verstorbenen erinnerten. In der Krypta legte man 
nach der Reformation drei einstige Altarplatten aus, um die unsichtbar im Boden 
befindlichen Gräber Heinrichs I. und der beiden Mathilden zu markieren.176 Im Ober-
schiff verschob man zwar schon um 1540 die Grabplatten der dort ruhenden Äbtis-
sinnen − darunter diejenige der Ottonin Adelheid − weg vom Kreuzaltar in Richtung 
Westen, doch behielten sie einen zentralen Platz im mittleren Pfeilergeviert des Mittel-
schiffs.177 Erst im Zuge der Barockisierung in den 1670er Jahren verschwanden die 
Grabplatten schließlich im Boden und wurden den Blicken entzogen. Im Gegensatz zur 
massiven Umgestaltung der Oberkirche wurde die Krypta im mittelalterlichen Zustand 
belassen, wohl um gezielt Historizität zu demonstrieren.178 Doch obgleich die Grab-
legen lange gekennzeichnet blieben, lassen sie sich nicht einfach als Garanten des 
Erinnerns begreifen: Während man nämlich die Mathildensarkophage tatsächlich an den 
markierten Stellen fand, als man später danach grub, konnten ein Sarg, Grab oder auch 
die körperlichen Überreste Heinrichs I. bis heute nicht entdeckt werden. Was immer 
man annimmt − Zerstörung durch Brand, Verlegung in die Oberkirche oder von Beginn 
an Bestattung im selben Sarg wie Königin Mathilde179 −, schon in mittelalterlicher Zeit 
muss das Wissen um das Heinrichsgrab verloren gegangen sein. 

Überschaut man die Zeugnisse zur mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Memoria 
im Quedlinburger Stift noch einmal in größeren Zusammenhängen, ist festzuhalten, 
dass bereits in vorreformatorischer Zeit der Großteil der Stifterfamilie aus dem litur-
gischen Gedenken der Kanonissengemeinschaft herausgefallen war. Das gleiche dürfte 
für jene Personen gelten, deren Memoria zwar auf Anweisung der ottonischen Stifter 
und Stifterinnen den Kanonissen einst übertragen worden war, die aber selbst nicht zur 
Herrscherfamilie gehörten. Wie die Verengung des Stiftungsvollzugs sich vollzog, 
bleibt weitgehend im Dunkeln. In der Reihung scheinen die Zeugnisse einen stufen-
weisen Prozess zu suggerieren. Doch könnte der im 14. Jahrhundert in der liturgischen 

                                                                 
175  LHASA Rep. A 21 XVII, Nr. 18, fol. 1. 
176  Vgl. Voigtländer, Stiftskirche (1989), 101. 
177  Vgl. Voigtländer, Stiftskirche (1989), 146. 
178  Arnulf, Barockisierung (2009), 198. 
179  Vgl. zuletzt ausführlich Drechsler, Grablege (2000), und knapp Schubert, Kirchen (2007), 53f. 
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Überlieferung greifbare Bestand an Namen ottonischer Herrscher und Herrscherinnen 
auch Ausdruck einer befristeten Wiederbelebung des Gedenkens sein. Mit größerer 
Sicherheit lässt sich von der Kontinuität des nun schon stark reduzierten Stiftungs-
vollzugs über die Reformation hinweg ausgehen. Die Übereinstimmungen zwischen 
dem vor- und nachreformatorischen Stiftungsvollzug lassen sich ohne die Annahme 
einer im Kern stabilen sozialen Praxis kaum erklären, wenn dabei auch deren konkrete 
Formen an neue Bedürfnisse und Überzeugungen angepasst wurden. 

Setzt man die Befunde zur frühneuzeitlichen Erinnerung an die ottonischen Stifterin-
nen und Stifter in Bezug zu den verschiedenen Medien und Formen des Gedenkens, die 
in der Geschichte der Stiftung greifbar werden, lassen sich weitere Beobachtungen 
machen. So zeigt sich deutlich, dass die Verweisungen zwischen historischer Erinne-
rung und Gedenkpraxis sich stark verschoben hatten. So beging man zwar noch eine 
vermeintliche Stiftung Königin Mathildes, ihre zentrale Rolle als Stifterin der Gemein-
schaft aber war nicht mehr bekannt. Die Schwierigkeiten, die man in der frühen Neuzeit 
mit der historischen Zuordnung der ottonischen Frauen hatte, erweisen, dass die 
historiographische Überlieferung, insbesondere die Quedlinburger Annalen und die 
Mathildenviten im Stift nicht mehr rezipiert wurden und dass auch die Grablegen vor 
Ort keine festen Anker historischer Erinnerung waren. Die breite urkundliche Über-
lieferung blieb hingegen ohne Einfluss auf die Praxis des Gedenkens, denn selbst Otto 
dem Großen sicherte dessen Stiftungsurkunde keinen Platz im Stiftungshandeln der 
Quedlinburger Damen. Weder eine auf die diplomatischen Zeugnisse abgestützte recht-
liche Perspektive noch historisches Wissen oder wenigstens kohärente Vorstellungen 
von der eigenen Gründungsgeschichte und deren Protagonisten sind geeignet, das 
Quartett der fiktiven frühneuzeitlichen Stiftungen zu erklären. Anhand der früh-
neuzeitlichen Zeugnisse zum Stiftergedenken wird deshalb weniger die Wirksamkeit 
bestimmter materieller und schriftlicher Medien des Gedenkens greifbar, als vielmehr 
die Erzeugung von Kontinuitätsfiktionen durch Akte des Behauptens. Mit der Zus-
chreibung der Stiftungen zu den erinnerten Personen verschafften sich die Akteure eine 
gegen Diskontinuitäten immune Tradition, eine direkte Verbindung zu den eigenen 
Ursprüngen. 

Wie lange man in Quedlinburg die Almosenspenden, die sich mit den ottonischen 
Namen verbanden, fortsetzte, ist ungewiss. In der ‚Kirchen- und Reformationshistorie‘ 
Friedrich Ernst Kettners von 1710 werden sie nicht erwähnt. Stattdessen rechtfertigte 
Kettner rückblickend die Abschaffung der Seelmessen im Zuge der Reformation: „Die 
ersten Stiffter als Heinricus Auceps und dessen Nachfolger haben ohnfehlbar zu Gottes 
Ehren, zu ihren Andencken, zu Unterhaltung hoher Standes-Personen oder Christlicher 
Lehrer, zu Fortpflanzung des wahren alten und ersten Catholischen Glaubens, wie er in 
ersten seculis zu finden, die Clöster von der Beute gestifftet: Denn mit blossen 
herplappern und Lateinischen Messen, die niemand verstehet, ist ihnen wohl nichts 
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gedienet gewesen.“180 Der Gelehrte unterschied und hierarchisierte also verschiedene 
Stiftungszwecke, so dass er neben dem reformatorischen Bruch auch die andauernde 
Identität einstiger und gegenwärtiger Bestimmung des Quedlinburger Stifts konstatieren 
konnte. Kettners Zwiespalt zeugt auf eine andere Weise als die Rechnungen des späten 
17. Jahrhunderts davon, dass ‚Stiftung‘ auch nach der Reformation ein Konzept blieb, 
mit dem das Handeln in der Gegenwart als Umsetzung von Intentionen und Anwei-
sungen längst Verstorbener aufgefasst wurde. Gleiches gilt nicht mehr für die weitere 
Geschichte Quedlinburgs als ‚Memorialort‘, die bis in die Gegenwart reicht.181 Dabei 
wurde und wird zwar immer wieder auf die ottonische Geschichte zurückgegriffen, 
nicht aber die ottonische Stiftung aktualisiert. 

II.4. Resümee 

Nachdem Quedlinburg unter Heinrich I. zu einem der wichtigsten Königssitze in 
Sachsen aufgestiegen war, begannen der Herrscher und seine Gemahlin, Vorberei-
tungen für die Stiftung einer Kanonissengemeinschaft zu treffen, wohl von Beginn an 
sowohl im Hinblick auf ihre künftigen Grablegen wie darüber hinaus zur Memoria der 
königlichen Familie. Nach dem Tod Heinrichs und seiner Beisetzung in Quedlinburg 
setzten seine Witwe Mathilde und sein Sohn Otto I. unter Mitwirkung einer nicht näher 
fassbaren Adelsgruppe die Stiftsgründung durch. Abgeschlossen wurde der konflikt-
behaftete Gründungsprozess, der wohl auch von Spannungen zwischen der Königin-
witwe und ihrem Sohn überschattet war, mit der Stiftungsurkunde Ottos des Großen. 
Die Kanonissen wurden darin auf die Memoria aller Seinigen verpflichtet. In der 
Stiftungsurkunde stellte Otto sich selbst als Gründer dar, doch scheint er später kein 
weiteres Interesse gehabt zu haben, diese Auffassung dauerhaft zu etablieren. Im 
Konvent galten Heinrich I. und seine Gemahlin Mathilde als Stifter. 

Günstige Voraussetzungen dafür, dass sich Quedlinburg zu einer der bedeutendsten 
Memorialstätten der Ottonen entwickelte, boten die Kombination von Pfalz und Stift 
und die Grablege Heinrichs I., des Begründers der ottonischen Königsdynastie. In 
ottonischer Zeit blieb die Stiftung wesentlich durch herrschaftliche Impulse geprägt. 
Dazu gehörten Vergabungen an die Gemeinschaft seitens der Herrscher, über die der 
Memorialauftrag der Kanonissen aktualisiert und konkretisiert wurde. Auch die durch 
Heinrich I. begründete Tradition, Ostern hier zu feiern, sicherte die Bindung zwischen 
Herrscherfamilie und Gemeinschaft und ermöglichte Absprachen zur Sicherung der 

                                                                 
180  Kettner, Kirchen- und Reformationshistorie (1710), 136f. Vgl. ausführlicher Bulach, Quedlin-

burg (2000), 112f. 
181  Vgl. dazu Bulach, Quedlinburg (2000), 114−117; Borgolte, Ende der Nationalgeschichten (2001), 

562f. Zu Aspekten der Quedlinburger ‚Memorialkultur‘ abseits des Stiftungsvollzugs auch 
Heimann, Geschätzter Krempel (2009). 
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Memoria von Angehörigen und Vertrauten der Herrscherfamilie. Am besten gewähr-
leistete den Einfluss auf die Gemeinschaft – aber auch ihren Rang – die Praxis, weib-
liche Familienmitglieder mit der Leitung des Konvents zu betrauen. Die Kanonissen 
dürften dies nicht nur als legitim, sondern als Ausdruck und Gewähr für herrscherliche 
Aufmerksamkeit verstanden haben, so dass das Recht auf freie Wahl der Äbtissin, das 
der Gemeinschaft bei der Gründung verliehen worden war, nie mit der faktischen 
Einsetzung der Äbtissinnen durch die Herrscher kollidierte. Ein Bruch im Verhältnis 
von Herrscher und Stiftung ist unter Heinrich II. zu beobachten, beschränkte sich 
jedoch auf dessen erste Regierungshälfte. Zwar sind die genauen Ursachen dafür nicht 
erkennbar, doch wird ein wesentlicher Grund für das zeitweilig gestörte Verhältnis 
gewesen sein, dass Heinrich der Quedlinburger Äbtissin nur noch durch entfernte 
Verwandtschaft verbunden war. 

Nach dem Aussterben der Ottonen im Mannesstamm wäre möglich gewesen, die 
Memoria der Salier an die der Ottonen anzubinden, denn als ottonische Gründung war 
Quedlinburg von Beginn an auch königsunmittelbares Reichsstift und befand sich an 
einer Pfalz mit einer starken Tradition von Königsherrschaft und -repräsentation. Die 
Salier sind jedoch diesen Weg nicht gegangen. Zwar übernahmen sie das wichtigste 
Strukturelement der Stiftung und übertrugen die Äbtissinnenwürde an salische Königs-
töchter. Doch war das Motiv dafür offensichtlich nicht, die ottonische oder salische 
Memoria in der Gemeinschaft zu sichern. Diese hat auch ohne die Kontinuität 
herrschaftlicher Impulse und ohne bleibende Bindung ans Königtum ihren Stiftungs-
auftrag weiter erfüllt, doch verengte sich der Gedenkhorizont merklich. Während sich 
im 14. Jahrhundert noch ein Zeugnis dafür findet, dass die Erinnerung an die meisten 
ottonischen Herrscher und ihre Gemahlinnen noch oder auch erneut gepflegt wurde, 
überdauerte nur das Gedenken an Heinrich I., seine Gemahlin Mathilde und die 
ottonischen Äbtissinnen Mathilde und Adelheid das späte Mittelalter, dies allerdings 
mit enormer Festigkeit. Obwohl mit Einführung der Reformation 1540 die wesentlichen 
Praktiken liturgischen Gedenkens offiziell abgeschafft wurden, begingen die Stifts-
damen weiterhin nicht näher zu fassende ‚Memorien‘ und vollzogen bis tief ins 
17. Jahrhundert hinein Almosenstiftungen, deren Einrichtung sie auf die vier genannten 
Angehörigen der ottonischen Familie zurückführten. 



 

III. Der Fall Speyer: Eine Jahrtagsstiftung 
für Heinrich IV. 

III.1. Historischer Kontext 

Als Heinrich IV. am 7. August 1111 feierlich im Speyerer Dom bestattet wurde, lag der 
Tod des umstrittenen Kaisers auf den Tag genau fünf Jahre zurück. Die lange Zeitspanne 
zwischen Ableben und Beisetzung signalisiert auf den ersten Blick, dass beträchtliche 
Schwierigkeiten sein Begräbnis verzögert hatten. Dessen Feierlichkeit hingegen, die mit 
der Wahl des Termins, einem großen Teilnehmerkreis und der Verknüpfung mit einer 
Stiftung für den Herrscher inszeniert wurde, spricht vom Bemühen Heinrichs V., seinem 
Vater eine würdige Bestattung zuteil werden zu lassen.1 

Heinrich IV. selbst, so ist überliefert, hatte im Angesicht nahenden Todes um seine 
Beisetzung im Speyerer Dom gebeten, doch auch unabhängig von der historiographischen 
Überlieferung darf Heinrich IV. dieser Wunsch zugeschrieben werden. In den letzten drei 
Jahrzehnten seiner Regierungszeit hatte der Herrscher sich intensiv der Speyerer Kirche 
zugewandt, hatte Bischof und Domkapitel für das Seelenheil seiner selbst sowie seiner 
Vorfahren mit Schenkungen und Privilegien bedacht, Stiftungen eingerichtet und einen 
Gebetsbund geschlossen. Im Zusammenhang mit diesem Gebetsbund dürfte stehen, dass 
der Speyerer Bischof Johannes seinerseits die Bindung an den Kaiser mit der Sorge für 
dessen Memoria demonstriert hatte. Als Johannes im Jahr 1100 ein komplexes Stiftungs-
werk für sich und seine Verwandten urkundlich regelte, bestimmte er nicht nur für sich 
selbst, sondern gleichermaßen für Heinrich IV. besonders aufwendige Memorial-
leistungen an seiner Kathedralkirche. Schien die Totensorge für den Herrscher in Speyer 
also mehrfach abgesichert, scheiterte ihre Umsetzung nach seinem Tod am Zusammen-
treffen zweier Umstände: der über den Kaiser verhängten Exkommunikation und der 
1105 von Heinrich V. vorgenommenen Besetzung des Speyerer Bischofsstuhls mit einem 
entschiedenen Gegner Heinrichs IV., Abt Gebhard von Hirsau. 

Die wichtigsten Nachrichten über die mit der Bestattung Heinrichs IV. verbundenen 
Probleme enthält ein Bericht über den Aufstand Heinrichs V. gegen seinen Vater, der in 

                                                                 
1  Zum Kontext wie zur Stiftung vgl. generell Ehlers, Metropolis Germaniae (1996). Zur salischen 

Grabanlage mit neuer Deutung insbesondere der baugeschichtlichen Befunde vgl. Meier, Zwischen 
Stiftern (1998). 
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den Hildesheimer Annalen überliefert ist. Der Verfasser dieses sogenannten ‚Libellus 
de rebellione Heinrici V.‘ lässt sich nicht identifizieren, er scheint die Auseinander-
setzungen zwischen Vater und Sohn aber teilweise selbst miterlebt und seine Kennt-
nisse bald niedergeschrieben zu haben.2 Seiner Schilderung zufolge sandte der auf den 
Tod erkrankte Heinrich IV., der sich in Lüttich aufhielt und dort am 7. August 1106 
starb, seinem Sohn Schwert und Krone, bat diesen um Vergebung für seine Anhänger 
und darum, in Speyer bei seinen Vorfahren bestattet zu werden. Heinrich V., so heißt es 
weiter, habe in der Frage des väterlichen Begräbnisses den Rat der Reichsfürsten 
eingeholt, während der Verstorbene schon ehrenvoll im Dom zu Lüttich vom dortigen 
Bischof beigesetzt worden war. Angesichts dessen hätten die Fürsten Heinrich V. 
geraten, seinen Vater exhumieren, in einem ungeweihten Gebäude bestatten und beim 
Papst um die Lösung vom Bann nachsuchen zu lassen. Denn er selbst, so die Fürsten, 
könne gebannt werden wie sein Vater, wenn er diesem ein Leichenbegängnis zuteil 
werden lasse. So sei es geschehen und der Leichnam Heinrichs IV. auf einer Insel in der 
Maas abgestellt worden. Kein Gottesdienst sei gehalten worden, nur ein zufällig dorthin 
geratener Mönch aus Jerusalem habe Tag und Nacht gesungen. Diese Behandlung des 
verstorbenen Kaisers durch seinen Sohn und die Reichsfürsten deutet der Verfasser des 
‚Libellus‘ als Strafe Gottes, um dann übergangslos und ohne Angabe von Gründen 
fortzufahren: Daraufhin habe der König beschlossen, seinen Vater nach Speyer über-
führen zu lassen und einigen Vertrauten des Verstorbenen befohlen, diesen dahin zu 
geleiten. Als der Leichnam am 3. September in der Stadt eingetroffen sei, hätten ihn 
Klerus und Volk dort wie üblich mit einer Leichenfeier ehrenvoll empfangen und in die 
Basilika der heiligen Maria gebracht. Der Bischof (Gebhard von Speyer) habe 
deswegen jeglichen Gottesdienst in der Kirche untersagt, bis die Beteiligten sich von 
ihrer Tat gereinigt hätten, und den Leichnam in einer ungeweihten Kapelle unterbringen 
lassen. Darüber sei nun große Unruhe und Trauer im Volk entstanden, weil der 
Verstorbene Ort und Volk vor allen geliebt habe. Danach sei der unbestattete Leichnam 
lange Zeit von den Einwohnern aufgesucht worden.3 

Heinrichs V. eigene Position zum Begräbnis seines Vaters wird im Bericht des 
‚Libellus‘ nicht eindeutig benannt. Anscheinend war seine Handlungsfreiheit in der 
Begräbnisfrage eingeschränkt. Der Herrscher war umgeben von Gegnern Heinrichs IV. 
und Vertretern reformkirchlicher Positionen, an deren Rat er sich zunächst hielt. Doch 
kann davon ausgegangen werden, dass er bald darauf von dieser Linie abging und mit der 
Überführung seines Vaters doch noch dessen Beisetzung im Speyerer Dom durchsetzen 
und diese nicht nur für die Zukunft ankündigen wollte. Andernfalls hätte der Herrscher 
die Überführung des Leichnams wohl zu verhindern gewusst. Der junge König, erst seit 

                                                                 
2  Vgl. Buchholz, Würzburger Chronik (1879), 69−71; zuletzt Huth, Reichsinsignien (1992), 292 

mit Anm. 21. 
3  Vgl. Annales Hildesheimenses. Ed. Waitz, a. 1106, 57; Meyer von Knonau, Jahrbücher (1890−1909), 

Bd. 6, 6−10. Zu parallelen Berichten bei Anselm von Gembloux und in der ‚Vita Heinrici IV. 
imperatoris‘ zuletzt Ehlers, Corpus (2008), 99−101. 
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dem Tod des Kaisers in der herrscherlichen Stellung unumstritten, musste gute Gründe 
haben, dem Bestattungswunsch seines Vaters zu entsprechen.4 In dessen Regierungszeit 
hatte das Königtum erhebliche Legitimationseinbußen erlitten. Nicht nur die sakrale 
Würde des gesalbten Königs war durch die päpstliche Bannung und Heinrichs IV. 
Bußgang nach Canossa angegriffen, auch der dynastische Charakter des Königtums, die 
Folge des Sohnes auf den Vater, war von den opponierenden Fürsten in Frage gestellt 
worden. Vor diesem Hintergrund geriet die Bestattung Heinrichs IV. zu einer politischen 
Aussage des Sohnes von beträchtlicher Brisanz. Das Argument der Heinrich V. beraten-
den Reichsfürsten, die Exkommunikation des Verstorbenen wichtiger zu nehmen als alles 
andere, implizierte, die Justizierbarkeit des Herrschers durch kirchliche Gewalten grund-
sätzlich anzuerkennen. Die sofortige Beisetzung des Gebannten hingegen musste die 
Verfechter dieser Position brüskieren. Zudem verband sich mit der Wahl des Beisetzungs-
ortes eine konkrete Bedeutung. Der erste salische König, Konrad II., seine Gemahlin 
Gisela, sein Sohn und Nachfolger Heinrich III. und Heinrichs IV. erste Gemahlin Bertha 
waren nebeneinander im Mittelschiff des Domes beerdigt und über ihren Gräbern eine 
Tumba errichtet worden.5 Den Kaiser dort zu bestatten, hieß, ihn der gleichen Ehre 
teilhaftig werden zu lassen wie seine Vorfahren und Vorgänger. Umgekehrt hing an der 
Beisetzung Heinrichs IV. die Erweiterung der Gräberreihe um den nächsten Vertreter der 
Dynastie, deren Kontinuität auf diese Weise sichtbar bezeugt wurde. Für diese Lösung 
entschied sich Heinrich V. Folgt man der jüngeren Forschung, die im Aufstand des 
Sohnes gegen den Vater nicht einfach einen treulosen Bruch, sondern das Bestreben 
erkennen möchte, die angefochtene Königswürde Heinrichs IV. wenigstens für die 
salische Dynastie als Ganze zu retten, scheint Heinrichs V. Entscheidung, seinen Vater in 
Speyer beisetzen zu lassen, absehbar, ja beinahe alternativlos.6 

Als der Leichnam Heinrichs IV. in der Stadt eintraf, scheiterte seine Beisetzung am 
örtlichen Bischof Gebhard. Dessen Widerstand überrascht nicht. Der Bischof, zuvor 
Abt von Hirsau, war als exponierter Vertreter kirchenreformerischer Kräfte ein hart-
näckiger Widersacher des Verstorbenen gewesen. Erstaunlicher scheint die im ‚Libellus 
de rebellione Heinrici V.‘ erwähnte Reaktion der Speyerer Einwohner, die, mit der 
Handlungsweise des Bischofs unzufrieden, Heinrichs IV. Grab in der Folge regelmäßig 

                                                                 
4  Vgl. Ehlers, Metropolis (1996), 118−124; weiterführend Ders., Speyer (2005), 122−128. Ders., 

Erinnerungsort (2007), 37−43, weist zudem darauf hin, dass die Entfernung des Leichnams aus 
dem Lütticher Dom einen Grund darin gehabt haben könnte, der „gefährlichen Entwicklung“ 
heiligmäßiger Verehrung des Verstorbenen seitens der Lütticher Bevölkerung gegenzusteuern. Als 
Grund für eine Überführung ausgerechnet nach Speyer ist ein solches Motiv allerdings kaum 
anzusehen. Vgl. nochmals Ders., Corpus (2008), 99−113, wo er zudem die Entscheidung zur 
Überführung nach Speyer als konsensuelle charakterisiert, was durch den Wortlaut des ‚Libellus‘ 
allerdings gerade nicht abgesichert ist. 

5  Meier, Krise (2006), 191f., sieht in der Gestaltung der Grablege deutliche Hinweise auf das 
Bestreben Heinrichs IV., die dort Bestatteten sakral zu überhöhen. 

6  Vgl. Weinfurter, Reformidee (1992), 28f.; Ders., Salisches Herrschaftsverständnis (2002), 329−331; 
zur Krise des Königtums vgl. Suchan, Königsherrschaft (1997). 
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aufgesucht haben sollen.7 Denn im Konflikt zwischen dem Kaiser und seinem Sohn 
hatten die Speyerer keineswegs geschlossen Heinrich IV. unterstützt. Seinem Sohn war 
es 1105 gelungen, sich Zutritt zur Stadt zu verschaffen und dort Gebhard als Bischof zu 
investieren.8 Allerdings war wohl auch Heinrich V. nicht mit ungeteilter Anteilnahme 
von den Einwohnern empfangen worden. Er hatte den Vogt der Stadt bestechen müssen 
und eigens Bewaffnete mitgeführt, die jeglichen Widerstand zunichte machen sollten.9 
Die Haltung der Einwohner scheint also keine geschlossene gewesen zu sein, die Lage 
in der Stadt war eher labil. Angesichts der starken Stellung aller salischen Herrscher vor 
Ort bleibt fraglich, ob es den Einwohnern ratsam erscheinen konnte, sich überhaupt 
aktiv gegen einen Vertreter der Dynastie zu wenden. In jedem Fall lässt sich der 
fehlende Widerstand gegen Heinrich V. nicht schlicht als Parteinahme gegen dessen 
Vater interpretieren. 

Im Hinblick auf das Verhalten der Einwohner nach der Ankunft des kaiserlichen 
Leichnams in Speyer ist zudem zu bedenken, dass sich die Situation im September 1106 
stark verändert hatte. Im Unterschied zum Vorjahr zwang nun nichts zur kurzfristigen 
Entscheidung zwischen Vater und Sohn. Mit der Überführung des väterlichen Leich-
nams hatte Heinrich V. den Willen bekundet, die Sorge für den Toten zu übernehmen. 
Das Verhalten der Speyerer Einwohner dürfte deshalb durchaus in seinem Interesse 
gelegen haben. In diese Richtung weist nicht zuletzt die Tatsache, dass der Herrscher 
fünf Jahre später, nachdem er die Lösung seines Vaters vom Bann hatte erreichen 
können, an dessen Beisetzungstag die Einwohner der Stadt privilegierte und zugleich 
ihre dauerhafte Teilhabe am Anniversar Heinrichs IV. festsetzte. 

III.2. Die Stiftung: 1111 

Das Original der herrscherlichen Urkunde für die Bewohner Speyers, eine am Dom 
angebrachte Inschrift, ist nicht erhalten. Doch stellen zwei von einander unabhängige 
Abschriften sicher, dass der gesamte Wortlaut des Diploms überliefert ist. Wahrschein-
lich war der Text in drei Kolumnen auf einer oder mehreren Platten aufgebracht. Ein 
Teil der kaiserlichen Bestimmungen scheint dabei von den übrigen so gesondert und in 
einem Block niedergelegt worden zu sein, dass er in späterer Zeit als eine zweite, 
eigenständige Urkunde aufgefasst wurde. Die Zusammengehörigkeit dieses dispositiven 
Blocks mit dem restlichen überlieferten Text wird von der jüngeren Forschung nicht 
mehr bezweifelt. Am stärksten wiegt bei dieser Einschätzung, dass wesentliche für eine 
Herrscherurkunde typische Bestandteile nur einmal vorhandenen waren. Diese, die 

                                                                 
7  Diese Verehrung dürfte nach Meier, Krise (2006), 194, durch die obertägige Aufstellung des Sarko-

phags noch begünstigt worden sein. 
8  Vgl. Meyer von Knonau, Jahrbücher (1890−1909), Bd. 5, 249f. 
9  Vgl. Annales Hildesheimenses. Ed. Waitz, a. 1105; Ehlers, Erinnerungsort (2007), 42. 
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Promulgatio, die Corroboratio und das Datum, wurden von den mittelalterlichen 
Abschreibern der vermeintlich ersten Urkunde Heinrichs V. zugeordnet. Dass eine 
Intitulatio gänzlich fehlt, lässt sich damit gut erklären, dass ein Bildnis Heinrichs V. 
ihre Funktion übernahm.10 

Der erste Teil des kaiserlichen Diploms stellt dessen Bezug auf den Beurkundungs-
termin klar heraus. Zum Seelenheil seines teuren Vaters, Kaiser Heinrichs seligen 
Gedenkens, habe Heinrich V. mit Rat und auf Bitte seiner – namentlich genannten – 
Fürsten an dessen Begräbnistag die Einwohner der Stadt Speyer, jetzige und künftige, 
gleich welcher Herkunft und welchen Standes, von der Buteil genannten Abgabe 
befreit, einer zu verdammenden und schändlichen Bestimmung, die die ganze Stadt in 
beträchtliche Armut gestürzt habe. Keine höhere oder niedere Person, sei es der Vogt 
oder ihr Herr von Geburt her, dürfe nach ihrem Tod etwas von ihrem beweglichen 
Besitz einziehen; sie sollten freie Befugnis haben, ihre Habe zu vererben, zu ihrem 
Seelenheil zu vergeben oder irgendeiner Person zu schenken. Dem habe der Speyerer 
Bischof Bruno, auf dem Lesepult stehend, zugestimmt. Doch sei die Bedingung 
aufgestellt, dass sie alle (die Einwohner) zum Anniversar seines Vaters feierlich zu den 
Vigilien und der Messe zusammenkommen, Kerzen in den Händen halten und von 
jedem einzelnen Haus ein Brot als Almosen geben und den Armen ausreichen sollten.11 

Welch große Bedeutung der herrscherlichen Rechtsverleihung von den Beteiligten 
zugeschrieben wurde, zeigt sich in der Wahl des Überlieferungsträgers, die in der 
Corroboratio der Urkunde vom Herrscher eigens angekündigt wird. Zum ewigen 
Gedächtnis seines Privilegs solle dieses auf dauerhaftem Material, damit es erhalten 
bleibe, mit goldenen Buchstaben, damit es gebührend ausgearbeitet sei, mit der 
Einfügung seines Abbilds, damit es bekräftigt werde, an der Stirnseite der Kirche, damit 
es offenbar sei, angebracht werden, durch das Werk seiner Bürger, seine besondere 
Zuneigung für jene enthaltend. 

Der von den mittelalterlichen Abschreibern als eigenständige Urkunde aufgefasste 
zweite dispositive Block ist mit einer eigenen Einleitung versehen, in der ebenfalls ein 
Memorialmotiv formuliert wird. Ein konkreter Bezug auf den Beurkundungsanlass fehlt 
jedoch. Begründend heißt es dort, der Herrscher wolle wegen des herausragenden 
Andenkens seiner Vorfahren und der stetigen Treue der Bürger gegen ihn den Ort vor den 
übrigen erhöhen und deshalb aus kaiserlicher Autorität und mit Rat seiner Fürsten die 

                                                                 
10  Zu Überlieferung und Kritik Müller, Urkundeninschriften (1975), 23−26; Nr. 2, 43−48; vgl. auch 

Wibel, Ältesteste deutsche Stadtprivilegien (1918), 245−261; Editionen: Wibel, Ältesteste deut-
sche Stadtprivilegien (1918), 261f.; Urkunden zur Geschichte der Stadt Speyer. Ed. Hilgart, 
Nr. 14. 

11  Diplom Heinrichs V. bei Wibel, Ältesteste deutsche Stadtprivilegien (1918), 261f., hier 260: pro 
remedio anime cari patris nostri, felicis memorie Heinrici imperatoris (…) in ipsa die sepulture 
eius (…) ea tamen interposita condicione, ut in anniversario patris nostri sollempniter ad vigilias 
et ad missam omnes conveniant, candelas in manibus teneant et de singulis domibus panem unum 
pro elemosina dare et pauperibus erogare studeant. 
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Rechte der Bürger befestigen. Im Einzelnen befreite Heinrich V. die Einwohner vom in 
der Stadt zu leistenden Zoll und weiteren Abgaben. Er bestimmte zudem, dass kein 
Bürger außerhalb des Stadtgebiets das Gericht seines Vogtes aufsuchen müsse, eine in der 
Stadt begonnene Gerichtsverhandlung nicht außerhalb weitergeführt werden dürfe und 
kein Einwohner sich nach dem Ablauf eines Jahres über den Erwerb von Haus oder Hof 
in der Stadt noch zu verantworten habe. Dem Burggrafen wurde verboten, Bannwein zu 
verkaufen und Schiffe der Bürger zu beschlagnahmen. Schließlich verfügte der Kaiser, 
die Speyerer Münze dürfe nur mit Zustimmung der Bürger verändert werden.12 

Heinrichs V. Urkunde für die Speyerer Einwohner hat immer wieder das Interesse 
der Forschung auf sich gezogen. Grund dafür ist ihr außergewöhnlicher Charakter. 
Erstmals privilegierte hier ein mittelalterlicher Herrscher städtische Einwohner über 
Handelsvergünstigungen hinaus und gewährte die Lockerung persönlicher Abhängig-
keitsverhältnisse.13 Und erstmals verpflichtete 1111 ein mittelalterlicher König Laien 
zur dauerhaften Ausübung von Memoria.14 Im Zusammenhang mit dem engeren und 
weiteren Kontext der Beurkundung scheinen die ungewöhnlichen Verfügungen Hein-
richs V. aber durchaus verständlich. 

Im Urkundentext selbst ist die Sorge um das Seelenheil Heinrichs IV. zentrales Motiv, 
das den gesamten ersten Teil der Urkunde strukturiert. Das Seelenheilmotiv wird an erster 
Stelle genannt und unmittelbar vor der Darlegung des Rechtsinhalts noch einmal evoziert. 
Denn der eingeschobene Hinweis, die Beurkundung sei am Begräbnistag Heinrichs IV. 
geschehen, stellt einen Begründungszusammenhang zwischen rechtlicher Privilegierung 
und Totensorge her, der im Anschluss mit der Anniversarauflage in eine konkrete Ver-
pflichtung umgesetzt wird. Die Charakterisierung des Buteils, jener Todfallabgabe, von 
der die Einwohner befreit werden, als einer schändlichen Ursache für die Armut der Stadt 
ist innerhalb der logischen Gesamtstruktur des Textes von nachgeordneter Bedeutung. Zur 
starken Gewichtung des Memorialmotivs, das in der stadtgeschichtlichen Forschung oft 
vernachlässigt worden ist, gibt daneben Anlass, dass die Bestimmungen der Urkunde am 
Begräbnistag Heinrichs IV. verkündet wurden. Dem Text des Diploms zufolge gab 
Bischof Bruno am Lesepult (pulpitum) stehend seine Zustimmung, woraus sich er-
schließen lässt, dass die Promulgation im Speyerer Dom stattfand.15 Mit einiger 
Wahrscheinlichkeit geschah dies also im weiteren Rahmen der Begräbnisfeierlichkeiten 
selbst, und es liegt nahe zu vermuten, beim Begräbnis sei zugleich die in der Urkunde 
festgeschriebene Beteiligung der Speyerer Einwohner das erste Mal in feierlicher Form 
praktiziert worden. 

                                                                 
12  Zu diesen Privilegien vgl. am besten Grafen, Speyerer (1991), 116−118. 
13  Vgl. Diestelkamp, König und Städte (1982), 269f.; Schulz, Sie lieben die Freiheit (1985), 92−99; 

die Verbindung zum Dombau betonend Wanke, Geistliches Gericht (2007), 234; Bönnen, Aspekte 
(2008), v. a. 271−274. 

14  Vgl. Schmid, Sorge (1984), 721. 
15  Was durchaus üblich war. Vgl. Wanke, Geistliches Gericht (2007), 341−343. 
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Das forcierte Seelenheilmotiv, seine konkrete Umsetzung und der Beurkundungs-
termin scheinen starke Indizien, in der kaiserlichen Urkunde vor allem eine ostentative 
Reaktion auf die Anteilnahme der Speyerer Einwohner für den Leichnam Heinrichs IV. 
nach dem gescheiterten Bestattungsversuch von 1106 zu sehen. Einer solchen Inter-
pretation stellt sich allerdings aus dem Urkundentext selbst heraus auch eine Schwierig-
keit entgegen. Denn eine geschlossene logische Struktur und Stiftungscharakter weist 
nur der erste Teil des Diploms auf. Lediglich der Hinweis auf die Erinnerung an die 
kaiserlichen Vorfahren, der im zweiten Teil neben der Treue der Stadtbewohner als 
begründendes Motiv in der Einleitung genannt wird, stellt eine lockere Verbindung mit 
dem vorangehenden Text her, eine Gegengabe der Einwohner wird nicht verlangt. So 
erscheint der zweite dispositive Abschnitt eher als loser Anhang, ohne dass ein Grund 
dafür aus dem Text heraus erkennbar wäre. Darüber hinaus fällt zwischen beiden Teilen 
der Urkunde ein weiterer Unterschied auf, der bisher kaum beachtet wurde. Zwar wurde 
die Tatsache hervorgehoben und diskutiert, dass Heinrich V. mit dem Diplom Rechte 
des Bischofs einschränkte, über die er nicht ohne weiteres verfügen konnte.16 Die 
Forschung überging jedoch zumeist, dass im ersten Teil der Urkunde ausdrücklich das 
Einverständnis des Bischofs mit den dort erlassenen Bestimmungen erwähnt wird, 
während im zweiten dispositiven Block keine Rede von bischöflicher Zustimmung ist.17 
Diese kurzerhand auf den gesamten Wortlaut des Diploms zu beziehen, scheint 
bedenklich, eben weil beide Urkundenteile so auffällig voneinander abgesetzt und mit 
je eigenen Einleitungen versehen wurden. Nimmt man zu dieser Beobachtung hinzu, 
dass auch in der optischen Wahrnehmung Heinrichs V. Diplom in zwei disparate Teile 
zerfiel, wird man nach der Bedeutung dieser merkwürdigen Spaltung fragen müssen. 
Eine Interpolation des Textes kann als ausgeschlossen gelten. König und Bischof 
dürften kein Interesse, die Speyerer Bürger allein schon wegen der inschriftlichen An-
bringung am Dom keine Gelegenheit gehabt haben, den Text nachträglich zu verändern 
oder zu erweitern. Zudem ist der Wortlaut zusätzlich durch eine Bestätigungsurkunde 
Friedrichs I. von 1182 gesichert, die unter Verwendung der Vorlage am Dom an-
gefertigt wurde.18 Will man die Gestaltung des Urkundentextes nicht schlichtweg mit 
mangelnden konzeptionellen Fähigkeiten erklären, sondern einer sinnvollen Deutung 
unterziehen, drängt sich eine Annahme auf, die den innovativen Charakter der Urkunde 
teilweise in Frage stellt. Die auf verschiedenen Ebenen differierende Gestaltung beider 
Urkundenabschnitte lässt sich nämlich als Ausdruck einer unterschiedlichen Qualität 
der jeweiligen Privilegierungen auffassen. Der geringe Aufwand für Begründung, 
logische Ordnung und Absicherung der Rechtssetzungen mittels bischöflicher Zustim-
mung im zweiten Urkundenteil spricht dafür, dass Heinrich V. an dieser Stelle kaum 
inhaltlich neue Bestimmungen traf, sondern im Wesentlichen schon geltendes Recht 
bestätigte. Dass dieses schon in Form einer bischöflichen Urkunde für die Stadt-
                                                                 
16  Vgl. Voltmer, Reichsstadt (1981), 21−26; Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 123f. 
17  Vgl. aber zum Diktat Wibel, Ältesteste deutsche Stadtprivilegien (1918), 259. 
18  Vgl. DD F I, Nr. 827. 
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bewohner fixiert worden war, muss dabei nicht unbedingt angenommen werden. 
Andere – schriftliche oder mündliche – Formen der Setzung und Tradierung von Recht 
sind für diese frühe Phase der Stadtentstehung wohl genauso wahrscheinlich. Mit der 
vorgebrachten Deutung durchaus im Einklang steht die Formulierung, der Herrscher 
habe bestimmt, die Rechte des Ortes mit kaiserlicher Autorität auf Rat seiner Fürsten zu 
stärken: iura ipsius [loci] imperiali auctoritate pro nostrorum principum consilio 
corroborare decrevimus.19 Verständlich wäre dann überdies, warum nur der erste Teil 
des Diploms Stiftungscharakter hat. Die auf Intervention Heinrichs V. selbst zurück-
gehenden Rechtssetzungen stellten die eigentliche herrscherliche Gabe dar, für die als 
Gegenleistung die Teilhabe der Bürger am Anniversar bestimmt wurde. Die sich an-
schließende Fixierung weiterer Rechte erscheint nicht nur als Zugabe, sie war es auch. 

Scheint es von daher weiter legitim, den Stiftungscharakter der Rechtsverleihung von 
1111 ernst zu nehmen und mit den Ereignissen von 1106 in Verbindung zu bringen, so 
ist die Anniversarverpflichtung in der Forschung doch auf andere Vorgänge bezogen 
worden. Bereits vor einiger Zeit hat Hansjörg Grafen vorgeschlagen, sie im Sinne einer 
den Bürgern auferlegten Sühnehandlung zu verstehen. Nicht auf die Vorgänge des 
Jahres 1106, sondern auf die von 1105 wollte er den in der Urkunde formulierten 
Hinweis auf die beständige Treue der Einwohner beziehen. Diese hätten demnach 
aktiven Anteil daran gehabt, dass Heinrich V. während des Kampfes gegen seinen Vater 
Zugang zur Stadt erhalten hatte. 1111 könne der Herrscher darum die Einwohner als 
Mitschuldige seines eigenen Verrats am Vater gesehen und sie über die Verpflichtung 
zum Totengedenken an der nötigen Sühne beteiligt haben.20 Die von Grafen 
vorgeschlagene Deutung verträgt sich jedoch kaum mit der Tatsache der umfangreichen 
Privilegierung, die den Speyerern mit der Urkunde zuteil wurde. Zudem findet sich 
darin keinerlei Anzeichen für einen Sühnewunsch Heinrichs V. selbst, der für die 
Stiftung ja fast ausschließlich Rechte des Bischofs beschnitt und kaum ein eigenes 
Opfer brachte. Vor allem aber spricht die geschilderte Zweiteilung des Urkundentextes 
gegen Grafens Interpretation. Denn die Anniversarauflage findet sich im ersten Teil des 
Diploms, während die Treue der Bürger als eine Begründung für die im zweiten Teil 
genannten Rechte angeführt wird. 

Gewichtiger sind die Beobachtungen, mit denen noch vor Grafen Karl Schmid 
Heinrichs V. Stiftung in Verbindung brachte. Schmid verwies darauf, dass schon 
Heinrich IV. sich um die Memoria von Laien niederen Standes, nämlich seiner fideles, 
servientes und milites und zudem um die Armensorge besonders bemüht hatte, und fragte, 
ob die Maßnahmen der letzten Salier „zu einer erheblichen Verbreiterung des Gedenk-
wesen führen, d. h. den engeren geistlichen Bereich der Memoria in zunehmendem Maße 
übersteigen sollten“21. Wies aus Schmids Sicht schon die Memorialfürsorge Heinrichs IV. 
Züge auf, die auf die Speyerer Stiftung seines Sohnes von 1111 hinführten, so entdeckte 
                                                                 
19  Wibel, Ältesteste deutsche Stadtprivilegien (1918), 261f. 
20  Vgl. Grafen, Speyerer (1991), 140. 
21  Schmid, Sorge (1984), 723; vgl. dies radikalisierend Weinfurter, Speyer (2005), 171. 
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er ein direktes Vorbild für diese in einer Stiftung des Speyerer Bischofs Johannes. Mit 
einer Urkunde vom 6. Januar 1100, in der Heinrich IV. als Zeuge in Erscheinung trat, 
hatte der Bischof dem Domkapitel und den Kanonikern der drei Speyerer Stifte 
St. German, St. Guido und St. Trinitatis auferlegt, gemeinsam in der Domkirche die 
Anniversarien seiner Verwandten, seiner selbst und Heinrichs IV. zu begehen. Für alle 
Jahrtage verfügte er umfangreiche Armenspeisungen, wobei er seinen eigenen wie den 
des Kaisers durch höhere Almosenspenden von den übrigen abhob.22 Mit den 
bischöflichen Verfügungen brachte Schmid auch die Anteilnahme der Speyerer 
Einwohner für Heinrich IV. nach der Überführung des Leichnams in die ungeweihte 
Seitenkapelle des Doms in Zusammenhang und meinte, 1111 sei von Heinrich V. „ein 
bereits eingebürgerter Brauch zur Pflicht gemacht worden“.23 Zu Recht hat Caspar Ehlers 
gegen diese Annahme eingewendet, dass Johannes mit der erwähnten Urkunde nur 
Geistliche, nicht aber die Einwohner Speyers in ihrer Gesamtheit zur Teilnahme an 
seinem und dem Jahrtag Heinrichs IV. verpflichtet hatte.24 In der Tat scheint es wenig 
überzeugend, die Einbindung der Einwohner in die am Dom vollzogene Memoria mit der 
Stiftungsurkunde des Bischofs Johannes in Zusammenhang zu bringen. Dieser hatte sehr 
differenzierte Anweisungen zur Ausübung der gestifteten Jahrgedächtnisse gegeben – die 
Einwohner der Stadt wurden in seiner Urkunde weder bedacht noch erwähnt. 

Lehnt man Schmids Deutung ab, bleibt allerdings eine offenkundige Parallelität in 
der Speyerer Gedenkpraxis für Bischof Johannes und Heinrich IV. unerklärt. Denn 
einem Eintrag im Seelbuch des Domstifts aus dem 16. Jahrhundert zufolge kamen zum 
Anniversar des Bischofs die Stadtbürger mit Kerzen in den Händen – in eben der Weise 
also, wie es Heinrich V. für seinen Vater festgelegt hatte.25 Weil diese Praxis nur für 
Johannes und keinen anderen Speyerer Bischof zu fassen ist, lässt sich ausschließen, 
dass die Memoria der Speyerer Bischöfe im Laufe der Zeit generell an die königliche 
angeglichen wurde. Obwohl in den älteren Speyerer Nekrologien jegliche Hinweise 
fehlen, die eine lange Tradition der bürgerlichen Teilhabe am Anniversar des Bischofs 
bezeugen würden, muss davon ausgegangen werden, dass im Seelbuch des 16. Jahr-
hunderts eine wesentlich ältere Praxis schriftlich fixiert wurde. Dazu passt, dass 
Johannes schon in den Annales Spirenses aus dem 13. Jahrhundert eine Sonderstellung 
einnimmt. Er ist der einzige örtliche Bischof, dem das Werk, das sonst ganz auf die 
Abfolge der Könige und Kaiser konzentriert war, ein eigenes Kapitel widmet.26 Die 
Analogie in der Memorialpraxis für Johannes zu der für Heinrichs IV. festgeschrie-
benen verweist somit auf einen frühen Entstehungszeitpunkt, der vom Tod des Bischofs 

                                                                 
22  Vgl. UB Geschichte der Bischöfe zu Speyer. Ed. Remling, Nr. 70; 73. 
23  Vgl. Schmid, Sorge (1984), 700f. mit dem Zitat ebd., 722; ähnlich zuvor schon Schulte, Anläufe 

(1935), 148. 
24  Vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), bes. 251 mit Anm. 26. 
25  Vgl. Eintrag zum 05.09. in: Chorregel und jüngeres Seelbuch. Ed. Busch / Glasschröder, Bd. 2, 

454; Schmid, Sorge (1984), 701; 710; 722f. 
26  Vgl. Flachenecker, Bild der Kaisergräber (2005), 184f. 
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im Jahr 1104 nicht allzu weit entfernt sein dürfte. Der von Schmid vermutete Zusam-
menhang zwischen der Memoria des Bischofs und der Urkunde Heinrichs V. für die 
Speyerer Einwohner muss deshalb durchaus ernst genommen werden. Eine Verbindung 
beider Phänomene dürfte stärker einleuchten, wenn sich Indizien dafür finden ließen, 
dass die Teilhabe der Bürger an der Memoria des Bischofs ebenso wie im Fall 
Heinrichs IV. auf einem Verhältnis von Gabe und Gegengabe beruhte. So wird man 
auch für Johannes nach Anhaltspunkten für eine Gabe an die Einwohner seiner 
Bischofsstadt zu suchen haben, die die Pflege seiner Memoria als Gegengabe recht-
fertigen konnte. Ein Dokument, das Johannes vergleichbare Begünstigungen der Stadt-
bewohner explizit zuschreibt, existiert nicht. Nimmt man jedoch die Annahme ernst, 
dass Heinrich V. im zweiten dispositiven Abschnitt seiner Urkunde schon früher 
erfolgte bischöfliche Rechtsverleihungen an die Einwohner in erster Linie bestätigte, 
erscheint die für Johannes bezeugte Memorialpraxis als Indiz, die erste Gewährung 
dieser Rechte nun diesem Bischof zuzuschreiben. In die Amtszeit und zur Amtsführung 
des Johannes würde die Anerkennung von Rechten der Speyerer Einwohner durchaus 
passen. Die Entstehung oder Neuordnung rechtlicher Institutionen in diesem Zeitraum 
hat die Forschung mehrfach betont. Schon vor dem Amtsantritt des Johannes war die 
Judengemeinde der Stadt zunächst vom Bischof, 1090 dann von Heinrich IV. rechtlich 
privilegiert worden.27 1101 wurden, auf Bitten des Johannes, wie es in der zugehörigen 
Urkunde des Kaisers heißt, die Rechte und Pflichten der Speyerer Domkanoniker 
bestätigt und dabei gegenüber dem Bischof und eben auch gegenüber anderen 
Einwohnern der Stadt abgegrenzt – ein Dokument, das zum ersten Mal von einem 
commune ius civium spricht.28 Überdies betrieb der Bischof aktiv eine Klosterpolitik, in 
der das Verhältnis von Autonomie und bischöflicher Kontrolle der betroffenen 
Gemeinschaften neu austariert wurde. Einige Zeugnisse sprechen also dafür, dass 
Johannes korporative Bestrebungen ihm unterstellter geistlicher Gemeinschaften nicht 
blockierte. Die Annahme, er habe auch auf die Bedürfnisse der Speyerer Einwohner mit 
rechtlichen Maßnahmen reagiert, scheint vor diesem Hintergrund nicht abwegig, zumal 
nicht alle 1111 genannten Rechte zu Lasten des Bischofs gingen, sondern dort auch 
Verfügungen getroffen wurden, mit denen die rechtliche Zuordnung der Einwohner zu 
anderen Herren stark eingeschränkt und damit die Autorität des bischöflichen Stadt-
herren verfestigt wurde.29 

Hält man Bischof Johannes von Speyer für denjenigen, auf den zumindest ein Groß-
teil der im Diplom Heinrichs V. angeführten rechtlichen Bestimmungen zurückging, so 
ist damit allerdings nicht notwendig auch der eigentliche Urheber der dort festgesetzten 
Anniversarpraxis erkannt. Schmid vermutete dies, weil schon Johannes über sein 

                                                                 
27  Vgl. DD H IV, Nr. 411. 
28  DD H IV, Nr. 466. 
29  Zu Johannes vgl. Gugumus, Speyerer Bischöfe (1951–1952), 45−78; Heidrich, Bischöfe und 

Bischofskirche (1991); Dies., Bischöfe von Speyer (1991); Krey, Bischöfliche Herrschaft (1996), 
4−28; Weinfurter, Salisches Herrschaftsverständnis (2002), 324−326. 
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Stiftungswerk einen möglichst großen Kreis von Personen in den Vollzug des Toten-
gedenkens eingebunden hatte. Doch bleibt im Gegensatz dazu festzuhalten, dass im 
Stiftungswerk des Johannes aus dem Jahr 1100 Laien nur implizit auftreten: unter den 
Empfängern von Almosen, den Armen. Gänzlich im Rahmen dieser traditionellen 
Rolle, die Laien im Totengedenken einnehmen konnten, blieb es, wenn Johannes 
besonders hohe Almosenspenden für seinen eigenen Jahrtag und den Heinrichs IV. 
festsetzte. In der Urkunde Heinrichs V. hingegen kommt der Beteiligung von Laien am 
Totengedenken eine andere Qualität zu, sie erscheinen nicht lediglich als Bedürftige. 
Der wesentliche Unterschied beider Konzeptionen liegt in der konkreten Rolle als 
Gebende, die den Laien dabei zugewiesen wurde. In diesem Punkt hebt sich 
Heinrichs V. Verfügung von den Stiftungen Heinrichs IV. für seine Getreuen und von 
dessen Sorge um die Armen scharf ab. Auch Heinrich V. selbst hat in keinem weiteren 
Fall analoge Bestimmungen getroffen. Die Teilhabe von Laien an der Memoria, wie sie 
1111 festgeschrieben wurde, ist im Hinblick auf königliche Stiftungen also nicht 
lediglich neuartig, sondern singulär und ordnet sich in dieser Form keineswegs in eine 
Entwicklungstendenz des Memorialwesens ein. Während aber für Heinrich V. ein 
besonderer Grund erkennbar ist, der eine so außergewöhnliche Konzeption erklären 
kann, ist dies für Johannes nicht der Fall. Deshalb ist eher anzunehmen, dass die 
Teilnahme am Anniversar des Bischofs nicht auf dessen Anweisung zurückging, 
sondern auf die Initiative der Speyerer Einwohner selbst. Als Auslöser dafür wäre 
zuerst die Rechtsverleihung von 1111 in Betracht zu ziehen. Das in der kaiserlichen 
Urkunde in Bezug auf Heinrich IV. konzipierte Verhältnis von Gabe und Gegengabe – 
rechtlicher Privilegierung und Totengedenken – auf Johannes auszudehnen, mochte für 
die Einwohner naheliegen, wenn ein Großteil der fixierten Rechte auf den Bischof 
zurückging. Hält man diese Annahme für plausibel, so wird man überdies auch in 
Bezug auf die Förderung der Stadtgemeinde von Absprachen zwischen Johannes und 
Heinrich IV. ausgehen. So wäre denn auch die im ‚Libellus de rebellione Heinrici V.‘ 
überlieferte Wahrnehmung Heinrichs IV. als Wohltäter der Stadt nachvollziehbarer. 
Denkbar ist aber ebenso, dass Bischof Gebhard 1106 nicht nur Begräbnis und Toten-
sorge Heinrichs IV. unterbunden, sondern den Domkanonikern zudem die Memoria 
seines Vorgängers Johannes untersagt hatte, der als treuer Anhänger des Kaisers 
gleichfalls im Bann gestorben war. Auch diese Situation hätte den Einwohnern wohl 
Anlass geben können, für die Memoria des Johannes Sorge zu tragen. In jedem Fall 
konnte ihnen eine Angleichung der Memoria von Kaiser und Bischof zusätzlich legitim 
scheinen, weil in der Stadt das einstige Vertrauensverhältnis beider und ohne Zweifel 
auch die Tatsache bekannt waren, dass Heinrich IV. und Johannes sich gegenseitig im 
Bereich memorialen Handelns unterstützt hatten.30  

                                                                 
30  Die Belege aus diesem Bereich völlig außer Acht lassend, ist das Vertrauensverhältnis zwischen 

Bischof Johannes und Heinrich IV. von Krey, Bischöfliche Herrschaft (1996), 4−28, und vor allem 
von Weinfurter, Salisches Herrschaftsverständnis (2002), 326, neuerdings bezweifelt worden. 
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Das Verhältnis, in dem Heinrichs V. Stiftung für seinen Vater zur Anteilnahme der 
Speyerer Bevölkerung für den Verstorbenen stand, kann nun näher ins Auge gefasst 
werden. Der Bericht des ‚Libellus de rebellione Heinrici V.‘, demzufolge die Einwohner 
das Grab Heinrichs IV. in der ungeweihten Seitenkapelle des Doms lange Zeit aufgesucht 
haben sollen, erscheint als wichtigster Anhaltspunkt, von dem her sich die Konzeption der 
Stiftung erklären lässt. Darüber hinaus könnten in den Bestimmungen über Kerzenopfer 
und Almosenspende der Bürger konkrete Hinweise darauf vorliegen, welche Art von 
Leistungen die Speyerer in den zurückliegenden Jahren für die Totensorge Heinrichs IV. 
erbracht hatten. Denn zumindest die Verpflichtung zur Almosenspende war im Grunde 
überflüssig. Besonders ausgiebige Armenspeisungen am Jahrtag Heinrichs IV. waren ja 
schon sichergestellt durch die Stiftung des Johannes aus dem Jahr 1100, die nun – mit der 
kirchlichen Bestattung des Kaisers – in Kraft getreten sein dürfte.31 Die im Diplom 
Heinrichs V. formulierte Anniversarauflage dürfte also nicht nur ihren Grund, sondern ihr 
konkretes Vorbild in den Memorialpraktiken der zurückliegenden Jahre gehabt haben, die 
nun dauerhaft in den zukünftigen Vollzug des Gedenkens integriert werden sollten. 
Womöglich hatte Heinrich V. sogar schon im Vorjahr, 1110, den Jahrtag seines Vaters 
gemeinsam mit den Speyerer Einwohnern begangen, wie sein Itinerar wahrscheinlich 
macht.32 In jedem Fall aber wurden die Einwohner 1111 durch Heinrich V. nicht lediglich 
verpflichtet, sondern für ihr eigenständiges, gegen den ausdrücklichen Willen des 
Bischofs gerichtetes Handeln überdies anerkannt. Die außergewöhnlich aktive Rolle, die 
ihnen mit Kerzenopfer und Brotspende für die Zukunft zugewiesen wurde, musste 
erinnernde Funktion nicht nur in Bezug auf Heinrich IV., sondern ebenso in Bezug auf 
das zurückliegende Handeln der Einwohner selbst haben.33 Zugleich ließ sich der neue 
Status, den sie im Rahmen des liturgischen Vollzugs erhielten, mit ihrem durch die 
Urkunde verfügten neuen rechtlichen Status in Beziehung setzen. Die Chancen auf eine 
dauerhafte Umsetzung des Gedenkauftrags dürften dadurch gestiegen sein, obwohl 
Heinrich V. 1111 keinerlei Bestimmungen darüber traf, wie die Beteiligung der Speyerer 
am Jahrtag seines Vaters im einzelnen organisiert oder kontrolliert werden sollte. 

                                                                 
31  Vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 137f. 
32  Vgl. Ehlers, Speyer (2005), 128. 
33  In Bezug auf das Erscheinen der Einwohner mit Kerzen wäre in Erwägung zu ziehen, dass über 

deren traditionelle Bedeutung in der Totensorge hinaus damit auch auf die Exkommunikation 
Heinrichs IV. ‚geantwortet‘ wurde. Das Löschen und Brechen von Kerzen war Bestandteil des 
Bannrituals und dürfte als solches gerade in der Zeit Heinrichs IV. besonders bekannt gewesen 
sein. Vgl. dazu Schimmelpfennig, Päpstliches Zeremoniell (2006), 114f.; Wohlhaupter, Kerze 
(1940), 117−134. 
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III.3. Geschichte der Stiftung 

III.3.1. Das Ende einer kurzen Tradition: Das Königtum und die Speyerer 
Memoria 

Heinrich V. hat, soweit erkennbar, nach 1111 in Speyer keine weiteren Impulse für das 
Gedenken seines Vaters oder anderer Vorfahren gegeben und auch für seine eigene 
Memoria am Ort nicht vorgesorgt. Doch nicht nur in Speyer, sondern überhaupt tätigte 
der Herrscher kaum Schenkungen oder Stiftungen für das Seelenheil. Diese Zurück-
haltung dürfte mit seinen Bemühungen um die Rekuperation des Reichsgutes ebenso 
zusammengehangen haben wie mit den fortdauernden Auseinandersetzungen um das 
Verhältnis von Königtum und Kirche.34 Im Fall der Speyerer Kirche im Besonderen 
mag dem Herrscher angesichts der reichen Zuwendungen seiner Vorfahren weitere 
Ausstattung nicht nötig erschienen sein, umso mehr, als der von Heinrich IV. initiierte 
aufwendige Umbau des Domes nun zum Abschluss kam.35 Das Speyerer Domkapitel 
scheint das Verhalten des Herrschers trotzdem als deutlichen Bruch erlebt zu haben. In 
einem Brief, der wohl in die Jahre zwischen 1116 und 1119 zu datieren ist, baten die 
Kleriker den König, sich in ihnen seines Vaters zu erinnern, dessen spezielle Söhne sie 
gewesen seien, und seiner Vorfahren, deren im Dom bestatteten Körpern sie jede Ehre 
erweisen würden. Zudem erinnerten sie den König an ein nicht näher beschriebenes 
Versprechen – er scheint es nicht erfüllt zu haben.36 

Vor dem Hintergrund der expliziten Erwartungshaltung der Speyerer Domherren ist 
das ausbleibende Bemühen Heinrichs V. um dauerhafte liturgische Memoria trotz aller 
relativierenden Erwägungen signifikant. Bei aller Vorsicht darf deshalb durchaus in 
Frage gestellt werden, dass Heinrich V. selbst sich nach Einrichtung seiner Speyerer 
Stiftung um deren Umsetzung aktiv bemüht hat. Auf einer Jahrtagsfeier seines Vaters in 
Speyer ist der Herrscher nach 1111 nicht nachzuweisen.37 Und obwohl sich keine Spur 
herrscherlicher Impulse in den Folgejahren findet, ist an der Umsetzung der 1111 
getroffenen Bestimmungen nicht zu zweifeln. Zum einen fehlt ein Grund, die Bereit-
schaft der Bürger zum Vollzug des Gedenkens in Frage zu stellen. Zum anderen dürfte 
den Einwohnern bewusst gewesen sein, dass Heinrich über Nachlässigkeiten in dieser 
Angelegenheit unterrichtet worden wäre, etwa bei einem seiner Aufenthalte in der 
Stadt. 

                                                                 
34  Vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 127; Grafen, Forschungen (1996), 130f.; Heidrich, 

Bischöfe und Bischofskirche (1991), 215. 
35  Vgl. Kubach / Haas, Dom (1972), 775f. 
36  Vgl. Codex Udalrici. Ed. Jaffé, Nr. 176; dazu Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 127f.; Ders., 

Unendliche Gegenwart (2000), 15f.; Ders., Speyer (2005), 129f.; Krey, Bischöfliche Herrschaft 
(1996), 41f.; Weinfurter, Salisches Herrschaftsverständnis (2002), 320f.; Ders., Speyer (2005), 
171. 

37  Vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 151. 



78 Der Fall Speyer: Eine Jahrtagsstiftung für Heinrich IV. 

Mit dem Tod Heinrichs V., der über den Gräbern seiner Vorfahren im Mittelschiff des 
Speyerer Doms beigesetzt wurde, erlosch 1125 die salische Dynastie. Heinrichs Nach-
folger Lothar von Süpplingenburg, zuvor Herzog von Sachsen und mächtiger Gegner des 
letzten Saliers, nahm die Memorial- und Bestattungstradition Speyers nicht auf. Die 
transpersonale Qualität, die der Grablege inzwischen unübersehbar eignete, bezog der 
Herrscher – vielleicht sogar in bewusster Distanzierung – also nicht auf ein dynas-tie-
übergreifendes Königtum. Doch auch unter den Lothar in der Königswürde folgenden 
staufischen Königen erlangte Speyer vorerst nicht mehr jene Bedeutung als Memorial-
zentrum, die ihm in salischer Zeit zugekommen war. Obwohl die staufischen Herrscher 
zuweilen ihre Verwandtschaft zu den Saliern betonten, scheinen sie ihren starken Einfluss 
am Ort in keiner Weise dafür genutzt zu haben, das Gedenken ihrer Vorfahren zu wahren 
oder aufzuwerten, etwa, indem sie für diese stifteten. Konrad III. ließ sich gar ein Gut der 
Speyerer Kirche übertragen, das Heinrich IV. dieser als Dotation einer Stiftung für seine 
Großmutter Gisela geschenkt hatte.38 An eine Bestattung in Speyer scheinen weder er 
noch Personen in seiner Umgebung gedacht zu haben, obwohl Konrad mit dem Speyerer 
Kapitel eine Gebetsverbrüderung eingegangen war.39 

Ein bezeichnendes Schlaglicht auf Friedrichs I. Haltung gegenüber der gestifteten 
Memoria für die königlichen Vorfahren wirft eine Urkunde des Herrschers aus dem Jahr 
1182. Der Kaiser bestätigte damit die Rechtsverleihungen Heinrichs V. an die Speyerer 
Einwohner. So folgte das in Mainz ausgefertigte Diplom denn auch zu großen Teilen der 
am Dom angebrachten Inschrift wortwörtlich. Ausgerechnet die Anniversarauflage für 
Heinrich IV. wurde dabei jedoch weggelassen. Dies scheint umso bemerkenswerter, als 
das Seelenheilmotiv der Narratio in Friedrichs Urkunde übernommen worden war. Dabei 
hatte sich der mit der Abfassung des Schriftstücks betraute Diktator nicht darauf be-
schränkt, wiederzugeben, dass Heinrich V. der Stadt die Urkunde zum Seelenheil seines 
Vaters, Kaiser Heinrichs, an dessen Beisetzungstag erteilt hatte, sondern durch einen Ein-
schub überdies herausgestellt, dass Heinrich IV. der Urgroßvater oder Vorfahr Friedrich 
Barbarossas war.40 Während die genealogische Abstammung also gezielt hervorgehoben 
wurde, um Kontinuität zu konstruieren, fehlte im Medium der Urkunde jegliche Aufmerk-
samkeit für die praktischen Memorialvollzüge. 

Warum die Bestimmung Heinrichs V. über die Teilnahme der Speyerer Einwohner 
am Anniversar seines Vaters im Diplom Friedrichs I. von 1182 ausgelassen wurde, dür-
fte sich aus dem Hintergrund der Beurkundung erklären. Friedrich I. hatte in Mainz 
einen Rechtsstreit zwischen Bischof und Bürgern von Speyer zu entscheiden: Bischof 

                                                                 
38  Vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 170f.; Krey, Herrschaft 51−56. 
39  Zur staufischen Anknüpfung vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 166−183; Engels, 

Kaiserliche Grablege (1995). Zum Bestattungswunsch Konrads III. ebd., 231f.; Ders., 
Königsgräber (2005). Vgl. auch Grafen, Forschungen (1996), 131−137. 

40  DD F I, Nr. 827: privilegium antecessoris nostri Heinrici imperatoris quinti, quod ipse pro 
remedio animę patris sui proavi nostri imperatoris Heinrici in die exequiarum ipsius Spirensi 
contulit civitati (…) renovamus. 
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Ulrich hatte von den Bürgern eine spezielle Todfallabgabe, das Hauptrecht, eingefor-
dert, von der jene sich seit 1111 für befreit hielten und die sie – so muss man annehmen 
– seither wohl nicht mehr entrichtet hatten. Wahrscheinlich hatte der Bischof versucht, 
die nicht ganz präzisen Bestimmungen Heinrichs V. nun in seinem Interesse gegen die 
gängige Praxis auszulegen. Kern der Auseinandersetzung, und als solcher im Diplom 
Friedrichs auch ausdrücklich benannt, war demnach das Verhältnis zwischen dem 
sogenannten Buteil, von dessen Entrichtung die Speyerer seit 1111 befreit waren, und 
dem 1182 zur Debatte stehenden Hauptrecht. Der Herrscher entschied den Streit 
zugunsten der Einwohner. Bei der Abfassung der Bestätigungsurkunde ging es explizit 
darum, Heinrichs V. Privileg von nun an ohne jegliche Zweideutigkeit Geltung zu 
verschaffen.41 Die Anniversarauflage wurde dabei kaum zufällig ausgespart, als der 
Wortlaut der neuen Urkunde konzipiert wurde. Entweder wurde sie nicht als relevant 
angesehen oder, was wahrscheinlicher ist, sogar als verunklärend empfunden, weil sie 
die Befreiung von den strittigen Todfallabgaben nur bedingungsweise verfügte. Die 
Akteure, die 1182 über Heinrichs V. schriftlich niedergelegte Bestimmungen stritten, 
hatten eben ein Schriftstück vor sich, das nur ansatzweise den Kontext von 1111 zu 
evozieren geeignet war. Weder die jahrelange, eines Herrschers unwürdige, unzuläng-
liche Bestattung Heinrichs IV. noch die Übernahme des Totengedenkens seitens der 
Speyerer Einwohner wurden darin erwähnt. So mochte die für den Stiftungscharakter 
maßgebliche quid-pro-quo-Konstruktion der Vorlage – Privilegierung im Gegenzug für 
Memorialleistungen – wenig einleuchtend und angesichts der aktuellen Auseinander-
setzungen zwischen Bischof und Einwohnern als potentielles Einfallstor für weitere 
Konflikte erscheinen. Zudem könnten Friedrich I. und seine Kanzlei darauf abgezielt 
haben, mit dem neuen Diplom nicht nur die Eindeutigkeit, sondern auch die 
Einheitlichkeit der Privilegierung herzustellen und den disparaten, wenig systema-
tischen Charakter der Inschrift von 1111 aufzulösen, indem nun alle einzeln aufge-
führten Rechte schlicht gewährt wurden, anstatt eines davon an Bedingungen zu 
knüpfen, die anderen nicht. 

Wird somit aus dem Kontext des Rechtsstreits heraus nachvollziehbar, dass die 
Stiftung Heinrichs V. im Text nicht mehr vorkam, bleibt dieses Verschwinden doch 
aufschlussreich. Mit der Entscheidung des Speyerer Streits hatten sich Friedrich I. ja 
verschiedene Möglichkeiten im Bereich memorialen Handelns erschlossen, von denen 
er nur eine nutzte: die Einreihung in eine genealogische Linie. Die Sicherung der 
Memorialpraxis zog er entweder gar nicht in Erwägung oder opferte sie anderen 
Gesichtspunkten. Damit verschloss sich Friedrich I. zudem der Möglichkeit, die 
Anniversarauflage so zu erweitern, dass er selbst oder andere Personen nun zusätzlich 
in das Gedenken der Bürger aufgenommen würden, womit er das Stiftungshandeln 
Heinrichs V. selbst traditionsbildend aufgreifen hätte können. 

                                                                 
41  Vgl. DD F I, Nr. 827, wo ausdrücklich vermerkt wird, jede Zweideutigkeit sei nun beseitigt: 

remota omni ambiguitate. 
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Waren nach der Ausfertigung der kaiserlichen Bestätigungsurkunde von 1182 die 
Speyerer Einwohner rechtlich nicht mehr zur Ausübung des Totengedenkens für 
Heinrich IV. verpflichtet, so darf daraus sicher nicht auf das Ende der Anniversarpraxis 
geschlossen werden. Denn zum einen kann aus dem Fehlen der Anniversarauflage ein 
argumentum e silentio dafür abgeleitet werden, dass die Memoria 1182 entsprechend 
den Anweisungen Heinrichs V. praktiziert wurde. Gerade deshalb taugte sie wohl nicht 
dazu, Bischof Ulrich ein Argument zur Begründung seiner Ansprüche zu liefern. 
Friedrich I. hätte eine ihm vom Bischof angezeigte Pflichtverletzung der Bürger 
hinsichtlich der Memoria Heinrichs IV. kaum stillschweigend übergehen können, zumal 
ja der Seelenheilpassus für seinen Urgroßvater aus der Vorurkunde übernommen und 
adaptiert worden war. Zum anderen dürften die möglichen Konsequenzen für den 
Vollzug des Anniversargedenkens weder vom Diktator der Urkunde noch von anderen 
Beteiligten beabsichtigt gewesen sein. Außerdem trat der abschriftlichen Überlieferung 
zufolge Friedrichs I. Diplom lediglich neben dasjenige Heinrichs V., ohne dieses zu 
verdrängen. An der Domfassade blieb die ältere Verfügung ohnehin präsent. Folgen-
reicher, aber in ihrer Wirkung nicht abzuschätzen könnte die Tatsache gewesen sein, 
dass nach 1182 Barbarossas Diplom die Textgrundlage der späteren Bestätigungs-
urkunden wurde, die die römisch-deutschen Könige den Speyerer Bürgern über ihre 
Privilegien erteilten.42 Ein wichtiger Überlieferungsstrang der Memoria Heinrichs IV. 
war damit abgeschnitten, ein zentrales Medium künftiger herrscherlicher Kenntnis- und 
Einflussnahme für die Geschichte der Stiftung verloren. Späteren Königen konnte die 
Chance, das Potential der Stiftung für sich selbst zu nutzen, auf dem Wege der regu-
lären Bestätigung nicht mehr greifbar werden.43 

Zeigte Barbarossa der Bestätigungsurkunde von 1182 zufolge nur sehr einseitig 
Interesse für die Memoria seines Urgroßvaters, so sprechen daneben andere Quellen, 
die sich auf das Verhältnis des Herrschers zu Speyer als Memorialort befragen lassen, 
nicht für eine besonders intensive Beziehung. Zwar ließ er dem Speyerer Domkapitel, 
mit dem er eine Gebetsverbrüderung eingegangen war, eine Geldsumme zukommen 
und dotierte damit eine Anniversarfeier für sich selbst. Doch lassen sich solche eher 
unspektakulären Stiftungen Friedrichs I., die nur über Nekrologien und nicht urkundlich 
überliefert sind und deshalb wahrscheinlich ohne besondere Inszenierung eines Stif-
tungsakts ins Leben traten, auch für einige andere Gemeinschaften nachweisen.44 Für 

                                                                 
42  Vgl. Urkunden zur Geschichte der Stadt Speyer. Ed. Hilgart, Nrn. 25; 53; 91; 126; 177; 203. Ab 

1306 finden sich nur noch allgemeine Bestätigungen ohne wörtliche Wiedergabe der Vorgänger-
urkunden. 

43  Dass es sich hierbei nicht nur um eine hypothetische Erwägung handelt, zeigt etwa das Beispiel 
Adolfs von Nassau, der die Bestätigung einer Urkunde Wilhelms von Holland für das Mainzer 
Domkapitel dazu nutzte, die Forderung ewigen Gebetsgedenkens für sich, seine Gemahlin sowie 
alle Vorgänger und Nachfolger im Königtum urkundlich zu fixieren, die in der Vorlage nicht 
enthalten war. Vgl. Diplomataria Maguntina. Ed. Würdtwein, Nr. 16, 32 (26.10.1292). 

44  Vgl. Borgolte, König (2000), 51f. mit Anm. 72; Anm. 73. 
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seine Gemahlin Beatrix, die 1184 vermutlich auf eigenen Wunsch und ohne Zutun des 
Kaisers in Speyer bestattet wurde, und für seine ebenfalls dort begrabene Tochter Agnes 
richtete der Herrscher gar keine Stiftung am Ort ein. Die in der Forschung häufiger 
geäußerte Annahme, er selbst habe dort seine Beisetzung geplant, lässt sich vor dem 
Hintergrund dieser spärlichen Indizien weder zufriedenstellend begründen noch zurück-
weisen.45 Keinesfalls aber kann man sagen, der Herrscher habe sich für das Gedenken 
seiner selbst, seiner Familie oder seiner salischen Vorfahren in Speyer in auffallender 
Weise engagiert. Doch mag nicht nur die Speyerer Gedenktradition für den Herrscher 
eher geringe Bedeutung gehabt haben, sondern personenbezogene liturgische Memoria 
überhaupt.46  

Noch weniger als Barbarossa scheinen sich seine Nachfolger im Königtum, Hein-
rich VI. und Philipp von Schwaben, um Gedenkbeziehungen mit der Speyerer Kirche be-
müht zu haben, obgleich Stadt und Bistum weiterhin eine wichtige Stütze staufischer 
Politik blieben, beide Herrscher sich häufig dort aufhielten und gute Kontakte zur 
Speyerer Geistlichkeit und gleichermaßen zur Bürgergemeinde hatten.47 Immerhin 
überliefert das Speyerer Totenbuch aus dem 13. Jahrhundert, dass Philipp den Kanonikern 
Altarvorhänge übergeben hatte.48 Philipps Gemahlin Maria stiftete in Speyer kurz nach 
dem gewaltsamen Tod ihres Gatten ein Anniversar für einige ihrer byzantinischen 
Verwandten, darunter ihren Vater Kaiser Isaak II. – vielleicht ein Indiz dafür, dass die 
Domkirche und die darin befindlichen herrscherlichen Grablegen der Byzantinerin als 
besonders passender Ort kaiserlicher Memoria galten.49 

III.3.2. Anknüpfung und neue Impulse − Friedrich II. und sein Kanzler 

Die Bestattungs- und Memorialtradition des Ortes griff erst Friedrich II. gezielt und in 
größerem Maßstab auf, als er die Gebeine seines ermordeten Onkels Philipp von 
Schwaben von Bamberg nach Speyer überführen und dort wenige Tage nach Weihnach-
ten 1213 beisetzen ließ.50 Zugleich übereignete er der Speyerer Kirche zum Seelenheil 
seines Vaters, seines Onkels und seiner übrigen Verwandten die Kirche von Esslingen. 

                                                                 
45  Vgl. Engels, Kaiserliche Grablege (1995), 239f.; Ders., Königsgräber (2005), 178f.; Ehlers, 

Metropolis Germaniae (1996), 177−179; Ders., Speyer (2005), 133. Zuletzt gegen die neuere 
Forschung wieder die staufische Anknüpfung betonend Jericke, Speyerer Dom (2006), insb. 106 
zu Friedrichs I. Bestattungswunsch. 

46  Vgl. Borgolte, König (2000), bes. 53. 
47  Vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 172−175; 180. 
48  Vgl. Grafen, Forschungen (1996), 321. 
49  Vgl. Engels, Kaiserliche Grablege (1995), 249f. 
50  Beisetzungsdatum war der 29.12., der Davidstag; vgl. dazu Huth, Kaiser (2003), 59−62. Jericke, 

Speyerer Dom (2006), 109, hält es für möglich, dass Friedrich II. zeitweise den Plan hatte, auch 
seinen Vater, Heinrich VI., aus der Grablege in Palermo nach Speyer überführen zu lassen, doch 
lässt sich dies nicht erhärten. 
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Die Kanoniker sollten dafür die Jahrtage Heinrichs VI. und Philipps begehen. Die 
Narratio der Stiftungsurkunde betonte die herrscherliche und verwandtschaftliche 
Kontinuität der Bestattung: Friedrich habe den Körper Philipps vor den Gräbern der 
Kaiser und Könige, seiner Vorfahren und Vorgänger, die ebendort bestattet seien, 
begraben lassen.51 Burchard von Ursperg berichtet, dass Friedrich bei der Überführung 
seines Onkels auf den Rat seines Kanzlers, des Speyerer (und Metzer) Bischofs Konrad 
von Scharfenberg, vorging.52 Dieser dürfte die Überführung und die damit verbundene 
Stiftung als Erfolg für seine Kathedralkirche gesehen haben, die nun – nach fast 
hundertjähriger Unterbrechung – ein weiteres Königsgrab aufnahm und damit eine neue, 
dynastieübergreifende Qualität erlangte. Friedrich II. seinerseits, der schon in Palermo die 
Grablege seiner königlichen Vorfahren von normannischer Seite neu geordnet und dort 
überdies die eigene Beisetzung geplant hatte, scheint in Speyer die Möglichkeit ergriffen 
zu haben, im deutschen Reich auf ein ähnliches Zentrum königlicher Memoria zuzu-
greifen, indem er sich die vorhandene Tradition aktiv aneignete.53 

Der Herrscher, der die Wirksamkeit liturgischen Gedenken sehr hoch einschätzte, 
zahlreiche Stiftungen einrichtete und sogar für den ihm abgerungenen Verzicht auf das 
königliche Spolienrecht von den profitierenden Reichskirchen die Abhaltung eines 
ewigen Jahrtags für seine Person forderte, kannte offenbar die Speyerer Stiftung 
Heinrichs V. für dessen Vater.54 Das bezeugt die Urkunde, mit der er den am Fuße der 
staufischen Burg Trifels gelegenen Ort Annweiler 1219 zur Stadt erhob. Friedrich 
verlieh den Bewohnern dieselben Rechte und Freiheiten, wie sie die Bürger Speyers 
genossen – der einzige deutsche Fall einer solchen Bürgerrechtsübertragung in 
staufischer Zeit.55 In der Urkunde heißt es, die Einwohner Annweilers selbst hätten sich 
das Speyerer Recht ausgesucht, nachdem ihnen die Wahl gelassen worden sei. Hatte 

                                                                 
51  DD F II, Nr. 213: quod nos eo die, quo corpus carissimi patrui nostri Philippi, gloriosi 

Romanorum regis augusti, translatum a civitate Babenbergensi, ubi innocenter et tam crudeliter, 
quam fraudolenter occubit, in Spirensi ecclesia, ad busta imperatorum et regum parentum et 
antecessorum nostrorum, qui ibidem sepulti sunt, fecimus sepeliri, ad honorem dei et beatę Marię 
virginis, in cuius honore ecclesia Spirensis est fundata et ob salutem animarum dilecti patris 
nostri Heinrici incliti Romanorum imperatoris augusti et regis Sicilię, et iam dicti carissimi 
patrui nostri regis Philippi, Romanorum regis augusti, simul quoque pro animabus aliorum 
parentum nostrorum ecclesiam in Esselingen (…) ecclesię Spirensi liberaliter tradidimus (…) ad 
communes usus dictorum canonicorum Spirensis ecclesię (…) ad hoc, ut ipsi studiosus et cum 
maiore devocione anniversarios tam patris, tam patrui nostri recolant et ordinent celebrari. 
(Ausfertigung der Urkunde am 30.12.1213.) 

52  Vgl. Burchardi Urspergensis Chronicon. Ed.  Holder-Egger / Simson, 91; vgl. Ehlers, Metropolis 
Germaniae (1996), 181; Ders., Speyer (2005), 133. 

53  Vgl. Engels, Kaiserliche Grablege (1995), 142−149; jüngst Rader, Umgebetteter Onkel (2010), 
v. a. 64−67, mit weiterer Literatur. 

54  Zu Stiftungen Friedrichs II. vgl. exemplarisch Historia diplomatica Friderici secundi. Ed. Huillard-
Breholles, 191−195; 480f.; 510f.; 679−681; 814. Zum Spolienverzicht vgl. Constitutiones et acta 
publica. Ed. Weiland, Nr. 56. 

55  Vgl. Bönnen, Stadterhebung (1989), 42. 
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demnach die lokale Führungsschicht, zu denen eine Gruppe von Ministerialen des 
Speyerer Bischofs gehörte, maßgeblich Einfluss auf die Beurkundung genommen, so 
enthielt das Diplom doch ebenso Bestimmungen, die eindeutig auf die Initiative des 
Herrschers selbst zurückgingen. Der König griff mit der Urkunde in die kirchliche 
Organisation der Stadt ein und errichtete eine Stiftung. Er hatte der Kirche von 
Annweiler den Zehnten aller im Ort befindlichen königlichen Besitzungen zugewiesen, 
Einkünfte, von denen künftig ein Pfarrer zu besolden war, der persönlich und nicht 
durch einen Vikar vertreten den Gottesdienst halten sollte. Zudem wurde der Pfarrer 
verpflichtet, auf ewige Zeiten die Memoria Friedrichs und die aller seiner Vorfahren 
und Erben in würdigen Messen zu begehen. Den Bürgern der Stadt aber schrieb der 
Herrscher vor, seinen Jahrtag zu besuchen.56 Ein eindeutiges Signum für den 
Gestaltungswillen des Herrschers findet sich in der Bestimmung, dass die Einkünfte der 
Kirche zu Ehren aller Heiligen, besonders aber der heiligen Fortunata zugewiesen 
wurden, war doch diese Heilige bis dahin nur in Süditalien verehrt worden. Friedrich 
importierte also ihren Kult nach Deutschland.57 

Obwohl Friedrich II. in Annweiler eine andere Situation als in Speyer vorfand, ist der 
Modellcharakter, den die Jahrtagsstiftung Heinrichs V. von 1111 und darüber hinaus wohl 
die gesamte Speyerer Gedenktradition für den Herrscher hatte, unverkennbar. Die für die 
Bürger Annweilers ausgefertigte Urkunde wird so zu einem Dokument, aus dem im Me-
dium der Adaption Friedrichs Wertschätzung und Interpretation der Speyerer Memorial-
konzeption spricht. Eine wichtige Parallele zu Speyer liegt darin, dass Friedrich in der 
Pfarrkirche von Annweiler die Memoria all seiner Vorfahren und Erben zu installieren 
suchte. Im religiösen Zentrum der Stadt sollte somit die ganze Familie des Herrschers in 
Vergangenheit und Zukunft immer wieder präsent gemacht werden. Davon abgesetzt und 
zugleich darauf bezogen war der Jahrtag Friedrichs mit der Beteiligung der Bürger. Die 
Verbindung zwischen Rechtsverleihung und Jahrtag war in Annweiler sogar noch enger 
und in gewisser Weise kohärenter als in Speyer, weil in der Stadt am Trifels der 
‚Stadtgründer‘ selbst erinnert werden sollte und weil Friedrich II. die Bürgergemeinde 
nicht nur in rechtlicher Hinsicht begründet hatte, sondern über die Dotation der Pfarrei 
gleichermaßen für die Bürgerschaft als Sakralgemeinde aktiv geworden war. Waren für 
die Stiftung von 1111 die Bestattung und Memoria Heinrichs IV. die wichtigsten Motive 
gewesen, stand 1219 die Stadterhebung als rechtlicher und religiöser Akt selbst im 
Vordergrund. Die Verknüpfung zwischen königlicher Memoria und Förderung der 

                                                                 
56  Historia diplomatica Friderici secundi. Ed. Huillard-Breholles, 679−681 (14.09.1219): Hec legum 

statuta sepe dicte ville indulgemus et ipsius ecclesie decimationem totius praedii nostri praefatae 
villae censum persolventem ad honorem omnium sanctorum specialiter autem ob reverentiam 
sancte Fortunate virginis et martyris, attribuimus, ut provisor immo ipse pastor ecclesie 
usufructuario inde deo ac sanctis ibidem in propria persona, non vicarius deserviat, et nostri 
memoriam et omnium parentum nostrorum et heredum dignis missarum celebrationibus iugiter 
habeat, et ut cives predicti anniversarium obitus nostri diem sollempni recolant frequentatione.  

57  Vgl. zu allen diesen Aspekten Bönnen, Stadterhebung (1989), v. a. 46f.; 51. 
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Stadtgemeinde, die sich in Speyer aus einer unvorhergesehenen Konstellation heraus 
ergeben hatte, war gerade dasjenige, was am Jahrtag in Annweiler gezielt evoziert werden 
sollte. Für die Stiftungskonzeption Friedrichs II. lässt sich im Vergleich zur Speyerer 
Anordnung klar die Vervielfältigung und Verstärkung der Bezüge zwischen 
Familiengedenken, individueller Memoria und der historischen Erinnerung an die 
Stadtgründung in ihrer rechtlichen wie geistlichen Dimension beobachten. Entscheidend 
dafür war sicherlich, dass Friedrich II. 1219 in einer Situation tätig wurde, in der wichtige 
Strukturen und Handlungsabläufe noch gar nicht vorhanden waren, sondern erst gestaltet 
werden mussten und konnten. 

Zeigt die Stiftung in Annweiler, dass Friedrich II. zumindest seit 1219 den Speyerer 
Jahrtag für Heinrich IV. kannte und im Sinne eines Modells aufgriff, so ist damit aller-
dings nichts darüber gesagt, ob der Herrscher auch auf die Speyerer Stiftung selbst in 
irgendeiner Weise einzuwirken suchte. Insbesondere die naheliegende Frage, ob Fried-
rich sich darum bemühte, für den Jahrtag seines im Dom bestatteten Onkels die Beteili-
gung der Speyerer Bürger zu erwirken, lässt sich nicht beantworten. In den Privilegien, 
die er den Bürgern der Stadt in den 1240er Jahren zukommen ließ, findet sich keinerlei 
Hinweis auf in diese Richtung gehende Erwartungen des Herrschers. In jedem Fall aber 
muss die Regierungszeit Friedrichs II. als eine Zeit angesehen werden, in der sich 
Kontext und Gestalt der Speyerer Bestattungs- und Memorialtradition auf verschie-
denen Ebenen neu figurierten, und die Überführung Philipps von Schwaben scheint ein 
nicht zu unterschätzender Auslöser dieser Veränderungen gewesen zu sein. 

III.3.3. Neukonfigurationen der Memoria am Speyerer Dom 

Ein Reflex auf die Überführung Philipps von Schwaben war es wohl, dass das Speyerer 
Domkapitel um die Jahreswende 1213/1214 ein neues Nekrolog anlegen ließ, das zwar 
nicht überliefert ist, aber erschlossen werden kann.58 Abseits von praktischen Bedürf-
nissen spiegelt dieser Vorgang die Aufwertung des Speyerer Totengedenkens aus der 
Sicht der nekrologführenden Gemeinschaft. So wie Philipps Bestattung den Eindruck 
von Kontinuität sowohl im Anschluss an die zurückliegende salische Zeit evozierte als 
auch in die Zukunft wies, so verband die Neuanlage des Nekrologs gleichermaßen die 
Sichtung der Vergangenheit mit dem Blick auf die kommende Zeit.  

Auf Veränderungen im Bereich der memorialen Vollzüge am Dom deuten daneben 
weitere Quellen.59 In einer Urkunde aus dem Jahr 1236 werden zum ersten Mal die 

                                                                 
58  Vgl. Grafen, Forschungen (1996), 231−238; zur Datierung vgl. ebd., 237. 
59  Unter den im Folgenden besprochenen Zeugnissen fehlt der ‚Liber Ordinarius‘ des Speyerer Doms 

aus dem 13. Jahrhundert (Österreichische Nationalbibliothek, Cod. 1882), dessen Durchsicht in Be-
zug auf Praktiken individuellen Totengedenkens ergebnislos blieb. Vgl. dazu Lamott, Codex (1961), 
28, der konstatiert: „Auch beziehen sich alle Angaben ausschließlich auf das Offizium der 
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sogenannten Stuhlbrüder erwähnt und in der Stiftungsurkunde einer Ritterswitwe 
bedacht.60 Namengebend für diese Bruderschaft von Laien war das ihr zugewiesene 
Gestühl zu beiden Seiten der Königsgräber, wo sie für die dort ruhenden Herrscher zu 
beten hatte. Über die Gründung der Bruderschaft ist nichts bekannt. Eine Möglichkeit, 
Indizien für die Entstehungszeit der Bruderschaft zu sammeln, bietet jedoch das in der 
Forschung als Nekrolog Speyer II bezeichnete Totenbuch der Speyerer Domkirche. Dort 
erscheinen die Stuhlbrüder häufig als Empfänger von Leistungen bei gestifteten 
Anniversargedenken. Ein Teil der Personen, deren Einträge die Beteiligung der Stuhl-
brüder am Anniversar erwähnen, lässt sich identifizieren, so dass aus den Lebensdaten 
dieser Personen ein zeitlicher Anhaltspunkt für die Entstehung der Bruderschaft ermittelt 
werden könnte. Das Nekrolog Speyer II wurde, wie Hansjörg Grafen zeigen konnte, im 
Jahr 1273 angelegt. Bei der Anlage des Nekrologs griffen die Schreiber auf verschiedene 
Vorlagen zurück: zum einen auf das ältere, bis etwa 1213 geführte Speyerer Totenbuch, 
zum anderen auf eben jenes Nekrolog, das 1213/1214 angelegt worden sein muss, zum 
dritten auf Urkunden aus dem Besitz des Domkapitels und darüber hinaus wohl auf 
weitere Aufzeichnungen.61 Sieht man die Einträge in der Anlageschicht des Totenbuchs 
von 1273 durch, ergibt sich ein Befund, der stark mit der frühesten urkundlichen 
Erwähnung der Stuhlbrüder im Jahr 1236 korreliert, allerdings nur, wenn man von zwei 
prominenten Ausnahmen absieht. Bei diesen handelt es sich um die Gedenkeinträge für 
Heinrich IV. und Bischof Johannes von Speyer. Die Erwähnung der Stuhlbrüder bei den 
Anniversarien dieser beiden Personen bedarf aber genauerer Interpretation. Zum einen 
weckt die Singularität ihrer Einträge Zweifel daran, dass es sich dabei um Belege für die 
Existenz der Bruderschaft schon zu Beginn des 12. Jahrhunderts handelt, wie die ältere 
Forschung zuweilen gefolgert hat. Deshalb hat schon Caspar Ehlers für die Annahme 
plädiert, die aus dem Nekrolog II zu erschließende Beteiligung der Stuhlbrüder beim 
Anniversar Heinrichs IV. und des ihm eng verbundenen Bischofs eher als Beleg für den 
Wandel des Totengedenkens im 13. Jahrhundert zu interpretieren.62 Zum anderen aber 
werden im ersten Speyerer Nekrolog die Stuhlbrüder im Zusammenhang mit der Memoria 
Heinrich IV. und des Speyerer Bischofs Johannes nicht erwähnt. Und obwohl die 
Möglichkeit unvollständiger Überlieferung nicht ausgeschlossen werden kann, weil das 
erste Totenbuch nicht im Original erhalten, sondern lediglich über frühneuzeitliche 
Auszüge bekannt ist, spricht der Charakter dieser Auszüge im Ganzen gegen die 
Annahme, die Stuhlbrüder seien bereits am Anfang des 12. Jahrhunderts tätig gewesen. 
Denn die Exzerpte aus dem ersten Speyerer Nekrolog beschränken sich nicht auf reine 

                                                                                                                                                                    
kanonischen Horen, nicht aber auf die Messfeier. Ein gesondert vorangestelltes Kalendar fehlt oder 
ist verlorengegangen.“ 

60  Vgl. UB Geschichte der Bischöfe zu Speyer. Ed. Remling, Nr. 206. 
61  Zu Datierung und Vorlagen vgl. Grafen, Forschungen (1996), 124−131; 227−238. 
62  Frühdatierung bei Röder, Beiträge (1949), 42; Schulte, Anläufe (1935), 19f.; dagegen Ehlers, 

Metropolis Germaniae (1996), 147; 251; Ders., Unendliche Gegenwart (2000), 21; vgl. auch 
Grafen, Forschungen (1996), 127 mit Anm. 335. 
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Vermerke der darin erwähnten Personen, sondern umfassen daneben häufig Zusätze über 
Stiftungen, Almosenspenden und ähnliches.63 Aber nicht nur in Bezug auf die Memoria 
Heinrichs IV. und des Bischofs Johannes, sondern generell ist darin keine Rede von der 
Bruderschaft. 

Lässt man also diese auffälligen Ausnahmen beiseite, so sind die frühesten Belege für 
die Stuhlbrüder im Nekrolog Speyer II sämtlich mit Stiftungen für Personen verbunden, 
die erst im frühen 13. Jahrhundert verstorben sind. In der Regel lässt sich dabei das 
genaue Todesjahr nicht bestimmen, sondern nur die letzte Erwähnung zu Lebzeiten. 
Glücklicherweise gelingt die Abschätzung des Todesjahrs am besten für eine Person, die 
unter den identifizierbaren als eine der ersten verstorben sein dürfte, nämlich den zum 
13. Juni verzeichneten Speyerer Dompropst Otto, der urkundlich zuletzt im Jahr 1211 zu 
fassen ist. Weil noch im gleichen Jahr in einer bischöflichen Urkunde aber auch ein neuer 
Dompropst Konrad erwähnt wird, dürfte Otto wohl 1211 verstorben sein.64 Weitere 
Personen, an deren Totengedenken die Stuhlbrüder wohl schon frühzeitig partizipierten, 
waren der zum 24. März erwähnte Anshelmus aduocatus, der sich urkundlich zwischen 
1186 und 1220 greifen lässt, der zum 24. Oktober eingetragene Domcellerar Albero, 
verstorben frühestens 1223, und der zum 27. Oktober verzeichnete Rudolfus de Kiselowe, 
der zwischen 1176 und 1213 als lebend nachgewiesen werden kann.65 Die Reihe der 
Einträge ließe sich fortsetzen. Von den schon besprochenen Ausnahmen Heinrichs IV. 
und des Speyerer Bischofs Johannes abgesehen, ist lediglich eine einzige Person, in deren 
Eintrag die Stuhlbrüder erwähnt werden und deren Todesjahr bekannt ist, nachweislich 
vor dem Dompropst Otto verstorben: Philipp von Schwaben. Doch ging die Beteiligung 
der Stuhlbrüder an seinem Anniversar, wie der Eintrag des Herrschers zum 21. Juni 
eindeutig zu erkennen gibt, auf Friedrichs II. Stiftung von 1213 zurück. Fünf Stuhlbrüder 
sollten an diesem Tag Einkünfte aus dem Stiftungsgut erhalten, das Friedrich II. 1213 zur 
Verfügung gestellt hatte, der Kirche von Esslingen.66 

Der zeitliche Anhaltspunkt für die Entstehung der Stuhlbruderschaft, der sich aus der 
Durchsicht der Einträge in der Anlageschicht des Nekrologs Speyer II ergibt, fällt also 
mit dem Jahr 1213, dem Jahr, in dem die Überführung Philipps von Schwaben stattfand 
und auf das die Anfertigung des nicht erhaltenen Zwischennekrologs datiert worden ist, 
nahezu zusammen. Diese Koinzidenz legt die Vermutung nahe, dass auch die Begrün-
dung der Stuhlbruderschaft am Speyerer Dom mit der Translozierung des königlichen 
Leichnams zu tun haben könnte. Das etwas früher liegende zu vermutende Todesjahr 
des Dompropstes Otto steht der Annahme über den Zusammenhang von Bestattung, 

                                                                 
63  Vgl. Grafen, Spuren (1985), 393−431. 
64  Für den Eintrag Ottos zum 13.06. vgl. Grafen, Forschungen (1996), 319f. Beide Urkunden datiert 

ohne Tag: Urkunden zur Geschichte der Stadt Speyer. Ed. Hilgart, Nrn. 27; 534. 
65  Vgl. Grafen, Forschungen (1996), 297; 350; 351. Zur Identifizierung vgl. die Anmerkungen ebd. 
66  Grafen, Forschungen (1996), 321: Philippus rex Babinberg occisus obiit, qui dedit nobis curtinas 

circa maius altare pendentes. Hac die habuerunt quinque fratres sedium consolationem de 
ecclesia Ezzelingen, scilicet duos solidos denariorum. Vgl. Grafen, Forschungen (1996), 134. 
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Nekrologanlage und Begründung der Stuhlbruderschaft nicht entgegen; ohne weiteres 
ist denkbar, dass die konkreten liturgischen Vollzüge für sein Anniversar erst einige 
Zeit nach seinem Tod endgültig fixiert wurden. Stützen lässt sich die Annahme, in 
Speyer sei die Stuhlbruderschaft im Zusammenhang mit der Überführung Philipps von 
Schwaben begründet worden, durch die Beobachtung, dass in Bamberg, wo Philipp 
zuvor bestattet worden war, schon eine ganz ähnliche Bruderschaft bestand, die das 
Vorbild für die Speyerer Gründung abgeben konnte.67 

Die Bruderschaft wurde in der Stiftungsurkunde Friedrichs II. von 1213 nicht 
erwähnt, was darauf deutet, dass der Impuls zu ihrer Errichtung wohl nicht vom König 
ausgegangen war. In die gleiche Richtung weist die Tatsache, dass die Stuhlbrüder, 
soweit fassbar, immer vollständig der Kontrolle von Bischof und Domkapitel unterstellt 
waren.68 Zudem erscheint es durchaus plausibel, dass die Begründung einer Bruder-
schaft, die für die Memoria der im Dom bestatteten Könige sorgte, von der Speyerer 
Kirche ausgegangen war; dies gilt zumal,wenn man bedenkt, dass der Speyerer Bischof 
Konrad von Scharfenberg maßgeblichen Anteil und also Interesse an der Überführung 
Philipps von Schwaben hatte. 

Hatten das Faktum und gewiss auch der konkrete Vorgang der Bestattung Philipps von 
Schwaben 1213 der königlichen Grablege im Dom neuen, über die salische Dynastie 
hinausweisenden Sinn gegeben, so erhöhte die Einrichtung einer mit dem Königschor 
räumlich und funktional aufs engste verbundenen Bruderschaft die Präsenz der Herrscher-
gräber auf andere Weise. Zu den Gräbern als materiellen Erinnerungsträgern und den 
Anniversarfeiern für die Bestatteten trat das Gebet der Stuhlbrüder hinzu. Indem diese 
Personengruppe, deren bloßer Name schon auf ihr im Königschor befindliches Gestühl 
und die damit verbundenen memorialen Handlungen verwies, sich institutionell verfes-
tigte, entstand zudem ein neues soziales Bindeglied zwischen den im Dom bestatteten 
Herrschern und den Speyerer Einwohnern. Zum einen dürften die Mitglieder der Laien-
bruderschaft in aller Regel wohl selbst Speyerer Einwohner gewesen sein, so dass sie 
deren Präsenz an den Königsgräbern verstetigt haben mögen. Zum anderen wurde die 
Bruderschaft in der Folge zum Adressaten zahlreicher Stiftungen, deren Urheber von der 
besonderen Beziehung der Gemeinschaft zu den Königsgrablegen zweifellos wussten und 
diese somit implizit oder explizit anerkannten.69 

Eine weitere Veränderung, die womöglich mit der Memoria an den Königsgrablegen 
im Speyerer Dom zu tun hatte, lässt sich erst wesentlich später, in einer päpstlichen 
Urkunde vom 18. Oktober 1245, fassen. Papst Innozenz IV. gestattete darin dem Speyerer 
Domkapitel die Teilung zweier Präbenden. Es ist jedoch denkbar, dass die päpstliche 
Zustimmung erst nachträglich eingeholt worden war und eine schon länger praktizierte 
Teilung absicherte. Dies wird dadurch noch wahrscheinlicher, dass die Beurkundung in 
                                                                 
67  Vgl. Kroos, Grabbräuche (1984), 293; zum Gesamtzusammenhang vgl. Huth, Kaiser (2003), dort 

insb. 58−60. 
68  Vgl. Fouquet, Speyerer Domkapitel (1987), 59f. 
69  Zu den Stiftungen an die Stuhlbrüder vgl. Glasschröder, Einleitung (1926), XVIII. 
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eine Zeit fällt, in der Innozenz IV. und Friedrich II. ihre Speyerer Parteigänger jeweils mit 
einer ganzen Reihe von urkundlich fixierten Vergünstigungen bedachten.70 Die Inhaber 
der von der Teilung betroffenen Pfründen, die sogenannten Semipräbendare oder 
Halbpfründner, waren aber dem Nekrolog II des Speyerer Domkapitels zufolge mit 
besonderen Aufgaben bei den Anniversarfeiern für Heinrich IV. und Philipp von 
Schwaben betraut. Die Teilung der Pfründen könnte deshalb mit der Neuorganisation des 
Herrschergedenkens am Dom in Zusammenhang gestanden haben.71 

III.3.4. Verschiebungen: Königtum, Geistlichkeit und Stadtgemeinde  

Begreift man die Ausformung des Totengedenkens in der Speyerer Kathedrale als den 
engeren Kontext der Jahrtagsstiftung für Heinrich IV., so wird man den beschriebenen 
Veränderungen in Hinsicht auf die Jahrtagspraxis eine eher stabilisierende Wirkung 
zuschreiben. Doch vollzogen sich in der Regierungszeit Friedrichs II. auch Verände-
rungen, und zwar auf politischer Ebene; deren Bedeutung lässt sich indessen für das Ge-
denken insbesondere der Könige im Speyerer Dom weniger eindeutig beurteilen. Zwar 
blieb der südwestdeutsche Raum insgesamt eine Zone intensiver königlicher Präsenz. 
Doch in Speyer, wo die frühe Phase der Stadtwerdung im Unterschied zu anderen Städten 
auffällig friedlich verlaufen war, weil das Königtum eine ausgesprochen starke 
herrschaftliche Stellung in der Stadt innegehabt und die verschiedenen Interessengruppen 
vor Ort gleichermaßen einzubinden verstanden hatte, brach dieses dynamische Gleich-
gewicht nun zusammen. Besonders sichtbar wurde der Bruch in den 1240er Jahren, als die 
Bürger für Friedrich II. in dessen Konflikten mit dem Papsttum Partei ergriffen und sich 
damit in eindeutigen Gegensatz zu Bischof und Domkapitel brachten. Friedrich II. selbst 
gab 1247 dem Grafen Friedrich von Leiningen gar die Anordnung zur Vertreibung der 
Geistlichen aus der Stadt.72 Die Kontinuität der engen Bindungen der Speyerer Bischöfe 
und Domkanoniker an das Königtum war gebrochen. Für das Domkapitel und seit dem 
Pontifikat Konrads V. von Eberstein (1237−1245) auch für die Speyerer Bischöfe war die 
Vernetzung mit den im Umland ansässigen Adelsgeschlechtern nun bestimmender als die 
Bindung an die Staufer, deren Stellung im Mittel- und Oberrheingebiet stark geschwächt 
war.73 Für Speyer waren offen ausbrechende innerstädtische Auseinandersetzungen 
zwischen Bürgern und Geistlichkeit die Folge, erstmals fassbar in den 30er und 40er 
Jahren, dominierend dann seit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts. Die konkreten 

                                                                 
70  Vgl. Voltmer, Reichsstadt (1981), 33f.; UB Geschichte der Bischöfe zu Speyer. Ed. Remling, 

Nrn. 239; 241f.; 244; 246; 249f.; Urkunden zur Geschichte der Stadt Speyer. Ed. Hilgart, Nrn. 65; 
69; Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 164. 

71  Vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 250; nur ebd., 366−368, auch die kompletten Einträge 
aus Nekrolog II. 

72  Vgl. Voltmer, Reichsstadt (1981), 34 mit Anm. 87. 
73  Vgl. Voltmer, Reichsstadt (1981), v. a. 28f. 
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Konflikte, in denen es vor allem um die Durchsetzung rechtlicher, wirtschaftlicher und 
fiskalischer Kompetenzen der Bürgerschaft gegenüber der Stiftsgeistlichkeit ging, können 
hier nicht nachgezeichnet werden.74 Sie müssen es auch nicht, weil konkrete 
Auswirkungen dieser Spannungen auf die Königsmemoria im Allgemeinen und den 
Jahrtag Heinrichs IV. im Besonderen für das 13. Jahrhundert nicht zu greifen sind. Das 
heißt allerdings nicht, dass die Verschiebung der Kräfteverhältnisse in der Stadt bei der 
Durchführung der Memoria Heinrichs IV. tatsächlich belanglos gewesen sein muss. Denn 
sicher hatte die Anniversarfeier für den Herrscher das Potential, zum symbolischen Raum 
aktueller Beziehungen zwischen den beteiligten Akteuren einerseits und deren Bezie-
hungen zum Königtum andererseits zu werden. Zwar wurde im 13. Jahrhundert das 
Totengedenken für die im Dom bestatteten Herrscher noch individuell begangen, doch 
gibt es gute Gründe anzunehmen, dass beim Jahrtag Heinrichs IV. die Beteiligten ebenso 
an andere Könige erinnert wurden. Schon die konkrete Gestalt der Grablegen gab dafür 
einen Anhaltspunkt. Denn im 12. Jahrhundert war das Bodenniveau im Bereich um die 
Gräber der salischen Könige und Königinnen angehoben und auf diese Weise der 
‚Königschor‘ zwischen dem tiefer gelegenen westlichen Bereich des Langhauses und dem 
hohen Chor im Osten sichtbar herausgehoben worden. Waren die Saliergräber bis zum 
Tode Heinrichs V., der schon über seinen Vorfahren bestattet wurde, als einzelne 
wahrnehmbar gewesen, so wurden sie nunmehr optisch durch eine einzige Tumba 
angezeigt. Direkt davor befanden sich die Grablegen der Gemahlin Friedrichs I., Beatrix, 
und ihrer Tochter Agnes sowie diejenige Friedrichs von Schwaben.75 Allein die 
Gestaltung der Grablegen musste sie in der Wahrnehmung des Betrachters als etwas 
Zusammengehöriges erscheinen lassen: sie suggerierte Kontinuität. Eine konkrete 
Auswirkung dieser Anordnung dürfte gewesen sein, dass eine Lichterstiftung Hein-
richs IV. für seinen Vater im 1273 angelegten Nekrolog des Domkapitels schlicht auf „die 
Kaisergräber“ bezogen wurde.76 

Natürlich können solche Erwägungen nicht den sozialen Sinn rekonstruieren, den die 
beteiligten Akteure der Anniversarfeier Heinrichs IV. zuschrieben. Es ist aber davon 
auszugehen, dass in der Regierungszeit Friedrichs II., als die Königstreue der Stadt-
gemeinde noch stark ausgeprägt war, während sich die geistlichen Autoritäten zuneh-
mend vom Königtum entfernten, die gemeinsame Memoria von Stiftsgeistlichkeit und 
Bürgern für einen verstorbenen Herrscher einen Bedeutungsraum öffnete, der über die 
konkreten liturgischen Handlungen und deren religiöse Dimension hinauswies und 
möglicherweise über die konkrete Gestaltung der Anniversarabläufe sogar ‚umkämpft‘ 
werden konnte. 

                                                                 
74  Dazu am besten noch immer Voltmer, Reichsstadt (1981); vgl. auch Happ, Stadtwerdung (2002); 

zuletzt, teils präzisierend, Wanke, Geistliches Gericht (2007), 277−282 u. ö. 
75  Vgl. Kubach / Haas, Dom (1972), 910; zur Datierung der Tumba vgl. zuletzt Ehlers, Metropolis 

Germaniae (1996), 157−166. 
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Besonders gravierend mussten sich die Auseinandersetzungen zwischen der Speyerer 
Bürgerschaft, dem Bischof und der zumeist vom Domkapitel angeführten Stiftsgeist-
lichkeit auswirken, wenn sie sich soweit zuspitzten, dass die Abhaltung des Gottes-
dienstes gänzlich zum Erliegen kam. Ob Friedrichs II. Anweisung zur Vertreibung der 
Geistlichkeit 1247 umgesetzt wurde und eine solche Situation herbeiführte, ist nicht 
bekannt. Doch wenige Jahrzehnte später, 1281, und wiederum in einer Phase offener 
innerstädtischer Konflikte, verließ der Klerus aus eigener Initiative die Stadt, nachdem 
Bischof Friedrich (von Bolanden) das Interdikt über die Bürger verhängt hatte. Erst 
König Rudolf konnte den Streit 1284 schlichten. Der dabei ausgehandelte Sühnebrief 
gibt in einigen Punkten Aufschluss darüber, wie die Bürger auf das bischöfliche 
Interdikt reagiert hatten. So wird darin ausführlich die Bestrafung zweier Priester 
geregelt, die wider des bishofs gibot gisungen habent den burgern, und bestimmt, dass 
die Bürger den Altar abbrechen sollten, den sie im Dom errichtet hatten.77 Der 
Rachtung, also der Schlichtungsurkunde, von 1284 lässt sich zwar nicht entnehmen, 
dass die Speyerer Bürger während des Interdikts die Memoria Heinrichs IV. begangen 
hatten, aber die Errichtung des Altars zeigt, welche große Bedeutung die Domkirche, 
die zudem im Speyerer Stadtsiegel abgebildet war, für die Bürger der Stadt hatte.78 Weil 
der Dom diese Bedeutung sicher nicht nur, aber auch daraus bezog, dass er sowohl über 
die Urkundeninschrift an der Kirchenfassade als auch über die Königsgrablegen ein 
Erinnerungsort für den Ursprung der Stadt als Gemeinde und, damit aufs engste 
verbunden, für die Allianz zwischen Bürgern und Königtum war, gewinnt die 
Annahme, dass in den Jahren des Interdikts das Gedenken Heinrichs IV. und womög-
lich auch anderer Herrscher von den Bürgern gepflegt wurde, immerhin an Wahr-
scheinlichkeit. 

Das Verhalten König Rudolfs in Bezug auf die Konflikte der 1280er Jahre macht 
zugleich exemplarisch das gewandelte Verhältnis zwischen Speyerer Geistlichkeit, 
Bürgergemeinde und Königtum deutlich. Während Friedrich I. 1182 noch direkt in die 
Auseinandersetzungen zwischen Bürgern und Bischof eingreifen konnte, Friedrich II. 
durch Privilegienverleihungen in den 1240er Jahren die bürgerlichen Kräfte gegen die 
Geistlichkeit zu binden und zu stärken suchte, konnte und wollte Rudolf in den inner-
städtischen Auseinandersetzungen nicht mehr eine der Parteien offen unterstützen. Seine 
urkundlich festgehaltene Schlichtung beruhigte die Verhältnisse in der Stadt denn auch 
nur kurzzeitig. Die engen Beziehungen, die Rudolf nach Speyer gleichwohl unterhielt, 
beruhten nicht mehr auf einer herrschaftlichen Stellung in der Stadt, sondern auf 
persönlichen Beziehungen, Bündnissen und verstärkter Präsenz des Königs vor Ort.79 Die 
Bedeutung, die die Speyerer Bürgergemeinde für den König hatte, ist unter anderem 

                                                                 
77  Urkunden zur Geschichte der Stadt Speyer. Ed. Hilgart, Nr. 149; vgl. Voltmer, Reichsstadt 

(1981), 50f. 
78  Vgl. Voltmer, Reichsstadt (1981), 51; zum Siegel ebd., 78; Wanke, Geistliches Gericht (2007), 

241 mit Abb. 3; 413. 
79  Vgl. Voltmer, Reichsstadt (1981), v. a. 47; Martin, Pfalzen (1977), 288f., mit Itinerarkarten. 
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dadurch fassbar, dass sie als explizites Vorbild für eine ganze Reihe von Stadterhebungen 
fungierte, die Rudolf im südwestdeutschen Raum vornahm. Im Unterschied zu Fried-
rich II. 1219 übertrug Rudolf in keinem dieser Fälle das Modell des herrscherlichen 
Jahrtags, sondern nur in allgemeiner Formulierung alle Rechte und Freiheiten, welche die 
Stadt Speyer genieße.80 

Ungeachtet dessen, dass der Herrscher die Speyerer Jahrtagstradition in seiner 
Städtepolitik nicht aufgriff, ist nicht zu bezweifeln, dass die Speyerer Kirche als 
Bestattungsort zahlreicher seiner Vorgänger für Rudolf von größter Bedeutung war. Denn 
kurz vor seinem Tod und diesen vorausahnend, machte sich der König auf den Weg nach 
Speyer, weil er dort begraben werden wollte.81 Die Bestattung Rudolfs im Speyerer Dom 
belegt die Wahrnehmung der Königsgrablege als mittlerweile dynastieübergreifende, das 
Königtum schlechthin umfassende, und sie verfestigte diese Wahrnehmung. Die symbo-
lische Anziehungskraft, die von den Herrschergrablegen nun ausging, bezeugen gleicher-
maßen die 1309 von Heinrich VII. gestatteten und am 29. August feierlich vollzogenen 
Überführungen der sterblichen Überreste Adolfs von Nassau und Albrechts I. in den 
Speyerer Dom, die die Reihe der königlichen Bestattungen dann aber beendeten.82 

III.3.5. Die königliche Memoria als Schauplatz innerstädtischer Kämpfe 

In der Zeit des Thronstreits zwischen dem Habsburger Friedrich dem Schönen und 
Ludwig dem Bayern waren Stadt und Bistum Speyer von den Auseinandersetzungen 
um das Königtum noch unmittelbar berührt. Die Organisation des Totengedenkens für 
die im Speyerer Dom bestatteten Könige wurde dabei zum umkämpften Terrain. Neben 
Bischof und Domkapitel zählte die Bürgergemeinde von Speyer zu den Parteigängern 
Ludwigs, und gerade diese politische Orientierung, verantwortet vom Rat, scheint zum 
Katalysator der städtischen Konflikte, diesmal innerhalb der Bürgerschaft, geworden zu 
sein. Denn während die mit der Unterstützung des Wittelsbachers verbundenen Lasten 
die gesamte Gemeinde betrafen, waren die Adressaten und Nutznießer der königlichen 
Gegenleistungen vor allem die sogenannten Münzerhausgenossen, die einen Großteil 
des städtischen Patriziates stellten und wichtige Kreditgeber Ludwigs waren. Von 
diesem ließen sich die Hausgenossen, einzeln, aber auch als sozialer Verband, die 
wirtschaftliche und politische Unterstützung durch Privilegien ausgleichen, die zudem 
ihre schon nicht mehr unumstrittene Führungsposition in der Stadt zementieren sollten. 
Dieses Vorgehen scheint jedoch die politischen Gegenspieler der Hausgenossen, die 

                                                                 
80  Vgl. z. B. für Neustadt an der Haardt: UB Geschichte der Bischöfe zu Speyer. Ed. Remling, 

Nr. 374 (06.04.1275): civibus ipsius civitatis omnia iura et libertates, quibus gaudet civitas 
Spirensis, libere concedendo. Weitere Belege bei Maschke, Verbreitung (1980); vgl. auch 
Voltmer, Reichsstadt (1981), 47. 

81  Vgl. Meyer, Königs- und Kaiserbegräbnisse (2000), 19f.  
82  Vgl. Meyer, Königs- und Kaiserbegräbnisse (2000), 35f.; 44−47. 
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städtischen Zünfte, eher herausgefordert denn beschwichtigt zu haben – im Jahr 1327 
setzten letztere ihre politische Teilhabe im Rat ein für alle Mal durch. 

Drei Jahre später, 1330, eskalierten die Auseinandersetzungen noch einmal. Im 
Frühjahr wandten sich die Hausgenossen an König Ludwig und erhielten von diesem 
eine umfassende Bestätigung und wohl auch Erweiterung ihrer Privilegien. Im Katalog 
der dabei vermerkten Rechte erscheint unter anderem eine Bestimmung, die die Teil-
habe der Bürger an der königlichen Memoria berührte: Der Münzmeister, so legte 
Ludwig in der Urkunde fest, sollte an jedem Quatember bei den Speyerer Zünften die 
acht Kerzen untersuchen, die jene bereitzuhalten hätten und die sie bei den Anniver-
sarien der römischen Könige und Kaiser, seiner Vorgänger, zur Kirche der heiligen 
Jungfrau Maria zu bringen und überreichen hätten, so wie sie dies bisher getan hätten 
zum Seelenheil seiner dort in Christo ruhenden Vorgänger, die seine Stadt Speyer mit 
zahlreichen Privilegien ausgezeichnet hätten. Bei Feststellung eines Mangels an den 
Kerzen sollte eine Strafe von einem Pfund Speyerer Münze an den Münzmeister gezahlt 
werden, falls nicht innerhalb eines Monats der Schaden behoben würde.83 

Einige Monate später griff die patrizische Elite zu drastischeren Mitteln, um ihre 
verlorene Stellung in der Stadt zu restaurieren, und plante für die Nacht von 22. auf den 
23. Oktober, ihre Herrschaft mit militärischer Gewalt wieder zu etablieren. Doch der 
Plan schlug fehl, zahlreiche Hausgenossen flohen. Als Ende Dezember desselben Jahres 
der Streit zwischen Patriziat und Zünften durch 14 Ratsherren aus Städten, die mit 
Speyer verbündet waren, geschlichtet wurde, kamen auch die Rechte der Hausgenossen 
zur Sprache. Über die Kontrolle der Anniversarkerzen legten die Schiedsrichter fest, 
[daz der huszgenoszen meis]ter nit rehtvertigen sol die gezunfte umbe ir kertzen, die sie 
hant oder haben sollent unde daz er nitznit damit haben [sol zu dunne].84 Zudem wurde 
den Hausgenossen ihr besonderer Gerichtsstand abgesprochen. Andere überkommene 
Rechte, darunter das Aufsichtsrecht über Maße und Gewichte, sollten sie jedoch 
behalten. Bezüglich der Kontrolle der Anniversarkerzen ist deshalb anzunehmen, dass 
die Hausgenossen diese vor 1330 nie wahrgenommen hatten, sondern mithilfe der 
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precipimus, quod magister monete qui pro tempore fuerit respiciat et examinet et respicere et 
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königlichen Privilegierung erst hatten durchsetzen wollen. Obwohl ihnen dieses ebenso 
wenig gelang wie die angestrebte Restauration ihrer herrschaftlichen Stellung in der 
Stadt, spiegeln die erwähnten Zeugnisse doch ein Konzept zur Politisierung der könig-
lichen Memoria wider, das von den Zünften offensichtlich sofort verstanden und 
zurückgewiesen wurde. 

Die aus dem Jahr 1330 überlieferten Dokumente geben indes nicht nur Aufschluss über 
die damaligen Kämpfe um die politische Semantik der königlichen Jahrtagsfeiern, 
sondern auch über Veränderungen der memorialen Praktiken anlässlich der Herrscher-
anniversarien, die schon zuvor erfolgt waren. Aus beiden Zeugnissen ist ein Wandel in 
der Organisation der städtischen Beteiligung am Anniversar Heinrichs IV. beziehungs-
weise anderer Könige abzulesen. Heinrich V. hatte sich bei der Privilegierung der Ein-
wohner im Jahr 1111 schlicht an die Einwohner gewendet. Nur in Bezug auf die 
Almosenspende hatte er sich auf die basale Form des Zusammenlebens in Haushalten 
bezogen, deren einzelne je ein Brot zu spenden hätten. Wahrscheinlich standen zu jenem 
Zeitpunkt gar keine anderen sozialen Organisationen innerhalb der werdenden Gemeinde 
zur Verfügung, denen die Sorge um den Stiftungsvollzug hätte anvertraut werden können. 
Vor und auch wieder nach dem Jahr 1330 lag die Organisation der Bürgerbeteiligung 
dann offensichtlich bei den städtischen Zünften. Die Speyerer Gemeinde erschien beim 
Herrscherjahrtag also nicht (mehr) als Zusammenschluss einzelner Individuen oder 
Haushalte, sondern präsentierte sich als strukturiertes Ensemble von Zünften. Der 
Stiftungsvollzug war so zu einem Medium der sozialen Ordnung der Stadt geworden, in 
dem womöglich auch Unterschiede im sozialen Status der einzelnen Zünfte und der durch 
sie vertretenen Gewerke sichtbar wurden. Dass die Zünfte die Verantwortung für die 
Beteiligung der Speyerer Bürger an der herrscherlichen Memoria übernommen hatten, 
hatte für den Stiftungsvollzug sicher verfestigende Wirkung. Sowohl innerhalb der Zünfte 
als auch durch deren gemeinsames Auftreten beim königlichen Anniversar wurde der 
Stiftungsvollzug strukturiert und einem sozialen System eingegliedert, das über 
ausgeprägte Fähigkeiten der Selbstkontrolle verfügte. Nachlässigkeiten einzelner Mit-
glieder oder einer Zunft als Ganzer beim Stiftungsvollzug waren deutlich wahrnehmbar 
und konnten mit Sanktionen belegt werden.  

Ausgerechnet in jener Phase der städtischen Entwicklung, in der die Speyerer Zünfte 
ihr soziales Gewicht in politische Mitbestimmung umgesetzt hatte, startete die alte 
patrizische Elite einen Angriff auf die Organisation der königlichen Memoria. Das 
Recht zur Kontrolle der zünftischen Anniversarkerzen, das die Hausgenossen sich im 
Frühjahr 1330 von Ludwig dem Bayern hatten übertragen lassen, brachte diesen zwar 
weder wirtschaftliche Vorteile noch direkte politische Macht. Es eignete sich jedoch 
umso mehr zur symbolischen Präsentation einer herausgehobenen Stellung nach 
verschiedenen Seiten. Dem König gegenüber  stellten sich die Hausgenossen als 
sorgende Instanz der Herrschermemoria im Dom dar. Die besonderen wirtschaftlichen 
und politischen Beziehungen, die die Hausgenossen zu Ludwig dem Bayern unter-
hielten, wurden so um eine weitere Dimension ergänzt und in dieser symbolischen 
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Bedeutung zugleich verallgemeinert – ging es doch um die Memoria der in Speyer 
bestatteten Könige und Kaiser schlechthin, nicht um die Beziehungen der Hausgenossen 
zu einem einzelnen Herrscher. Zugleich suggerierte die Einführung einer Überprüfung 
der Anniversarkerzen die Notwendigkeit einer solchen Kontrolle und brachte die 
Speyerer Zünfte in Misskredit.85 

Innerhalb der Stadt, gegenüber den Zünften, dürfte das intendierte Kontrollrecht 
ebenso auf symbolische Wirkung abgezielt haben. Zum einen reicherten die Münzer-
hausgenossen, vertreten durch den Münzmeister, ihre Aufsichtsrechte über die Zünfte 
an. Zum anderen konnten sie ebenso wie gegenüber Ludwig dem Bayern einen privi-
legierten Status demonstrieren, wenn sie im Dienst des Königtums den religiösen 
‚Königsdienst‘ der Zünfte überwachten. Ferner war eine besondere Kontrollfunktion 
der Hausgenossen im Bereich der Königsmemoria geeignet, die besondere Position 
innerhalb der städtischen Verfassung abzubilden, die die Hausgenossen bis 1327 
hatten verteidigen können und die sie 1330 zu restaurieren hofften. Zweifelsohne 
waren sich die Bürger Speyers bewusst, dass sie die Erlangung bürgerlicher Rechte 
und Selbstverwaltung zum überwiegenden Teil dem Königtum verdankten. Beim 
Jahrtag Heinrichs IV. musste diese Erinnerung konkret fassbar werden, war doch das 
Stiftungsgut, das Heinrich V. den Bürgern übertragen hatte, eine Rechtsverleihung 
gewesen und durch die Urkundeninschrift an der Domfassade permanent präsent. 
Wesentlich an der Stiftung für Heinrich IV. dürfte – insbesondere in der Zeit der poli-
tischen Auseinandersetzungen zwischen Hausgenossen und Zünften am Beginn des 
14. Jahrhunderts – zudem gewesen sein, dass sich die Urkunde Heinrichs V. 
allgemein an alle Speyerer Einwohner gerichtet hatte. Wenn nun eine privilegierte 
Gruppe versuchte, den Stiftungsvollzug in gewisser Weise zu monopolisieren, konnte 
dies als Versuch zur Umdeutung der 1111 erfolgten Privilegierung und anderer die 
Stadt fördernder Maßnahmen des Königtums gewertet werden, zwar kaum auf der 
rechtlichen Ebene selbst, wohl aber im Sinne einer historischen Erzählung. Zeigte 
schon die Tatsache der königlichen Privilegierung von 1330 die Hausgenossen als 
sozialen Verband mit gehobenem Status, so konnte, wenn die Hausgenossen sich als 
Stiftungsorgan zu etablieren suchten, dieser gehobene Status, sichtbar in einer 
besonderen Beziehung zum Königtum und im Aufsichtsrecht über die städtischen 
Zünfte, zum einen in die Vergangenheit projiziert und zum anderen verstetigt werden. 
Dass die Zünfte diese ‚Umdeutung‘ abzuwehren versuchten, ist im Kontext des ge-
rade erkämpften Wandels in der Stadtverfassung nicht verwunderlich. 

Wie wichtig die Zünfte ihren Sieg über die Hausgenossen und überdies dessen 
symbolische Präsentation auf Dauer nahmen, zeigt sich nicht nur daran, dass sie die 
Prüfung der Anniversarkerzen für die Königsmemoria durch den Münzmeister zurück-
wiesen, sondern mehr noch dadurch, dass der Tag nach dem geplanten und 
missglückten Gewaltakt der Hausgenossen, der Severinstag (23. Oktober), künftig als 
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religiöses Fest im Dom begangen wurde.86 Geht man davon aus, dass die Königs-
memoria in Speyer für die teilhabenden Bürger mit der Erinnerung an die Begründung 
der städtischen Gemeinde verbunden war, so trat daneben nun der Severinstag als Tag 
des Gedenkens an die Etablierung und Verteidigung der Zunftverfassung. Womöglich 
war die Begründung des Severinsfestes sogar durch die Abhaltung der Königsmemoria 
inspiriert. 

Die Urkunde Ludwigs des Bayern für die Münzerhausgenossen deutet indes auf eine 
weitere Veränderung in der Speyerer Königsmemoria hin. Denn ganz selbstverständlich 
ist darin die Rede von der Beteiligung der Zünfte an allen Jahrtagen der in Speyer 
bestatteten Herrscher als einer schon bestehenden Gewohnheit. Und exakt deckt sich 
die Achtzahl der von den Zünften bereitzuhaltenden Kerzen mit der Anzahl der 
Herrschergräber im Speyerer Dom. Die herrscherliche Urkunde ist somit ein Zeugnis 
für die Ausweitung der Bürgerbeteiligung vom Gedenken Heinrichs IV. auf alle in der 
Bischofskirche bestatteten Herrscher. In Ludwigs Urkunde wurde dem entsprechend 
nicht allein auf die Privilegierung der Speyerer Einwohner durch Heinrich V. Bezug 
genommen, sondern von den vielen Privilegien der Könige für die Stadt gesprochen. 
Die Verallgemeinerung des Begründungszusammenhangs zwischen Gedenkleistungen 
und königlicher Förderung der Stadtgemeinde in der Urkunde Ludwigs IV. muss jedoch 
nicht als Ausdruck einer Überformung der historischen Erinnerung aufgefasst werden. 
Das spezifische Wissen um die Stiftung Heinrichs V. konnte ebenso noch präsent sein 
und als exemplarischer Ausdruck der Bindung zwischen Stadtgemeinde und Königtum 
gefasst werden. Ludwigs Urkunde, in der der Herrscher – dem Wortlaut nach – als 
König, der für das Gedenken seiner Vorgänger handelte, präsentiert wurde, zeigt aller-
dings auch die Grenzen dieser Verallgemeinerung. Denn Ludwig beschränkte sich auf 
die Vorgänger, ohne die eigene Memoria oder die seiner Nachfolger irgendwie zu 
berühren. Im Handeln des Herrschers wie im Wortlaut seiner Urkunde blieb Speyer ein 
Memorialort, der seine Bedeutung allein aus der Vergangenheit bezog. 

III.3.6. Der Jahrtag Heinrichs IV. und die spätmittelalterliche 
Königsmemoria  

Versucht man im Nekrolog II des Speyerer Domkapitels, das um das Jahr 1330 im 
Gebrauch war, genauer zu fassen, in welcher Weise die Speyerer Bürger in die Gedenk-
praxis für die anderen im Dom bestatteten Könige einbezogen wurden, bleibt man 
erfolglos. Über die Teilnahme der Bürger an den Jahrtagsfeiern der Könige fällt dort kein 
Wort. Trotzdem ist die Durchsicht der Königseinträge unumgänglich, bildete doch eine 
irgendwie verallgemeinerte Praxis der Königsmemoria in der Urkunde Ludwigs IV. den 
Bezugspunkt und somit den engeren Kontext auch des Gedenkens für Heinrich IV.  
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Aus der allgemeinen Rede von den Anniversarien der Könige und Kaiser in Ludwigs 
Urkunde zu schließen, die Zünfte seien im frühen 14. Jahrhundert zu allen, also 
insgesamt acht, Anniversarien im Dom bestatteter Herrscher erschienen, wäre voreilig. 
Denn im Nekrolog II der Domkirche waren 1330 zwei der dort bestatteten Herrscher 
gar nicht vermerkt. Adolf von Nassau, der wie Albrecht I. 1309 nach Speyer überführt 
worden war, erhielt erst später aufgrund einer Stiftung seines gleichnamigen Urenkels, 
der von 1371 bis 1389 Bischof von Speyer und ab 1381 Erzbischof von Mainz war, 
einen Gedenkeintrag. Rudolf von Habsburg, der sich zum Sterben eigens nach Speyer 
begeben hatte, ist dort gar nicht verzeichnet. Allerdings wurde das nicht überlieferte 
1213/1214 angelegte Nekrolog nachweislich parallel mit dem jüngeren von 1273 noch 
einige Jahrzehnte weiter benutzt. Gedenkeinträge für Adolf von Nassau und Rudolf von 
Habsburg könnten also dort vorgenommen worden sein, wenn dies auch nicht als wahr-
scheinlich gelten kann.87 Von der Teilnahme der Speyerer Zünfte bei den Anniver-
sarfeiern „der Könige“ im Dom ist jedoch in liturgischen Quellen aus dem 15. und 
16. Jahrhundert noch immer die Rede. Unsicher bleibt deshalb vor allem, ob das 
Speyerer Domkapitel überhaupt für jeden der acht im Königschor bestatteten Herrscher 
ein eigenes Anniversar abhielt. Wurde ein solches gefeiert, nahmen die Zünfte mit ihren 
Kerzen wohl daran teil. Die Achtzahl der Kerzen ist mithin so zu verstehen, dass dabei 
jeweils für jeden im Dom ruhenden König eine Kerze gedacht war, also bei jeder 
individuellen Gedenkfeier zumindest am Rande alle Herrscher erinnert wurden. Wann 
der Brauch der städtischen Beteiligung vom Anniversar Heinrichs IV. auf die anderer 
Herrscher ausgeweitet wurde, lässt sich nur vermuten. Der früheste denkbare Termin 
dafür dürfte das Jahr 1111 sein. Da keinerlei Indizien auf königliche Initiative hin-
deuten, ist anzunehmen, dass der Impuls zur Ausweitung der Bürgerbeteiligung an der 
königlichen Memoria von der Speyerer Domgeistlichkeit und den Einwohnern selbst 
ausgegangen war. Eine wichtige Voraussetzung dafür dürfte die kontinuierliche 
Königsnähe der Stadt bis in die Regierungszeit Ludwigs des Bayern gewesen sein. 

Lässt sich für das 14. Jahrhundert mit der Teilhabe der Zünfte an den im Dom 
begangenen Königsanniversarien eine gewisse Tendenz zur Vereinheitlichung der 
königlichen Jahrtagsfeiern fassen, so liefert das Speyerer Nekrolog II daneben deutliche 
Hinweise darauf, dass die Memoria zweier Herrscher besonders feierlich begangen 
wurde. Dabei handelt es sich wiederum um diejenige Heinrichs IV. und zudem um die 
Philipps von Schwaben. Schon beim Versuch, die Entstehungszeit der Stuhlbruder-
schaft genauer zu ermitteln, war aufgefallen, dass bei der Anlage des Speyerer Nekro-
logs II im Jahr 1273 in den Einträgen für Heinrich IV. und den wenige Jahre vor diesem 
verstorbenen Bischof Johannes die Beteiligung von Stuhlbrüdern am Anniversar 
vermerkt worden war. Die Einbeziehung der Bruderschaft in die Memoria Heinrichs IV. 
– und in die des Johannes – muss also zwischen 1213/1214 und 1273 üblich geworden 
sein. Den Anstoß dazu hatte sicher die Teilnahme der Stuhlbrüder am Anniversar 
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Philipps von Schwaben gegeben. Denn starke Parallelen in der Memoria der beiden 
Könige erweisen zusätzlich wohl um 1300 geschriebene Nachträge im Speyerer 
Nekrolog II. So ist darin zum 7. August, dem Tag der heiligen Afra, zu dem Hein-
rich IV. vermerkt war, nachgetragen, dass vor der Totenvigil das „Grab der Könige“ mit 
Tüchern bedeckt und auf Heinrichs IV. Grab das Heiltum gestellt werden solle, vor dem 
zwei Kerzen die ganze Nacht über brennen sollten. Darauf folgen detaillierte 
Regelungen über den Ablauf einer Gabenprozession bei der Seelmesse am Folgetag, bei 
der an alle im Chor versammelten Kleriker und Schüler Hostien verteilt und danach 
wieder eingesammelt und zum Altar gebracht wurden. Zum Schluss wird darauf 
hingewiesen, dieselbe Gepflogenheit solle auch beim Anniversar König Philipps 
beachtet werden, nur stelle man dabei das Heiltum nicht aus. Ferner würden dann die 
älteren zwei der vier Semipräbendare die Kerzen geben. Beim Anniversar Heinrichs IV. 
waren dafür die beiden jüngeren verantwortlich. Wesentlich kürzer ist der Nachtrag 
zum 21. Juni, dem Todestag Philipps von Schwaben. Denn dort werden nur die Unter-
schiede zum Anniversar Heinrichs IV. angegeben, auf das zugleich als Vorbild für die 
liturgischen Abläufe verwiesen wird.88 

Die Parallelen in der Hervorhebung Heinrichs IV. und Philipps von Schwaben im 
Speyerer Totengedenken korrespondieren mit jenen Quellenbefunden, die in allge-
meiner Weise von der Königsmemoria am Speyerer Dom sprechen. Jeder der beiden 
Herrscher konnte nämlich für eine Reihe von im Dom bestatteten Herrschern stehen. 
Die Gräber der salischen Könige und Königinnen waren schon im 12. Jahrhundert mit 
einer gemeinsamen Tumba überbaut worden. Philipp von Schwabens Überführung nach 
Speyer hatte der zweiten Gräberreihe erst den dynastieübergreifenden Bezug gegeben – 
die Gräber der weiblichen Angehörigen aus Königsfamilien konnten zumindest nicht 
dauerhaft ähnlichen Status behaupten. Allerdings wurden die Jahrtage Heinrichs IV. 
und Philipps von Schwaben nie zu allgemeinen Königsjahrtagen umgeformt. 

Bestätigt wird die herausragende und parallele Gestaltung der Jahrtage Heinrichs IV. 
und Philipps von Schwaben durch den sogenannten ‚Karsthans‘, ein Handbuch, das für 
den täglichen Gebrauch in der Sakristei bestimmt war. Dieses am besten als Sakristan-
buch einzuordnende registrum cameriorum wurde um die Mitte des 15. Jahrhunderts 
geschrieben, wohl unter Benutzung einer älteren Vorlage, über die aber nichts bekannt 
ist.89 Den weitaus größten Teil der Handschrift machen die Anweisungen für die 
                                                                 
88  Datierung der Nachträge nach Grafen, Forschungen (1996), 128; eine Liste der Einträge bei 

Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 366−368; 182, Anm. 477. Zum Grabbrauch vgl. 
Glasschröder, Einleitung (1926), XX, und allg. Kroos, Grabbräuche (1984), 330−335. Zu 
byzantinischen Vorbildern der Königsmemoria vgl. Huth, Kaiser (2003), 50−55. 

89  Siebert, Einleitung (ungedruckt: GLAK), 4f., kann aufgrund inhaltlicher Kriterien die Anlage der 
Handschrift zwischen 1438 und 1470 verorten und schlägt die ersten Jahre nach dem Amtsantritt 
des Speyerer Bischofs Matthias (1464−1478) als wahrscheinlichsten Abfassungszeitraum vor, da 
der Bischof „wie auf allen Gebieten so auch in der Liturgie sehr auf Reformen drängte, seinem 
Kapitel die neue Chorregel vorschrieb und in deren lectio quarta nachdrücklich die Beachtung des 
‚Sakristeibuches‘ forderte.“ Vgl. auch Habermehl, Domstift (1993), 135. 



98 Der Fall Speyer: Eine Jahrtagsstiftung für Heinrich IV. 

Gestaltung der im Dom begangenen Heiligenfesttage aus, doch schließen sich daran 
noch weitere Bestimmungen an, darunter solche zur Abhaltung königlicher und 
bischöflicher Jahrtagsfeiern.90 Die Anweisungen beginnen mit einem Passus, der die 
Überschrift Nota de aniversario regis trägt. Für königliche Jahrtagsfeiern wird darin 
festgelegt, dass zunächst die siebente, dann die Vesperglocke geläutet werden solle. Die 
Glöckner sollten die serge decken mit den swartzen duochern, do der koning schülde an 
steen. Diese seien mit sechspfündigen Kerzen, die das Domkapitel bereitzustellen habe, 
zu schmücken. Nun solle die Vigil geläutet werden und der Erzpriester zu den zunfften 
sagen, das sie kertzen inn das munster bringen. Danach solle die Vigil beginnen.91 Im 
Anschluss folgen Vorschriften für das Anniversar Philipps von Schwaben: In 
anniversario Philippi regis Romanorum helt man alle ding als vorgeschriben steet von 
eyns konigs jargezyt, on das man hie hostien opfert als geschriben steet Affre in 
anniversario Heinrici tertii impertatoris in regula chori. Item die eltesten under den 
vier halben pfrundenern der soll yglicher eyn kertze geben von eynem halben pfund 
waß, die soll man entzunden, so man vigilias anhebet, die sollent brennen die gantz 
nacht bis man die selmesse ußgesungen. Ebenso sollte dem sich anschließenden Ab-
schnitt zufolge das Anniversar Heinrichs IV. begangen werden, wobei doch im Unter-
schied zu demjenigen Philipps von Schwaben dabei das Heiltum auszustellen war, bei 
dem Kämmerer und Knechte zu Abend essen sollten. Die Knechte wurden zudem ver-
pflichtet, das Heiltum in der Nacht zu hüten. Am Rand sind Kleidervorschriften nachge-
tragen, und für das Anniversar Heinrichs IV. dazu der Hinweis: man opfert hostien.92 

Den Vorschriften für die Anniversarien der beiden Herrscher folgen weitere, vor-
nehmlich über die Memoria einzeln genannter Bischöfe. Im Eintrag zum Anniversar des 
schon erwähnten Bischofs Adolf von Nassau wird vorgeschrieben, dass dabei das Grab 
des gleichnamigen Königs mit einem schwarzen Samttuch zu bedecken sei.93 Offen-
sichtlich wurde also der königliche Vorfahr des Bischofs in die Memoria einbezogen. 
Auf der folgenden Seite heben sich zwei kurze Einträge dadurch von den übrigen ab, 
dass darin die Vorgaben über die Gestaltung der königlichen Anniversarien für die 
Gedenkfeiern verbindlich gemacht werden. Einer dieser Einträge ist den Gedenktagen 
Friedrichs des Schönen, der allerdings nur mit dem Herzogstitel erscheint, und des 

                                                                 
90  Vgl. GLAK 67/452, fol. 89v−91v. Auszüge ediert in: Schriftquellen. Ed. Doll, Nrn. 90; 103; 132. 
91  Habermehl, Domstift (1993), 128, Anm. 6. Zum Erzpriester vgl. ebd., 138, Anm. 30. 
92  GLAK 67/452, fol. 89v−90v: Nota de anniversarium Henrici tertii imperatoris. Item in anniversario 

Henrici tercii imperatoris helt man alle ding als vorgeschriben steet von eyns konigs jargezyt und 
Philippi regis, one das man das heiligtum hie uff die greber setzt. Item die glockner die sollent das 
syden duch mit den adlern scilicet de martiribus legen uff den andern sarg uff des dechans syten 
nechst dem crutzaltare und daruff soll man das heiligtum setzen und die zween jungsten under den 
halppfründenern der soll jglicher eyn kertze geben als vorgeschriben steet in anniversario Philippi 
regis und die glockner sollent des heyltums hütten biß man es widder inne gethuon. Item die 
selversper sol man singen inn dem crutzkore by dem heyligtum. Item die camerer und ire knecht 
sollent by dem heiligtum essen zuo obent und die knecht sollen des nachts do by hütten und warten. 

93  Vgl. GLAK 67/452, fol. 91r. 
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Speyerer Bischofs Johannes und ein zweiter der Memoria Königs Albrecht I. und 
Heinrichs III. gewidmet.94 

Insgesamt vermittelt der ‚Karsthans‘ ebenso wie das Speyerer Nekrolog II eine 
Stufung der im Dom begangenen Anniversarfeiern hinsichtlich des dabei betriebenen 
materiellen Aufwands, der liturgischen Handlungen und der am Anniversar Beteiligten. 
Dass die Anniversarfeiern für Heinrich IV. und Philipp von Schwaben dabei an der 
Spitze standen, verdeutlicht neben den einzelnen Vorgaben die Tatsache, dass sie im 
‚Karsthans‘ noch vor den Gedenkfeiern für die genannten Bischöfe beschrieben werden. 
Die aufwendigste Anniversarfeier wurde für Heinrich IV. abgehalten. So führte auch 
Jakob Wimpfeling, der 1486 den Speyerer Domkanonikern im Medium des Briefs eine 
Laudatio auf die Ausstattung und Liturgie ihres Gotteshauses darbrachte, die Gaben-
prozession am Sixtustag unter den kultischen Praktiken an, die ihn besonders 
beeindruckt hatten.95 

Die herausragende Gestaltung der Memoria Heinrichs IV. ist durchaus keine Selbst-
verständlichkeit, denn auch andere Herrscher hatten die Speyerer Kirche intensiv 
gefördert. Die Hinwendung des Königtums nach Speyer hatte Konrad II. eingeleitet, 
und dessen Nachfolger Heinrich III. hatte das Domkapitel durch eine ganze Serie von 
Stiftungen aus der materiellen und rechtlichen Abhängigkeit vom Bischof befreit und 
damit die Grundlage für dessen korporative Verselbständigung gelegt. Beide Herrscher 
hatten zudem den Neubau des Domes vorangetrieben.96 Die besondere postmortale 
Verehrung Heinrichs IV. war mithin weder zwangsläufig noch absehbar, wenn auch 
einzelne Aspekte zu benennen sind, die seine herausragende Stellung im Erinnerungs-
horizont der Speyerer Domkirche begünstigt haben dürften: seine Stiftungen für die 
Speyerer Kirche, die rechtliche Privilegierung des Domkapitels, der von ihm initiierte 
spektakuläre Umbau des Doms und nicht zuletzt die Stiftungen des Speyerer Bischofs 
Johannes und eben die seines Sohnes, die das Anniversar Heinrichs IV. zum gesamt-
städtischen Ereignis machten. 

Der ‚Karsthans‘ belegt, dass die Zünfte indes nicht nur beim Jahrtag Heinrichs IV. mit 
Kerzen im Dom erschienen, weil ihre Beteiligung sonst kaum im allgemeinen Abschnitt 
über die königliche Memoria erwähnt worden wäre, sondern eben nur in jenem, der dem 

                                                                 
94  GLAK 67/452, fol. 91v: Item in aniversariis Friderici ducis Austrie et Johannis episcopi 

Spirensis helt man alle ding als vorgeschriben steet von eyns konigs jargezyt. Ebd., am Rand von 
anderer Hand nachgetragen, Kleidervorschriften für das Anniversar des Bischofs. Item in 
aniversario Alberti regis Romanorum sicut Henrici tertii omnia ut supra in aniversario regis. 
Ebd. auch ein gestrichener umfangreicherer Eintrag für Bischof Johannes am Ende der Seite, der 
die Vorschriften zitiert, die für königliche Jahrtagsfeiern verbindlich waren. 

95  Wimpfeling, Briefwechsel. Ed. Herding / Mertens, Nr. 6, 125f.: Quid scriberem (…) de oblatione 
panis perpulchra, quam sacerdos cum ministris a singulis personis octavo idus Augusti sumere 
consuevit? Wimpfeling war 1484−1498 Speyerer Domvikar. Vgl. Mertens, Art. Wimpfeling 
(1998), 222. 

96  Vgl. zuletzt Ehlers, Metropolis Germaniae (1996); zum Domkapitel vgl. Schieffer, Entstehung 
(1976), v. a. 267−269. 
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Anniversar Heinrichs gewidmet war. Doch wirft er im gleichen Punkt auch Fragen auf. 
Die Einträge für Friedrich den Schönen, Albrecht I. sowie Heinrich III., die auf die 
Bestimmungen zu den königlichen Anniversarien verwiesen, trafen ja keine anderen, 
spezifizierenden Anweisungen. Warum also waren sie überhaupt nötig? Und warum 
erfolgten sie allein für diese, nicht zusätzlich für weitere Herrscher? Muss man annehmen, 
dass nur für die im ‚Karsthans‘ eigens verzeichneten Könige im späten Mittelalter noch 
Jahrtage gefeiert wurden? 

Merkwürdig erscheinen die Angaben des ‚Karsthans‘ zudem, wenn man sie mit einer 
Veränderung vergleicht, die aus dem Nekrolog II des Domstifts zu erschließen ist. Dort 
nämlich ist durch eine Ergänzung am Rand des Eintrags für Heinrich III. zum 
5. Oktober kenntlich gemacht, dass der Jahrtag dieses Herrschers auf den Tag des 
heiligen Sixtus, den 6. August verlegt worden war.97 Die Verlegung war wohl im Laufe 
des 15. Jahrhunderts erfolgt.98 Mit dem Verweis korrespondiert eine Randbemerkung 
zum Eintrag seines Sohnes. Plaziert auf der Höhe des Textes, in der die 
Güterübertragungen Heinrichs IV. aufgezählt werden, ist dort ergänzt: vide plura alia 
iiii nonas octrobris.99 Dass sich der Verweis neben dem Eintrag für Heinrich III. auf 
den Sixtustag und nicht denjenigen der heiligen Afra bezog, lässt sich damit erklären, 
dass das Totengedenken für Heinrich IV. mittlerweile auf diesen Tag verschoben 
worden war. Die Verschiebung des Herrscheranniversars spiegelt sich ebenso in einer 
Korrektur, die im Nachtrag zum Anniversarablauf Philipps von Schwaben vorge-
nommen wurde. Dort nämlich ist im Verweis auf das Anniversar Heinrichs IV., das als 
Vorbild für die Jahrtagsfeier Philipps angeführt wurde, ebenfalls vom Sixtustag die 
Rede – in die Sixti – wobei der Heiligenname auf Rasur steht. Darunter ist noch recht 
deutlich die Buchstabenfolge Af zu erkennen, was zweifellos zu Afrae ergänzt werden 
darf.100 In der Verschiebung des Anniversars findet zudem ein Eintrag in der Liste der 
Festtage des ‚Karsthans‘ seine Erklärung. Während dort zum Tag der heiligen Afra 
weder ein Jahrtag noch Heinrich IV. erwähnt wird, ist das Sixtusfest , das in der 
Anlageschicht der Handschrift fehlt, mit wenigen Worten von anderer Hand nachge-
tragen worden: Festum Sixti triumveratoris. Sol man mit neuem vein celebrieren. 
Habetur etiam ordo secundum Melchisadeck in missa animarum.101 Die vermerkte 
Seelmesse dürfte aber diejenige des Gedenkens an Heinrich IV. gewesen sein, der 
erwähnte Ordo nach Melchisedeck dürfte sich auf die ausführliche Gabenprozession 
beziehen, die im Nachtrag des Nekrologs II zum Anniversar Heinrichs IV. beschrieben 

                                                                 
 97  GLAK 64/33, fol. 248r: peragitur die Sixti. 
 98  Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 163, hält aufgrund paläographischer Merkmale des ent-

sprechenden Nachtrags in Nekrolog Speyer II eine Verlegung im frühen 15. Jahrhundert für 
wahrscheinlich.  

 99  GLAK 64/33, fol. 206r; Abb. bei Ehlers, Unendliche Gegenwart (2000), 20; vgl. Ders., 
Metropolis Germaniae (1996), 366. 

100  GLAK 64/33, fol. 168r. 
101  GLAK 67/452, fol. 74r. 
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wird. Das dort vorgeschriebene, alle anwesenden Benefiziaten und Schüler einbezie-
hende Opfer von Hostien lässt sich jedenfalls gut mit der Figur des biblischen Königs 
und Christustypus’ in Verbindung bringen. 

Der Grund für die Verlegung des königlichen Totengedenkens ist nicht überliefert. 
Allerdings wird im ‚Karsthans‘ zum Tag der heiligen Afra in einer Randnotiz eine 
Prozession zur Kapelle der Heiligen erwähnt, jenem bis 1111 noch ungeweihten Ort, an 
dem der Leichnam Heinrich IV. in den Jahren seit 1106 gewissermaßen abgestellt worden 
war. War diese provisorische Bestattung wohl der Grund gewesen, die Kapelle später der 
heiligen Afra zu weihen, so könnte Jahrhunderte später die mit Prozession begangene 
Heiligenverehrung das Herrscheranniversar verdrängt haben.102 Auf jeden Fall ist die 
Verlegung des Totengedenkens ein Indiz dafür, dass die historische Erinnerung an die 
Bestattung des toten Herrschers in der späteren Afrakapelle erloschen oder nicht mehr von 
besonderer Bedeutung war. 

Da Heinrichs IV. Anniversarfeier um einen Tag nach vorn verschoben worden war, 
sind die im Nekrolog Speyer II nachgetragenen Verweise am Rand der Einträge für ihn 
und seinen Vater Heinrich III. als wechselseitige aufzufassen. Der Jahrtag Heinrichs III. 
war mithin nicht einfach verlegt, sondern mit der Memoria Heinrichs IV. zusammen-
gelegt worden. Über die Gründe dafür lassen sich lediglich Vermutungen anstellen. 
Bisher wurde die Verlegung meist mit einem Bedürfnis der Domgeistlichkeit nach einer 
Konzentration der salischen Memoria erklärt.103 Allerdings gibt es dafür keine weiteren 
Indizien, und die Tatsache, dass weder Konrad II. noch Heinrich V. oder auch der 
Name der salischen Dynastie im Zusammenhang mit dem Anniversar Heinrichs IV. je 
genannt werden, macht skeptisch gegenüber einer solchen Deutung. Eine sehr einfache, 
pragmatische Erklärung für die Verlegung des Gedenkens bietet sich hingegen, wenn 
man von der Beobachtung ausgeht, dass Heinrichs III. Jahrtag am 5. Oktober in die Zeit 
der Chorferien des Domkapitels fiel.104 Sollte die Feierlichkeit des Anniversars gewähr-
leistet bleiben, lag es wohl nahe, dieses zu verlegen, wofür sich der besonders festlich 
begangene Jahrtag Heinrichs IV. gewiss anbot. Der Wortlaut der Randbemerkung zum 
Eintrag Heinrichs IV., demzufolge diesem die Güterübertragungen Heinrichs III. 
zugeschrieben wurden, belegt zudem, dass man – zumindest in jener Zeit, in der die 
Marginalie entstand – am Dom Schwierigkeiten hatte, Vater und Sohn auseinander zu 
halten und sie fälschlicherweise miteinander identifizierte.105 Die Verwechslung war 
möglicherweise dadurch begünstigt worden, dass beide Herrscher in zahlreichen 
Diplomen für das Speyerer Domkapitel wegen unterschiedlicher Zählung mit derselben 
Ordnungszahl erschienen. Denn sämtliche Urkunden Heinrichs III. für die Kanoniker 
datierten aus der Zeit vor seiner Kaiserkrönung und zählten nach dem Königtum, 

                                                                 
102  Zur Weihe der Kapelle vgl. Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 119f. 
103  Vgl. Schmid, Sorge (1984), 696; ähnlich Ehlers, Unendliche Gegenwart (2000), 19; Ders., 

Speyer (2005), 134. 
104  Glasschröder, Einleitung (1926), XXII: Dauer der Chorferien von 10. September bis 31. Oktober. 
105  So schon Schmid, Sorge (1984), 696. 
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während Heinrich IV. auch nach der Erlangung der Kaiserwürde noch mehrfach für das 
Kapitel geurkundet hatte.106 Ob die Identifizierung von Vater und Sohn ein zusätzlicher 
Grund oder die Folge der Jahrtagsverlegung war, muss dahingestellt bleiben. Doch 
dürfte es sich dabei nicht lediglich um den Irrtum eines einzelnen Schreibers gehandelt 
haben. Denn wenn am Sixtustag Vater und Sohn gemeinsam, aber doch als zwei 
Individuen kommemoriert worden wären, dürfte man wohl erwarten, dass sich diese 
Praxis im ‚Karsthans‘ niedergeschlagen hätte. Dort finden sich zwar zwei Einträge für 
jeweils als Heinrich III. bezeichnete Herrscher, wobei der dem Anniversar Henrici tertii 
imperatoris gewidmete sich zweifellos auf Heinrich IV. in der Kaiserzählung bezog und 
der kurze, mit dem für Albrecht I. zusammengefasste, wohl Heinrich III. galt. Doch 
fehlt jeglicher Hinweis auf eine Zusammenlegung beider Anniversarien. Dem 
unwissenden Leser musste vielmehr suggeriert werden, beide Jahrtage würde nicht 
mehr miteinander verbinden als die Tatsache, dass beide Königen galten. Es ist deshalb 
nicht auszuschließen, dass der Jahrtag Heinrichs III. schlicht weggefallen und die 
Erwähnung des Königs im ‚Karsthans‘ wiederum ein Ergebnis der irrtümlichen Ineins-
setzung zweier Herrscher war. 

Über die Feier der königlichen Anniversarien in der Speyerer Domkirche gibt neben 
den schon besprochenen Quellen das sogenannte Jüngere Seelbuch Auskunft, das 
jüngste der Speyerer Nekrologien. Schon im Jahr 1510 hatte der Speyerer Bischof 
Philipp von Rosenberg eine Kommission mit der Neuanlage eines Nekrologs beauftragt. 
Doch erst zwischen 1565 und 1569 wurde der Auftrag durchgeführt, und zwar vom 
vormaligen Succentor des Speyerer Domchors Andreas Neander, der zuvor für das 
Kapitel eine Neuschrift des Privilegienbuchs angefertigt hatte. Neander übernahm 
etliche Gedenkeinträge aus dem älteren Nekrolog (II) nicht in die neue Handschrift, 
denn er hatte Anweisung, alle Einträge zu streichen, wenn für die dort erwähnten 
Personen keine Stiftungserträge mehr eingenommen wurden.107 

Von den zahlreichen Gedenkeinträgen für Könige und Kaiser finden sich im Jüngeren 
Seelbuch nur noch wenige. Vermerkt waren zum 13. Januar Friedrich der Schöne, wiede-
rum nur als Herzog von Österreich, zum 30. April König Albrecht, für den sogar der 
Septimus am 6. Mai begangen wurde, zum 21. Juni Philipp von Schwaben, zum 
6. August, also dem Sixtustag, Heinrich IV. und schließlich zum 5. Oktober Heinrich III. 
mit dem Hinweis, sein Anniversar solle am Sixtustag begangen werden. Am Sixtustag 
selbst findet sich allerdings erneut keinerlei Hinweis darauf, dass neben Heinrich IV. ein 
weiterer Herrscher kommemoriert wurde. Der verwirrende Hinweis auf die Güterüber-
tragungen seines Vaters im Nekrolog II war nun in den Gedenkeintrag Heinrichs IV. 
integriert worden.108 Die genannten Einträge gelten mithin exakt denselben Herrschern, 

                                                                 
106  Vgl. die Übersicht bei Ehlers, Metropolis Germaniae (1996), 187−190; zwei Urkunden 

Heinrichs III. nach der Kaiserkrönung galten nicht dem Domkapitel. 
107  Vgl. Glasschröder, Einleitung (1926), V−VII. 
108  Chorregel und jüngeres Seelbuch. Ed. Busch / Glasschröder, Bd. 2, 381f.: Hodie in die Sixti agitur 

anniversarium Heinrici imperatoris Romanorum tertii, cuius honestam legationem quaere infra 
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die im ‚Karsthans‘ erwähnt wurden. Eine Übereinstimmung, die wohl kaum eine andere 
Deutung zulässt als die Annahme, dass sich schon im Sakristanbuch aus dem 15. Jahr-
hundert eine drastische Reduktion der königlichen Jahrtagsfeiern niedergeschlagen hat. 
Zweifelhaft bleibt wiederum, ob der Gedenkeintrag Heinrichs III. im Jüngeren Seelbuch 
als Beleg für die Abhaltung eines Anniversars für den Herrscher gelten darf. Denn zum 
6. August, an dem laut dem Text des Eintrages seine Memoria begangen werden sollte, 
weist kein Wort darauf hin, dass außer Heinrich IV. ein weiterer Herrscher kommemoriert 
werden sollte. Dies ist bei einer Handschrift, für deren Abfassung sorgfältige Vorarbeiten 
bezeugt sind und deren Schreiber mit den liturgischen Abläufen im Dom bestens bekannt 
war, durchaus aussagekräftig. 

Versucht man, die verschiedenen Quellen, die Aufschluss über die Abhaltung der 
königlichen Jahrtagsfeiern im Speyerer Dom geben, zusammenhängend zu beurteilen, 
kommt man zu einem weniger beeindruckenden Ergebnis als der hohe Rang, den der 
‚Kaiserdom‘ heute im historischen Bewusstsein hat, erwarten lässt. Zwar wurden bis ins 
14. Jahrhundert hinein vom Domkapitel regelmäßig Anniversarfeiern für Könige und Kai-
ser an deren jeweiligen Sterbetagen abgehalten, doch bleibt zweifelhaft, ob allen acht dort 
bestatteten Herrschern ein eigener Jahrtag eingeräumt wurde. Und obwohl die Nachträge 
für Philipp von Schwaben und Heinrich IV. im Nekrolog II die liturgische Ausformung 
der zugehörigen Anniversarfeiern im Verlauf des 13. Jahrhunderts bezeugen und wohl 
schon früh die Bürger an allen begangenen Herrscherjahrtagen teilnahmen, war doch 
bereits im zweiten Drittel des 15. Jahrhunderts der liturgische Aufwand für die Memoria 
der im Dom bestatteten Herrscher insgesamt beträchtlich zusammengeschrumpft. Darin 
eine gezielte Konzentration der herrscherlichen, insbesondere der salischen, Jahrtagsfeiern 
zu erkennen, lassen die Quellen kaum zu. Für eine solche Annahme steht aus dem Bereich 
der schriftlichen Überlieferung nur ein zweifelhaftes Indiz zur Verfügung: nämlich die 
durch eine Randbemerkung im Nekrolog II suggerierte Verlegung der Anniversarfeier für 
Heinrich III., die aber womöglich nie stattgefunden hat oder zum Wegfall des Jahrtags 
führte. Für eine Konzentration des Gedenkens könnten die einheitliche Überbauung der 
herrscherlichen Grablegen und einige im ‚Karsthans‘ überlieferte Anweisungen zum 
Schmuck der Grabtumben an den herrscherlichen Jahrtagen sprechen. Zweifellos wurde 
dadurch, besonders bei den Anniversarfeiern für die im Dom beigesetzten Könige, 
ebenfalls an die anderen dort bestatteten Herrscher erinnert. Die so in der Gedenkpraxis 
mitlaufende allgemeine Königsmemoria ist allerdings nicht höher zu bewerten als die 
ebenso zu beobachtende Reduktion der individuellen Anniversarien. Die Nekrologien und 
das Sakristanbuch der Speyerer Domkirche sprechen zwar zuweilen von allgemeinen 
Regeln für die Herrscherjahrtage, doch nirgends von zusammengefasster, gezielt 
konzentrierter Herrschermemoria. Parallel zur allgemeinen Rede stehen stets einzelne 
                                                                                                                                                                    

tertio nonas Octobris. – Friedrich der Schöne hatte in Speyer seinen Jahrtag über eine testamen-
tarische Stiftung verankert. Vgl. die Wiedergabe des Textes bei Proetel, Großes Werk (2000), 80. 
– Albrecht I. hatte zum Gedenken an die Könige und Kaiser den Annenaltar und zwei Priester-
pfünden gestiftet. Vgl. UB Geschichte der Bischöfe zu Speyer. Ed. Remling, Nr. 480. 
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Namen und individuelle Regeln. Die Tendenz zur Vereinheitlichung der memorialen 
Vollzüge hat zudem ein Gegengewicht in der gezielt inszenierten Heraushebung einzelner 
Herrscher, nämlich zuerst Heinrichs IV. und dann Philipps von Schwaben. In einem 
allgemeinen Sinn von ‚Königsmemoria‘ zu sprechen, verzerrt und verkürzt die liturgische 
Praxis am Speyerer Dom, und insbesondere das ‚Saliergedenken‘, das die Forschung für 
das späte Mittelalter in der Anniversarfeier für Heinrich IV. (und vielleicht dessen Vater) 
am 6. August vermutet hat, ist eher eine moderne Projektion.109 

Die Reduktion der königlichen Jahrtage, die wohl am ehesten ins 15. Jahrhundert zu 
datieren ist, dürfte eine Vielzahl von Gründen gehabt haben. Bei der Abfassung des 
Jüngeren Seelbuchs erging die Anweisung, Gedenkeinträge auszusondern, wenn die zuge-
hörigen Stiftungsgüter keinen Ertrag mehr abwarfen. In ähnlicher Weise könnte sich 
schon früher ausgewirkt haben, dass nicht jeder Herrschereintrag im Nekrolog II Stif-
tungsgüter aufführte oder − wie im Fall Heinrichs V. − der Eintrag nicht auf Stiftung 
zurückging. Ebenso ist die Tatsache in Rechnung zu stellen, dass Speyer, obgleich 
Reichsstadt, im späten Mittelalter nicht mehr zu den Gebieten intensiver Königsherrschaft 
gehörte. Die Herrschergrablegen im Dom und die Anniversarfeiern für die dort Bestat-
teten verwiesen vornehmlich auf die Vergangenheit, wohl kaum noch auf die politischen 
Konstellationen der Gegenwart. Nicht zuletzt dürften die Züge allgemeinen Gedenkens an 
die im Dom bestatteten Könige den Wegfall einzelner Anniversarfeiern indirekt begün-
stigt haben. 

III.3.7. Die Agenten der Memoria und die Stiftung zwischen Erinnern und 
Vergessen 

Die Durchsicht der liturgischen Quellen erlaubt, auch wenn darin selten von den 
Speyerer Bürgern oder Zünften die Rede ist, einige Erwägungen zur Rolle der Stadt-
gemeinde im Rahmen der Herrschermemoria. Prinzipiell mussten mehrere voneinander 
geschiedene Gruppen bei den Jahrtagsfeiern der Könige interagieren, die Geistlichen 
des Doms, diejenigen anderer Speyerer Kirchen, die Stuhlbrüder und die Bürger. Der 
größte Einfluss auf die Gestaltung der konkreten kultischen Handlungen dürfte dabei 
dem Domkapitel zugekommen sein. Wie sehr dieses sich bewusst war, die Entschei-
dungsgewalt über die Vorgänge im Dom zu besitzen, belegt der im ‚Karsthans‘ 
niedergeschriebene Abschnitt zum Severinstag, an dem sich die Speyerer Bürger im 
späten Mittelalter alljährlich an die Durchsetzung der Zunftverfassung erinnerten: Item 
in die sancti Severini so begeet die stadt Spire ihre festum, und das steet an ine, ob sie 
es in dem monster begeen wollent oder nit, und das steet auch an unsern hern von dem 
capitel ob sie ine es gunnen wollent, wann die stadt hat kein recht darzu wan von 

                                                                 
109  Konzentrationsthese bei Schmid, Sorge (1984), 696; ähnlich Ehlers, Unendliche Gegenwart 

(2000), 19 und Ders., Erinnerungsort (2007), 47; vgl. aber Schulte, Deutsche Könige (1934), 40. 
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gnaden unser heren vom capitel.110 In eine ähnliche Richtung deutet die Vorgabe für 
den Ablauf der königlichen Anniversarien, der Erzpriester solle die Zünfte nach dem 
Läuten der Glocken auffordern, die Kerzen in den Dom zu tragen. Nicht die Domherren 
oder die Semipräbendare holten demnach die vor der Kirche wartenden Bürger in den 
Dom, sondern ein in der Ämterhierarchie der Domkirche weit unten stehender Geist-
licher. Anders als in der Stiftungssituation von 1111 wurde also das selbständige 
Handeln der Laien weniger betont als ihre untergeordnete Position im Gedenkvollzug. 

Im Zusammenhang mit anderen Zeugnissen erscheint diese Gestaltung des Anniversar-
ablaufs nicht allein als Ergebnis pragmatischer Erwägungen, sondern durchaus als 
Demonstration eines Anspruchs auf Überordnung von Seiten des Domkapitels. Die Privi-
legierung von 1111 wurde in wesentlich späteren Auseinandersetzungen zwischen 
Gemeinde und Domgeistlichkeit mehrfach zum Thema. Spannungen zwischen Stifts-
geistlichkeit und Bürgern standen im Hintergrund, als der Speyerer Rat um das Jahr 1408 
der Urkunde Heinrichs V. an der Fassade des Doms zumindest Auszüge aus dem Diplom 
Friedrichs I. von 1182 hinzufügen ließ, wie aus der historiographischen Überlieferung der 
Stadt bekannt ist.111 In den Konflikt zwischen Bürgerschaft und Stiftsklerus wurde bald 
auch der Speyerer Bischof Raban involviert.112 Als sich diesem gegenüber die Stadt 1419 
auf ihre Privilegien berief, führte sie auch keyser Heinrichs friheit, uns gegeben mit guldin 
buhstaben an ingang fornen an der monster thor an.113 Weitere Erneuerungen der 
Inschriften folgten 1429 und nach 1450.114 Die königlichen Jahrtage, und besonders 
derjenige Heinrichs IV., dürften das Potential gehabt haben, Reflexionen der Akteure über 
das gegenseitige Verhältnis von Geistlichkeit und laikaler Bürgergemeinde zu 
provozieren. Die Herrschermemoria konnte dabei einerseits integrativ, andererseits 
segregativ gedeutet werden. Die wiederholte Bezugnahme auf die Privilegien von 1111 
und die dauerhafte Wertschätzung von deren inschriftlicher Anbringung am Dom dürften, 
wenn auch die Speyerer Bürger kaum direkt die Ausgestaltung des liturgischen Vollzugs 
beeinflussen konnten, dazu beigetragen haben, dieses Anniversar unter allen anderen 
besonders auszuzeichnen. 

Für die Selbstrepräsentation der Gemeinde dürfte die Anniversarfeier am Sixtustag 
allerdings keinen exklusiven Stellenwert mehr gehabt haben. Nicht die königliche 
Privilegierung von 1111, sondern die Niederschlagung des hausgenössischen Wider-
stands gegen die Einführung der Zunftverfassung am Severinstag 1330 war im späten 
Mittelalter dasjenige Ereignis, das von den Bürgern als „Stadtfest“ begangen wurde. An 

                                                                 
110  Karsthans. Ed. Siebert, 97 (ungedruckt: GLAK). 
111  Lehmann, Chronica (1698),796f.: Sechs und ein halben Gulden gabe die Stadt/Gott und die Bilder 

über den gueldenden Buchstaben der Freyheiten ueber der Muenster Thuer zu mahlen. Item 1 fl. 
4ß Hlr. von Kays. Fridriches Freyheit = Brief zu schreiben/zu verrahmen und zu verglasen/und 
ueber der Muenster = Thuer anzuschlagen. Vgl. Müller, Urkundeninschriften (1975), 68f. 

112  Vgl. Voltmer, Reichsstadt (1981), 135. 
113  Müller, Urkundeninschriften (1975), 24, nach Hafen, Überlieferungsgeschichte (1913), 212f. 
114  Vgl. Baur, Leben (1776), 127−138; Hafen, Angeblicher Brand (1930), 33. 
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der jährlichen Feier nahmen nicht nur die Zünfte teil, und zwar wie bei den Herrscher-
anniversarien mit ihren Kerzen, sondern daneben alle Speyerer Stifte und Pfarrer. Hatte 
im frühen 12. Jahrhundert die Stiftung Heinrichs V. für seinen Vater das Potential, für 
die Speyerer Bürger als Medium der Selbstdarstellung zu fungieren, so dürfte spätestens 
mit der Etablierung des Severinsfestes dieser Aspekt der Stiftung relativiert worden 
sein. Auch die Verschiebungen im Kräfteverhältnis zwischen Königtum, Geistlichkeit 
und Stadtgemeinde mussten eine solche Tendenz begünstigen. Seit der erfolgreichen 
Verdrängung der Hausgenossen aus ihrer privilegierten Stellung war die städtische Elite 
weniger königsnah. Zudem hatte sich seit dem 13. Jahrhundert schrittweise ein von 
Dom räumlich getrenntes städtisches Zentrum um die St. Georgskirche herum ausge-
bildet, in dem Alltag und Inszenierung des städtischen Lebens einen neuen Ort fanden, 
ohne allerdings den Dom je ganz zu verdrängen. Das Fest des heiligen Severin wurde 
noch im 17. Jahrhundert dort begangen.115 

Die Tatsache, dass im späten Mittelalter neben den Jahrtag Heinrichs IV. ein Feiertag 
getreten war, bei dem die Speyerer Bürger sich als politischer Verband mit gemein-
samer Geschichte und einem gemeinsamen Schutzheiligen zusammenfanden, könnte 
dazu beigetragen haben, dass die Stiftung Heinrichs V. schließlich zum Erliegen kam, 
nachdem die Reformation die religiösen Grundlagen des Totengedenkens erschüttert 
hatte. In Speyer wurde die neue Lehre 1540 eingeführt. Die Anwesenheit des Reichs-
kammergerichts, das der Rat in der Stadt halten wollte, hatte zwar beruhigende 
Wirkung auf den Verlauf der religiösen Auseinandersetzungen, konnte aber die Durch-
setzung der Reformation nicht verhindern. Im Jahr 1560 waren, so lässt sich schätzen, 
gerade noch 30 bis 40 katholische Laien unter den Bürgern der Stadt.116 Dass die 
Speyerer Zünfte nicht alle katholischen Bräuche sofort aufgaben, lässt sich einer Zunft-
ordnung der Schneiderzunft von 1557 entnehmen, in der es heißt, dass die jeweils 
jüngsten, also zuletzt aufgenommenen, Mitglieder bei feierlichen Anlässen die Zunft-
kerzen tragen sollten: und sollen die jüngsten die kertzen tragen an unsers herren 
fronlichnamstag und sonst jeder zeit wen sich das gepurt.117 Ob zu diesen Anlässen der 
Jahrtag Heinrichs IV. noch zählte, ist ungewiss. Aus einer Chronik der Speyerer 
Bischöfe, die bis ins Jahr 1552 reicht, kann abgeleitet werden, dass die Speyerer Bürger 
bis dahin noch an den herrscherlichen Jahrtagen und zudem am Jahrtag des Speyerer 
Bischofs Johannes teilhatten. Über diesen nämlich heißt es in der Chronik, er habe gar 
einn ehrlichen herlichenn ewigenn jartag gehnn Speyer inn denn dhumb gestifft denn 
mann noch uff diesenn tag järlich begehnn ist, bey dem alwegenn die bürgerschafft zu 
Speyer mit ihrenn prinnenden kertzen gegenwürtig seinn müssenndt, gleicherweiß alß 

                                                                 
115  Vgl. Wanke, Geistliches Gericht (2007), 342; vgl. ebd., 346, die Charakterisierung der neuen 

Eliten; ebd., 340−379, die Analyse der topographischen Verschiebungen mit ebd., 415, Abb. 5 
(Bebauungszustand nach 1310). 

116  Vgl. Ammerich, Kirchliches Leben (1993), bes. 32; 37. 
117  StA Speyer 1 A 555, fol. 97v. 
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wann ein Römischer kayser beganngenn würt.118 Dieselbe Chronik zitiert an späterer 
Stelle auch die Urkunde Heinrichs V. von 1111 in einer deutschen Übersetzung. Die 
Worte, die die Anniversarauflage des Diploms einleiten, sind unterstrichen. Daneben, 
am Rand der Handschrift, ist von der Hand eines späteren Lesers ein klagender 
Kommentar hinzugefügt: O Hey[nric]o, eß ist abgestorben.119 

Der Verfasser des Kommentars dürfte kaum für möglich gehalten haben, dass die 
Speyerer Stiftung Heinrichs V. Jahrhunderte später eine Wiedergeburt erleben würde. In 
Reaktion auf die Salierausstellung und die 2000-Jahr-Feier der Speyerer Stadtgründung 
von 1990 wurde dort im gleichen Jahr die „Salier-Gesellschaft“ gegründet, ein Verein mit 
dem Ziel, die Geschichte der Salier in Zukunft besonders zu pflegen. Gemeinsam mit dem 
Domkapitel veranstaltete dieser am 2. Juni 1992 erstmals einen Gottesdienst für die Dom-
gründer, der mit einem feierlichen Totengedenken an den Kaisergräbern seinen Abschluss 
fand.120 Die Wahl des Termins orientierte sich offensichtlich am Todestag Konrads II. 
(4. Juni), auf dessen Grab ein großes Blumengebinde niedergelegt wurde. Auch die 
anderen Herrschergräber wurden mit Blumen geschmückt. Einem Berichterstatter fiel 
dabei „ein besonders hübscher Strauß roter Rosen auf dem Grab Heinrichs IV. auf“.121 
Grund für den augenfällig schönen Schmuck war wohl, dass mit der Veranstaltung 
überdies an die Privilegierung der Stadt durch Heinrich V. erinnert werden sollte. Der 
Anniversarauflage für Heinrich IV. wurde dadurch Rechnung getragen, dass Kerzen, Brot 
und Getränke verkauft und die eingenommenen Gelder einem wohltätigen Zweck 
zugeführt wurden. Im Folgejahr schon wurde die Feier, nunmehr als „Privilegienfest“ 
bezeichnet, am 7. August abgehalten, „in Erinnerung an die Verleihung der Stadtprivi-
legien im Jahre 1111 durch Kaiser Heinrich V.“ und mit einer „Lichtermesse in der 
Krypta des Domes um 17 Uhr zum Seelengedenken an Kaiser Heinrich IV.“ als „Mittel-
punkt des Festes“, wie es in der Einladung der Salier-Gesellschaft heißt.122 Seither ist der 
Samstag vor dem 7. August zum festen Termin für die Gedenkfeier geworden. Die Privi-
legienverleihung Heinrichs V., verbunden mit der Stiftung für dessen Vater, erweist sich 
ein weiteres Mal als überlegener Anknüpfungspunkt der Erinnerung im städtischen 
Kontext. 

                                                                 
118  GLAK 65/1140, fol. 44. Vorlage der Handschrift war die bis 1530 reichende Bischofschronik Graf 

Wilhelm Werner von Zimmerns, 1529−1554 Beisitzer und Richter am Reichskammergericht in 
Speyer; vgl. Müller, Spätmittelalterliche Bistumsgeschichtsschreibung (1998), 35; 38−40. 

119  GLAK 65/1140, fol. 51, Lesart des Namens unsicher; vgl. zu ähnlichen bis 1530 reichenden 
Bischofskatalogen für Speyer Flachenecker, Bild der Kaisergräber (2005), 194f.; Müller, 
Spätmittelalterliche Bistumsgeschichtsschreibung (1998), 34f. 

120  Vgl. den entsprechenden Artikel in der Speyerer Tagespost, Nr. 77 vom 01.04.1992: StA Speyer 
236/903. 

121  Vgl. den entsprechenden Artikel in der Speyerer Tagespost, Nr. 133 vom 11.06.1992: StA 
Speyer 236/903. 

122  StA Speyer 236/903. 



108 Der Fall Speyer: Eine Jahrtagsstiftung für Heinrich IV. 

III.4. Resümee 

Als Heinrich V. 1111 seinen Vater als dritten salischen Herrscher in Folge im Königs-
chor des Speyerer Doms bestatten ließ, verband er den feierlichen Akt mit einer 
Privilegierung der Speyerer Bürger, die die Grundlage der Speyerer Stadtwerdung im 
Rechtssinn darstellte. Im Gegenzug erlegte der Herrscher den Einwohnern der Stadt auf, 
den Jahrtag seines Vaters mit Kerzenopfer und Almosenspende zu begehen. Die für ihre 
Zeit völlig singuläre Stiftung hatte ihre Ursache wohl darin, dass die Einwohner der 
Bischofsstadt in den Jahren zuvor die Totensorge für den 1106 Verstorbenen über-
nommen hatten, dem wegen der päpstlichen Exkommunikation zunächst ein ordent-
liches Begräbnis verweigert worden war. 

Auf die Umsetzung der Stiftung nahmen anscheinend weder Heinrich V. noch ihm 
nachfolgende Könige Einfluss. In staufischer Zeit bestätigte Friedrich I. zwar das Diplom 
seines Vorgängers für die Stadt, doch wurde in der 1182 ausgefertigten Urkunde die 
Anniversarauflage der Vorlage ausgespart. Insgesamt hielt sich die Anknüpfung der 
Staufer an die salische Memorial- und Bestattungstradition in engen Grenzen, bis 
Friedrich II. 1213 seinen in Bamberg bestatteten Onkel Philipp von Schwaben nach 
Speyer überführen und im Dom beisetzen ließ. Friedrich II. kannte zudem die Jahrtags-
stiftung Heinrichs V. für seinen Vater und adaptierte das Konzept der Stiftung, als er 1219 
das Speyerer Bürgerrecht an die nahegelegene Stadt Annweiler übertrug. In Speyer 
scheint der Herrscher jedoch keine Maßnahmen in Bezug auf die bürgerliche Jahrtags-
beteiligung getroffen zu haben, womöglich, weil dies gar nicht nötig war: Schon zum 
Zeitpunkt der Bestattung Philipps von Schwaben könnte es üblich gewesen sein, dass die 
Einwohner der Stadt die Jahrtage aller im Dom bestatteten Herrscher besuchten. Greifbar 
ist diese Praxis, die wohl auf die Initiative der Speyerer Bürger selbst zurückgeführt 
werden muss, im frühen 14. Jahrhundert. Zugleich lässt sich für diese Zeit fassen, dass 
nun die Speyerer Zünfte die Organisation des von Heinrich V. vorgeschriebenen Kerzen-
opfers übernommen hatten. Bald nachdem diese ihren Anspruch auf politische Mit-
bestimmung durchgesetzt und die Zunftverfassung in Speyer eingeführt hatten, versuchte 
die alte patrizische Führungsschicht, ihre verlorene Herrschaftsposition auf verschiedenen 
Wegen wiederzuerlangen. Einer davon war ihr vergeblicher Versuch, mittels einer von 
Ludwig dem Bayern erteilten Privilegierung die Kontrolle der zünftischen Kerzen für die 
Herrscherjahrtage an sich zu reißen und so in symbolischer Weise Königsnähe und 
gehobenen sozialen Status zu demonstrieren. 

Im späten Mittealter reduzierte sich die Anzahl der vom Domkapitel kommemo-
rierten Herrscher beträchtlich. Wesentlicher Grund dafür dürfte das Ende der engen 
Beziehungen zwischen den Akteuren vor Ort und dem Königtum gewesen ein. Gleich-
wohl blieb der Jahrtag Heinrichs IV. das am aufwendigsten begangene Anniversar an 
der Domkirche. Bis in die Reformationszeit lässt sich auch die Beteiligung der Speyerer 
Zünfte am Anniversar des Herrschers noch fassen. Wichtiger als der herrscherliche 
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Jahrtag mit seinen politischen Konnotationen in Bezug auf die Stadtentstehung dürfte 
den Speyerer Bürgern im späten Mittelalter das Fest des heiligen Severin erschienen 
sein, das an die Durchsetzung der Zunftverfassung erinnerte. 

Jahrhunderte nach ihrem Erlöschen wurde die Jahrtagstradition vor Ort wiederbelebt. 
Seit 1992 veranstaltet die Speyerer Salier-Gesellschaft gemeinsam mit dem Domkapitel 
in Verbindung mit der Erinnerung an die Verleihung der Stadtprivilegien durch Hein-
rich V. wieder jährliche Gedenkmessen für Heinrich IV., zu denen alle Interessierten 
eingeladen sind. Die Zukunft der Stiftung ist offen. 





 

IV. Der Fall Königsfelden: 
Familiengedenken im Klarissen- und 
Franziskanerkloster 

IV.1. Historischer Kontext 

Die Stiftung des Königsfelder Klosters, nicht weit entfernt von der Stammburg der 
Habsburger, ist aufs Engste mit der Ermordung König Albrechts von Habsburg durch 
seinen eigenen Neffen Johann verbunden. Am 1. Mai 1308 hatte Johann Albrecht in 
Baden, einem Zentralort habsburgischer Herrschaft, zum wiederholten Mal gebeten, seine 
Erbansprüche anzuerkennen und ihm einen eigenen Herrschaftsbereich zuzuweisen, zum 
wiederholten Mal ohne Erfolg. Noch am selben Tag – Albrecht ritt seiner Gemahlin 
Elisabeth entgegen, die von einer Pilgerreise zurückkehrte – gelang es Johann im Verbund 
mit einigen alemannischen Adligen, den König bei einer Flussüberquerung von seinem 
Gefolge zu trennen. Wenig später erstachen die Männer den König und flohen. Der 
Königsmord erschütterte die Stellung der Habsburger in ihren Stammlanden sowohl 
direkt als auch indirekt. Die erfolgreiche Flucht Johanns und seiner Helfer nach dem 
Mord zeigt, dass die Täter in der Region unterstützt wurden. Ein wichtiger Grund dafür 
dürfte neben dem Verständnis für Johanns Anliegen in der offensiven Territorialpolitik 
Albrechts in den Stammlanden zu suchen sein, von der sich Teile des einheimischen 
Adels bedroht fühlten.1 Im Reich machten die Königswähler nach Albrechts Tod den 
Luxemburger Heinrich VII. zum König. Weil die Königswürde nun nicht mehr in 
habsburgischer Hand war, wurden all jene Kräfte im südwestdeutschen Raum gestärkt, 
die sich unter Bezug auf ihre Stellung zum Reich den habsburgischen Ansprüchen auf 
Oberherrschaft entgegensetzten, insbesondere die Eidgenossen und Städte. Die 
Hinterbliebenen Albrechts ergriffen in der Folge eine ganze Reihe von Maßnahmen, um 
den eigenen in Frage gestellten politisch-sozialen Status ebenso zu sichern wie Würde und 
Andenken Albrechts I. Die Königsfelder Stiftung war Teil dieser Strategie, ohne darin 
aufzugehen. 

Am Ort der Bluttat ließ die Familie Albrechts schon bald eine Kapelle und ein Bruder-
haus für zwei Minoriten errichten. Einer der Brüder war zuvor Diener König Rudolfs, des 

                                                                 
1  Vgl. Baldinger, Agnes (1999), 3; 106 mit weiterführender Lit.; Liebenau, Geschichte (1868), 
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Vaters von Albrecht, gewesen.2 Wahrscheinlich war mit dieser ersten Reaktion der 
Familie schon der weiterreichende Plan zur Klostergründung verbunden. Dringlicher aber 
dürfte für die Habsburger zunächst die Wiederherstellung ihrer Autorität in den Vor-
landen gewesen sein. So hielt sich denn auch seit dem Königsmord ein Vertreter der 
Familie, Albrechts Sohn Herzog Leopold, wieder regelmäßig dort auf.3 Im Frühjahr 1309 
begann er mit der schonungslosen Verfolgung der am Mord Beteiligten. Parallel dazu 
versuchten die Habsburger, Heinrich VII. dazu zu bewegen, über die Mörder Albrechts  
die Reichsacht zu verhängen und die Überführung der Gebeine Albrechts I. aus dem 
Zisterzienserkloster Wettingen in die Königsgrablege des Speyerer Doms zu gestatten, 
dem damals wohl wichtigsten Memorialort des Reiches, wo schon Albrechts Vater, König 
Rudolf I., sich hatte bestatten lassen. Beiden Anliegen war im September 1309 Erfolg 
beschieden.4 Den Hinterbliebenen war es damit gelungen, in rechtlicher, aber auch in 
symbolischer Hinsicht von höchster Autorität ein eindeutiges Urteil über die Täter und 
deren königliches Opfer zu erlangen. Albrechts Königswürde ebenso wie künftige 
Ansprüche seiner Nachkommen auf die Krone waren auf diese Weise von möglichem 
Makel gereinigt, die Verfolgung der Königsmörder unanfechtbar legitimiert. 

Erst die Überführung des königlichen Leichnams nach Speyer dürfte der Familie des 
Ermordeten Handlungsfreiheit hinsichtlich der Totensorge im eigenen Herrschafts-
bereich gegeben haben. Solange der endgültige Bestattungsort des Königs ungewiss 
war, konnten die Hinterbliebenen kaum festlegen, in welcher Weise und vor allem wo 
das Gedenken an den Verstorbenen auf Dauer verankert werden sollte, insbesondere 
wenn es um eine groß angelegte Klosterstiftung ging. Die endgültige Festlegung auf die 
Königsfelder Gründung erfolgte dann sehr schnell. Schon in einer Urkunde Herzog 
Leopolds vom 10. Oktober 1309 ist vom „neuen“ Kloster bei Windisch die Rede.5 
Weitere Urkunden aus dem folgenden Winter bezeugen Erwerb von Besitz für die 
anvisierte Stiftung. Mit der Klostergründung erhielt der Ort von den Stiftern den Namen 
Königsfelden.6 Dass der Mord an Albrecht I. sich in einem Kerngebiet habsburgischer 
Herrschaft zugetragen hatte, begünstigte die Klostergründung vor Ort, ja war wohl die 
wichtigste Voraussetzung für diese weitreichende Entscheidung. Die Bereitstellung der 
für den Klosterbau nötigen Grundstücke und die Ausstattung der Stiftung mit Besitz 
und Einkünften in der näheren Umgebung gestaltete sich dadurch in den meisten Fällen 
unproblematisch.7 

                                                                 
2  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 101; Boner, Gründung (1953), 17. 
3  Vgl. Sauter, Fürstliche Herrschaftsrepräsentation (2003), 138; Zotz, Fürstliche Präsenz (2002), 358. 
4  Zur Reichsacht vgl. Lichnowsky, Geschichte (1836−1844), Bd. 3, UA, Nr. 37; zur Bestattung vgl. 

Meyer, Königs- und Kaiserbegräbnisse (2000), insb. 44f. 
5  StAAG U17/7a; Regest mit abweichendem Datum bei Lichnowsky, Geschichte (1836−1844), 

Bd. 3, UA, Nr. 47. 
6  Vgl. Boner, Gründung (1953), 18−24. 
7  Vgl. Boner, Gründung (1953), 21−24; dieses Urteil differenzierend Bihrer, Wien und Königsfelden 

(Im Druck.). 
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Bei der Gründung scheint nach einem ersten Blick auf die urkundliche und chronika-
lische Überlieferung die Königinwitwe Elisabeth die treibende Kraft gewesen zu sein. 
Stutzig macht allerdings eine Urkunde, mit der Dompropst und -kapitel von Konstanz 
1312 einer Tochter Albrechts I., der verwitweten Königin Agnes von Ungarn, gestat-
teten, das Klarissenkloster, das diese in Gnadental habe begründen wollen, nach 
Königsfelden zu transferieren. Die Kanoniker bezogen sich dabei auf eine schon früher 
von Bischof Gerhard von Konstanz an Agnes ergangene Erlaubnis zur Gnadentaler 
Gründung. Die entsprechende Urkunde des Bischofs, der seit Dezember 1307 im Amt 
war, ist nicht überliefert. Weil aber schwer vorstellbar ist, Agnes von Ungarn habe, 
während ihre Mutter Elisabeth mit der Unterstützung ihrer Söhne die Königsfelder 
Stiftung vorbereitete, parallel dazu eine eigene, geradezu konkurrierende Gründung 
derselben Observanz betrieben, werden ihre Gnadentaler Pläne in die Zeit vor die 
Entscheidung zur Klostergründung in Königsfelden zu datieren sein.8 Agnes von 
Ungarn dürfte deshalb einen wesentlich größeren Anteil an der Entscheidung zur 
Stiftung eines franziskanischen Doppelklosters in Königsfelden gehabt haben, als die 
Überlieferung dies erkennen lässt.9 

Die besondere Vorliebe für die Klarissen und Franziskaner, wie sie durch die 
anvisierte Gnadentaler Gründung belegt wird, teilte Agnes von Ungarn mit ihrer Mutter 
Elisabeth. Beide hatten sich Franziskaner zu Beichtvätern gewählt. Die Wallfahrt, von 
der Elisabeth unmittelbar vor der Ermordung Albrechts zurückgekehrt war, hatte sie – 
und ihre Tochter Agnes – zum Grab der heiligen Elisabeth von Thüringen geführt. Mit 
dieser und mit anderen franziskanischen Heiligen waren die Habsburger verwandt; und 
ohnehin war die Hinwendung zu den Franziskanern schon vor 1300 im Hochadel 
Europas verbreitet. Auf jeden Fall verfügten Mutter und Tochter über gute persönliche 
Kontakte zum Orden und einige Kenntnis der Lebensführung insbesondere in Frauen- 
und Doppelklöstern.10 

IV.2. Die Stiftung: 1309 

Der Stiftungsprozess des Königsfelder Klosters zog sich über mehrere Jahre hin. Die 
Habsburger, angeführt von Albrechts Witwe, hatten dabei parallel Grundstücke, Bau-
lichkeiten und Einkünfte für das künftige Kloster bereitzustellen, die Erlaubnis der 
geistlichen Autoritäten zur Gründung einzuholen und qualifizierte Personen für die 
künftigen Konvente anzuwerben. 

                                                                 
 8  Vgl. Boner, Gründung (1953), 183−186. 
 9  Vgl. auch mit weiteren Indizien Kurmann-Schwarz, Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 32. 
10  Vgl. Boner, Gründung (1953), 192−202; Werner, Art. Elisabeth (1986), 1839; zur Wallfahrt und 

den damit verbundenen Aktivitäten auch Hilsebein, Kloster (2005), 29f.; zum Problem der 
Gründung von Doppelklöstern Kurmann-Schwarz, Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 67. 
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Erste genauere Vorstellungen und Anordnungen für die Königsfelder Stiftung enthält 
eine Urkunde, die Königin Elisabeth am 6. Dezember 1309 in Brugg ausfertigen ließ. In 
der Urkunde heißt es: „Obwohl Unsere Freigiebigkeit gehalten ist, allen in Christo 
Lebenden eine gutmütige Schuldnerin zu sein, freut es Uns doch, denjenigen besonders 
reichlich zu geben, die dem König der Könige demütig im Ordenskleid dienen, damit 
von diesen – wenn sie mittels Unserer Hilfe vom Mangel an weltlichen Gütern oder gar 
deren gänzlicher Abwesenheit befreit sind – umso ruhiger der allmächtige Gott, der die 
Bitten seiner Ergebenen erhört, vertrauensvoll um der Vergrößerung Unseres Heils 
willen angebetet werden kann. Weil Wir freilich mit dem höchsten Wünschen und 
Wollen unserer Gebete begehren, Uns für unser Seelenheil und das Herrn Albrechts, 
König der Römer seligen Gedenkens, Unseres liebsten Ehegatten, und auch das Unserer 
Vorfahren zu verwenden, übertragen Wir den religiösen Personen, der Äbtissin und 
dem Nonnenkonvent des Ordens der heiligen Klara im Kloster Königsfelden in der 
Diözese Konstanz – weil Wir begehren, dass Unsere Stiftung in den geistlichen Dingen 
blühend und in den weltlichen wohlhabend sei – wegen des Wohlgeruchs ihrer Lebens-
führung, in der sie stark zu sein bekannt sind, Unseren Hof Rheinfelden, damit sie für 
Uns und Unseren vorgenannten Herrn und Gatten und auch für Unsere lebenden und 
verstorbenen Kinder und alle Vorfahren die göttliche Gnade geziehmend anflehen.“11 

Obwohl die Gründungspläne darin nur teilweise umrissen werden, muss die Urkunde 
Elisabeths als erste Stiftungsurkunde gelten. Als Motive für die Gründung werden, wie es 
dem Kontext der Stiftung entspricht, das Bemühen um das Seelenheil Albrechts I., 
Elisabeths und beider Vorfahren und eine besondere Wertschätzung des Klarissenordens 
angeführt. Als Zweck der Stiftung und als Gegengabe der Klarissen für die Übertragung 
des Rheinfelder Hofes wird das Gebet für die Stifterin und deren Gatten und die 
verstorbenen und lebenden Kinder oder Nachkommen (liberis) und Vorfahren genannt, 
wobei die Formulierungen darauf hindeuten, dass Elisabeth und Albrecht dabei im 
Mittelpunkt stehen sollten. Von Franziskanermönchen war in der Urkunde Elisabeths 
wohl deshalb nicht die Rede, weil die für die Begründung eines Franziskanerklosters 

                                                                 
11  Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1073: Etsi nostre liberalitatis munificentia teneatur 

omnibus in Christo degentibus esse debetrix graciosa, illis tamen personis humilter regi regum sub 
regulari militantibus habitu beneficentie nostre dextram eo liberius porrigere nos delectat, quo 
quietius per ipsas, a penuria seu defectu rerum temporalium liberatas, nostra subvencione media 
alet omnipotens dominus devotorum suorum preces exaudiens pro nostre salutis augmento 
confidentius exorari. Sane quia summis votorum nostrorum desideriis seu affectibus affectamus 
nostre ac dive recordationis domini Alberti Romanorum regis, thori nostri consortis karissimi nec 
non progenitorum nostrorum animarum saluti felicius intendere, nos religionis personis abbatisse et 
conventui sanctimonialium ordinis Sancte Clare monasterii Campi regii Constantiensis dyocesis, 
quod tanquam nostram funscionem in spiritualibus floridum et in temporalibus opulentum fieri 
cupimus ob celebris vite sue frangantiam qua pollere noscuntur, ut pro nobis et prefato domino 
nostro ac marito nec non pro vivis et defunctis nostri liberis ac progenitoribus universis divinam 
clementiam iugiter interpellent, curiam nostram Rinvelden (…) tradimus. Der angesprochene 
Rheinfelder Hof lag bei Balgau (Frankreich, Département Haut-Rhin), nicht in Rheinfelden. 
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nötige päpstliche Erlaubnis noch nicht vorlag. Erstmals wird in Elisabeths Urkunde der 
Name Campus regius – Königsfelden – verwendet, der sich in der Folge als Name für das 
Kloster durchsetzte und an den königlichen Status der Habsburger erinnerte.12 Der 
Königsmord selbst findet in der ersten Stiftungsurkunde wie auch in späteren Urkunden 
der Habsburger für das Kloster mit keinem Wort Erwähnung, während er klosterintern 
gezielt tradiert wurde. Man darf deshalb annehmen, dass mit den in einer größeren 
Öffentlichkeit promulgierten Urkunden die Erinnerung an die unrühmliche Ermordung 
Albrechts durch den eigenen Neffen gerade nicht perpetuiert werden sollte. Angesichts 
von Stimmen, die den gewaltsamen Tod des Herrschers auf dessen eigenes Handeln 
zurückführten, und angesichts der Tatsache, dass Albrecht ohne Absolution gestorben 
war, gewinnt diese Deutung des urkundlichen Befundes an Plausiblität.13 Dem entsprach 
durchaus, dass die Stiftungsurkunde das künftige Kloster als Prestigeobjekt in spiritueller 
wie materieller Hinsicht einführte. Im Rahmen der Urkundenpromulgation wurde den 
Anwesenden so der Status des Verstorbenen und seiner Hinterbliebenen demonstriert. 
Zugleich entsprachen die ambitionierten Pläne dem Erfordernis einer Sühne für den mit 
ungewisser Sündenlast verstorbenen Herrscher, ein Aspekt, der für die Deutung des 
Königsfelder Stiftungswerkes zentral ist.14 

Der Beurkundungsakt Elisabeths hatte weniger eine rechtssichernde, sondern vielmehr 
Ankündigungsfunktion vor Ort. Ausgefertigt wurde die Urkunde in unmittelbarer Nähe 
zum künftigen Klosterareal in der Stadt Brugg. Die Wahl des Termins stellte sicher, dass 
ein breites Publikum die Promulgation der Urkunde zur Kenntnis nahm, denn am 
6. Dezember, dem Tag des von den Habsburgern besonders verehrten heiligen Nikolaus, 
beging man in Brugg das Patroziniumsfest der Stadtpfarrkirche.15 Die dort Versammelten 
waren zunächst auch die einzigen innerweltlichen Adressaten der Urkunde. Die darin 
genannten Empfängerinnen waren virtuelle Personen; Klarissen kamen erst Jahre später 
nach Königsfelden. Die Ausfertigung der Urkunde zu einem Zeitpunkt, als die Begrün-
dung des Klosters noch ganz in den Anfängen lag, dürfte mehrere Gründe gehabt haben. 
Mit dem Beurkundungsakt konnte die Königinwitwe nicht nur ein deutliches Zeichen 
setzen, in den Stammlanden weiterhin gestaltend aktiv zu bleiben. Die Ankündigung der 
Stiftung unterstützte zudem sicherlich den Erwerb von Gütern vor Ort, die nicht in 
habsburgischer Hand, aber zur Bereitstellung eines geschlossenen Klosterareals nötig 
waren. Darüber hinaus scheint Elisabeth schon damals in schlechter körperlicher Ver-
fassung und deshalb zu zügigem Handeln gezwungen gewesen zu sein. In einer Urkunde 
Klemens’ V. vom 18. Juni 1310 wird Königin Elisabeth als „siech“ bezeichnet.16 

                                                                 
12  Vgl. Boner, Gründung (1953), 19f.; Kurmann-Schwarz, Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 29. 
13  Vgl. Lhotsky, Geschichte Österreichs (1967), 159; Meyer, Königs- und Kaiserbegräbnisse (2000), 

44f. mit Anm. 29. 
14  So schon Kurmann-Schwarz, Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 40. 
15  Vgl. Boner, Gründung (1953), 84. Diese Stadtpfarrkirche mit Nikolauspatrozinum war ihrerseits 

eine habsburgische Gründung. Vgl. dazu Stercken, Städte (2006), 82. 
16  Römische Quellen zur Konstanzer Bistumsgeschichte. Ed. Rieder, Nr. 561. 
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Mit der genannten Urkunde Klemens’ V. erhielt Elisabeth die päpstliche Erlaubnis zur 
Gründung eines Franziskanerkonvents. Die Papsturkunde erwähnt ausdrücklich die 
Zustimmung des Ordensgenerals der Franziskaner, an den sich die Königinwitwe ge-
wandt hatte. Erst jetzt waren also die rechtlichen Voraussetzungen für die Stiftung eines 
Doppelklosters gegeben, was erklärt, warum in der Brugger Urkunde lediglich von 
Klarissen die Rede hatte sein können. Wenig später – wohl im Herbst 1310 – legte 
Elisabeth dem Bericht der Königsfelder Chronik zufolge den Grundstein für den neuen 
Klosterbau. Ihre Söhne Leopold und Heinrich, ihre Töchter Agnes, Katharina und Guta 
und andere Vornehme sollen dabei anwesend gewesen sein.17 Ähnlich wie im Bericht der 
Königsfelder Chronik, nämlich als Initiatorin herausgehoben, aber handelnd im Kreis der 
Familie, erscheint Elisabeth auch in der zweiten Stiftungsurkunde, die am 29. September 
1311, also am Festtag des Erzengels und Seelenwägers Michael, in Wien ausgestellt 
wurde.18 Sie wird dort als erste Ausstellerin genannt, gefolgt von all ihren noch lebenden 
Söhnen Fridrich, Leupolt, Albreht, Heinrich und Otto hertzogen in Oesterreich und in 
Steyr. Dem Wortlaut der Urkunde zufolge musste Königsfelden als Familienstiftung 
gelten, denn die Aussteller bekunden darin einwillechleich und einmüttechleich, got und 
unser vrouwen, seiner lieben muoter, ze lob und ze eren allen heylegen ze drost unseres 
lieben herren und wirtes chuenk Albrehtes und aller unser vorderen selen ze hilfe und ze 
troste, ein Frauenkloster des Ordens der heiligen Clara und ein Kloster der Minderbrüder 
gestiftet zu haben. Elisabeth bezog ihre Söhne als Stifter mit ein, doch blieb ihre 
Führungsrolle konturiert, wie auch die Passage über die Dotation des Klosters erweist. Im 
Plural schildern die Aussteller, sie hätten die vor Ort nötigen Äcker aus ihren Eigengütern 
bereitgestellt oder für die Stiftung erworben und würden das Frauenkloster nun außerdem 
mit dem Kirchensatz zu Stauffen bewidmen. Über den Rheinfelder Hof, der im Anschluss 
als Dotationsgut aufgeführt wird und den die Königinwitwe schon 1309 den künftigen 
Klarissen übertragen hatte, vermerkt die Urkunde ausdrücklich, Elisabeth habe den Hof 
mit ihrem beweglichen Besitz erworben: den wir die vorgenante frouwe Elzbeth mit 
unserem varenden guot chouffen haben. Die Einbeziehung der Söhne in den 
Stiftungsvorgang hatte jedenfalls nicht nur rechtliche Gründe, denn besiegelt wurde die 
Stiftungsurkunde allein mit dem Siegel Elisabeths. Wichtiger war wohl, die Söhne 
demonstrativ als Mitstifter auftreten zu lassen. Dem Publikum der öffentlichen Verlesung 
wurde die Königsfelder Stiftung auf diese Weise als Werk der Dynastie präsentiert. Die 
Söhne wiederum, auf die Elisabeth großen Einfluss hatte, wurden durch die Beteiligung 
am Stiftungsvorgang ein stückweit darauf verpflichtet, für das Gedeihen der Stiftung in 
der Zukunft Sorge zu tragen.19 

Weil mittlerweile die päpstliche Erlaubnis zur Gründung eines Franziskanerkonvents 
vorlag, war es zum Zeitpunkt des Wiener Beurkundungsaktes möglich, konkrete Vor-
                                                                 
17  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 102; zur Datierung vgl. Boner, Gründung (1953), 83. 
18  Vgl. Gerbert, Crypta San-Blasiana (1785), Nr. 8, 140f. Die folgenden Zitate ebd. 
19  Zu Elisabeths Rolle vgl. zuletzt Kurmann-Schwarz, Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 30f., 

mit weiterer Lit. 
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gaben für das künftige Doppelkloster zu machen. Das Klosterareal wurde beiden Kon-
venten, Franziskanern und Klarissen, gemeinsam zugewiesen, die eigentliche Dotation 
dem Frauenkloster. Über die Güter sollten ausschließlich Äbtissin und Frauenkonvent 
Verfügungsgewalt haben, die Mönche lediglich bei Bedarf den Klarissen beratend zur 
Seite stehen. Ungeachtet dessen war für die Mönche, deren Zahl auf sechs beschränkt 
wurde, dadurch gesorgt, dass jedem Priester 4 Mark Herrengülte aus den Einkünften des 
Frauenkonvents zu reichen waren. Mit dieser Konstruktion nahm die Stifterfamilie Rück-
sicht auf die Ordensregeln der Franziskaner, die – zu diesem Zeitpunkt – Männer-
konventen jeglichen Besitz von Immobilien verbot. In gleicher Weise dürfte es auf die 
Ordensregel der Klarissen zurückzuführen sein, dass den Frauen der Empfang von Gästen 
untersagt wurde. Allerdings waren die Stifter den Bestimmungen des Franziskanerordens 
zur Besitzlosigkeit recht einseitig gefolgt. Denn obwohl die Brüder nach dem Wortlaut 
der Stiftungsurkunde weder über individuellen noch über gemeinschaftlichen Besitz 
verfügten, so war ihnen doch ein jährliches Einkommen zugewiesen. Das Armutsideal des 
Ordens, dem die Regel zum Besitzverzicht entsprach, wurde damit unterlaufen. 

In gewisser Weise war dies dem Zweck der Stiftung geschuldet. Die materielle 
Absicherung nicht nur der Klarissen, sondern auch der Franziskaner, war ja eine 
Strategie, das dauerhafte Bestehen des Doppelklosters zu gewährleisten und die dort 
angesiedelten Konvente in die Lage zu versetzen, in angemessener Form die Memoria 
Albrechts I. und seiner Familie zu pflegen. Insofern bestand eine kaum aufzulösende 
Spannung zwischen dem auf Dauer zielenden Stiftungsgedanken und dem franzis-
kanischen Verzicht auf materielle Sicherheit. Der Wunsch der Stifter, in Königsfelden 
einen Ort der Memoria zu schaffen, war wohl der Grund dafür, dort überhaupt ein 
Doppelkloster einzurichten, was im Orden der Franziskaner nicht eben verbreitet war. 
Die Koppelung von Männer- und Frauenkonvent in Königsfelden stellte nicht nur die 
seelsorgerische Betreuung der Klarissen sicher. Die Ansiedelung eines Männerkonvents 
ermöglichte auch erst eine besonders intensive memoriale Praxis, insbesondere die 
Durchführung von Seelmessen für Verstorbene.20  

In welchem Ausmaß der Orden der Franziskaner von den Bestimmungen der Wiener 
Urkunde Kenntnis hatte, muss dahin gestellt bleiben. Als sicher kann gelten, dass 
Elisabeth und andere Angehörige der Familie sich mit den ihnen nahestehenden 
Franziskanerbrüdern beraten hatten. Für die Begründung des Frauenkonvents wurden 
erprobte Klarissen hinzugezogen. 1312 bestimmte das Provinzialkapitel des Ordens sechs 
Söflinger Nonnen, die in Königsfelden den ersten Konvent stellen sollten. Inzwischen 
besserten Albrechts I. und Elisabeths Söhne Friedrich und Leopold die Dotation der Stif-
tung auf und übertrugen dem künftigen Frauenkloster den Kirchensatz von Windisch.21 
Im August 1312 stimmte das Konstanzer Domkapitel der neuen Gründung zu, wobei es 
                                                                 
20  Vgl. Boner, Gründung (1953), 191−195. 
21  Vgl. Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1081. Um die Durchsetzung dieser opulenten Schen-

kung mussten sich die Klarissen, unterstützt von Mitgliedern der Stifterfamilie, jahrzehntelang 
bemühen. Dazu Bihrer, Wien und Königsfelden (Im Druck.). 
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das Königsfelder Kloster als Translation der schon früher genehmigten Stiftung eines Kla-
rissenkonvents auffasste, die Agnes von Ungarn in Gnadental hatte vornehmen wollen.22 
Einen Monat später, am 23. September 1312, wurden die Söflinger Nonnen vom ehema-
ligen Franziskanerprovinzial Heinrich von Kugler in Königsfelden eingeschlossen.23 

Der Stiftungsprozess war damit in erstaunlich kurzer Zeit abgeschlossen worden, die 
Ausgangssituation für die junge Stiftung günstig. Gelegen in einer Zone intensiver 
Herrschaft der Stifterfamilie, ausgewählt für einen Memorialauftrag mit stark integrie-
rendem Potenzial durften die Klarissen und Franziskaner auf weitere Aufmerksamkeit 
und Unterstützung ihres Klosters durch die Stifter hoffen, dies umso mehr, als einige 
der Mönche lange Jahre in engem persönlichen Kontakt zu den Habsburgern gestanden 
hatten. 

IV.3. Die Geschichte der Stiftung 

IV.3.1. Der Ausbau des Klosters 

IV.3.1.1. Die Fortführung des Stiftungswerks nach dem Tod der Stifterin 

Die Königinwitwe Elisabeth überlebte die Einrichtung der Königsfelder Stiftung nur um 
ein Jahr. Sie starb am 28. Oktober 1313; ihre Gebeine wurden, wie sie gewünscht hatte, 
1316 in die Klosterkirche von Königsfelden überführt.24 Der Tod Elisabeths wirkte sich 
auf die Stiftung nicht negativ aus, hatte die Fürstin doch frühzeitig ein Familienprojekt 
aus der Gründung gemacht. Im August 1314 stellten die Herzöge Friedrich und Leopold 
eine Urkunde aus, in der sie nicht nur die bisherige Dotation bestätigten, sondern das 
Kloster auch mit zahlreichen Rechten ausstatteten: Sie befreiten es von Steuern, Ungelt 
und Zoll, gestatteten ihm neben dem Fischfang auf Aare und Reuß, Holz aus den habs-
burgischen Wäldern zu sammeln, und übertrugen dem Klosterpfleger die Ausübung der 
niederen Gerichtsbarkeit auf den Klostergütern.25 Im folgenden Jahr gestattete Leopold 
den Klarissen, lehnbares Gut von ihm zu erwerben, und bald darauf schenkten Friedrich 
und Leopold zum Seelenheil ihrer Eltern erneut den Kirchensatz von Windisch, also das 
Patronatsrecht für die dortige Pfarrkirche, an das Kloster.26 Vielleicht verbanden sich mit 
beiden Beurkundungen Hoffnungen auf göttlichen Beistand, denn ausgefertigt wurden sie 

                                                                 
22  Vgl. Liebenau, Gründungsgeschichte (1878−1881), 48f.; Regesta episcoporum Constantiensium. 

Ed. Cartellieri, 3625. Dazu Boner, Gründung (1953), 184−187; Kurmann-Schwarz, Mittelalter-
liche Glasmalereien (2008), 34. 

23  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 103; Boner, Gründung (1953), 189. 
24  Vgl. Boner, Gründung (1953), 84−86. 
25  Vgl. Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, 431−434 (10.08.1314); Rechtsquellen des Kantons 

Aargau. Ed. Merz, 3. 
26  Vgl. Reg. Habs. 3,1, Nr. 358 (11.12.1315). 
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kurz vor und kurz nach der erfolglosen Schlacht von Morgarten, in der Leopolds Ritter 
von den Schwyzern in die Flucht geschlagen wurden.27 Doch spricht einiges gegen diese 
Vermutung. So deutet der Seelenheil-Passus nicht auf ein aktuelles Ereignis hin. Andere 
mögliche Hinweise auf ein solches, etwa eine entsprechende Arenga, die Auswahl eines 
geeigneten Festtags für die Ausfertigung oder überhaupt eine besondere Inszenierung des 
Beurkundungsaktes fehlen. Ähnliches gilt für eine Urkunde Friedrichs von 1316, mit der 
der Senior unter den verbliebenen Söhnen Elisabeths und Albrechts zu deren Seelenheil 
sowie zum eigenen Wohlergehen den Meierhof von Windisch und, damit verbunden, ein 
weiteres Mal das Patronatsrecht der dortigen Kirche den Kanonissen überließ.28 Die 
mehrfach beurkundete Übertragung der Windischer Einkünfte war in erster Linie ein 
Mittel, den zähen Widerstand des Windischer Kirchherrn gegen die Schenkung zu 
brechen.29 Ein weiteres und letztes Mal urkundete Friedrich 1321 für Königsfelden, als er 
gemeinsam mit seinen jüngeren Brüdern Heinrich, Albrecht und Otto, die nun volljährig 
geworden waren, die dem Klarissenkonvent 1314 verliehenen Privilegien bestätigte.30 

Insgesamt blieb Friedrichs Aufmerksamkeit für die Königsfelder Stiftung recht 
begrenzt, obwohl der Herrscher andernorts eine ausgesprochen hohe Sensibilität und 
Planmäßigkeit im Umgang mit Stiftungen zeigte.31 Friedrichs Wahl zum König im 
Jahre 1314 scheint auf sein Verhältnis zur Stiftung seiner Mutter keine Auswirkungen 
gehabt zu haben. Neben individuellen Neigungen dürfte dabei eine Rolle gespielt 
haben, dass die Königsfelder Stiftung zur Repräsentation von Herrschaft, insbesondere 
königlicher Herrschaft, nicht besonders geeignet war. Die Königsfelder Nonnen lebten 
in strenger Klausur, der Männerkonvent war alles andere als umfangreich, die Anlage 
noch im Bau. Die Königsfelder Klosterkirche verfügte lediglich über die Grablege einer 
Frau, bot in dieser Hinsicht also für die an der männlichen Abstammungslinie orien-
tierte Herrschaftsweitergabe keine Anküpfungspunkte. Auch Friedrichs jüngere Brüder 
integrierten das Kloster, soweit zu ermitteln, kaum in ihre Herrschaftsausübung. Zwar 
hielten sich die österreichischen Herzöge zuweilen in Brugg auf und stellten dort nicht 
wenige der für Königsfelden bestimmten Urkunden aus. Auch Baden, ein weiterer 
Zentralort im Aargau, lag nicht weit entfernt. Beide Orte hatten gewisse residentielle 
Funktionen, die sie nach der Klostergründung beibehielten.32 Für eine gezielte 
Einbindung der Stiftung in Praktiken der Herrschaftsrepäsentation gibt es allerdings 

                                                                 
27  Vgl. Zotz, Fürstliche Präsenz (2002), 360. 
28  Vgl. StAAG U17/56 (13.03.1316), wo die Zustimmung der jüngeren ausdrücklich vermerkt wird; 

Reg. Habs. 3,1, Nr. 401. 
29  Im Unterschied zu den meisten anderen Güterübertragungen konnte die Stifterfamilie den Kirchen-

satz von Windisch nicht zügig durchsetzen, sondern scheiterte trotz wiederholter Bemühungen 
immer wieder am Widerstand des Windischer Kirchherrn (und späteren Bischofs von Augsburg, 
dann Konstanz) Nikolaus Hofmeister von Frauenfeld. Dazu ausführlich Bihrer, Wien und Königs-
felden (Im Druck.). 

30  Vgl. Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1103 (15.01.1321). 
31  Vgl. Proetel, Großes Werk (2000), 61−70. 
32  Vgl. Stercken, Städte (2006), 82−85. 
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keine sicheren Indizien. In Bezug auf das Verhältnis der Söhne Albrechts I. zu den 
Königsfelder Konventen ist überdies zu berücksichtigen, dass die Habsburger vor der 
Aufgabe standen, ihre noch junge Herrschaft in den österreichischen Herzogtümern zu 
verfestigen, nicht zuletzt durch die Stiftung von geistlichen Einrichtungen.33 Vor 
diesem Hintergrund sind Friedrichs Schenkungen von Kirchensatz und Meierhof in 
Windisch wohl einerseits als Teil seiner Strategie zu sehen, seine Stiftungen räumlich 
zu streuen, andererseits als Erfüllung eines Versprechens an die verstorbene Mutter. Die 
Königinwitwe hatte vor ihrem Tod Vorsorge für den weiteren Ausbau der Stiftung 
getroffen und entsprechende Mittel bereitgestellt und ihre Tochter Agnes zur Stiftungs-
beauftragten bestimmt, wie unter anderem aus einer Urkunde des Jahres 1314 hervor-
geht. Friedrich bekannte darin, seiner Schwester Agnes 2000 Mark Silber zu schulden, 
die seine Mutter dem Königsfelder Kloster gestiftet habe.34  

Weitaus bestimmender als die Söhne Albrechts I. und seiner Gemahlin Elisabeth 
wirkte auf die Königsfelder Stiftung in den folgenden Jahrzehnten die Tochter des Kö-
nigspaares Agnes von Ungarn ein. Sie war für diese Aufgabe bestens geeignet. Agnes 
hatte schon zu Lebzeiten Elisabeths deren Verehrung für die Franziskaner und Klarissen 
geteilt und übernahm die Verantwortung für die junge Stiftung gewiss nicht lediglich 
aufgrund der mütterlichen Bitte. Die junge Witwe hatte nach dem Tod ihres Gatten, des 
ungarischen Königs Andreas III., anscheinend keine Ambitionen auf eine weitere Ehe. 
Neben ihren schon früh entfalteten Aktivitäten zur Förderung von Klöstern ist ein 
Hinweis auf ihre Orientierungssuche im religiösen Bereich ihre Bitte an den Eichstätter 
Bischof Philipp, für sie eine Vita der heiligen Walpurga abzufassen.35 Schon vor der 
Königsfelder Stiftung hatte sie selbst den Plan zur Begründung eines Klarissenkonvents in 
Gnadental gefasst, den sie dann zugunsten des Königsfelder Projekts hatte fallen lassen. 
Und wenn auch das in der Königsfelder Chronik vermittelte Bild einer von Kindheit an in 
Frömmigkeit erstrahlenden Agnes dem Memorial- und Unterweisungscharakter des 
Werkes geschuldet war, so ist die wohldurchdachte Entscheidung der Königinwitwe für 
einen stark religiös bestimmten Lebensweg nicht in Zweifel zu ziehen. War, vom trau-
rigen Anlass abgesehen, die Königsfelder Stiftung für Agnes ein Glücksfall, so war es 
umgekehrt die Fürstin für das junge Kloster. Agnes verfügte aus den Zeiten ihrer Ehe und 
dem engen Kontakt zu ihrer tatkräftigen Mutter über Erfahrung in Politik und Verwal-
tung; sie trug den Titel einer einstigen Königin von Ungarn, war das älteste unter den 
noch lebenden Kindern Albrechts und Elisabeths und selbst kinderlos. All dies begün-
stigte nicht nur ihr Engagement für die Stiftung, sondern sicherte ihr wahrscheinlich auch 
eine gewisse Autorität im Kreis der Geschwister. 

                                                                 
33  Vgl. Sauter, Fürstliche Herrschaftsrepräsentation (2003), 35f. 
34  Vgl. Geschichte Friedrichs des Schönen. Ed. Chmel, Nr. 41, 537; Lichnowsky, Geschichte 

(1836−1844), Bd. 3, UA, Nr. 292. Ausdrücklich der Auftrag an Agnes in der Gründungs-
geschichte in StAAG AA/428, fol. 52rv; ediert im Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1086. 

35  Vgl. den Prolog: Vita S. Walpurgis. Ed. Carnandet, 553f. 
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Wohl noch im Jahr 1316 ließ sich die einstige Königin von Ungarn auf Dauer auf dem 
Klosterareal nieder, und zwar in einem Haus, das dort eigens für sie errichtet worden war. 
Den Plan zur Übersiedlung nach Königsfelden wird Agnes also wesentlich früher gehabt 
haben.36 Das Handeln der Habsburgerin gegenüber der Stiftung muss vornehmlich über 
die urkundliche Überlieferung des Doppelklosters rekonstruiert werden, die zwar breit 
und im Wesentlichen unversehrt ist, allerdings nur einen spezifisch begrenzten Ausschnitt 
ihrer Aktivitäten erkennen lässt. Gut fassbar ist, wie Agnes von Ungarn sich bald nach der 
Klostergründung darum bemühte, die Bestimmungen der Stiftungsurkunden durch den 
Orden der Franziskaner bestätigen zu lassen. Schon 1317 muss sie in dieser Angelegen-
heit an den Provinzialminister des Ordens, Heinrich von Thalheim, herangetreten sein. 
Dieser legte dem Ordensgeneral Michael von Cesena das Ansuchen vor, der seine Zu-
stimmung gab.37 Daraufhin gestattete Heinrich von Thalheim mit einer Urkunde, die am 
9. März 1318 in Straßburg ausgestellt wurde, dass die Königsfelder Franziskanerbrüder 
durch den Frauenkonvent unterhalten würden und beide Konvente die Klosterkirche ge-
meinsam nutzten.38 Agnes von Ungarn war bei der Beurkundung in Straßburg persönlich 
anwesend und erließ dort am 10. März eine Klosterordnung für die Königsfelder 
Konvente. Darin verwies sie zunächst auf die Bestimmungen, die ihre Mutter Elisabeth – 
von den Brüdern ist keine Rede – getroffen hatte und denen zufolge die sechs Fran-
ziskaner, die die Königsfelder Klarissen versehen und vorsorgen sülent an messen und 
auch die Gäste zu empfangen hätten, jährlich 24 Mark Herrengülte von den Klarissen 
erhalten sollten. Nun aber habe sich gezeigt, dass diese Mittel nicht ausreichend seien, 
weshalb den Brüdern die pfruonde mit sechs Mark Herrengülte aus den Erträgen der 
Kirche zu Stauffen aufgebessert werde. Außerdem gab Agnes detaillierte Anweisungen 
darüber, welche Almosen, die in der Klosterkirche dargebracht würden, die Brüder, 
welche die Schwestern erhalten sollten. Sie bestimmte, dass die Klarissen für den bau-
lichen Erhalt der Kirche und für die Kleinodien verantwortlich sein sollten, die ihre 
Mutter Elisabeth dem Kloster vermacht habe, und verbot deren Verkauf oder Verpfän-
dung. Sie setzte fest, dass Zuwendungen an das Kloster, sofern nicht anders bestimmt, zu 
gleichen Teilen an Männer- und Frauenkonvent gehen sollten. Abschließend regelte Agnes 
den Besitz des Klostersgeländes, das nahezu ausschließlich den Klarissen übertragen wurde, 
während Kirche und Friedhof beiden Konventen gemeinsam gehören sollten. 

Zum Erlass der Ordnung, die eine Mischung aus Bestätigung, Nachbesserung und 
vorausschauender Planung war, sah sich Agnes als Angehörige der Stifterfamilie mit 
Selbstverständlichkeit berechtigt. Das zeigt sich in der Bezugnahme auf Elisabeths 
Anordnungen ebenso wie in der Fomulierung unserre stift, mit der Agnes das Königs-
felder Kloster bezeichnete. Die Umstände der Beurkundung wie auch deren Besiege-
lung offenbaren, dass Agnes bei der Festsetzung der Ordnung nicht autokratisch 
                                                                 
36  Vgl. zu Agnes’ Aktivitäten bis zum Umzug nach Königsfelden Kurmann-Schwarz, Mittelalterliche 

Glasmalereien (2008), 32−35. 
37  Vgl. Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 46 (07.01.1318). 
38  Vgl. Gerbert, Crypta San-Blasiana (1785), Nr. 11, 144f. 
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vorgehen konnte. Das Dokument wurde mit vier Siegeln versehen, die im Text auch 
ausdrücklich erwähnt wurden: demjenigen Agnes’ folgten das Siegel Heinrichs von 
Thalheim, das der Königsfelder Äbtissin Guta von Bachenstein und das des Klarissen-
konvents. Die mehrfache Siegelung wurde damit begründet, dass die Ordnung mit dem 
guten Willen aller zustande gekommen sei. Trotzdem vermittelt die Ordnung nicht den 
Eindruck eines Vertrages, der unter gleichberechtigter Mitwirkung aller Beteiligten 
geschlossen worden war. Vielmehr erscheinen die Selbstverpflichtung der Klarissen-
gemeinschaft und die Bestätigung des Ordensprovinzials als Elemente zusätzlicher 
Sicherung für die Annahme der Satzung, die die Urkundenausstellerin vorgab. Zwang-
los aber wurden Hierarchie und Konsens verkoppelt. 

IV.3.1.2. Von Provisorien der Memoria zu Regeln des Gedenkens 

Angesichts der starken Stellung, die Agnes gegenüber der Königsfelder Stiftung einnahm, 
verwundert es, dass die frühe Königsfelder Überlieferung den Anteil der Königinwitwe an 
der weiteren Ausstattung der Stiftung und insbesondere an der Ausgestaltung der Memo-
ria vor Ort weniger gut dokumentiert. So dürfte Agnes beispielsweise beteiligt gewesen 
sein, als Äbtssin und Konvent von Königsfelden im Juli 1314 für die stattliche Summe 
von 250 Mark Silber das Gut Altenburg bzw. Veringen kauften.39 Zwar deutet im Urkun-
dentext nichts auf Agnes hin, doch ließ diese sich 1322 von Äbtissin und Konvent in 
einem Revers bestätigen, dass die Stifterin des Klosters, Königin Elisabeth, dasselbe Gut 
dem Kloster verschafft habe, und zwar zur Feier ihres Jahrtags wie auch dem ihres 
Gemahls, König Albrechts I.40 Auch im ersten Kopialbuch des Klosters wird das Gut als 
Jahrzeitdotation aufgeführt.41 Zwei andere frühe Erwerbungen des Klosters vom 
September 1314 und Juni 1315 waren nach dem Kopialbuch als Dotation für das jährliche 
Gedenken an König Andreas von Ungarn bestimmt.42 In allen erwähnten Fällen dürfte 
Agnes diejenige gewesen sein, die das Geld für die Ankäufe zur Verfügung stellte – aus 
eigenen Mitteln hätten die Klarissen die Kaufsummen gewiss nicht aufbringen können. 
Vielleicht trat Agnes nicht als Käuferin in Erscheinung, weil sie sich dabei vornehmlich 
als Treuhänderin der verstorbenen Mutter begriff. Zuweilen dürfte wohl noch unklar 
gewesen sein, ob die betroffenen Güter aus den von Elisabeth bereitgestellten Geldern 
oder dem persönlichen Eigentum Agnes’ finanziert würden. Damit korrespondierend war 
die künftige Zweckbindung der Einkünfte zum Zeitpunkt des Erwerbs vielleicht noch 
nicht immer durchdacht. 

Ohnehin deuten die angeführten Zeugnisse darauf hin, dass die Memorialpflichten 
der Königsfelder Konvente in den ersten Jahren informell geregelt waren. Gleiches 
lassen auch andere Urkunden vermuten. So bestätigte Herzog Leopold am 16. Oktober 

                                                                 
39  Vgl. StAAG U17/35; Baldinger, Agnes (1999), 37f. 
40  Vgl. StAAG U17/74; Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1106. 
41  Vgl. StAAG AA/428, fol. 6v. 
42  Vgl. StAAG U17/37f.; 45; StAAG AA/428, fol. 112rv; Baldinger, Agnes (1999), 52. 
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1317, seine Schwester Agnes habe mit Zustimmung all ihrer Brüder verpfändetes Gut 
eingelöst, das sie so lange nutzen dürfe, bis ihre Brüder oder deren Erben es wieder 
einlösen würden. Sollte Agnes jedoch vorher sterben, falle das Gut an das Kloster 
Königsfelden. Dieses solle das Gut so lange abniessen, bis es die Pfandsumme 
eingenommen habe. Zur Begründung dieser Regelung heißt es: Wand si mit dem selben 
gut hat gesetzet iren und irs wirtes, dez hohen und dez edeln kuenig Andres von Ungern 
jartag.43 Dieselbe Bestimmung findet sich in einer Urkunde Leopolds von 1322, mit der 
er seiner Schwester eine weitere Pfandauslösung gestattete.44 Aus dem Wortlaut der 
Urkunden ist zu erschließen, dass zumindest ein Teil der Einnahmen schon für den 
Jahrtag des Königs Andreas von Ungarn verwendet werden sollte, obwohl nicht das 
Königsfelder Kloster, sondern Agnes selbst zunächst in den Besitz der Pfandsache kam. 
Vielleicht hatte Agnes vor, für die Memoria ihres Gemahls wenigstens einen Teil der 
Einkünfte an die Königsfelder Konvente weiterzuleiten. 

1324 beurkundete Herzog Leopold, seiner Schwester Agnes den Kauf von drei Mühlen 
in Zofingen gestattet zu haben. Weiter heißt es: und daz selbe güt hat unsere vorgenante 
swester gegeben dem kloster ze Künigesvelt nach irem tode (…) ze habenne und ze 
niessenne (…), dar umb daz si ir sele gerete und ouch die Jarzit, die wir uns und unsern 
lieben geswistgeren geordnet haben, dester baz volbringen und volfüren mugen und 
sunderlich ir drie junchfrowe Ellen, Angnes und Künlen besorgen mugin (…) und ouch 
den Buwe des klosters dester baz volbringen mugin.45 Die in der Urkunde aufgeführten 
Bestimmungen vermitteln den Anschein des Provisorischen. Zum einen sollten die 
Königsfelder Klarissen volle Verfügungsgewalt über die ausgelösten Mühlen erst nach 
dem Tod Agnes’ von Ungarn erhalten. Zum anderen war es aufgrund der verschiedenen 
Zweckbestimmungen kaum möglich, die Einkünfte sofort dauerhaft aufzuteilen. Denn 
zumindest der Unterhalt für die drei erwähnten Frauen, Dienerinnen der Agnes, war 
zeitlich befristet, und auch die Aufwendungen für den Klosterbau mussten nach dessen 
Fertigstellung drastisch sinken, während die Memoria Leopolds und seiner Geschwister 
sicher auf Dauer umgesetzt werden sollte. Doch sind auch die Angaben dazu recht vage. 

Der Anschein des Unfertigen angesichts der Auslösung der Zofinger Mühlen wird 
noch dadurch verstärkt, dass dieselben zwei Jahre später in einer Urkunde der Gemahlin 
Leopolds, Katharinas von Savoyen, als Bestandteil ihrer Morgengabe aufgeführt wer-
den, und Katharina Agnes aufs Neue gestattete, darüber zu verfügen. Dasselbe tat ein 
weiteres Jahr darauf Elisabeth von Virneburg, die Witwe Herzog Heinrichs. Auch die 
Herzöge Otto und Albrecht II. verpfändeten die Zofinger Mühlen in der folgenden Zeit 
nochmals an Königsfelden. Offensichtlich handelte es sich also um von verschiedenen 
Seiten beanspruchten Besitz. Weil aber zu keiner Zeit den Königsfelder Klarissen der 
Besitz der Mühlen streitig gemacht wurde, wird man die Übertragungen an das Kloster 
wohl kaum als Versuche der verschiedenen Akteure deuten können, auf diese Weise die 
                                                                 
43  StAAG U17/59. Vgl. Quellenwerk Eidgenossenschaft. Ed. Schieß, 904. 
44  Vgl. StAAG U17/75 (09.08.1322). 
45  StAAG U17/83 (06.07.1324). 
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eigenen Ansprüche zu untermauern. Ohnehin lassen sich in einer übergreifenden 
Analyse des Gütererwerbs bis 1335 nur wenige Fälle feststellen, in denen die 
Eigentumsrechte der Habsburger nicht zur Gänze klar waren.46 Herrschaftliche oder 
politische Motive standen bei der Förderung des Königsfelder Klosters auf der Ebene 
des Gütererwerbs also nicht im Vordergrund. Trotzdem konnten die Pfandauslösungen, 
die Agnes von Ungarn immer wieder vornahm, für die habsburgischen Herzöge neben 
den sofort fließenden Beträgen einen indirekten Zugewinn an Herrschaft bedeuten, 
jedenfalls aber keinen Herrschaftsverlust. Die mit der Verpfändung übertragenen 
Rechte lagen nach der Auslösung nicht mehr bei Adligen, die immer auch potentielle 
Konkurrenten der Habsburger in ihrem Herkunftsgebiet waren, wenn auch die 
Pfandnehmer in der Regel Dienstleute und keine größeren Dynasten waren.47 Wenn 
Agnes die neue Pfandnehmerin war, blieb der Besitz ohnehin bei der Familie. Und auch 
wenn das Königsfelder Kloster in den Besitz der verpfändeten Güter gelangte, hatten 
die Habsburger, denen als Landesherren die Vogtei zukam, noch Aufsicht darüber. 
Doch waren die Pfandauslösungen auch für Agnes und das Königsfelder Kloster 
vorteilhaft, denn sie betrafen häufig Güter, die in der Nähe des Klosters lagen. Der 
Einzug der verschiedenen Einkünfte war mithin gut zu organisieren und abzusichern. 
Insgesamt ist der häufige Erwerb von Pfandschaften für Königsfelden in die zunehmend 
stärkere Fiskalisierung von Herrschaftsrechten einzuordnen.48 

Die zunächst vage oder für die Umsetzung des Totengedenkens wenig funktional 
erscheinenden Regelungen in den frühen Königsfelder Urkunden dürften vor allem 
darauf zurückgehen, dass sich das Kloster noch im Aufbau befand. Das betraf nicht nur 
die materielle Ausstattung. Das Kirchenschiff konnte 1320, der Chor jedoch erst 1330 
geweiht werden.49 Zudem wuchs die Klarissengemeinschaft in den ersten beiden 
Jahrzehnten sukzessive an. Waren deshalb mit dem Gütererwerb verbundene Auflagen 
nicht ganz einfach festzusetzen, so war eine frühzeitige Fixierung auch nicht nötig, weil 
der Einfluss der Stifter auf die Königsfelder Konvente gesichert war. Ohne Zweifel 
wurden diese von der Gründung an für die Memoria der Stifterfamilie – und bald auch 
diejenige des ungarischen Königs Andreas – herangezogen. 

Gewiss nicht zufällig galten die ersten verschrifteten Durchführungsbestimmungen 
zum Totengedenken im Revers des Klarissenkonvents aus dem Jahr 1322 gerade den 
Jahrtagen Albrechts I. und seiner Gemahlin Elisabeth. Anscheinend war zu diesem 
Zeitpunkt ein Zustand erreicht, der eine längerfristige und deshalb beurkundete Regelung 
der Memorialpraxis gestattete. An beiden Jahrtagen, so heißt es in der Urkunde, sollten 
drei Pfund für Kerzen ausgegeben werden. Den Königsfelder Franziskanern und deren 

                                                                 
46  Vgl. Baldinger, Agnes (1999), zu Zofingen ebd., 96−99. 
47  Vgl. Baldinger, Agnes (1999), 2; 71; Lackner, Verwaltung (1999), 66f.; zum Pfandwesen auch 

Marchal, Sempach (1986), 59−98. 
48  Vgl. Lüthi, Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte (1947); Boner, Gründung (1953), 110; all-

gemein Marchal, Sempach (1986); Hörsch, Adel (1986). 
49  Vgl. Boner, Gründung (1953), 89−93. 
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Gästen seien 30 Schillinge für eine Pitanz zu reichen, ebenso den Schwestern ein volles 
Mahl und für ein Mahl mit den Gästen dieses Tages 30 Schillinge, schließlich je drei 
Pfund an die Klausner und Klausnerinnen sowie andere Hilfebedürftige im Umkreis einer 
Meile um das Kloster zu verteilen.50 Das Dokument von 1322 ist über die konkreten 
Angaben zur Durchführung der Jahrtage hinaus in mehrfacher Hinsicht aufschlussreich. 
Besonders bemerkenswert ist, dass die Königinwitwe Elisabeth wie schon in der 1318 
erlassenen Ordnung darin nicht nur als alleinige Stifterin des Klosters bezeichnet, sondern 
zudem fingiert wird, Elisabeth habe die für die Dotation der beiden Jahrtage bestimmten 
Güter selbst erworben.51 Anscheinend lag Agnes von Ungarn sehr viel daran, Elisabeths 
Engagement für Königsfelden herauszustreichen. Die Darstellung war vielleicht insofern 
korrekt, als für den Kauf der Güter womöglich jene Mittel verwendet worden waren, die 
Elisabeth ihrer Tochter treuhänderisch für Königsfelden anvertraut hatte. Um die 
aufgezählten Pflichten zu begründen, war sie jedoch unnötig. Agnes von Ungarn sah 
mithin einen qualitativen Unterschied darin, ob ihre Mutter selbst als Wohltäterin in 
Erscheinung trat oder eine andere Person lediglich zu deren Gunsten stiftete. Diese Auf-
fassung, der Agnes auch später noch häufiger folgte, erweist in konkreter Gestalt die 
‚Gegenwart der Toten‘ als stabiles und stabilisierendes Normativ. Im doppelten Sinne 
handelte Agnes hier ‚für‘ ihre Mutter. 

Der Revers von 1322 zeigt außerdem, wie Agnes von Ungarn im Rückgriff auf 
verschiedene Formen des Rechts die Jahrtage ihrer Eltern mehrfach abzusichern ver-
suchte. Sie begnügte sich nicht damit, entsprechende Regelungen mit den Königsfelder 
Konventen abzusprechen, sondern ließ diese schriftlich fixieren und zudem vom 
Klarissenkonvent beeiden. Ganz im Gegensatz zum Befund der früheren Königsfelder 
Urkunden erweist sich darin, dass Agnes ein starkes Bedürfnis nach Regulierung hatte 
und keineswegs bereit war, die konkrete Ausgestaltung des Totengedenkens ins Belie-
ben der Königsfelder Konvente zu stellen. Zunehmende Konkretisierung, Differenzie-
rung und Ausweitung der Königsfelder Memorialpraxis kennzeichnen denn auch die 
Geschichte der Stiftung in den nächsten Jahrzehnten. 

IV.3.1.3. Der Entwurf eines Stiftungsprogramms und die Erweiterung der Grablege 

War schon in der Urkunde Leopolds über die Zofinger Mühlen von 1324 von einer Jahr-
zeit der Geschwister des Herzogs die Rede, so erweckt eine umfangreiche Zahl von 
Urkunden der folgenden Jahre den Eindruck, dass deren Memoria zu verankern eine Art 
Stiftungsprogramm wurde. Bereits einige Wochen vor Leopold hatte dessen Schwester 
Guta in ihrem Testament erklärt, sie wolle im Kloster zu Königsfelden, daz unser lieben 
mueter, und vrouen, unser, und auch unser geswistreide stift ist, (…) begraben werden 

                                                                 
50  Vgl. Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1106. 
51  Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1106, 407: das dü edel und hochgeborn frowe unser 

hertze liebü stifterin cuneginne Elizabeth selig unserm closter hat geschaffet das guot von 
Veringen etc. 
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und des jüngisten tages warten. Deshalb schenke sie dem Kloster ihre beste goldene 
Krone, deren Erlös in Gülten und Eigentum anzulegen sei für den Unterhalt eines 
Priesters aus dem Orden der Franziskaner und um ewig ihren Jahrtag zu begehen.52 Noch 
vor Guta, die 1329 starb, wurden zwei ihrer Brüder in Königsfelden beigesetzt: 1326 
Herzog Leopold und im folgenden Jahr Herzog Heinrich. Dass letzterer, zunächst in Graz 
bestattet und dann nach Königsfelden überführt, für seine Memoria dort vorgesorgt hatte, 
suggeriert das erste Königsfelder Kopialbuch. Darin werden dem Jahrtag Herzog 
Heinrichs mehrere Urkunden zugeordnet, mit denen das Kloster seit Anfang der 20er 
Jahre verschiedene Güter erworben hatte. In der Überschrift, die der Abschriftenserie 
vorangestellt ist, heißt es: Dis sint die brief über dü gueter, dü koufe wurdent mit dem sel 
gerete des edeln und hochgebornen fursten hertzog Heinrichs seligen von Oesterich, 
unsers gnedigen heren und stifters, und sol man von den selben guetern sin jartag began, 
als an sinen briefen geschriben ist.53 Keine der im Folgenden kopierten Urkunden aber 
war von Heinrich selbst ausgestellt worden. Das älteste zur Serie gehörige Original 
stammt vom 3. März 1322, ein weiteres vom 31. Mai 1325. Die übrigen Stücke wurden 
erst nach Heinrichs Tod ausgestellt. Und erst in einer Urkunde vom 23. August 1328, mit 
der die Königsfelder Klarissen vom Deutschen Orden Güter in Kulm erwarben, lässt sich 
im Urkundentext selbst ein eindeutiger Hinweis auf die Memoria Herzog Heinrichs 
finden: der Kauf sei getätigt worden von einem ewigen selgereit des hochgebornen fursten 
hertzog Heinrichs seligen von Oesterich, dem got gnade – so referierte der Schreiber des 
Kopialbuches buchstabengenau das ihm vorliegende Original.54 Wiederum gibt die 
Überschrift aber zusätzliche Informationen: Diz ist der brief uber das guot ze Culme, daz 
kouft wart mit dem selgereit des edeln und hochgebornen hertzog Heinrichs von 
Oesterich, unser gnediger herre und stiffter. Und sol man mit dem selben guot ein ewigen 
priester han minre bruoder ordens dur siner sele willen.55 

Wesentlich genauere Bestimmungen zur Verwendung der im Kopialbuch angeführten 
Güter werden in einem Revers aufgeführt, das Äbtissin und Klarissenkonvent von 
Königsfelden 1333 ausstellten. 200 Mark Silber Wiener Gewichts, so tun die Genannten 
darin kund, habe ihnen ihr gnädiger Herr und Stifter, Herzog Heinrich von Österreich, 
geschaffet, von denen sie die im folgenden genannten Güter gekauft hätten. Zuerst wird 
das in Kulm gelegene Gut angeführt und hinzugefügt: Dez selben guotes gulte sullen wir 
jaerlich geben den bruodern, dz si da von haben eweclich einen priester ir ordens hie ze 
Kungsvelt, dz der got für sin sele eweclich bitte. Und wenn der priester abstirbet oder 
anders verwandelt wirt, so sulen wir einen andern an sin stat nemen in einem manot, der 
singen und lesen mug, da von gottes dienst gemeret werd. Nach der sich anschließenden 
Aufzählung der restlichen Güterkäufe wird darauf hingewiesen, all diese Erwerbungen 
seien geschehen mit willen und wissent der hocherbornen fürstinn, unser gnädigen 
                                                                 
52  Monumenta. Ed. Gerbert, Nr. 12, 104−106. 
53  StAAG AA/428, fol. 115r, die gesamte Abschriftenserie fol. 115r−118v. 
54  StAAG AA/428, fol. 118v; StAAG U17/94. 
55  StAAG AA/428, fol. 118r. 
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frowen, frowen Elizabet, hertzoginne, dez vorgenanten hocherbornen, unsers gnädigen 
herren und fürsten, hertzog Heinrich säligen witeben.56 Insgesamt vermitteln die 
verschiedenen Zeugnisse das Bild, dass erst nach dem Tod Heinrichs konkrete 
Zweckbindungen für die angekauften Güter festgelegt wurden, darunter auch solche, 
deren Erträge ursprünglich wohl nicht für Gedenkzwecke verwendet werden sollten. 
Denn die Geldsumme von 200 Mark scheint erst über Heinrichs Witwe an das Kloster 
gekommen zu sein. Da in der Originalüberlieferung jeglicher eindeutige Hinweis auf eine 
Initiative des Herzogs fehlt, bleiben zur Erklärung der ihm zugeschriebenen Stiftung nur 
zwei Möglichkeiten: Entweder hatte Heinrich erst im Angesicht des Todes den Entschluss 
gefasst oder umgesetzt, in Königsfelden zu stiften. Oder aber die Stiftung erfolgte nur 
deshalb im Namen des Herzogs, weil die Mittel, die Elisabeth von Virneburg dafür 
verwendet hatte, von dem Verstorbenen stammten. Diese jedenfalls wurde hier in 
ähnlicher Weise für ihren Mann tätig, wie Agnes von Ungarn für ihre Mutter agiert hatte. 

Im Unterschied zu seinem Bruder Heinrich hatte Herzog Leopold dem Königsfelder 
Kloster keine allein für die eigene Memoria reservierten Mittel zukommen lassen, was zu-
nächst sehr merkwürdig anmutet, da Leopold ja als Regent der Vorlande mit den 
Belangen des Klosters am meisten zu tun hatte. Vielleicht erachtete er aber gerade dieses 
Engagement für die Stiftung als hinreichend, um sein Gedenken dort für sicher zu halten. 
Zudem ist in Erwägung zu ziehen, dass nur Leopold und sein älterer Bruder Friedrich bei 
der Begründung des Klosters im regierungsfähigen Alter gewesen waren. Beide hatten die 
Erstausstattung des Klosters frühzeitig um den Kirchensatz von Windisch erweitert und 
dem Kloster wichtige rechtliche Privilegien erteilt. Wenn auch die jüngeren Brüder später 
diese Verfügungen bestätigten, so könnte doch in der stärkeren Beteiligung Leopolds und 
Friedrichs an der Gründung des Klosters ein Grund dafür liegen, dass gerade diese beiden 
keine eigenen Zustiftungen vornahmen. Immerhin hatten Leopold und seine Gemahlin 
Katharina von Savoyen dem Kloster Kirchengewänder und andere Kostbarkeiten zukom-
men lassen.57 Auf jeden Fall, so belegt die schon öfter erwähnte Urkunde Leopolds über 
die Verpfändung der Zofinger Mühlen, hatte der Herzog den Plan mitgetragen, dass für 
ihn und seine Geschwister in Königsfelden Jahrzeiten eingerichtet werden sollten.58 

Hinreichende Indizien für Bestattungswünsche in Königsfelden finden sich für die 
Herzöge Leopold und Heinrich nicht.59 Der Zuwachs, den die Grablege in der dortigen 
Klosterkirche erfuhr, kann deshalb im Unterschied zur systematischen Ausweitung des 
anniversarischen Gedenkens auf die Kinder Albrechts I. und Elisabeths von Görz-Tirol 
nicht als Ergebnis bewusster Planung gedeutet werden.60 Die junge Stiftung dürfte sich 

                                                                 
56  StAAG U17/134 (01.11.1333). 
57  Vgl. das Verzeichnis von 1357: Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 88; Maurer, 

Kloster Königsfelden (1954), 251−254; Schramm / Fillitz / Mütherich, Denkmale (1978), 30f. 
58  Vgl. StAAG U17/83 (06.07.1324). 
59  Vgl. Koller, Habsburgergräber (1988), 260f. 
60  Obwohl in der Forschung eine solche oft implizit angenommen wird, vgl. die Belege dazu bei 

Bihrer, Wien und Königsfelden (Im Druck.). 
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als Grablege angeboten haben, und wahrscheinlich war Agnes von Ungarn an der Über-
führung der brüderlichen Leichname dorthin interessiert, verfestigten die Bestattungen 
doch die Bindung der Stiftung an die Familie der Habsburger. Wie sehr die Königs-
felder Konvente auch materiell davon zu profitieren vermochten, erweisen die Güter, 
die für Heinrichs Memoria nachträglich bereitgestellt wurden. Darüber hinaus war 
Königsfelden nun zur Familiengrablege geworden und als solche womöglich für 
weitere Familienangehörige als künftige Begräbnisstätte umso attraktiver, insbesondere 
für die beiden Witwen Leopolds und Heinrichs, die sich später an der Seite ihrer Gatten 
beisetzen ließen.61 

Für die Aufnahme zusätzlicher Leichname bot die Königsfelder Grablege gute Mög-
lichkeiten. Im östlichen Bereich des Kirchenschiffs, in dessen Achse gelegen, führte eine 
einfache Treppe in eine Gruft, die zwar nicht besonders geräumig war, aber doch mehrere 
Särge aufnehmen konnte. Über dieser war im Kirchenschiff eine eine marmorne Grab-
tumba aufgestellt worden, gestaltet als schlichter schwarzer Quader, von einem weißen 
Rahmen mit Blendarkaden umfangen. Die Form der Tumba erinnerte so an die Gestaltung 
von Altären und hatte ihr konkretes Vorbild wohl in den ähnlich ausgeführten Monumen-
ten im Speyerer Königschor, wo König Albrecht I. bestattet worden war. So wurde im 
Kirchenschiff der Bestattungsort Albrechts wie auch dessen Zugehörigkeit zum Königtum 
evoziert, während die schlichte Ausführung zugleich franziskanischen Vorstellungen ent-
gegenkam und die Gesamtanlage die Umwandlung von einer individuellen zu einer 
Familiengrablege ohne besonderen Aufwand ermöglichte.62 

Die Bestattungen der Jahre 1326 bis 1329 und die Fertigstellung des Kirchenbaus 
bald darauf dürften die wesentliche Gründe für Agnes von Ungarn gewesen sein, 
besondere Maßnahmen zur Sicherung, aber auch zur weiteren Ausgestaltung des Toten-
gedenkens im Königsfelder Kloster zu ergreifen. Die erste Frucht ihrer Bemühungen, 
für die Agnes wahrscheinlich ihre guten Kontakte zur päpstlichen Kurie hatte spielen 
lassen, war ein Indulgenzbrief, der im September 1329 von vierzehn Erzbischöfen und 
Bischöfen in Avignon ausgestellt wurde. Jeder einzelne der Aussteller erteilte damit all 
jenen Gläubigen einen vierzigtägigen Ablass, die für das Seelenheil der in Königsfelden 
bestatteten Königin Elisabeth und deren Söhne, die Herzöge Heinrich und Leopold, 
sowie für die Gesundheit der Königin Agnes – und nach deren Tod für ihr Seelenheil – 
wie auch für die Seelen aller Gläubigen mit frommer Gesinnung das Vaterunser und das 
Ave Maria beten würden, Messe halten oder halten lassen, das Officium defunctorum, 
den Psalter, die sieben Bußpsalmen oder andere fromme Gebete verrichten oder 
verrichten lassen, Almosen geben, den Anniversarfeiern derselben beiwohnen oder für 
diese Personen oder auch nur eine derselben beten würden.63 Im Kontext der Königs-

                                                                 
61  Katharina von Savoyen, gest. 1336, Elisabeth von Virneburg, gest. 1343. 
62  Zur Gestalt der Grablege vgl. Maurer, Kloster Königsfelden (1954), 62−65; Kurmann-Schwarz, 

Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 52f.; zur Deutung vgl. zuletzt ebd., 70−72. 
63  Vgl. auch zum Folgenden Homburger / Steiger, Zwei illuminierte Ablassbriefe (1957); mit Wie-

dergabe des Textes ebd., 137f. 
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felder Überlieferung, aber auch im Vergleich mit dem gleichzeitig gebräuchlichen 
Formular fallen mehrere Eigenheiten des für Königsfelden ausgestellten Ablassbriefes 
auf. Zunächst verwundert, dass die Namen Albrechts I. und seiner Tochter Guta, die ein 
halbes Jahr vor der Urkundenausfertigung gestorben und in Königsfelden bestattet 
worden war, in der Aufzählung der Verstorbenen fehlen. Im Falle Gutas kann davon 
ausgegangen werden, dass eine Königsfelder Vorlage wohl schon auf dem Weg an die 
Kurie in Avignon war, als Guta verstarb – mit einer langen ‚Bearbeitungszeit‘ ist allein 
wegen der in besonderen Werkstätten vorzunehmenden plakatartigen Gestaltung zu 
rechnen, umso mehr als das Königsfelder Stück besonders sorgfältig ausgeführt war. 
Albrechts Name hingegen fehlte wohl gerade deshalb, weil der Ablass sehr konkret auf 
die Grablege im Mittelschiff der Königsfelder Klosterkirche bezogen war. Agnes von 
Ungarn wurde sicher mit aufgeführt, weil sie vorhatte, sich ebenfalls vor Ort bestatten 
zu lassen. Ungewöhnlich und umso bezeichnender ist darüber hinaus, dass im Ablass-
brief für Königsfelden keine Kirchenfeste genannt wurden, an denen der Ablass erwor-
ben werden konnte. Partiell boten die Anniversarfeiern hier ein Äquivalent, aber 
wesentlich wichtiger und keineswegs üblich war die Gewährung des Ablasses allein für 
eine ganze Palette von karitativen und Gedenkleistungen für die in Königsfelden 
bestatteten Habsburger, was sowohl für die Angehörigen der Konvente selbst, als auch 
für alle anderen Besucher der Klosterkirche attraktiv sein musste. Gäste und Besucher 
erreichte der Ablassbrief wie andere solcher Dokumente auch, indem er am Äußeren 
der Klosterkirche befestigt wurde, wie Nagellöcher im Pergament und verwaschene 
Farben belegen. 

Als Indiz dafür, dass die Königsfelder Familiengrablege über die in der Dispositio 
Genannten hinaus keine weiteren Personen aufnehmen sollte, kann der Ablassbrief 
kaum angeführt werden. Er war ein Mittel, das Gedenken an die Genannten sowohl zu 
intensivieren wie auch zu extensivieren, er reicherte die heilswirksame Ausstattung der 
Königsfelder Stiftung an. Der Zeitpunkt, an dem das Ersuchen um einen Indulgenzbrief 
auf den Weg gebracht wurde, hatte vielleicht mit den Bestattungen der vergangenen 
Jahre zu tun, wies aber auch in die Zukunft. Denn bald stand die Weihe des Kirchen-
chores bevor, ein Akt, der symbolisch für die Vollendung der Stiftung stehen konnte 
und den aufzuwerten die Ausstellung eines Ablassbriefes gut geeignet war. Im 
Zusammenhang mit dem näher rückenden feierlichen Akt dürfte auch gestanden haben, 
dass Agnes von Ungarn 1329/1330 eine Serie von Ordnungen erließ, die das Kloster-
leben und auch die Memorialpraxis fixieren und rechtlich absichern sollten. 

IV.3.1.4. Die Verankerung der Memoria in der Verfassung des Klosters 

Eine erste Ordnung, und zwar über die Durchführung des Königsfelder Totengedenkens, 
erließ Agnes von Ungarn im Herbst des Jahres 1329. Sie regelte damit die Jahrzeiten ihrer 
Eltern, ihre eigene und die all ihrer Geschwister, sie sein gestift ald sie werden noch 
gestift. Zunächst richtete die Königinwitwe ein neues Amt im Klarissenkonvent ein, 
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nämlich ein sunder swester, dü der jartzit pflege und darzuo einen sundern gehalt habe. 
Diese Schwester sollte die Verwaltung der den Jahrzeiten zugeordneten Güter über-
nehmen und einmal jährlich Rechenschaft vor Äbtissin und Ratsschwestern ablegen. Die 
bisher oder künftig gestifteten Jahrzeiten solle man abhalten wie vorgeschrieben, was 
davon übrig bleibe, solle auf die Jahrzeiten ihrer seligen Geschwister aufgeteilt werden, 
die von in selben nicht eigen jartzit habent, und zwar so, dass dabei jeweils zwölf Kerzen 
brennen sollten, die Küsterin zehn Schilling erhalte, dem Konvent ein Pfund für Fisch 
gegeben, und – wenn so viel übrig sei – jeder Schwester ein Schilling gereicht werde. An 
den einzelnen Gedenktagen solle jede Schwester eine Vigilie und eine Seelmesse singen 
und zusätzlich eine Vigilie, ein Placebo, 100 Pater Noster und 100 Ave Maria sprechen. 
Am Ende der Urkunde erscheinen, wie schon in der Ordung von 1318, die Königsfelder 
Klarissen als kollektives Subjekt und erklären, sich bei ihrem Gewissen an die von Agnes 
erlassenen Regeln zu binden.64  

Mit der Ordnung von 1329 liegt das früheste eindeutige Zeugnis dafür vor, dass in 
Königsfelden nicht nur das Anniversargedenken König Albrechts I. und seiner Gemahlin 
Elisabeth gepflegt werden sollte, sondern auch das all ihrer Kinder. Die Einrichtung von 
Jahrzeiten für alle einzelnen Geschwister kann man kaum als praktische Umsetzung eines 
schon bei der Klostergründung anvisierten Konzepts verstehen, obgleich den Königs-
felder Klarissen schon in der Stiftungsurkunde Elisabeths von 1309 auferlegt worden war, 
für das Heil ihrer Nachkommen zu beten. Doch im Stiftungsdokument der Königinwitwe 
wurden im gleichen Zusammenhang auch Gebete für die Vorfahren erbeten – ohne dass 
dies ähnliche Nachwirkung in der Stiftungsgeschichte gehabt hätte.65 

Neben Agnes’ Bestreben, ausnahmlos allen ihren Geschwistern ein anniversarisches 
Gedenken zukommen zu lassen, zeigt die Ordnung von 1329 auch eine besondere Auffas-
sung von Stiftung im Sinne von Gabe und Gegengabe. Offenbar hielt es die Habsburgerin 
für erforderlich, jeweils eigene, zweckgebundene Einkünfte für die verschiedenen 
Jahrzeiten bereitzustellen, obwohl die Berufung auf den Wortlaut der Stiftungsurkunde 
ermöglicht hätte, auch ohne gesonderte Dotation Gedenkleistungen zu verlangen. Wie 
wichtig Agnes diese Sondervermögen waren, zeigt die Bestimmung, eine Kloster-
schwester nicht nur mit der Überwachung der Jahrtage, sondern auch mit der Verwaltung 
der zugehörigen Dotationen zu beauftragen. 

Die religiösen Hoffnungen, die Agnes mit dem Königsfelder Totengedenken verband, 
spiegeln sich nicht nur in den konkreten Anordnungen zur Gedenkpraxis, sondern auch im 
Beurkundungstermin der Ordnung. Agnes hatte dafür den Festtag des Erzengels Michael 
gewählt, dem nach mittelalterlicher Vorstellung als Seelenwäger am Tag des Jüngsten 
Gerichts im Wortsinn entscheidende Bedeutung für das Schicksal der Verstorbenen 

                                                                 
64  Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 29 (29.09.1329); Cod. dipl. Alemanniae. 

Ed. Neugart, Nr. 1112. 
65  Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1073: ut pro nobis et prefato domino nostro ac marito 

nec non pro vivis et defunctis nostris liberis ac progenitoribus universis divinam clementiam 
iugiter interpellent. 
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zukam. Vielleicht hatte Agnes diesen Tag auch deshalb als Termin der Urkundenaus-
fertigung gewählt, weil sie damit auf die zweite, als maßgeblich angesehene Stiftungs-
urkunde von 1311 Bezug nehmen konnte, die am selben Feiertag ausgestellt worden war. 

Die Ordnung von 1329 zeigt Agnes als Sachwalterin der Familienmemoria. Wenige 
Monate später, am 23. Januar 1330, erließ sie eine weit ausführlichere Ordnung, eine 
Art Klosterverfassung.66 Im Kern ordnete Agnes darin einzelnen Amtsinhaberinnen fest 
umrissene Einkünfte zu und fixierte äußerst detailliert deren Verwendung. So wurde 
etwa festgelegt, wann die Kellnerin den Schwestern und dem Gesinde welche 
Mahlzeiten zu reichen hatte, wie viele Paar Schuhe die Werkmeisterin jährlich bereit-
stellen sollte oder wie die Hühner zwischen Jahrzeitschwester und Siechmeisterin 
aufgeteilt werden sollten. Vier Mal im Jahr mussten alle erwähnten Amtsschwestern 
Rechenschaft ablegen. Keine Schwester sollte zwei Ämter übernehmen. Außerdem 
wurde den Amtsschwestern eingeschärft, nichts von den ihnen übertragenen Mitteln an 
Außenstehende zu verschenken. Agnes legte sodann die Zahl der gewählten Schwestern 
auf höchstens 40 fest. Zusätzlich konnten nur noch Dienstschwestern aufgenommen 
werden, die aber ohne Stimme im Kapitel bleiben sollten. 

Auch in der Ordnung über die Klosterämter traf Agnes Bestimmungen zum 
Stiftungszweck im engeren Sinne, also zur Königsfelder Gedenkpraxis. So findet sich 
unter den Anweisungen über die Bekleidung der Schwestern, für die die Werkmeisterin 
Sorge zu tragen hatte, eine Bestimmung zur Verwendung der Präsenzgelder, die die 
Klarissen an den gestifteten Jahrtagen erhielten: Wir wellen ouch, daz die pfennig, die 
den swestern gevallent von den jartziten, das si da mit gewinnen tuch uf das hobt und 
swas si linis tuches bedurfent. Diese Auflage stand wahrscheinlich im Zusammenhang 
mit dem für Klarissen geltenden Verbot von Privatbesitz, dem die Geldspenden bei den 
Anniversarfeiern entgegenstanden. Mit der nachträglichen Zweckbindung der Gelder 
war wohl eine Lösung gefunden, um den Wunsch nach gesonderten Gaben an die 
Klarissen beim Anniversarvollzug mit den Ordensvorschriften in Einklang zu bringen. 

Außerdem wurde die Äbtissin zur Unterstützung der Jahrzeitmeisterin verpflichtet. Bei 
weniger gut dotierten Jahrzeiten musste sie guten Wein bereitstellen. Falls überschüssige 
Einkünfte anfielen, sollte die Jahrzeitmeisterin mit dem Rat der Äbtissin neue Gülten 
ankaufen, um die Jahrzeiten zu besren. Auch im umgekehrten Fall, wenn Hagel oder 
andere Ursachen die Einkünfte schmälerten, hatte die Äbtissin der Jahrzeitmeisterin zu 
helfen, und zwar bei der Aufnahme von Darlehen, damit die Jahrzeiten ordnungsgemäß 
verrichtet werden konnten.67 Agnes von Ungarn war, so bezeugt die gesamte Ordung, mit 

                                                                 
66  Nur in Abschrift erhalten: StAAG AA/428, fol. 27r−28v; vgl. Boner, Königsfelder Klosterord-

nungen (1971), insb. 64−68. Zu Überlieferung und Kritik auch der verschiedenen Ordnungen vgl. 
ebd., passim. 

67  StAAG AA/428, fol. 28v: Du eptissenn sol ouch den jartziten, die niht mer habent denne ein pfunt, 
den swestern des tages guten win über tisch geben, und swenne du jarzit allü berihtet werden nach 
dem, so wir geordenot haben und ouch nach der gewonheit, als man si gewonlich begangen hat, ist 
denne das ir iht über das alles vor gestat, das sol mit der eptissenn rat gült kouffen und du jartzit 
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dem Klosterhaushalt bestens vertraut und antizipierte mögliche Probleme der Wirtschafts-
führung. Mit den aufgeführten Anweisungen versuchte sie auszuschließen, dass die 
Verantwortlichen auf geringe Dotation oder schwankende Einkünfte mit Einschränkungen 
des Stiftungsvollzugs reagieren würden. Darüber hinaus schob sie der Umwidmung von 
überschüssigen Einkünften aus den für die Anniversarien reservierten Sondervermögen 
einen Riegel vor. Die Kompetenzen der Jahrzeitmeisterin, die für die Sicherung der 
Memoria zuständig war, wurden über die Ordnung verkoppelt mit denen der Äbtissin, die 
Sorge für den gesamten Konvent zu tragen hatte. Da die Vorschriften das Zusammen-
wirken der einzelnen Amtsinhaberinnen des Klarissenkonvents betrafen, hatten sie in der 
Ordnung von 1330 den richtigen Platz. Im Unterschied dazu wirkt zunächst redundant, 
dass Agnes im Anschluss an diese Vorschriften auch die Gebetspflichten der Klarissen, 
die schon in der Jahrzeitordnung von 1329 festgeschrieben waren, noch einmal aufführen 
ließ. Vielleicht lag der Grund dafür in einer besonderen Bestimmung, mit der die Ordnung 
abschloss: Äbtissin und Konvent verpflichteten sich nämlich nicht nur, die Ordnung 
einzuhalten, sondern auch, dasselbe jede neugewählte Äbtissin und jede Schwester bei 
ihrer Aufnahme in den Konvent persönlich geloben zu lassen.68 

Mit der Ordnung vom 23. Januar 1330 hatte Agnes einen massiven Eingriff in die 
Organisation des Klarissenkonventes vorgenommen, ohne dass Vorbilder für ihre An-
ordnungen aus anderen Ordensniederlassungen erkennbar wären. Anscheinend entstand 
die ‚Klosterverfassung‘ in Hinblick auf die konkrete Königsfelder Situation.69 Wiede-
rum erscheint Agnes von Ungarn hier in ausgeprägt herrschaftlicher Stellung gegenüber 
dem Klarissenkonvent. Allerdings muss die Habsburgerin ihre Ordnung im Vorhinein 
mit einzelnen Mitgliedern des Konventes besprochen haben, um die Funktionalität der 
aufgestellten Normen zu gewährleisten. Hauptsächlich zielten die Vorschriften auf die 
langfristige Sicherung der sozialen und wirtschaftlichen Binnenstruktur des Klosters, 
ein Vorhaben, das ohne Beteiligung der Betroffenen kaum Aussicht auf Erfolg haben 
konnte. 

Die Klosterordnung vom Januar 1330 bildete eine feste Grundlage für die Organisa-
tion des Klosterhaushalts und die Versorgung der Klarissen. Dieses Ziel war jedoch für 
Agnes nicht das allein handlungsleitende, als sie die Ordnung erließ. Das geht daraus 
hervor, dass die Habsburgerin im Januar 1330 in der Hauptsache nur über die Grund-
ausstattung des Klosters Verfügungen getroffen hatte. Erst in einer weiteren Ordnung, 
ausgestellt am 2. Februar, dem Fest Mariä Lichtmess, regelte Agnes die Verwendung 

                                                                                                                                                                    
besren. Were aber das das ir gebreste von hagel oder von welher leven sachen ez were, so ist du 
eptissenn gebunden, daz si ir helfe ze entlehenne, untz si ez von den jartziten fürgelten müge, daz du 
jartzit verrihtet werden als wir ez geordenet haben gar und gentzlich. 

68  StAAG AA/428, fol. 28v: Ich suuester Agnes eptissenn und der convente gemeinlich ze Chüngesvelt, 
daz wir daz stet haben und alle unser nachkomen bi unser truwe, und swenne wir ein eptissenn 
erwellen, das diu lob stet ze haltenne und ein iecklichü swester, die wir empfahen zuo der 
gehorsam,i das dü das lob stet ze haltenne mit der gehorsami alles, das vorgeschriben ist. 

69  Vgl. Boner, Königsfelder Klosterordnungen (1971), 83. 
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derjenigen Güter, die sie aus ihrem persönlichen Besitz dem Kloster übertragen hatte.70 
Zum Teil legte Agnes die Verwendung der daraus fließenden Einkünfte wiederum sehr 
genau fest. Zusätzliche Einkünfte gingen ans Werkamt zum Kauf von Pelzen, ans 
Siechhaus und an die Jahrzeitschwester, die davon in der Advents- und Fastenzeit guten 
Fisch und anderes mehr für die Mahlzeiten des Konvents bereitstellen sollte. Die aus-
führlichsten Anweisungen galten jedoch der Memoria des Königs Andreas von Ungarn 
und dessen Witwe selbst, für die Einnahmen von insgesamt acht Mark Geldes aus 
einzeln aufgeführten Gütern reserviert worden waren. Beide Jahrtage sollten auf gleiche 
Weise begangen werden. Im Einzelnen bestimmte Agnes, dass sieben Mütt Getreide 
verbacken und an arme Menschen verteilt, zwei Pfund für die Mahlzeit der Klarissen 
verwendet und vier Pfund unter den Schwestern aufgeteilt würden. Außerdem war ein 
Pfund an Klausnerinnen, Hausarme und ander guot lüte aufzuteilen. Für die Mahlzeiten 
auswärtiger Priester, die zu den Anniversarfeiern kommen würden, wurde die gleiche 
Summe bereitgestellt, ebenso für die Königsfelder Franziskaner und für auswärtige 
Brüder. Unter den Königsfelder Mönchen waren überdies 30 Schilling auszuteilen. Für 
drei Pfund sollten Kerzen beschafft werden. Im Gegenzug hatten die Königsfelder 
Franziskaner gemeinsam eine Seelmesse und eine Vigil zu singen, dazu jeder einzelne 
eine Seelmesse zu halten. Die Klarissen wurden verpflichtet, eine Vigil und 100 Ave 
Maria zu beten. Zudem sollte die Küsterin drei Pfund für Lampenöl erhalten. 

Über die Jahrtage hinaus stiftete Agnes zwei zusätzliche Priesterstellen, die sie mit 
insgesamt 31 Pfund Pfennigen dotierte, welche die Klarissen den Franziskanern jährlich 
zu reichen hatten. Außerdem legte Agnes fest, dass ihre drei Dienerinnen auf Lebenzeit 
von den Klarissen versorgt würden. Und wie schon in der Ordnung, die die Habsbur-
gerin zehn Tage zuvor hatte ausstellen lassen, wurde auch dieses Mal das Gelöbnis von 
Äbtissin und Konvent, die Ordnung zu halten und dies auch von jeder künftigen 
Äbtissin und jeder neu aufgenommenen Schwester geloben zu lassen, in den Text mit 
aufgenommen. 

Vergleicht man die drei Ordnungen, die Agnes von Ungarn von September 1329 bis 
Februar 1330 erließ, werden die Leitlinien, denen die Habsburgerin dabei folgte, deut-
lich erkennbar. So unterschied sie offenbar noch immer zwischen treuhänderischem 
Handeln und der Umsetzung eigener Wünsche. Mit den ersten beiden Ordnungen hatte 
Agnes, wie ihre Mutter dies angestrebt hatte, Königsfelden als Familienstiftung eta-
bliert. Sowohl die Memoria ihrer Eltern und Geschwister, als auch der Unterhalt des 
Klarissenkonvents waren damit gesichert. Agnes betonte insbesondere in der Ordnung 
vom Januar 1330 den treuhänderischen Charakter ihres Handelns, wies sie doch eigens 
darauf hin, Regelungen über die Einkünfte aus jenen Gütern zu treffen, die die 
Klarissen erhalten hätten von unser lieben frowen und muoter, chüneginne Elzbethen 
selig, und von unsern bruedern durch unsers lieben herren seligen sel chünig Albrecht 

                                                                 
70  Nur in Abschrift: Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 30; StAAG AA/428, 

fol. 25v−27r. 
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und unser und aller unserr geswistergit und vordern sele.71 Die Formulierung griff 
sicher bewusst das schon in der Urkunde ihrer Mutter Elisabeth von 1309 angeführte 
Stiftungsmotiv auf. 

Indem Agnes ihr eigenes Totengedenken nicht im Zusammenhang mit den zugunsten 
ihrer Verwandten getroffenen Regelungen im Königsfelder Kloster verankerte, sondern 
in einer eigenständigen dritten Ordnung, setzte sie sich aber auch von ihrer Familie ab. 
Ebenso wie die Habsburgerin war durch die Mehrzahl der Ordnungen die Königin von 
Ungarn präsent, gleichermaßen die vorbildlich für das Seelenheil ihres Gemahls 
handelnde Witwe. Außerdem hob Agnes ihre Rolle als herausragende Wohltäterin des 
Königsfelder Doppelklosters hervor, indem sie den Unterhalt der Klarissen gezielt 
aufbesserte und den Umfang des Männerkonvents erweiterte. 

Neben den Unterschieden weisen alle drei Ordnungen jedoch auch eine charakteris-
tische Gemeinsamkeit auf: Agnes unterschied strikt zwischen Klostergut und Jahrzeit-
dotationen. Letztere sah sie als Güterkomplexe an, die den Klarissen ihrerseits aus-
schließlich in treuhänderischem Sinne übergeben worden waren. So getreulich wie ihr 
eigenes Gut – mit allen trüwen als ir eigen gut – solle die Klarissengemeinschaft die für 
die Jahrzeiten reservierten Sondervermögen versehen, heißt es in der Jahrzeitordnung 
von 1329.72 Indem Agnes nicht allein die Zweckbindung der aufgeteilten Einkünfte, 
sondern auch deren Herkunft genau benennen ließ, blieb der Anteil der einzelnen 
Familienmitglieder an der Königsfelder Stiftung auch in den Klosterordnungen präsent. 
In der Summe hatte Agnes mit dem Erlass der Ordnungen nicht allein die interne 
Organisation des Klosters weitgehend vorgeprägt, sondern auch ein ganzes Ensemble 
von Strukturen geschaffen und Maßnahmen festgelegt, die direkt oder indirekt die 
Stabilität des Stiftungsvollzugs gewährleisten sollten. Neben den von Agnes inten-
dierten Sicherungsmechanismen musste die Ämterstruktur auch Effekte von Belohnung 
oder Anerkennung erzeugen, die die Übernahme eines Amtes und die Art der Amts-
führung mit sich brachte. Auch diese Effekte dürften sich verfestigend auf die 
Memorialpraxis ausgewirkt haben. 

Ein weiterer Aspekt fällt an allen drei Ordnungen auf: obwohl Agnes von Ungarn 
größte Sorgfalt darauf verwendet hatte, den Umgang mit den Einkünften des Königs-
felder Klosters zu fixieren, tauchen nirgendwo Sanktionen für den Fall auf, dass die 
Klarissen Einnahmen zweckentfremdet verwenden würden. Aus einem wenig später 
abgefassten Dokument wird allerdings klar, dass Agnes keineswegs auf Kontroll-
maßnahmen zur Überwachung ihrer Anordnungen verzichtete. Sie nutzte dafür die 
Strukturen des Franziskanerordens. Schon bald nach dem Erlass der Klosterordnungen 
konnte Agnes eine entsprechende Urkunde des Ordensministers der Franziskaner in 
Oberdeutschland erwirken. Darin wurde den Visitatoren des Ordens zur Pflicht 

                                                                 
71  StAAG AA/428, fol. 27r−28v, hier 27v. 
72  Cod. dipl. Alemanniae. Ed. Neugart, Nr. 1112; Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, 

Nr. 29. 
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gemacht, bei ihren Aufenthalten in Königsfelden die Einhaltung der verschiedenen 
Anordnungen zu prüfen, die Agnes gegeben hatte oder noch geben würde.73 

Durch den Vergleich mit einer weiteren Ordnung lässt sich das Vorgehen der 
Habsburgerin bei der Regelung des Klosterlebens noch weiter konturieren. Auf Anord-
nung der Fürstin wurden im Oktober 1332 Vorschriften für den Gottesdienst fixiert. Mit 
der zugehörigen Urkunde, ausgestellt von den beiden Königsfelder Konventen, wurde 
die Begehung der Tagzeiten und das Singen der Messen ebenso geregelt wie die 
Verantwortlichkeiten beim Memorialvollzug. So man sol singen sel vesper und vigilie 
ze jahrzeiten oder anders in dem jare, so süllen wir, die bruoder sunderlich, selvesper 
und vigilie singen allein zu dem lesten und wir, die swestern, da vor ouch ein gantz 
selvesper und vigilie singen, alterseine unz uf das ende. Beim Erlass der Gottesdienst-
ordnung trat zwar ebenso wie bei den vorangegangenen Klosterordnungen Agnes als 
Initiatorin auf, doch holte sie zur Beurkundung die verantwortlichen Ordensoberen 
hinzu, den Provinzialminister und den zuständigen Visitator des Klosters. Beide 
bestätigten gemeinsam mit Agnes von Ungarn, beim Beschluss der Anordnungen 
zugegen gewesen zu sein und ihre Zustimmung gegeben zu haben. Besiegelt wurde die 
Urkunde mit den insgesamt fünf Siegeln aller Beteiligten.74 Im Unterschied zu den 
Anordnungen, mit denen Agnes die Verwendung des Stiftungsguts geregelt hatte, nahm 
sie sich bei denen zum Gottesdienst zurück und trat nicht als Ausstellerin der Urkunde 
in Erscheinung. Rechtlich gesehen war die Gottesdienstordnung eine Übereinkunft 
zwischen den Königsfelder Konventen, sanktioniert im Rahmen der Strukturen, die der 
Orden vorgab. Agnes trat als Stiftungsbeauftragte, als Initiatorin und Zustimmende auf, 
hatte also im Vergleich zu den vorangegangenen Ordnungen gewissermaßen mit den 
Konventen die Rollen getauscht. Wieviel Handlungsspielraum Mönche und Nonnen 
tatsächlich gehabt hatten, lässt die Ordnung allerdings nicht erkennen. Doch zeigt die 
Vorgehensweise bei der Beurkundung, dass die Abhaltung des Gottesdienstes im 
Einzelnen wenigstens auf der Ebene des Rechts als Kompentenz der Konvente 
aufgefasst wurde. 

IV.3.1.5. Vom Programm zur Etablierung des Gedenkens 

Die ausgeprägte innerfamiliäre Solidarität, die in Königsfelden dadurch repräsentiert 
wurde, dass für alle Geschwister Agnes’ von Ungarn ein anniversarisches Gedenken 
eingerichtet werden sollte, hatte nicht zur Folge, dass die Stiftungsimpulse einzelner 
Familienangehöriger nivelliert wurden. Dies wird nicht nur beim Vergleich der 
verschiedenen Klosterordnungen sichtbar. Wie wichtig es Agnes war, die Zuwendungen 
ihrer Geschwister an das Königsfelder Kloster als Einzelleistungen zu würdigen und der 
Nachwelt im Gedächtnis zu halten, zeigt sich auch darin, dass sie am Marienfesttag im 
Februar nicht nur eine Ordnung über die Verwendung ihrer eigenen Gaben an das 
                                                                 
73  Vgl. StAAG AA/428, fol. 30v−31r (10.02.1332). 
74  Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 37 (18.10.1332). 



136 Der Fall Königsfelden: Familiengedenken im Klarissen- und Franziskanerkloster 

Kloster erließ, sondern in einer gesonderten Urkunde die Jahrzeitstiftung ihrer Schwes-
ter Guta regelte. Agnes bekundete darin, mit dem almuosen unserr hertzlieben swester 
seligen Guoten grefinne von Oettingen ein Gut in Koellinkon erworben zu haben. Aus 
den daraus fließenden Gülten sollte Gutas Jahrzeit finanziert werden. Die Auflagen 
ähnelten denen, die Agnes für ihr eigenes Anniversar und das ihres Gemahls vorge-
schrieben hatte: ein Pfund war dem Klarissenkonvent und den kranken Schwestern für 
guten Fisch zu reichen, vier Pfund in Beträgen von je zwei Schilling unter den Schwes-
tern aufzuteilen. Die Küsterin sollte – wie bei der Jahrzeit König Albrechts – für ein 
Pfund 20 Kerzen bereitstellen. Ein Pfund war den Franziskanern für die Mahlzeit zu 
übergeben. Daneben sollten vier Mütt Getreide verbacken und unter gemein arme lute 
verteilt werden. Die Gebetspflichten der Klarissen entsprachen genau dem, was Agnes 
in der Jahrzeitordnung von 1329 festgelegt hatte: Der Konvent hatte eine Vigil und eine 
Seelmesse zu singen, darüber hinaus jede einzelne Schwester eine weitere Vigil, ein 
Placebo, 100 Pater noster und 100 Ave Maria zu beten.75 

Die Vorgaben, die Agnes von Ungarn für die Memoria ihrer Schwester machte, sind 
deshalb besonders aufschlussreich, weil sie von den Wünschen, die Guta testamen-
tarisch festgehalten hatte, abweichen. Denn in ihrem Testament von 1324 hatte Guta 
angeordnet, von ihrer Vergabung an das Königsfelder Kloster neben ihrem Jahrtag auch 
eine weitere Priesterstelle im Franziskanerkonvent zu finanzieren.76 Wenn Agnes dem 
1330 nicht nachkam, hatte das wohl vor allem den Grund, dass die von Guta bereit-
gestellten Mittel dafür nicht ausreichten. Ob Agnes mit ihrer Schwester noch vor deren 
Tod dieses Problem und das weitere Vorgehen besprochen hatte, muss offen bleiben. In 
jedem Fall kam ihr die Schlüsselrolle zu, als es galt, den individuellen Stiftungsimpuls 
der Schwester auf die Königsfelder Verhältnisse anzupassen. Guta hatte für die Feier 
ihres Anniversars keine weiteren Angaben gemacht. Als Agnes dafür konkrete An-
weisungen erließ, orientierte sie sich offenbar am Muster der bereits gestifteteten 
Jahrtage. Ausdrücklich vermerkt wurde dies für die Anzahl der Kerzen, die derjenigen 
am Jahrtag König Albrechts entsprechen sollte. Mit den Jahrtagen ihrer Eltern, ihrer 
Schwester Agnes und Andreas’ von Ungarn hatte derjenige Gutas zudem gemein, dass 
beiden Königsfelder Konventen aus den Erträgen der Stiftungsgüter Mahlzeiten 
gereicht wurden und für die Verteilung von Brot an die Armen gesorgt war. Die Höhe 
der für die Brotspende reservierten Mittel differierte an den verschiedenen Jahrtagen in 
bezeichnender Weise: 20 Mütt Kerne waren es am Jahrtag König Albrechts, 15 an dem 
Königin Elisabeths, je sieben an den Jahrtagen Agnes’ und Andreas’ von Ungarn. Gutas 
Jahrtag rangierte mit vier Mütt also an letzter Stelle. Im Unterschied zu den genannten 
Jahrtagen standen für Gutas Anniversarfeier auch keine Mittel für Gäste und für Geld-
spenden an die Armen zur Verfügung. Nicht gespart hatte Agnes hingegen bei der 
Geldspende, die jeder einzelnen der Königsfelder Klarissen zu übergeben war, eine An-
                                                                 
75  StAAG U17/104 (02.02.1330). Vgl. die Textwiedergabe nach StAAG AA/428, fol. 120v–121r, 

bei Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 106. 
76  Vgl. Monumenta. Ed. Gerbert, Nr. 12, 104−106 (30.05.1324). 
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weisung, die wohl mit der strikten Abgrenzung von Klostergut und Jahrtagsdotationen 
zusammenhing. Der strikten Trennung dieser Güterkomplexe entsprach es, dass die 
Klarissen bei den einzelnen Anniversarfeiern auch gesondert Zuwendungen als spezi-
fische Gabe der Stifter oder Stifterinnen empfingen. Gleiches galt prinzipiell auch für 
die Franziskaner. Wenn sowohl bei Gutas Anniversar als auch bei denen derjenigen Ge-
schwister, die nicht selbst in Königsfelden gestiftet hatten, die Leistungen an die 
Franziskaner gekürzt wurden, hatte das zum einen mit deren gegenüber dem Frauen-
konvent untergeordneten Position zu tun. Anderseits entsprach dieses Vorgehen den 
strengeren Armutsgeboten des männlichen Ordenszweiges. 

Was sich bei den Anordnungen für Gutas Jahrtag bereits andeutet – die Tendenz zur 
Normierung der habsburgischen Anniversarien in Königsfelden –, wird noch deutlicher 
aus einer Stiftung ihres Bruders Otto. Bereits im April 1330 übertrug dieser, mit der 
Zustimmung seines älteren Bruders Albrecht, dem Königsfelder Kloster den Kirchensatz 
und den Hof von Gebisdorf.77 In der Urkunde heißt es, die Schenkung erfolge zum 
Seelenheil König Albrechts, seines Vaters, seiner Mutter Elisabeth, König Friedrichs, 
seines Bruders, dem seiner anderen Vorfahren und besonders für das Anniversar des 
berühmten Herzogs von Österreich, Leopold, seines Bruders. Am 1. November, also am 
Festtag Allerheiligen, erweiterte und konkretisierte Otto die Stiftung. Er bestätigte, den 
Königsfelder Klarissen den Hof Gebisdorf dur unser vordren und unser selbes sele willen 
übertragen zu haben, und erließ nun einzelne Bestimmungen für Leopolds Jahrzeit, die 
exakt mit denen übereinstimmten, die Agnes von Ungarn für ihren eigenen Jahrtag und 
den ihres Gatten erlassen hatte.78 In gleicher Weise wie der Jahrtag Leopolds, ließ Otto in 
der Urkunde verlauten, sei nach seinem Tode auch sein eigener zu begehen. Solange er 
lebe, solle nach gleichem Muster am 25. März der Jahrtag seiner Frau Elisabeth vollzogen 
werden. Zusätzlich stiftete Otto eine weitere Priesterstelle im Franziskanerkonvent. Die 
Klarissen hatten den Brüdern zu deren Ausstattung vier Mark Herrengülte aus den 
Gebisdorfer Erträgen zu reichen. Die Brüder sollten als Gegenleistung für den Ausbau 
ihres Konvents ewechlich alwochen gebunden sin, ein selmesse ze singend dur unser und 
unserr vorder sel willen. Otto bestimmte außerdem, dass alle in Königsfelden gestifteten 
Priesterstellen auch stets zu besetzen seien. Falls die Zahl der Franziskaner mehr als drei 
Monate lang unvollständig sei, sollten die Klarissen die pfründ des selben brüders haben 
und (…) die selben pfründ valen under gemein arme lüte zu den jartagen. 

Ottos Stiftung kann als paradigmatisch gelten für eine ganze Zahl weiterer Stiftungen, 
die seine Schwestern und Brüder wie auch die Gemahlinnen letzterer in den folgenden 
Jahren in Königsfelden verankerten. 1333 stellten die Königsfelder Klarissen einen 
Revers über die Jahrtage des bereits verstorbenen Herzogs Heinrich wie auch dessen 
Gemahlin Elisabeth von Virneburg und die Einrichtung einer weiteren Priesterstelle aus.79 
Für Katharina von Savoyen, die Gemahlin Herzog Leopolds, die 1337 gleich ihrem 
                                                                 
77  Vgl. Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 31 (30.04.1330). 
78  StAAG U17/116, zwei Originale mit minimalen Abweichungen. 
79  Vgl. StAAG U17/134 (01.11.1333). 
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Gatten in Königsfelden bestattet wurde, stiftete umgehend Herzog Albrecht einen 
Jahrtag.80 Im gleichen Jahr ordnete er auch den eigenen Jahrtag in Königsfelden und 
stiftete dort zwei Pfründen für arme adlige Jungfrauen.81 Gleichzeitig wurde er für seine 
Schwester Elisabeth von Lothringen aktiv, die ihm 100 Mark Silber für ihr „Seelgerät“ 
überlassen hatte und erweiterte aus diesen Mitteln ein weiteres Mal den Franziskaner-
konvent um einen Priester.82 1340 wurde Albrecht noch einmal für einige seiner ver-
storbenen Geschwister aktiv, insbesondere für König Friedrich den Schönen.83 Einen 
Jahrtag für Friedrich und für dessen Witwe Isabella von Aragon hatte schon 1335 Agnes 
von Ungarn aus Mitteln eingerichtet, die Isabella dem Königsfelder Kloster testamen-
tarisch überlassen hatte.84 Erst Albrecht gewährleistete aber durch seine Zustiftung, dass 
Friedrichs Jahrtag auf demselben Niveau begangen werden konnte wie sein eigener. Aus 
den überschüssigen Einkünften sollten die Jahrtage derjenigen Geschwister begangen 
werden, die nicht selbst in Königsfelden gestiftet hatten. Agnes von Ungarn konkretisierte 
noch im gleichen Jahr Albrechts Anweisungen: Neben Friedrichs Jahrtag sollten diejeni-
gen ihres Bruders König Rudolf von Böhmen und ihrer Schwestern Anna, Herzogin von 
Breslau, und Katharina, Herzogin von Kalabrien, begangen werden, falls die Mittel dafür 
zur Verfügung stünden. Die Brüder sollten an den Gedenktagen 12 Schilling für Fisch, die 
Schwestern 2 Pfund für die Mahlzeit erhalten.85 Noch im selben Jahr, 1340, stiftete 
Elisabeth von Lothringen – in Zusammenarbeit mit ihrer Schwester Agnes von Ungarn – 
ihren Jahrtag in Königsfelden.86 

Die aufgezählten Stiftungen zeigen deutlich die Tendenz zur Vereinheitlichung der 
einzelnen Jahrtage: So sollten die Anniversarfeiern für Andreas und Agnes von Ungarn, 
Herzog Leopold und dessen Gemahlin Katharina von Savoyen, Herzog Heinrich und 
Elisabeth von Virneburg, Herzog Otto und seine erste Gemahlin Elisabeth von Nieder-
bayern, Herzog Albrecht sowie König Friedrich den Schönen identisch ablaufen. Der 
Jahrtag Elisabeths von Lothringen unterschied sich davon lediglich in der Höhe der 
Brotspende: nicht sieben, sondern nur fünf Mütt Getreide sollten verbacken werden. Die 
Ausgangspunkte für die einheitliche Gestaltung der Anniversarien waren der Gedenktag 
König Albrechts – die Anzahl der Kerzen betreffend –, die Jahrtagsordnung von 1329 in 

                                                                 
80  Vgl. StAAG U17/156 (1337, ohne Tag); vgl. auch StAAG U17/179 vom 16.10.1339. 
81  Vgl. StAAG U17/165 (16.10.1337); vgl. auch StAAG U17/179 vom 16.10.1339. 
82  Vgl. StAAG U17/166 (16.10.1337); vgl dazu die Urkunde Elisabeths von Lothringen vom 

04.07.1340: StAAG U17/187. 
83  Vgl. StAAG U17/182 (03.01.1340). 
84  Isabella hatte testamentarisch außerdem Anweisung zur Einrichtung einer weiteren Pfründe für den 

Franziskanerkonvent gegeben, die aber nicht umgesetzt wurde. Für den Testamentstext vgl. Maurer, 
Zwei Wohltäterinnen (1888), 43f.; Cod. dipl. Hungariae. Ed. Fejér, Nr. 313. Zur Einrichtung der 
Jahrtage durch Agnes von Ungarn vgl. die Urkunde vom 04.07.1335: Liebenau, Lebensgeschichte 
(1868), UA, Nr. 153, vgl. auch StAAG AA/428, fol 118v–122r. 

85  Vgl. Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 186 (24.06.1340). 
86  Vgl. StAAG U17/186 (04.07.1340); vgl. auch die Urkunde Agnes’ von Ungarn vom selben Tag 

StAAG U17/187a. 
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Hinblick auf die Gebetsauflagen und die Bestimmungen, die Agnes von Ungarn für ihren 
Jahrtag und den ihres Gatten gemacht hatte – sofern es um Spenden an die verschiedenen 
Destinatäre ging. Neben dem Zug zur Einheitlichkeit zeigen die verschiedenen 
Anordnungen im Vergleich allerdings auch eine Stufung des Aufwands für die einzelnen 
Jahrtage. Besonders herausgehoben waren demnach die Gedenkfeiern für König 
Albrecht I. und Elisabeth, was nicht überrascht. Abseits davon waren die Anniversarien 
für Frauen in der Regel mit geringeren Ausgaben verbunden als diejenigen für männliche 
Familienangehörige, was allerdings nicht für Agnes von Ungarn gilt. 

IV.3.1.6. Memorialhorizonte 

Die hohe Zahl einzelner Impulse zur Sicherung des Gedenkens erweist die Königsfelder 
Stiftung als Familienprojekt mit erstaunlich breiter Beteiligung. Die einzelnen angela-
gerten Stiftungen dürften, auch wenn das in der Überlieferung nicht immer greifbar 
wird, durch Agnes von Ungarn koordiniert worden sein, anders ist die große Überein-
stimmung bei den Stiftungsauflagen nicht zu erklären. Trotzdem ist der Anteil Agnes’ 
in Bezug auf den Ausbau Königsfeldens zum Memorialort einer ganzen Generation von 
Habsburgen auch nicht zu überschätzen. Denn selbst wenn man annimmt, dass Agnes 
sich bei ihren Geschwistern werbend für das Kloster verwandte, so lag doch letztlich 
die Entscheidung, dort zu stiften, bei diesen selbst. Nahezu alle Geschwister, die zum 
Zeitpunkt der Klostergründung noch gelebt hatten, waren in irgendeiner Weise für 
Königsfelden aktiv geworden. Die einzige Ausnahme ist Anna von Breslau. Katharina 
von Kalabrien hatte zwar nicht selbst in Königsfelden gestiftet, aber zugunsten des 
Klosters beim Papst interveniert. Zudem ist in ihrem Fall zu bedenken, dass Katharina 
nach ihrer Heirat weit entfernt von der Heimat lebte und schon früh, 1323, verstarb. 
Wie stark Königsfelden als Bezugspunkt wirkte, lässt sich vor allem an den Stiftungen 
der Herzöge Otto und Albrecht ermessen, weil beide selbst an anderen Orten Klöster 
gestiftet und diese zum Ort ihrer Grablegen bestimmt hatten, trotzdem aber auch in 
Königsfelden ihre Memoria und die ihrer Brüder Leopold und Friedrich verankerten.87 

Die Gründe für die große Attraktivität Königsfeldens dürften in verschiedenen 
Bereichen zu suchen sein. Wichtig dafür war sicher die Familienstruktur der Habsburger, 
die sich darin ausdrückte und zugleich dadurch bestimmt wurde, dass die Belehnung mit 
den österreichischen Ländern zu gesamter Hand erfolgte – wenn auch in der Praxis ein-
zelne Brüder Herrschaftsschwerpunkte in verschiedenen Gebieten hatten. Im Königsfelder 
Urkundenbestand lässt sich dies deutlich nachvollziehen. Bis 1326 waren es Leopold und 
danach Albrecht, die die meisten Urkunden für das Kloster ausstellten. Als sich nach dem 
Tod Friedrichs des Schönen Herzog Otto gegenüber seinem einzigen noch lebenden 
Bruder Albrecht mit der Forderung nach einem eigenen Herrschaftsbereich durchsetzte, 
war er es, der eine Zeitlang am meisten mit den Königsfelder Belangen zu tun hatte. Ottos 
                                                                 
87  Zu den Klosterstiftungen Albrechts und Ottos vgl. Sauter, Fürstliche Herrschaftsrepräsentation 

(2003), v. a. 42−52; allg. auch Koller, Habsburgergräber (1988). 
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Stiftung für Leopold war mithin nicht nur Erfüllung der Memorialpflicht eines Bruders für 
den anderen, sondern demonstrierte auch Ottos Nachfolge in der Herrschaftsposition, die 
Leopold in den Vorlanden innegehabt hatte – einer der wenigen Fälle, in denen 
herzogliche Urkunden für Königsfelden im Zusammenhang mit politischen Ereignissen 
standen. In der Summe jedoch lassen sich die verschiedenen Impulse, die zur Veran-
kerung habsburgischer Memoria in Königsfelden zusammentrafen, nicht vordergründig 
herrschaftlichen Interessen oder Kompetenzen zuordnen. Immerhin dürfte die prinzipiell 
gemeinsame Herrschaft der männlichen Familienmitglieder ein gewisses Interesse an 
allen zugeordneten Gebieten eher befördert haben als die ausschließliche Konzentration 
auf nur einen regionalen Bereich. 

Lässt sich als gemeinsamer Bezugsrahmen der verschiedenen Stiftungen weniger ein 
politisch-herrschaftliches Interesse erkennen, so war es auch nicht das Modell der Dynas-
tie, das Stiftungstätigkeit und Memorialhorizont in Königsfelden bestimmte. Vielmehr 
korrespondieren die einzelnen Stiftungsimpulse in der Summe mit einem horizontalen 
Verwandtschaftsmodell, das durch die Zugehörigkeit zur selben Zeugungsfamilie und 
Einheirat von Frauen umrissen werden kann. Denn außer Albrecht I., seiner Gemahlin 
Elisabeth und deren Kindern wurden – bis auf eine Ausnahme – nur Schwiegertöchter ins 
Königsfelder Gedenken aufgenommen, während die Ehemänner der Habsburgerinnen in 
Königsfelden nicht mit Stiftungen bedacht wurden. Allein für Andreas III. von Ungarn 
beging man im Kloster einen Jahrtag, was die doppelte Prägung der Stiftung durch dessen 
Witwe Agnes verdeutlicht. 

Die Einbeziehung der eingeheirateten Frauen in das Königsfelder Stiftungswerk ist 
aus mehreren Gründen gut erklärlich. Einerseits traten diese mit der Heirat in die 
Familie des Gatten als Rechtsverband ein, wechselten also – in gewisser Hinsicht – die 
Familienzugehörigkeit. Andererseits, so zeigt die urkundliche Überlieferung, agierten 
nicht selten die eingeheirateten Frauen für die Memoria ihrer Ehemänner, was eine 
Orientierung an deren Herkunfts- beziehungsweise Herrschaftsbereichen sicher nahe-
legte. Ähnliche Beobachtungen in Bezug auf die Förderung der Wiener Franziskaner 
und Klarissen deuten zudem darauf hin, dass die spezifische Spiritualität dieses Ordens 
gerade für Frauen attraktiv war, während sich die habsburgischen Herzöge eher anderen 
religiösen Gemeinschaften zuwandten.88 

Wenn neben Agnes fast all ihre Geschwister dort stifteten und einige sich sogar in der 
Klosterkirche bestatten ließen, dürfte dies zusätzlich durch die Erinnerung an die 
Ermordung ihres Vaters Albrecht beeinflusst worden sein, ein für die Habsburger 
einschneidendes Ereignis, das die Familie als Notgemeinschaft aktiviert hatte. Albrechts 
Witwe Elisabeth hatte ihre Söhne in den urkundlichen Stiftungsakt mit einbezogen, bei 
der Grundsteinlegung zum Kloster sollen auch einige ihrer Töchter teilgenommen 
haben.89 Die Erinnerung an die Ermordung des Vaters und die gezielte Einbindung in das 

                                                                 
88  Vgl. Hilsebein, Kloster (2005), 22−24; Sauter, Fürstliche Herrschaftsrepräsentation (2003), 52−55. 
89  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 102. 
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Stiftungswerk durch die Mutter dürfte auf die habsburgischen Geschwister im Hinblick 
auf Königsfelden integrierend gewirkt haben. Die Anwesenheit ihrer Schwester Agnes 
von Ungarn vor Ort und deren vorbildhaftes Handeln für das gestiftete Gedenken erhöhte 
die Anziehungskraft des Doppelklosters zusätzlich, zumal jeder Gunsterweis gegenüber 
dem Kloster auch Anerkennung und Zuwendung für die fromme Schwester bedeutete. 

Zusätzlich zu den Stiftungsauflagen der Urkunden, die zu Lebzeiten Agnes’ von 
Ungarn gewiss genau umgesetzt wurden, kann zur Rekonstruktion des Königsfelder 
Gedenkhorizontes das erste und einzige vollständig erhaltene Königsfelder Nekrolog 
herangezogen werden. Die darin vermerkten Todesfälle sind insgesamt wenige. Wahr-
scheinlich wurde die Handschrift nur bis in die 30er Jahre des 14. Jahrhunderts für 
liturgische Zwecke benutzt, denn der jüngste Eintrag darin verzeichnet die 1330 
verstorbene Isabella von Aragon, die Gemahlin König Friedrichs des Schönen: 
Elizabeth serenissima regina, relicta regis Friderici Romanorum, filia domini Jacobi 
regis Aragonie. Die sechs Jahre später verstorbene Gemahlin Herzog Leopolds I., 
Katharina von Savoyen, hingegen wurde nicht mehr eingetragen, obwohl Albrecht II. 
1337 für seine Schwägerin stiftete. Namen von Konventsmitgliedern sind darin nicht 
vermerkt. Doch dürften zwischen 1313 und 1330 durchaus einige Franziskaner und 
Klarissen verstorben sein.90 Die überlieferte Handschrift hatte exklusiven Charakter, 
vermerkte im Wesentlichen Familienangehörige der Habsburger. 

Der Memorialhorizont, der im ersten Nekrolog des Klosters sichtbar wird, weist große 
Übereinstimmungen mit dem in den Urkunden fassbaren Kreis von Personen, die in 
Königsfelden kommemoriert werden sollten, auf. Doch finden sich auch bezeichnende 
Unterschiede. Verzeichnet waren Albrecht I. und Königin Elisabeth sowie alle ihre bis 
1330 verstorbenen Kinder und jene Schwiegertöchter, die selbst oder deren Gatten in 
irgendeiner Weise für Königsfelden aktiv geworden waren. Korrespondieren diese 
Einträge mit dem Befund der Urkunden, heben sich einige andere Gedenkeinträge davon 
ab, und zwar diejenigen König Rudolfs I. und seiner ersten Gemahlin Anna, also der 
Eltern Albrechts I., und zudem derjenige Elisabeths von Wittelsbach, der Mutter Königin 
Elisabeths, während ihr Vater, Graf Meinhard II. von Görz-Tirol, im Nekrolog fehlt. 
Auffällig ist, dass Meinhards Gemahlin mit dem Königinnentitel aufgeführt wurde, den 
sie in ihrer ersten Ehe mit dem Staufer Konrad IV. getragen hatte. Der Eintrag zu ihrem 
Todestag, dem 9. Oktober lautet: VII. Idus Octobris, Dyonisii et sociorum eius, obiit 
domina Elizabetht quondam regina Romanorum, mater domine Elizabetht Romanorum 
regina, fundatrix nostra in Chungsveld.91 Dass eine signifikante Gruppe von Verstor-
benen ohne eine korrespondierende Stiftung im Nekrolog verzeichnet wurde, lässt nicht 
auf Überlieferungsverlust von Urkunden, sondern auf mündliche Anweisung zur 
Einfügung der Namen schließen. Möglicherweise war der königliche Titel für die 
Aufnahme der genannten Großeltern Agnes’ von Ungarn nicht unerheblich. Auch die 
                                                                 
90  Etwa die ersten Äbtissinnen. Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 102, und Liebenau, 

Geschichte (1868), 189. 
91  BBB Mss.h.h.XV.54; vgl. Necrologia Germaniae. Ed. Baumann, 357f. 
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königliche Herkunft Isabellas von Aragon war ausdrücklich vermerkt worden. Bedenkt 
man, dass mit der Ermordung König Albrechts die Habsburger auch den Verlust der 
Königswürde zu beklagen hatten, gewinnt die Wertschätzung für Königstitel im 
Königsfelder Nekrolog an Kontur. Auch die Königlichkeit der Familie galt es zu erinnern. 
Angesichts der Akribie, mit der Agnes für die Memoria ihrer Eltern und Geschwister 
sorgte, lässt das Schweigen der urkundlichen Überlieferung hinsichtlich der Großeltern 
wohl eher Königin Elisabeth als diejenige vermuten, auf deren Initiative hin die 
königlichen Vorfahren ins liturgische Gedenken der Klarissen aufgenommen worden 
waren. Außer Angehörigen der Stifterfamilie war im Nekrolog allein eine weitere Person 
vermerkt, Lamprecht (von Österreich), der erste Beichtvater Agnes’ von Ungarn, gewiss 
auf deren Anweisung hin.92 

Gemeinsam war den Einträgen, dass über die Niederschrift von Namen und Titeln 
der Verstorbenen hinaus stets zusätzliche Bemerkungen angefügt waren, die in der 
Regel das Verwandtschaftsverhältnis zu König Albrecht und Königin Elisabeth angaben 
oder auf die Ehe mit einem der österreichischen Herzöge verwiesen. Dabei ging es 
sicher nicht lediglich darum, Klarissen und Franziskanern auch das genealogische 
Wissen zur Bewahrung anzuvertrauen. Die Angaben zielten sicher auch auf die litur-
gische Praxis, stellten sicher, dass in Gebet und Messe nicht allein der Name der 
Verstorbenen genannt, sondern auch die Zuordnung zum Familienverband und ihre 
herrschaftliche Stellung in Erinnerung gerufen wurde. 

Gewisse, wenn auch sehr begrenzte Einblicke in den Stiftungsvollzug der 30er Jahre 
bietet eine weitere Klosterordnung, mit der Agnes von Ungarn 1335 die Organisation des 
Klosters und insbesondere des Totengedenkens nachjustierte.93 Agnes erhöhte, da sich 
dies als nötig erwiesen hatte, mit der Ordnung von 1335 die den einzelnen Klosterämtern 
Einkünfte. Außerdem besserte sie die Jahrtage ihrer Eltern auf, indem sie weitere Gelder, 
jeweils drei Pfund Pfennige, für die Armenspende bereitstellte. Im gleichen Zusam-
menhang wurden der Jahrzeitschwester ihre Pflichten ein weiteres Mal eingeschärft. So 
mahnte Agnes an, nur solche Spenden auszugeben, so wir ir verschriben haben an unsern 
briefen, und das selben sol si ouch tuon uf den tag, als dü jarzit gevallent und ze deheiner 
anderr zit, und sol das almuosen teilen danne nach der wise, als wir ez geordenet und 
verschriben haben und niht anders.94 Agnes’ Vorschrift könnte darauf hindeuten, dass die 
angeführten Almosen für Arme von der Jahrzeitschwester nicht immer termingerecht 
vergeben worden waren oder die Amtsschwester zuweilen auch ohne Bezug zum Toten-
gedenken Almosen an Bedürftige gereicht hatte. Agnes sah zumindest die Gefahr, die 
Caritas der Klarissen könne sich verselbständigen und mehr an akuten Bedürftigkeiten als 
an den Vorgaben der Stifter orientiert werden. Die Aufbesserung der Almosenspende und 

                                                                 
92  Eintrag zum 22.11.: frater Lampertus confessor regine Ungarie. Necrologia Germaniae. 

Ed. Baumann, 357f., hier 358. 
93  Nur in Abschrift: Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 40 (15.08.1335); 

StAAG AA/428, fol. 28v−30v, woraus im Folgenden zitiert wird. 
94  StAAG AA/428, fol. 30r; dort auch die folgenden Zitate. 
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die Umsetzungsbestimmung dazu weisen in jedem Fall auf zahlreiches Erscheinen von 
Armen an der Klosterpforte hin. Wenn Agnes daran festhielt, die Almosen für die 
Jahrtage zu reservieren, so sicherte sie auf diese Weise die Inszenierung des Totengeden-
kens für ihre Angehörigen. Nur so war zudem gewährleistet, den Empfängern der Gaben 
stets in Erinnerung zu rufen, wem sie die erwiesenen Wohltaten verdankten, wen sie 
ihrerseits betend erinnern sollten. 

Eine weitere Anweisung aus der ergänzenden Ordnung von 1335 belegt indirekt die 
Zusammenkunft von Gästen bei den Königsfelder Anniversarfeiern. Sonst wäre wohl 
nicht nötig gewesen, die Jahrzeitmeisterin zu verpflichten, wie bisher – als untz har – alle 
an den Gedenktagen fälligen Mähler und Spenden auszugeben – uswendig und inwendig. 
Schließlich wird aus der Ordnung einmal mehr deutlich, dass die Jahrzeit König Albrechts 
am 1. Mai – an den Meientag – weiterhin besonders herausgehoben wurde. Die für 
Albrechts Gedenken reservierten Gelder für Gäste – 30 Schilling – sollte die Jahrzeit-
schwester in Zukunft nämlich der Äbtissin zur Verfügung stellen, diese ihrerseits des 
selben tages beidü geistlich und weltlich geste erlich versehen. 

Die Einbeziehung von Armen, Klausnern und Gästen in die Anniversarfeiern ließ 
nicht nur größere Heilswirkung für die Seelen der Verstorbenen erhoffen, sondern 
erhöhte auch die irdische Strahlkraft Königsfeldens als Gedenkort. Ist bei den Armen 
und Klausnern, die an den einzelnen Todestagen versorgt wurden, an die nähere Umge-
bung als Einzugsbereich zu denken, so war derjenige der anderen Gäste wohl größer. 
Mehr oder weniger regelmäßig dürften Amtsträger der Habsburger und Geistliche aus 
habsburgischen Städten und Klöstern der Region zu Jahrzeitfeiern in Königsfelden 
erschienen oder geblieben sein, darunter sicher Verwandte einzelner Königsfelder 
Klarissen oder Franziskaner. Wegen der zentralistischen Ordensverfassung der Franzis-
kaner und der daraus resultierenden regelmäßigen Kontakte ist darüber hinaus 
anzunehmen, dass zuweilen auch Ordensangehörige aus weiter entfernten Nieder-
lassungen den Weg nach Königsfelden fanden und dort am Totengedenken teilnahmen. 
Insgesamt deuten die Vorschriften zur Versorgung auswärtiger Teilnehmer beim 
anniversarischen Gedenken auf eine stattliche, aber prinzipiell offen gehaltene Zahl von 
Besuchern hin. Deren Einbeziehung in den Stiftungsvollzug schuf Erwartungen und 
hatte gewiss Potential, das liturgische Gedenken von außen her zu verstetigen. 

IV.3.2. Die Ausfaltung der Memoria 

IV.3.2.1. Die Konturierung einer Tradition: das Königsfelder Kopialbuch 

Die 30er Jahre können als Zeitraum gelten, in dem die gestreckte Gründungs- oder 
Aufbauphase des Königsfelder Klosters als abgeschlossen wahrgenommen wurde. Dafür 
spricht neben der Weihe des Chores, der Abfassung ausführlicher Klosterordnungen und 
der Anlage eines neuen Nekrologs die Anfertigung eines umfangreichen Kopialbuchs, 
dessen Inhaltsverzeichnis allein 14 Seiten füllt. Der Zeitpunkt der Abfassung – 1335/1336 
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– ist daraus zu erschließen, dass von der Anlagehand darin Urkunden bis ins Jahr 1335 
eingetragen und erst von einer späteren Hand einige weitere Stücke bis 1378 kopiert 
wurden. Schon als Gegenstand erwies das mit großer Sorgfalt ausgeführte Werk, dass das 
Doppelkloster bereits eine opulente Vergangenheit hatte. Auch in der Anordnung der 
Abschriften zeigt sich das Kopialbuch nicht nur als umfassendes Nachschlagewerk, 
sondern auch als Memorialzeugnis. Das Inhaltsverzeichnis beginnt: Hie sint genemet die 
brief die das closter ze Kungsvelt haben sol, und die abschrift der brief soll man suochen 
nach ordenung, als sü gezeichnet sint. Von der erst brief, mit dem dü hochgeborn furstin 
küngin Elizabeth von Rome das closter von erst hat angefangen und gestift, und der ist 
gesigelt mit irme hangenden ingesigel.95 Das Werk begann also mit dem Wortlaut der 
Stiftungsurkunde, jener von 1311, die Elisabeth gemeinsam mit ihren Söhnen ausgestellt 
hatte und die für den Anfang der Klostergeschichte stand, die im Kopialbuch aber ihr 
allein zugeschrieben wurde. Weitere Abschriften zur Grundausstattung mit dem 
Klosterareal, den Besitzungen in Stauffen und dem Rheinfelder Hof folgten. Im 
Anschluss wurden Privilegien, Ordnungen und Vorschriften verzeichnet, danach weitere 
Urkunden zur Güterausstattung, die aus den Mitteln Elisabeths beschafft worden war,96 
schließlich Verpfändungen an das Kloster. Ein eigener Teil wurde für die Jahrzeitgüter 
der Habsburger reserviert: Hie sint bezeichent alle die brief, die da hörent über die gueter, 
von den man begann sol der herrschaft jartzit.97 Zuletzt wurden einige Abschriften 
angekündigt, die Güter betrafen, die den Klarissen von andren lüten denne von der 
herschaft zugefallen waren.98 

Wie weit Agnes von Ungarn selbst Anweisungen für die Gesamtanlage des Kopial-
buchs und einzelne Teile gegeben hatte, lässt sich nicht feststellen. Der Wortgebrauch 
(unser) spricht für ein Mitglied der Königsfelder Konvente als Verfasser, doch könnte 
er auch im Hinblick auf die künftigen Nutzerinnen des Kopialbuchs, die Klarissen, von 
einem Außenstehenden – etwa einem Schreiber der Königin Agnes – eigens gewählt 
worden sein. Die Anwesenheit der Fürstin vor Ort wird die Abfassung in jedem Falle 
beeinflusst haben. Die ‚Stimmen‘ der Stiftungsbeautragten, der Herrschaft und der 
Konvente sind im Königsfelder Kopialbuch nicht zu unterscheiden. 

Wie durch Zusammenstellung der Abschriften und die Abfassung von Überschriften 
die teils disparaten Originale übersichtlich den Jahrtagen einzelner Habsburger bzw. ihren 
Ehefrauen zugeordnet wurden, war schon anhand der Stiftungen für den früh verstorbenen 
Herzog Heinrich deutlich geworden. Da diese Ordnung nicht immer möglich war – 
manche Urkunden enthielten ja Anweisungen für verschiedene Jahrtage –, wurden die 
restlichen Urkunden nach Austellern oder besser ‚Stiftern‘ sortiert. Insgesamt ergaben die 
wohlgeordneten Abschriften im Kopialbuch ein kohärentes, verdichtetes Bild vom 
Stiftungshandeln der Habsburger, konturierten dieses als eigenen Handlungsstrang. 
                                                                 
95  StAAG AA/428, fol. 1r. 
96  Vgl. die Ankündigung ders. in StAAG AA/428, fol. 37r. 
97  StAAG AA/428, fol. 5v, die Abschriften fol. 111r−122v. 
98  Zum Aufbau vgl. Baldinger, Agnes (1999), 12. 
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Zugleich markierte die Sektion dieser Abschriften den besonderen Status der Jahrzeitgüter 
als Sondervermögen. Dasselbe galt für die von andren lüten gestifteten Güter. Neben ihrer 
Stiftungstätigkeit waren aber die Habsburger im Kopialbuch auch als herschaft abgesetzt, 
die doppelte Bindung der Konvente an die Stifterfamilie somit gegenwärtig. 

In welchem Maße das Kopialbuch als Gedenkzeugnis wahrgenommen und ausgestaltet 
wurde, zeigt über die Art der Abschriftenkombination hinaus ein historiographischer 
Einschub über Königin Elisabeth und die Königsfelder Gründung.99 Der Abschnitt wurde 
nach den Urkundenabschriften eingefügt, welche die Ausstattung des Klosters aus den 
Mitteln betrafen, die Königin Elisabeth bei ihrem Tod für das Kloster hinterlassen hatte. 
Der erste Satz nahm darauf ausdrücklich Bezug: Disü vorgescriben guoter ellü gemeinlich 
und jelichz sunderlich würden kof mit dem silber, daz dü edel und hochgeborn fürstin 
kuning Elizabet von Rome, unser hertze liebü vrowe und genedig und getruwü muoter und 
stifterin, dem kloster ze Küngesvelt gab bi ir leben und an ir tode dur ir und dur des edeln 
und hochgebornen fürsten künig Albrechz von Rome, irz herren, sel willen, der sin lip hie 
verlor uf eim ofen velde in sinem eigen lande von sines bruoder sun, hertzog Johans, der 
in an den trüwen ersluog an der stat, da nu fronalter stat, in der bruoder cor, dur des sele 
willen si ouch dü closter ze Kungsveld stift mit groser begirde und andacht. Schon die 
ersten Zeilen gaben also dem Leser einen Kurzabriss über die Motive zur Kloster-
gründung, bezeichneten ihm den genauen Ort des Verwandtenmords am Hauptaltar im 
Franziskanerchor und hoben Elisabeth als alleinige Stifterin hervor.  

Die folgende Erzählung schrieb die Geschichte Elisabeths im Duktus der ersten Zeilen 
fort: keine Kosten scheuend, habe sie das Kloster nicht nur mit Land ausgestattet, sondern 
auch mit groze geziert und kostberü kleinoed, sich dabei an dem orientierend, was ihr in 
anderen Gotteshäusern gefallen habe: daz mouz ouch min closter han. Bei ihrem Tod, der 
sie gehindert habe, selbst noch in ihr Kloster einzutreten, habe sie dieses ihren Söhnen 
empfohlen und insbesondere König Friedrich geloben lassen, sie dort zu bestatten. 
Schließlich habe sie die Königsfelder Klöster gar und gentzlich in die hant der edel und 
hochgebornen fürstin künig Agnes von Ungern, ir lieben tochter gelegt. Noch ihre letzten 
Worte hätten der Königsfelder Gründung gegolten: Lieber hätte sie diese vollendet als 
ihre Kinder würdig zu versorgen. Die Schilderung schließt: also sei Elisabeth mit eime 
heiligen guoten ende verschieden, am Tag der Apostel Simon und Judas 1313 und sei 
begraben in der kilchen ze Küngesvelt in dem marmelsteinin grabe. 

Dicht ineinander verwoben waren in der Erzählung des Kopialbuches verschiedene 
Motive, die jedoch alle auf das Kloster verwiesen: ein allein Gott geweihtes Leben als 
letztes Ziel, Handeln für das Seelenheil anderer, glänzende Ausstattung, gutes Sterben. 
Albrechts unverschuldet unwürdigem Tod wurde derjenige Elisabeths als heiliger 
gegenübergestellt – in dramatischer Darstellung mit wörtlicher Rede. Beider Gedenken 
wurde mit winzigen Kurzerzählungen verbunden und war so besser erinnerbar. Zugleich 
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und Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, 191f. (Schlusswort). 
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wurde praxisnah auf die wichtigsten Memorialorte in der Klosterkirche verwiesen. An-
dere durchaus naheliegende Nachrichten wurden ausgeklammert, etwa solche über die 
Verfolgung der Königsmörder, die Bestattung Albrechts in Speyer oder die neben den 
Gebeinen Elisabeths ruhenden Gebeine ihrer Söhne und (Schwieger)töchter. Und auch 
spezifisch franziskanische Elemente fehlen. Alles kreiste um Elisabeth in ihrer Rolle als 
Stifterin und um die in verschiedenen Hinsichten herausragende Position Königsfeldens, 
das so anstandslos und in Spannung zu franziskanischen Vorgaben gleichsam selbst als 
Preziose dargestellt wurde. Elisabeths letzte Jahre wurden hier als Gründungsgeschichte 
erzählt, und auch die kontinuierliche Beziehung der folgenden Generation von Habsbur-
gern erhielt ihre Begründung durch den Auftrag der sterbenden Königinwitwe. Die 
Fokussierung auf diese als alleinige Gründerin kam den Bedürfnissen nach eindeutiger 
Verortung der eigenen Anfänge entgegen, war aber auch durch Agnes von Ungarn vorbe-
reitet worden, die ja sehr genau sichtbar gemacht hatte, wann sie als Treuhänderin Elisa-
beths agierte. Stiftung war für die Königsfelder Entstehungsgeschichte das beherrschende 
Modell, das Totengedenken für die Stifterin auch Erinnerung an den Ursprung der 
Königsfelder Gemeinschaften: Begann die Gesamtzusammenstellung des Kopialbuchs 
mit der Stiftungsurkunde, so erschien im historiographischen Einschub der zum Ab-
schluss genannte Todestag Elisabeths, nicht etwa die Einschließung der Klarissen oder die 
Kirchweihe, als weiterer Fixpunkt der Klostergeschichte. 

Indem der historiographische Exkurs zwischen die Urkundenabschriften zum allge-
meinen Klostergut eingeordnet wurde, statt ihn jenen über die Jahrtagsgüter voran-
zustellen, wurde Elisabeths Handeln einmal mehr von den angelagerten Stiftungen ihrer 
Kinder unterschieden. Allein Agnes von Ungarn machte hier eine Ausnahme. Unmittel-
bar auf den rot unterstrichenen Text über Elisabeth folgte, nicht unterstrichen, sondern 
mit roter Tinte geschrieben, die Ankündigung weiterer Abschriften, all jene Güter 
betreffend, die künig Angnes von Ungern, unser herze liebü und gnedigü frowe und 
stifterin und getrüwe muoter, dem Kloster aus ihren eigenen Mitteln gekauft habe.100 
Die erste der folgenden Abschriften war eine Urkunde der gnedig herren und stifter 
Albrecht und Otto über den Zehnten zu Seon. Da ein Irrtum in der Zuordnung wenig 
wahrscheinlich ist, dürfte Agnes bei dem Rechtsgeschäft als Zahlende im Hintergrund 
gestanden haben, so wie in manch anderen Fällen auch. Die Überschrift im Kopialbuch 
rückte die Habsburgerin ins rechte Licht. Als Stifter wurden im Kopialbuch fast alle 
Kinder Elisabeths bezeichnet, wobei aber große Genauigkeit herrschte, wie etwa 
anhand der Abschrift einer päpstlichen Bulle ersichtlich ist, die nach Intervention 
Katharinas von Kalabrien ergangen war: Katharina war für die Königsfelder Konvente 
wohl unser gnedige frowe, nicht aber Stifterin.101 Eine große Zahl von Überschriften 
kennzeichnete so für den Benutzer des Kopialbuchs über eine differenzierte Termino-
logie die Beziehung der genannten Habsburger zum Kloster. Agnes von Ungarn war, 

                                                                 
100  StAAG AA/428, fol. 52v. 
101  StAAG AA/428, fol. 32r. 



Die Geschichte der Stiftung 147 

ganz im Einklang mit ihrem Wirken, durch verschiedene Mittel besonders auszeichnet: 
durch ihre Charakterisierung im Gründungsbericht, durch die Einreihung und Ankündi-
gung der kopierten Urkunden zum Klostergut, vor allem aber durch die Bezeichnung als 
Stifterin und „Mutter“, eine Kombination, die im Kopialbuch allein für sie und 
Elisabeth reserviert war. Die Genauigkeit in der verwendeten Terminologie korrespon-
diert mit der Tendenz zur Verdinglichung, die den Königsfelder Stiftungen zugrunde 
lag. Die exakte Verkopplung einer gesonderten Zustiftung mit dem für eine Person ge-
leisteten Gedenken konkretisierte den übergreifenden Stiftungszweck der Königsfelder 
Gründung in einseitiger Interpretation. Die Formulierungen der Stiftungsurkunde hatten 
nicht eindeutig erkennen lassen, in welcher Form die Stiftung dem Seelenheil der 
Vorfahren und Nachkommen dienen sollte. Sowohl für die Nachkommen Elisabeths als 
auch für die Königsfelder Konvente bot sich hier ein Ermessensspielraum. Die späteren 
Zustiftungen aber legten nahe, eben nur Personen ins Gebetsgedenken aufzunehmen, 
für die ausdrücklich und in Verbindung mit gesonderter Ausstattung Gedenkauflagen 
fixiert worden waren. Bei der Anfertigung des Kopialbuches zeigt sich, wie stark diese 
Auffassung bereits verfestigt war. 

Das Königsfelder Kopialbuch war weit mehr als eine für rechtliche oder Verwal-
tungszwecke angelegte Zusammenstellung, es erzählte und deutete in mehrfacher Weise 
die Geschichte des Klosters. So wurden denn auch explizite Verweise hergestellt, etwa 
die Feststellung, dass Elisabeth das Kloster in jeder Hinsicht müterlich versorgt habe, 
mit der Bemerkung versehen: als ir brief wol bewisent.102 Die Urkunden bezeugten und 
vergegenwärtigten auf ihre Weise die Königsfelder Geschichte, das Handeln der Stifter 
gegenüber dem Kloster. Die Einordnung unter die briefe, deren besonderer Beweis-
charakter häufig auch durch die Nennung der Siegel hervorgehoben wurde, sicherte 
auch der kurzen Erzählung über Elisabeth und die Anfänge Königsfeldens einen Status 
besonderer Glaubwürdigkeit. So war viel dafür getan, die Benutzung des Werkes immer 
wieder zu einem Akt historischen Erinnerns und Eingedenkens zu machen. 

IV.3.2.2. Ein ausgezeichneter Memorialraum: die Chorverglasung 

Einige Jahre nach der Anlage des Kopialbuchs wurde im Königsfelder Kloster ein an-
deres, wesentlich größeres Projekt in Angriff genommen.103 Anfang der 40er Jahre ließ 
Agnes von Ungarn, zweifelsohne mit Beratung von franziskanischer Seite, den Chor der 
Königsfelder Kirche mit exquisiten farbigen Glasfenstern versehen. Die Bauvorschriften 
für Franziskanerkirchen von 1260 gestatteten nur für Glasfenster in der Mittelachse figür-
liche Darstellungen, und daran hatte man sich in Königsfelden bei der ersten Verglasung 
mehr oder weniger gehalten. Allein die drei zentral in der Apsis gruppierten Fenster 
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Katalog und Abb. Zu den Habsburgerbildern vgl. ebd., v. a. 210−214; Dies., Sorge (1999); 
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waren um 1330 mit Glasmalereien ausgestattet worden, die dem Leben Christi gewidmet 
waren. Das mittlere Fenster zeigte die Passionsgeschichte und mit großer Wahrschein-
lichkeit in der untersten Fensterzone Königin Elisabeth und ihren Gemahl Albrecht I. – 
Memorialbilder, die verloren gingen.104 Auf jeden Fall gab die behauptete Identität des 
Altarstandorts mit dem Schauplatz des Königsmordes der zentralen Darstellung, dem 
Kreuzestod Christi eine zusätzliche Dimension. Und nicht allein die farbig verglasten 
Fenster waren auf den Hauptaltar bezogen, sondern auch der hoch über letzterem 
angebrachte Schlussstein im Kirchengewölbe, den eine Umschrift zierte: rex Albertus.105 
Das Leiden Christi und das des sterbenden Albrecht konnten mithin parallel gelesen, zwei 
unverschuldete, unrechte Tode am Ort der Eucharistie erinnert werden. Die Umschrift des 
Schlusssteins war allerdings mit bloßem Auge kaum erkennbar. Nur die durch orale 
Tradition ‚Eingeweihten‘, zuallerst also die Königsfelder Franziskaner selbst, würden sie 
später identifizieren können. Gleichsam entrückt, für die Irdischen nur durch Erinnerung 
zu greifen, schwebte Albrechts Name über dem Allerheiligsten. 

Ähnlich verweisungsreich wie die frühe Ausstattung des Chores waren die zwischen 
1337 und 1345 angefertigten Glasmalereien, die von der Forschung bereits des öfteren 
gedeutet wurden.106 Ein weiteres Mal traten Stiftungsgedanke und franziskanische 
Spiritualität dabei in Spannung. Die Einsetzung der kostbaren Fenster als solche ver-
stieß zwar gegen die Ordensvorschriften, doch wurden in der Durchführung spezifisch 
franziskanische Ideen mit der Stiftermemoria verwoben. Dies äußerte sich sowohl in 
der Auswahl und Anordnung der dargestellten Heiligen als auch in der konkreten 
ikonographischen Ausgestaltung. Das im Norden an die Apsis anschließende Fenster, 
das die Passionsgeschichten Johannes’ des Täufers und der heiligen Katharina zeigte, 
griff das Thema Mord erneut auf. Zugleich verwies die heilige Königstochter auf die 
gleichnamige Tochter Albrechts I., Katharina von Kalabrien, wie auch auf die in 
Königsfelden bestattete Gemahlin Herzog Leopolds, Katharina von Savoyen. Johannes 
hingegen war Namenspatron Johannas von Pfirt, die im untersten Abschnitt des Fen-
sters dargestellt war, gegenüber von ihrem Gemahl Herzog Albrecht. Zwischen beiden 
war die von Franziskanern, Klarissen und Habsburgern gleichermaßen verehrte heilige 
Elisabeth von Thüringen dargestellt, und zwar in ungewöhnlicher Weise mit Krone und 
ungarischem Doppelkreuz. Die heilige Elisabeth, ungarische Königstochter, war nicht 
nur namensgleich mit der Stifterin des Königsfelder Klosters, einer von deren Töchtern 
und zweier Schwiegertöchter. Sie war auch die Tante des letzten Arpadenkönigs 
Andreas’ III. gewesen, des Gemahls Agnes’ von Ungarn. Die Darstellung betonte also 
die fürstliche Abkunft der Heiligen und die ungarischen Bezüge, nicht deren 
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Königsfelden (1954), 55; 57, Abb. 50; vgl. auch Sauter, Fürstliche Herrschaftsrepräsentation 
(2003), 145. 
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Hinwendung zu Armen und Kranken.107 Dieselbe dichte, mehrschichtige Symbolik wie 
das ‚Johannes-Katharina‘-Fenster weist auch die übrige Chorverglasung auf.108 

Im Verweisungszusammenhang eindeutiger als die Heiligendarstellungen sind die 
Memorialbilder in den unteren Abschnitten der Glasfenster, von denen einige allerdings 
verloren sind. Überliefert oder mit großer Sicherheit erschließbar sind Abbildungen 
folgender Personen: Herzog Leopold und seine Frau Katharina von Savoyen, Herzog 
Heinrich (und seine Frau Elisabeth von Virneburg), Herzog Albrecht II. und Johanna 
von Pfirt, Herzog Otto (und seine Frau Elisabeth von Niederbayern) und schließlich 
Rudolf von Lothringen (mit seiner Mutter Elisabeth von Lothringen und vielleicht deren 
Mann sowie Agnes und Andreas von Ungarn).109 

Lange wurden die in den Glasfenstern verewigten Personen mit der Stiftung der 
Fenster selbst in Verbindung gebracht. Doch ist, so hat Brigitte Kurmann-Schwarz zeigen 
können, für die Deutung der Dargestellten als Gruppe vielmehr essentiell, deren 
Stiftungstätigkeit für die Königsfelder Konvente zu beachten, und zwar insbesondere für 
den männlichen. Die Gruppe der Dargestellten korrespondiert auffällig mit Stiftungen, die 
zur Erweiterung des Franziskanerkonvents beigetragen hatten.110 Seit der Klosterordnung 
vom 2. Februar 1330 waren im Zusammenhang mit einigen Jahrtagsstiftungen zusätzliche 
Priesterpfründen gestiftet worden, womit in der Regel Gebetsauflagen verbunden waren. 
Agnes von Ungarn hatte 1330 gleich zwei weitere Pfründen gestiftet. Als sie diese 1356 
neu ordnete, gab sie auch ausdrücklich damit verbundene Sonderbestimmungen an: 
Darumb, daz gottes dienst dester loblicher und fürderlicher werd vollebraht und dz unser 
und unsers herren künig Andres von Ungern da bi eweclich werd gedaht.111 Auch im 
Revers der Königsfelder Konvente von 1333 bezeugten diese nicht lediglich die 
Jahrtagsauflagen für Elisabeth von Virneburg und deren Gemahl Herzog Heinrich, 
sondern auch die Einrichtung einer Priesterpfründe mit der Auflage, im Gegenzug Messen 
für Elisabeth und Heinrich zu halten.112 Als Herzog Otto für seinen Bruder Leopold, seine 
Gemahlin Elisabeth und sich selbst Jahrtage stiftete, gab auch er Mittel für eine weitere 
Pfründe und verlangte eine wöchentliche Seelmesse für unser und unserr vorder sel 
willen.113 Schließlich legte Elisabeth von Lothringen 1340 für die schon 1337 an ihrer 
Statt von ihrem Bruder Albrecht gestiftete Pfründe fest, dass der damit ausgestattete 
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Priester für ihr Seelenheil und das ihrer Vorfahren ewechlich got vlisseclich bitte. 
Außerdem solle er Äbtissin und Frauenkonvent jederzeit gehorsam zur Verfügung stehen, 
wenn diese ihn um Abhaltung einer Messe bitten würden.114 

Nach dem Vergleich mit den erwähnten Stiftungsauflagen drängt sich die Annahme 
auf, dass die Memorialbilder im Chor in erster Linie an die Erweiterung des Konvents 
durch die Dargestellten und ihre jeweiligen Ehepartner erinnerten, doch fallen einige 
Ausnahmen auf. So hatte etwa Herzog Leopold nicht selbst für die Minoriten gestiftet. 
Das den Herzog bezeichnende Spruchband trägt aber eben dieser Tatsache Rechnung: pro 
Leopoldo duce ist dort vermerkt, während die anderen Personen lediglich mit ihrem Titel 
benannt werden. Die Bezeichnung Leopolds verwies also zugleich darauf, dass das 
Gedenken an den Herzog nicht auf dessen Initiative zurückging und kennzeichnete die 
Darstellung tatsächlich als Ausnahme. Nicht weniger seltsam mutet die Erscheinung 
Rudolfs von Lothringen an, Agnes’ Schwestersohn. Er dürfte dargestellt worden sein, 
weil er als nächster männlicher Verwandter für die Stiftung seiner Mutter Elisabeth die 
Zustimmung hatte erteilen müssen. Rudolfs Vater war zum Zeitpunkt der Stiftung bereits 
verstorben. Elisabeth von Lothringen hatte zum Königsfelder Kloster eine enge Bezie-
hung, wie aus einer ganzen Zahl von Urkunden, ihren Aufenthalten und ihrer Grablege 
dort ersichtlich ist.115 Zudem lebte sie noch, als die Chorverglasung angefertigt wurde, 
und mag selbst für die Aufnahme ihres Sohnes in die Reihe der ins Bild gesetzten Stifter 
eingetreten sein. Auch Herzog Albrecht war für Elisabeths Pfründstiftung aktiv geworden, 
ja hatte diese 1337 als Treuhänder der Schwester selbst beurkundet. So könnte sich 
wiederum Albrechts Einbeziehung in den Kreis der Dargestellten erklären.  

Die Bilder Albrechts und seiner Gemahlin erlauben und verlangen aber weitere 
Ausdeutung. Zunächst ist davon auszugehen, dass Johanna in erster Linie wegen ihrer 
Ehe mit Albrecht dargestellt wurde, nicht aufgrund eigener Stiftungstätigkeit. Albrecht 
selbst hatte zwar keine Priesterpfründe gestiftet, wohl aber zwei Pfründen für arme, 
adelige Jungfrauen, und dies am selben Tag, an welchem er im Auftrag seiner Schwester 
Elisabeth den Männerkonvent erweitert hatte.116 Wenn er stattdessen für den Klarissen-
konvent stiftete, lag das wahrscheinlich in erster Linie daran, dass durch die voran-
gegangen Stiftungen seiner Brüder, Schwestern und Schwägerinnen der Männerkonvent 
die Zwölfzahl erreicht hatte – Symbol für die Jüngerschaft Christi, das in den Apostel-
fenstern im Kirchenchor aufgegriffen wurde.117 Obwohl also das angestrebte Ziel erreicht 
war und der Männerkonvent nicht mehr erweitert wurde, hatte sich die Stiftung zusätz-
licher Pfründen zu einem Normativ verdichtet, das Albrecht in eine schwierige Situation 
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brachte. Wie der von den Geschwistern etablierten Handlungsweise folgen? Immerhin 
war mit den Pfründen zur Versorgung armer Frauen ein besonders lobenswerter Stiftungs-
zweck verbunden. Albrechts Auszeichnung als besonderer Wohltäter der Königsfelder 
Franziskaner lag darüber hinaus nahe, weil der Herzog seit dem Tod seines Bruders Otto 
1339 der einzige noch lebende unter Agnes’ Brüdern war. So fiel ihm erneut die Aufgabe 
zu, sich um die Vorlande und die Königsfelder Belange persönlich zu kümmern. Zahl-
reiche Urkunden belegen diese Aktivitäten. Allein aus dieser Situation heraus war es 
angezeigt, ihn – samt Gemahlin – als Wohltäter im Chor zu würdigen. 

Die Memorialbilder im Franziskanerchor hatten im Rahmen des Königsfelder Toten-
gedenkens eine spezifische Funktion. Sie waren nicht nur selbst Ausdruck des Gedenkens, 
sondern erinnerten die Brüder zugleich an ihre Memorialpflichten, und zwar genau dort, 
wo die Minoriten zur Feier der Messe zusammenkamen und die wichtigsten Gegen-
leistungen für die gestifteten Einkünfte zu erbringen hatten. Im Vergleich zu den in 
Königsfelden eingerichteten Jahrtagsstiftungen ist besonders deutlich, dass im Franzis-
kanerchor, der den Klarissen und den meisten Besuchern nicht zugänglich war, ein in 
mehrfacher Hinsicht exklusiver Memorialraum geschaffen worden war.118 

IV.3.2.3. Die Verengung der Zukunft und die Sicherung des Gedenkens 

Als die Königsfelder Chorverglasung angefertigt wurde, waren bis auf Elisabeth von 
Lothringen und Herzog Albrecht II. alle Geschwister Agnes’ von Ungarn bereits 
verstorben, was auch politische Folgen hatte. Das Königtum war für die Habsburger seit 
dem Tod Friedrichs des Schönen in weite Ferne gerückt, die Lage in den Stammlanden 
wenig stabil. Wenn auch keine Großkonflikte ausbrachen, war das Verhältnis zu einzel-
nen Städten, Bern etwa oder Zürich, nicht komplikationslos. Auch die Eidgenossen blie-
ben latente Gegenspieler. Die Situation war dynamisch, schnell konnten aus Verbündeten 
oder Beherrschten Gegner werden und umgekehrt. Gerade in diesen Jahren stand kein 
habsburgischer Herzog zur Verfügung, um die Herrschaft in den Vorderen Landen per-
sönlich auszuüben. Albrecht II., schwer an der Gicht leidend und so in der Beweglichkeit 
stark eingeschränkt, kam nach 1337, als er in Königsfelden umfangreich gestiftet hatte, 
erst 1351 und dann 1354 in die westlichen Herrschaftsgebiete. Zwar war 1337 der zehn-
jährige Sohn Herzog Ottos, Friedrich, samt einem Erzieher in den Stammlanden 
geblieben, doch starb der junge Herzog, kaum volljährig geworden, bereits 1344 und 
nahezu gleichzeitig auch Ottos zweiter Sohn Leopold.119 Albrecht II. und seine Gemahlin 
Johanna von Pfirt hatten erst nach etlichen Jahren vergeblichen Hoffens Kinder 
bekommen, die in den 40er Jahren noch lange nicht für die Übernahme herrschaftlicher 
Aufgaben bereitstanden. 
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Welche Konsequenzen sich aus der angespannten familiären Situation für Agnes von 
Ungarn und die Königsfelder Stiftung ergaben, ist nicht ganz leicht zu beurteilen. Zwar 
lässt sich beobachten, dass Agnes nun selbst verstärkt politisch aktiv wurde, doch 
scheinen ihre Kompetenzen enger begrenzt gewesen zu sein, als die ältere Forschung 
meinte. Und auch die schiedsrichterliche Tätigkeit der Habsburgerin, die in der 
Forschung häufig betont worden ist, stellt sich bei genauerer Betrachtung als wenig 
kontinuierlich heraus.120 So ist Vorsicht geboten, Agnes und Königsfelden in diesen 
Jahren kompensierende herrschaftliche oder residentielle Funktionen zuzusprechen. 
Obwohl damit zu rechnen ist, dass sich in den Jahren der herzoglichen Abwesenheit 
häufiger Amtsträger der Habsburger direkt mit Agnes von Ungarn in Verbindung 
setzten und in Königsfelden erschienen, und wenn auch Agnes ihre Schiedssprüche teils 
in Königsfelden beurkunden ließ, fehlen hinreichend deutliche Indizien für eine sys-
tematische Verkopplung von politischem Engagement und Stiftung. 

Die urkundliche Überlieferung des Königsfelder Doppelklosters zeigt, dass es weiter-
hin Albrecht II. war, der – sicher oft auf Bitten seiner Schwester – Besitzübertragungen, 
teils auch Zustiftungen und Privilegierungen aus der Ferne bestätigte oder selbst 
vornahm.121 Seine fehlende Präsenz vor Ort war für Königsfelden also in dieser 
Hinsicht kaum von Bedeutung. Als Abrecht 1351 die beschwerliche Reise in die west-
lichen Herrschaftgebiete auf sich nahm, urkundete er am 19. November, dem Tag der 
heiligen Elisabeth, für die Königsfelder Klarissen wie auch für seine Schwester.122 Mit 
der Wahl des Feiertags wurden die Beurkundungen also auf eine im Kloster besonders 
verehrte Heilige und zugleich wohl auf die namensgleiche Stifterin bezogen. Drei Jahre 
später, 1354, dürfte Albrecht dem Anniversar seiner Mutter am 28. Oktober selbst 
beigewohnt haben – ein Aufenthalt in Brugg ist für diese Zeit nachweisbar.123 In Brugg 
hatte er überdies zwei Wochen zuvor, am 17. Oktober, bereits die Verlobung zwischen 
seiner Tochter Margaretha und dem bayrischen Herzog Meinhard gefeiert.124  

Insgesamt wird man die verschiedenen Aktivitäten als Bemühen um Kontinuität 
unter veränderten Umständen bewerten können, und sicherlich signalisierte die Königs-
felder Stiftung als in der Region bekannter Bestattungs- und Memorialort grundsätzlich 
habsburgische Präsenz in den westlichen Herrschaftsgebieten, wertete Agnes’ Repu-

                                                                 
120  Vgl. zuletzt Bihrer, Wien und Königsfelden (Im Druck.), mit kritischer Durchsicht der Forschung. 
121  Am 01.05.1340, also am Todestag König Albrechts, Stiftung für Friedrich den Schönen: 

Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 184. Vgl. außerdem: StAAG U17/190f. 
(31.01.1341); Rechtsquellen des Kantons Aargau. Ed. Merz, 5 (20.02.1444); Rechtsquellen des 
Kantons Aargau. Ed. Merz, 7 (26.09.1355); Regest bei Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, 
Nr. 323a (1356); Rechtsquellen des Kantons Aargau. Ed. Merz, 8 (03.01.1356). 

122  Vgl. Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 77; zur Urkunde für Agnes: Regest 
bei Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 274. 

123  Am 30.10.1354: Regest bei Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 310. 
124  Also einen Tag nach St. Gallus, einem in der gesamten Region wichtigen Feiertag; vgl. zur 

Verlobung Liebenau, Lebensgeschichte (1868), 241. Zu Albrechts nachweisbaren Aufenthalten 
in Brugg im Juli und Oktober 1354 vgl. ebd., UA, Nrn. 306−310. 
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tation auf und erleichterte so indirekt deren politisches Engagement. Dem Königsfelder 
Kloster in diesen Jahren eine spezifisch gesteigerte oder verminderte Bedeutung für die 
habsburgische Herrschaftspraxis und als Gedenkort zuzuschreiben, scheint jedoch 
voreilig. Neben der urkundlichen bietet die historiographische Überlieferung und 
insbesondere die klosterinterne Geschichtsschreibung selbst keinerlei Anhaltspunkte 
dafür.125 In der Königsfelder Chronik haben weder herzogliche Aufenthalte noch 
Begünstigungen des Klosters in diesen Jahren besondere Beachtung gefunden. Einzig 
ein Besuch Karls IV. in Königsfelden wird notiert. Der Kaiser hatte 1353, auf dem Weg 
nach Zürich und wohl auch auf dem Rückweg nach Böhmen im folgenden Jahr, bei 
Agnes von Ungarn Station gemacht. Er soll der Königsfelder Chronik zufolge die 
fromme Witwe als die ander Hester [Esther], dero gelich nit waz an sinnen und an 
wisheit bezeichnet haben.126 Es kennzeichnet die Wahrnehmung der Situation, dass der 
Besuch des Kaisers ganz als persönliche Visite dargestellt und mit keinem Wort auf das 
Kloster selbst bezogen wird. 

Für die Königsfelder Stiftung blieb bestimmend, dass Agnes von Ungarn ihr Leben 
weiterhin eng mit dem klösterlichen der Klarissen verband, dies anscheinend noch 
stärker als zuvor. In diese Richtung deutet ein päpstliches Schreiben, das 1344 für die 
Habsburgerin ausgefertigt wurde. Unter Verweis darauf, Agnes habe das Kloster 
erbaut und ausgestattet, wurde ihr gewährt, ihre Hofstatt mit der Klausur der Klaris-
sen zu vereinen, mit diesen überall in der Klausur zu sprechen, deren Gottesdienst 
beizuwohnen und die einzelnen Zellen der Schwestern zu betreten, dies alles 
gemeinsam mit sechs ehrsamen Damen und ohne durch anderslautende Regeln des 
Ordens gehindert zu sein.127 Die päpstliche Erlaubnis ermöglichte Agnes und den 
Frauen aus ihrer Umgebung, weitgehend am alltäglichen Leben des Klarissenkon-
ventes teilzunehmen. Die Königinwitwe nutzte ihre herrschaftliche Stellung mithin, 
um ihren ungewöhnlichen Lebensentwurf, angesiedelt zwischen Welt und Kloster, 
jenseits etablierter Grenzen umzusetzen. Ihre Hofstatt war ein Ort, der die verschie-
denen Pole verband, die das Leben der Habsburgerin bestimmten – offen zur Welt, 
zur Klarissenklausur und sogar mit eigenem Zugang zum Franziskanerchor in der 
Klosterkirche.128 

Agnes war, als die Zukunft der Habsburger als Dynastie mit dem Tod ihrer Neffen 
Friedrich und Leopold, den Söhnen Herzog Ottos, nunmehr vom Wohlergehen der Söhne 
Albrechts abhing, ungebrochen als Stifterin in Königsfelden aktiv, doch in veränderter 
Richtung. Nichts ähnlich Programmatisches wie der bereits durchgeführte Plan, allen 

                                                                 
125  Vgl. Bihrer, Wien und Königsfelden (Im Druck.). 
126  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 109. 
127  Vgl. Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 228, der Vermittlung des Ordensgenerals der 

Klarissen vermutet (ebd., 512). 
128  Zu letzterem vgl. die Urkunde Albrechts III. und Leopolds III. vom 25.01.1366: StAAG U17/332a; 

Reg. Habs. 5,1, Nr. 92. Zur Bewertung der Lebensführung Agnes’ vgl. Kurmann-Schwarz, 
Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 36f. mit weiterer Lit. 
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Geschwistern in Königsfelden das Gedenken zu sichern, bestimmte ihr Handeln in dieser 
Zeit. Vielmehr standen Nachbesserung und Absicherung des Stiftungswerkes im Mittel-
punkt. 

Allerdings bezog Agnes einige ihrer Angehörigen aus der nächsten Generation ins 
Königsfelder Gedenken mit ein. Für ihren Neffen Friedrich – der, kaum volljährig 
geworden, kurz vor seinem Tod im Jahr 1344 noch die Königsfelder Besitzungen und 
Rechte bestätigt hatte – und für dessen Bruder Leopold stiftete Agnes in Königsfelden 
1348 Jahrtagsfeiern, zu begehen mit messen, mit vigilien, mit gebet, mit liechtern in aller 
wise alz unsern liben bruoders künig Ruodolfes von Behein.129 Der Jahrtag Rudolfs von 
Böhmen, den Agnes und ihr Bruder Albrecht gemeinsam mit anderen Anniversarien 1340 
eingerichtet hatten, stand hier als Bezugspunkt für weniger aufwendig zu begehende 
Jahrzeiten von Habsburgern, die so ihrerseits vereinheitlicht wurden. Mit der gleichen 
Urkunde traf Agnes zusätzliche Bestimmungen für alle habsburgischen Jahrzeiten. So 
wies sie die Äbtissin an, an den Jahrtagen nur dann den gerade offenen Wein aus dem 
Keller reichen zu lassen, wenn dieser gut genug sei. Sonst sei Elsässer oder Landwein 
aufzutischen, der so gut sein müsse, dass dü jarzit mit eren und nach trost werdent 
verricht. Die Qualität des Weins sollten Jahrzeitmeisterin und Ratsschwestern beurteilen. 
Zugleich erließ Agnes nun erstmals konkrete Sanktionen in Bezug auf den Stiftungs-
vollzug: Eine Schwester, die eine Vigil versäume oder versitzet aneredelich, erhalte kein 
Präsenzgeld, das stattdessen armen luoten luterlich durch got durch der herschaft 
seleheiles willen zu geben sei. Agnes bestimmte außerdem, nun auch an den Jahrtagen 
ihrer Eltern Präsenzgelder zu verteilen. Dafür stellte sie keine zusätzlichen Mittel bereit, 
weshalb sie ihre Forderung eigens damit begründete, die Klarissen hätten ohnehin alles 
von Albrecht und Elisabeth: want daz ist davon, daz si von in hant allez, daz si hein. Die 
Strafbestimmung für versäumte Vigilien des Königspaars war besonders hart. Einer 
Schwester entging in solchem Fall nicht allein das Präsenzgeld, sondern sie sollte zudem 
dez tages ir phruonde gentzliche beroubet sein. 

Die Jahrtage für ihre Neffen gehörten zu den letzten, die Agnes in Königsfelden 
einrichtete. Einige Jahre später stiftete sie noch für ihren 1346 verstorbenen Neffen Ru-
dolf von Lothringen, den Sohn ihrer Schwester Elisabeth, und ihre Nichte Katharina von 
Coucy, die Tochter des in Königsfelden bestatteten Herzogs Leopold, die 1349 gestorben 
war.130 Für die Memoria Rudolfs zu sorgen, mochte Agnes von ihrer Schwester Elisabeth 
von Lothringen nahegelegt worden sein, die selbst mehr als andere Geschwister für 
Königsfelden aktiv geworden war. Vielleicht aber stand aus dem gleichen Grund der 
junge Herzog Königsfelden oder Agnes von Ungarn näher, als die Überlieferung dies 
erkennen lässt. Katharina von Coucy war in Königsfelden getauft und beigesetzt worden; 

                                                                 
129  StAAG U17/223 (31.10.1348); Bestätigungsurkunden Friedrichs: StAAG U17/202f. (17. bzw. 

31.3.1344). 
130  StAAG U17/60, ohne Datum. Vgl. Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr.  66. 
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Agnes könnte gar ihre Patin gewesen sein.131 Der Memorialhorizont der Königsfelder 
Konvente erweiterte sich mit den genannten Jahrtagsstiftungen zwar um Angehörige der 
nächsten Generation, doch verwiesen die neuen Stiftungen bereits in die Vergangenheit, 
waren Reaktionen Agnes’ von Ungarn und nicht vorausschauendem Handeln der Verstor-
benen selbst zu verdanken. 

In der Folge gab Agnes keine neuen Impulse für die Erweiterung des Königsfelder 
Gedenkhorizontes. Sie versuchte jedoch weiterhin, die memoriale Praxis für die 
Zukunft abzusichern und zu vervollkommnen. Schon die Strafbestimmungen von 1348 
waren zusätzliche Sicherungsmechanismen. Vielleicht standen im Hintergrund dieser 
Verfügungen die intimeren Kenntnisse der klösterlichen Abläufe, die Agnes seit 1344 
gewonnen hatte. Jedenfalls zeigt das päpstliche Schreiben aus jenem Jahr ebenso wie 
die Urkunde von 1348, dass Agnes nicht zögerte, ihre Stellung als Stifterin, aber auch 
als Angehörige der ‚Herrschaft‘ zur Umsetzung ihrer Bedürfnisse und des Stiftungs-
vollzugs stark zu machen. 

Wie sehr der mittlerweile über Sechzigjährigen daran lag, das Königsfelder Stif-
tungsprojekt zu perfektionieren, wird auch an der Bestattung ihrer Schwester Elisabeth 
von Lothringen erkennbar. Diese hatte für die eigene Memoria vor Ort in Zusammen-
arbeit mit Agnes und Herzog Albrecht umfassend vorgesorgt. Nach ihrem Tod im Jahr 
1352 wurde Elisabeth in Nancy bestattet, wo sie eine Kapelle gestiftet und testamen-
tarisch ihre Beisetzung angeordnet hatte. Agnes von Ungarn, sich auf einen früher 
geäußerten Wunsch der Verstorbenen berufend, kämpfte im Namen des Königsfelder 
Klosters um die Überführung des Leichnams. Bald war ihren Bemühungen Erfolg be-
schieden, die exhumierten Überreste kamen 1353 in die Königsfelder Familiengrab-
lege.132 Die Sorge um die Umsetzung der schwesterlichen Anordnungen, die offenbar ja 
nicht eindeutig gewesen waren, oder auch um deren Memoria dürfte für Agnes nicht 
allein handlungsleitend gewesen sein. Vielmehr ist der Streit um Elisabeths Bestat-
tungsort ein Indiz dafür, dass Agnes in der Königsfelder Grablege auch eine Art Aus-
stattung oder Kapital der Stiftung sah, ein als unvergänglich angesehenes Kapital 
zudem. Nicht allein die aufwendigen Jahrtagsstiftungen machten Königsfelden zu 
einem Memorialort besonderer Qualität, sondern auch die Vielzahl der dort ruhenden 
Familienangehörigen. Die schlichte, das Mittelschiff der Klosterkirche optisch beherr-
schende Grabanlage intensivierte den Charakter der Klosterkirche als Memorialraum, 
verstärkte als stets präsentes und begehbares Objekt die Gedenkverpflichtungen der 
Königsfelder Konvente. Welch große Bedeutung Agnes der sinnlichen Erfahrung in der 
memorialen Praxis beimaß, war ja schon in ihren Anordnungen zur Qualität des Weines 
an den Jahrtagen deutlich geworden. 

Die verschiedenen Impulse zur Absicherung des gesamten Königsfelder Projekts 
wurden Mitte der 50er Jahre nochmals in neuen Klosterordnungen gebündelt. Die zu 
                                                                 
131  Taufe Katharinas nach dem Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 94, gleichzeitig mit der 

Weihe des Kirchenschiffs am 07.02.1320. 
132  Vgl. Liebenau, Geschichte (1868), 60f., Anm. 8. 
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diesem Zweck ausgefertigten Urkunden lassen sich nur über paläographische Merkmale 
zeitlich einordnen, weil sie rückdatiert wurden, eine auf den 2. Februar 1330, eine auf den 
15. August 1335. Nur letztere wurde, da sie durch zahlreiche Bestimmungen Einzelheiten 
nachjustierte, im Kopialbuch nachgetragen, während die dort vorhandene Abschrift der 
Ordnung von 1330 nur teilweise ausradiert werden musste.133 In der Hauptsache hielten 
die neu gefassten Ordnungen die bessere Versorgung der Klarissen mit Nahrung und 
Kleidung fest. Doch finden sich darin auch zusätzliche Kontrollmaßnahmen. Die Äbtissin 
war nun hinsichtlich der Klostereinkünfte an Wein und Korn zur Beratung mit dem 
Konvent angehalten. Bei bestimmten Pflichtverletzungen drohte ihr der Entzug des 
täglichen Weins. Zusätzlich wurde die Priorin, deren Amt in den 40er Jahren erstmals 
nachweisbar ist, verpflichtet, die Ordnung alle drei Monate zu verlesen, damit diese an 
allen stukken behalten wird und kein ding underwegen belib von fergessenheit.134 Nicht 
nur beim Eintritt ins Kloster, sondern regelmäßig sollten die Klarissen nunmehr an ihre 
Rechte und Pflichten erinnert werden, darunter auch die Jahrtagsauflagen, die – ergänzt 
um die Forderung, dabei guten Wein zu reichen – ein weiteres Mal minutiös verzeichnet 
worden waren. Eine Kleinigkeit im Wortlaut ließ hervortreten, welchen Jahrzeiten Agnes 
besondere Aufmerksamkeit schenkte, denn nur diese wurden einzeln benannt: Wir wellen 
ouch, das der convent gebunden si, an ünsers lieben herren und vatters, künig Albrehtes, 
und an ünser lieben frouwen und muoter, chüniginn Elisabethen, und an ünsers lieben 
herren, künig Andres von Ungern, und an ünserm und aller ünser geswistergit jartag ein 
vigilia und ein messe singe und jedü swester besunder spreche ein vigilia und ein hundert 
Paternoster und hundert Ave Maria.135 

Die Nachjustierung der Klosterordnungen war über die angeführten Aspekte hinaus 
auch einer Kompetenzverlagerung zwischen Klarissenkonvent und Stifterfamilie geschul-
det. Dies ergibt ein Vergleich von einigen in den 50er Jahren ausgestellten Urkunden und 
der Klosterordnung, die Agnes am 2. Februar 1330 erlassen hatte. Im Kopialbuch wurde 
in der zugehörigen Abschrift ein Passus von 27 Zeilen ausradiert, der mit größter 
Wahrscheinlichkeit zwei Pfründen des Klarissenkonvents betraf, die Agnes damals 
gestiftet hatte und die in der wenige Tage später ausgefertigten Bestätigungsurkunde des 
Ordensprovinzials auch erwähnt wurden: die zwo pfruonde der kinde, die man empfahen 
sol in das chloster.136 Mit der Tilgung des entsprechenden Passus dürften zwei Urkunden 
aus den 50er Jahren in Zusammenhang stehen. 1356 stellte Herzog Albrecht für den 
Klarissenkonvent eine Urkunde aus, in der er gestattete, dass niemals eine Schwester 
gegen den Willen der Äbtissin aufgenommen werden solle. Noch konkreter wurde zwei 
Jahre später Agnes: Sie habe erkannt, wie sich dü ding wandelent und wandelbar sint, und 

                                                                 
133  Rückdatiert auf den 15.08.1335: Textwiedergabe nach dem Original bei Boner, Königsfelder 

Klosterordnungen (1971), 84−89; rückdatiert auf 02.02.1330: StAAG U17/103; vgl. Tilgung 
und späteren Zusatz in StAAG AA/428, fol. 25v−27r. 

134  Boner, Königsfelder Klosterordnungen (1971), 89. 
135  Boner, Königsfelder Klosterordnungen (1971), 89. 
136  Nur als Abschrift erhalten: StAAG AA/428, fol. 30v−31r, hier fol. 31r (10.02.1330). 
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befürchte ettwas missehelunge und widerwertikeit wegen der fünf Pfründen, die der 
herschaft von Oesterich zugehörten und gesondert vergeben werden sollten. Um sölich 
schedelich ding zu verhindern, verfüge sie mit Wissen und Rat des Provinzialministers 
der Franziskaner, Rudolf, ihres Beichtvaters, diese Pfründen künftig ebenso zu vergeben, 
wie es für die anderen in Königsfelden und im Orden der heiligen Klara üblich sei. Agnes 
verzichtete offenbar auf das Recht der Stifterfamilie, persönlich über die Besetzung 
einzelner Pfründen zu bestimmen. Wahrscheinlich wurden in der Folge die meisten 
Dokumente vernichtet, die über den älteren Vergabemodus vorhanden waren.137 

Die Dokumente von 1356 und 1358 offenbaren einen Nebenzweck der Königsfelder 
Stiftung. Wenn Agnes und Albrecht die Besetzung einzelner Pfründen ihrer Familie 
vorbehalten hatten, konnten sie über die Aufnahme ausgewählter Frauen Verdienste 
ihnen nahestehender Adliger oder Amtleute honorieren und Loyalitäten oder Freund-
schaften festigen. Aus Sicht der Stifter konnte diese Regelung auch in Hinblick auf den 
Stiftungsvollzug vorteilhaft scheinen, war doch zu erwarten, dass die von ihnen 
begünstigten Frauen ihre Gebetspflichten umso ernster nehmen würden. Zum anderen 
zeigt sich im Rückzug der Stifter erstmals, dass die Ordensmitglieder die Stifter zur 
Korrektur ihrer Anordnungen bringen konnten. Ob dabei an Widerstände der Klarissen 
zu denken ist, lässt sich kaum beurteilen. Dem genauen Wortlaut zufolge hatte die 
Regelung rein prospektiven Charakter und wäre, ebenso wie eine ganze Reihe anderere 
Urkunden, denjenigen Zeugnissen zuzuordnen, mit denen Agnes von Ungarn die 
Königsfelder Stiftung durch nachträgliche Anpassungen möglichst umfassend auf die 
Zukunft vorzubereiten suchte. Mit der Urkunde von 1358 erkannte die Habsburgerin an, 
dass der Einfluss ihrer Familie auf die Zusammensetzung der Klarissengemeinschaft 
zum Störfaktor werden konnte. Wichtiger als die Institutionalisierung von Herrschafts-
rechten gegenüber der Stiftung wurde im Urkundentext erachtet, missehelunge zu 
vermeiden, Spannungen zwischen Konvent und Stifterfamilie, aber wohl auch innerhalb 
der Klarissengemeinschaft selbst. 

Die Vorgänge um die ‚habsburgischen‘ Pfründen in Königsfelden lassen hervor-
treten, dass die Beziehung zwischen Stiftern und Kloster als ‚herrschaftlich‘ nur un-
zureichend bestimmt wäre. Darauf verweisen auch andere Dokumente. So ließ Agnes 
sich 1352 von Äbtissin und Klarissenkonvent bestätigen, frei über alle Güter verfügen 
zu dürfen, die sie für jene aus ihrem Eigengut erworben hatte. In derselben Urkunde 
wurde zugleich ein konkreter Fall angeführt, in dem die Habsburgerin von dem ihr 
zugestandenen Recht Gebrauch gemacht hatte. Die Klarissen bezeugten, Agnes von 
Ungarn habe für die vier Mark Geldes von zwei Höfen, die sie ihnen genommen und 
dem Spital in der Stadt Baden übertragen habe, andere Güter für sie gekauft, die uns 
nutzer und besser sint.138 

                                                                 
137  Detailliert dazu Boner, Königsfelder Klosterordnungen (1971), 71. 
138  Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 287. 
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Nötig war der Revers der Klarissengemeinschaft nur, weil Agnes das Eigentum der 
Klarissen prinzipiell anerkannte, sich also nicht einfach über deren Rechte hinweg-
setzte. Zudem handelte sie offenbar auch im Interesse der Gemeinschaft, wenn sie 
dieser nützlichere Güter verschaffte. Allerdings wären die von Agnes gewünschten 
Transaktionen auch von Äbtissin und Konvent selbst, etwa als Gütertausch, durch-
führbar gewesen. Gleiches gilt für weitere Transfers von Gütern und Einkünften. Schon 
1354 hatte Agnes den Klarissenkonvent verpflichtet, den Brüdern jährlich vier Saum 
ihres besten Rotweins zur Verwendung in der Messe zu geben got zuo einem lobe und 
ouch daz unser da bi eweklich gedacht werde.139 1359 übertrug sie den Minoriten den 
Hof Sarmensdorf, der bisher den Klarissen gehört hatte. Die Einkünfte daraus sollten 
vornehmlich für erkrankende Minoriten verwendet werden. Agnes berief sich bei der 
Güterübertragung auf die 1352 beurkundete Verfügungsgewalt: won wir uns selber 
vorbehebt und us genomen hand gen unserm frowen kloster ze Kunngsfelt, sant claren 
ordens, des wir ouch ir offenen brief und urkund hand, umb alle die guoter, die wir inen 
mit unserm guot gekouft hand alder noch kouffen, das wir die wol vergeben und 
wandlen mugen.140 Mit derselben Begründung ordnete sie 1360 an, die Klarissen sollten 
den Franziskanern jährlich zwei Fuder Wein für die Fastenzeiten reichen. Agnes 
erhoffte im Gegenzug von den Franziskanern, daz sü ouch da bi unser, unser vordern, 
unser nachkomen und aller der herschaft von österreich dester vlizklicher und dester 
fürderlicher gedenken und och got ernstlich für si bitten wellen.141 

Insgesamt ergeben die angeführten Urkunden ein recht einheitliches Bild. Agnes 
begründete ihr Handeln letztlich unter Bezug darauf, dass sie die betreffenden Güter aus 
eigenen Mitteln bereitgestellt hatte. Sie nutzte ihre Verfügungsgewalt immer zugunsten 
eigener Stiftungen, das von ihr begründete Badener Spital oder die Königsfelder 
Konvente. Die Anordnungen für die Königsfelder Franziskaner ähnelten denen für die 
Klarissen. Mit ihrer Ordnung vom 2. Februar 1330 hatte sie Sorge für kranke 
Schwestern und die Aufbesserung der Mahlzeiten zur Fastenzeit getragen. In den 50er 
Jahren agierte sie analog für die Brüder. Auch diese sollten von ihr besondere Gaben 
erhalten, um so zusätzlich zu Gebeten angehalten zu werden. Agnes profilierte sich als 
besondere Wohltäterin des Franziskanerkonvents. Anscheinend war es der Habs-
burgerin wichtig, dabei so deutlich wie möglich – als Urkundenausstellerin – als 
Gebende in Erscheinung zu treten und erinnerbar zu bleiben. Als Agnes sich nach-
träglich die Verfügungsgewalt über die Güter reservierte, die sie den Klarissen 
übertragen hatte, ging es dabei nicht so sehr darum, deren weitere Verwendung 
beeinflussen zu können, was zweifelsohne auch informell möglich gewesen wäre. Der 
Habsburgerin lag auch nicht daran, nachträglich die reiche Ausstattung der Klarissen, 

                                                                 
139  StAAG U17/254a (28.05.1354). 
140  Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 99; Text der Anordnungen zur 

Verwendung der Einkünfte bei Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 348a (22.07.1359). 
141  StAAG U17/303 (08.09.1360), Revers des Klarissenkonvents: StAAG U17/304. 
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die sie bis an ihr Lebensende weiter beschenkte, wieder rückgängig zu machen.142 
Wesentlich war, dass bei sinnvoll scheinenden Verschiebungen von Einkünften und 
Besitzungen Agnes weiterhin persönlich als Wohltäterin sichtbar blieb. Natürlich 
entsprach der Verfügungsvorbehalt der Habsburgerin einer herrschaftlichen Stellung 
gegenüber dem Königsfelder Klarissenkonvent. Doch waren Grenzen und Richtung 
dieser Herrschaft durch die Stiftung selbst informell bestimmt, wie Agnes’ Verzicht auf 
die Besetzung der gesondert gestifteten Pfründen zeigt. Ebenso wie Herrschaft finden 
sich in den Dokumenten der 50er Jahre beiderseitiger Nutzen, Konsens und Vertrauen 
als Leitvorstellungen, die das Handeln der Beteiligten strukturierten. 

Neben der weiteren Ausstattung beider Königsfelder Konvente, der Überarbeitung der 
Klosterordnungen und der Neuregelung zur Pfründenbesetzung ergriff Agnes weitere 
Maßnahmen, die den Bestand der Stiftung in der Zukunft sichern sollten. 1357 ließ sie ein 
Verzeichnis der Kleinodien anfertigen, die das Kloster von verschiedenen Angehörigen 
der Stifterfamilie erhalten hatten. Sie verbot jegliche Veräußerung der einzelnen Stücke, 
selbst für Notsituationen: durch dehein sach noch not wegen. In gewohnter Weise nutzte 
Agnes die Ordensstrukturen, um die Einhaltung ihrer Anweisungen in der Zukunft 
überwachen zu lassen. Denn ze einer merer sicherheit ordnete sie an, dass die Klarissen 
bei der jährlichen Visitation über etwaige Veräußerungen zu befragen waren, woran 
Äbtissin und Priorin den Visitator zu erinnern hätten. Höre dieser von irgendeiner 
Veräußerung, solle er gebieten, diese sofort rückgängig zu machen.143 Die Liste der 
Kleinodien selbst war, ähnlich den Einträgen im Kopialbuch, nach Schenkern geordnet. 
Königin Elisabeth, Agnes, Herzog Leopold, dessen Gemahlin Katharina, Herzog Heinrich 
und dessen Gemahlin Elisabeth, Agnes’ Schwestern Guta von Öttingen, Elisabeth von 
Lothringen und Katharina von Kalabrien, Herzog Albrecht und dessen Gemahlin Johanna 
hatten der Liste zufolge den Königsfelder Klarissen liturgische Gewänder und Geräte 
vermacht, deren Verwendung – zur Aufbewahrung von Hostien, als Trinkgefäß für das 
Abendmahl, als Reliquiar oder zur Zierde der Altäre – oft genau angegeben wurde. Unter 
den Gegenständen aus dem Besitz Königin Elisabeths wurden auch ein Zepter und ein 
silberner Apfel aufgezählt, der bei den Jahrzeiten der Königin auf ihr Grab zu legen war: 
hoeret ze den jargzeiten uffen das grab. Auf diese Weise war der Apfel, wahrscheinlich 
samt Zepter, als Herrschaftszeichen an den Jahrtagen der Königin präsent. Vielleicht 
wurde auch das zum Königsfelder Kirchenschatz gehörende gelbe Waffenkleid König 
Albrechts, verziert mit schwarzen Adlern, bei den Memorialfeiern ausgestellt, obwohl im 
Kleinodienverzeichnis kein Hinweis auf die Verwendung enthalten ist.144 Eines der 

                                                                 
142  Vgl. z. B. Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 303 (15.06.1354); ebd., Nr. 324 

(13.07.1356) = Lichnowsky, Geschichte (1836−1844), Bd. 3, UA, Nr. 1877; Liebenau, 
Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 328 (13.06.1357); Schröter, Pfarrei Staufberg-Lenzburg, 
Nr. 23 (06.09.1362); StAAG U17/319f. (20.07.1363). 

143  Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 88; vgl. Maurer, Kloster Königsfelden 
(1954), 251−254; Schramm / Fillitz / Mütherich, Denkmale (1978), 30f. 

144  So Kurmann-Schwarz, Glasmalereien im Kanton Aargau (2002), 43f. 
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kostbarsten Stücke hatte Herzog Albrecht für den Fronaltar im Franziskanerchor bereit-
gestellt, ein in höfischem Stil reich besticktes Antependium mit den siben ziten unsers 
herren – womöglich ein weiterer Grund, ihn als Stifter in den Fenstern des Franzis-
kanerchors darzustellen.145 Auch Agnes hatte dem Kloster einige Altartücher geschenkt, 
darunter eines, für dessen Verwendung in Königsfelden eigens zwei verschiedene 
Stickereien umgearbeitet und mit einander kombiniert worden waren. Im Zentrum der 
resultierenden Darstellung war Christus am Kreuz zu sehen, ihm unmittelbar zu beiden 
Seiten die Heiligen Agnes und Andreas, gefolgt von Katharina und Johannes sowie, ganz 
am Rand, Petrus und Paulus.146 Die besondere Platzierung der Figuren verwies über die 
dargestellten Patrone auf das ungarische Königspaar, dessen Memoria in Königsfelden 
begangen wurde, stellte dessen Ergebenheit gegenüber Christus heraus und konnte sogar 
die Ermordung Albrechts und den damit verbundenen Schmerz seiner Tochter evozieren. 
Denn die heilige Agnes war nicht mit dem Lamm, sondern mit dem Schwert dargestellt, 
das ihr in die Brust fuhr. 

Obwohl einige im Kleinodienverzeichnis aufgeführten Gegenstände besonders 
geeignet waren, die jeweiligen Spender zu vergegenwärtigen, sei es durch die vorge-
schriebene Verwendung im Kontext der Memorialfeiern, durch herausragende Qualität 
oder den Verweisungscharakter des Dargestellten, fasste Agnes anscheinend unter-
schiedslos alle von ihrer Familie bereitgestellten Kleinodien als Erinnerungsträger und 
als besonders wertvoll auf. Für diese galt deshalb ebenso wie für die den einzelnen 
Jahrtagen zugeordneten Sondervermögen ein striktes Veräußerungsverbot, das nicht erst 
1357 erlassen wurde, sondern schon mit in einer Urkunde Herzog Leopolds I. von 1324 
schriftlich fixiert worden war.147 Neu waren 1357 die zusätzlichen Sicherheits-
maßnahmen, zum einen die Verzeichnung selbst, die die Zuordnung der Stücke auf 
längere Dauer unterstützte, zum anderen die genauen Auflagen für die Visitation. 
Darüber hinaus war das Kleinodienverzeichnis selbst ein Memorialzeugnis, das die 
Erinnerung an die einzelnen Wohltäter festhielt. 

Die Bestandsaufnahme von 1357, die einen abschließenden Zug hatte, zeigt an, dass 
Agnes von Ungarn die Königsfelder Stiftung auf die Zeit nach ihrem Tod vorbereiten 
wollte, was auch in anderen Urkunden zum Vorschein kommt. 1360 übertrug die greise 
Habsburgerin der Äbtissin von Königsfelden das Besetzungsrecht für zwei Klausen und 
eine Kapelle, das sie bis dahin selbst wahrgenommen hatte.148 Im folgenden Jahr ordnete 
sie an, dass nach ihrem Tod das für sie in Königsfelden errichtete Haus binnen acht Tagen 
abzureißen sei, ohne dies in irgendeiner Weise zu begründen.149 Da die Verfügung nicht 

                                                                 
145  Abb. und Beschreibung in: Krone und Schleier, Katalog Nr. 446, 50f. 
146  Abb. und Beschreibung in: Krone und Schleier, Katalog Nr. 476, 525. 
147  Vgl. StAAG U17/80 (12.03.1324), Text der Abschrift in: StAAG AA/428, fol. 25v, sowie bei 

Gerbert, Crypta San-Blasiana (1785), Nr. 12. 
148  Regest bei Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, Nr. 361 (20.08.1360). 
149  Vgl. StAAG U17/306a (20.02.1361), Textwiedergabe: Urkunden [Der Schweizerische Geschichts-

forscher 2, 1817], 388−392. 
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im Sinne der Klarissen war und Agnes kaum zu befürchten oder auch zu hoffen hatte, ihre 
besondere Beziehung zum Kloster würde von anderen Personen fortgeführt werden, ist 
die plausibelste Vermutung, die Habsburgerin habe vermeiden wollen, durch andere 
Nutzung die Erinnerung an ihren Lebensmittelpunkt zu überschreiben. 1362 traf die 
Fürstin Bestimmungen über die bei ihrem Tod ausstehenden Einkünfte von ihren 
österreichischen Gütern, die sie an verschiedene Empfänger verteilte.150 Nach Abzug von 
zehn Mark Silber, die an die Wiener Franziskaner gehen sollten, wurde das Königsfelder 
Kloster mit der Hälfte der übrigen Gefälle bedacht. Die übrigen Einkünfte sollten zu je 
einem Viertel unter allen Klöstern in Österreich, den Wiener Klarissen, den nächsten 
Kapiteln der Dominikaner, Franziskaner und Augustiner sowie unter allen Spitälern in 
Österreich aufgeteilt werden. Bis auf Königsfelden wurden alle Empfänger gebeten, für 
Agnes zu beten – daz si got ouch für uns bitten. 

Die Bestimmungen von 1362 ergänzten die letztwillige Verfügung der Habsburgerin, 
die Agnes bereits 1337 ausgearbeitet und 1359 unverändert ein weiteres Mal schriftlich 
fixiert hatte.151 Grund für die Neuausfertigung war wahrscheinlich der Tod Herzog 
Albrechts, der 1358 verstorben war. Im Testament wurde Königsfelden nicht berück-
sichtigt. Agnes von Ungarn vermachte den von ihren Brüdern Friedrich und Albrecht 
gestifteten Klöstern in Mauerbach und Gaming beträchtliche Summen, um davon 
Priesterpfründen und Jahrtage für sie und für ihren Gemahl Andreas von Ungarn 
einzurichten. Mit nahezu gleicher Zweckbestimmung bewidmete sie das Kloster 
Königsbronn, eine Stiftung ihres Vaters Albrecht. Einen hohen Geldbetrag erhielten 
zudem das Wiener Spital, das ihr Bruder Friedrich gestiftet hatte, und auch das dortige 
Klarissenkloster.152 Die skizzierten Anordnungen sind für die Königsfelder Stiftung in 
mehrfacher Hinsicht erhellend. Zum ersten förderte die Habsburgerin die Stiftungen 
ihrer verstorbenen Brüder und ihres Vaters, begriff diese also nicht als Konkurrenz-
unternehmungen. Zum zweiten streute Agnes ihre Memoria. Königsfelden war keines-
wegs der einzige Ort, an dem für Agnes und ihren Gemahl dauerhaft gebetet werden 
sollte.153 Zum dritten hielt die Königinwitwe die Königsfelder Stiftung anscheinend für 
so gut ausgestattet, dass sie weitere Bewidmungen größeren Umfangs nicht für nötig 
hielt. 

                                                                 
150  Vgl. Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 107 (13.04.1362). 
151  Vgl. AT-OeStA/HHStA UR FUK, Nr. 101 (20.06.1337); Quellen zur Geschichte der Stadt 

Wien. Ed. Lampel / Uhlirz, Nr. 4812 (22.03.1359). 
152  Zu diesen Stiftungen vgl. Pfaff, Geschichte (1856); Sauter, Fürstliche Herrschaftsrepräsentation 

(2003). 
153  Vgl. auch andere Stiftungen der Habsburgerin: Hilsebein, Kloster (2005), 70−77; Marti, 

Königin Agnes (1996); Liebenau, Lebensgeschichte (1868). 



162 Der Fall Königsfelden: Familiengedenken im Klarissen- und Franziskanerkloster 

IV.3.2.4. Die Ankunft der Dynastie: Agnes von Ungarn, Rudolf IV. und die 
Verglasung der Seitenschiffe 

Die zahlreichen Initiativen zur Absicherung der Königsfelder Stiftung, die Agnes von 
Ungarn in ihren letzten Lebensjahren ergriff, hatten zweifelsohne mit dem fort-
schreitenden Alter der Habsburgerin zu tun, die all ihre Geschwister überlebte. Als 
1358 Herzog Albrecht starb, stand nur ein einziger volljähriger Habsburger für die 
Nachfolge im Herzogtum bereit, Albrechts ältester Sohn Rudolf IV. Der junge Herzog 
hatte ehrgeizige Ziele für das südwestdeutsche Herrschafts- und Einflussgebiet der 
Habsburger und plante anscheinend sogar die Wiederherstellung des schwäbischen 
Herzogtums.154 Die Pläne des jungen Herzogs zeigten sich unter anderem in seiner 
gesteigerten Präsenz vor Ort und wirkten sich auch auf die Königsfelder Stiftung, aus. 
Schon 1358, noch zu Lebzeiten seines Vaters, bestätigte Rudolf dem Königsfelder 
Kloster alle Rechte und Freiheiten.155 In der Folge privilegierte er das Kloster weiter. 
Am 5. Januar 1360 übertrug Rudolf dem Kloster das Patronatsrecht in Brugg, was er 
ausführlich begründete. Die Schenkung erfolge als Ausgleich für die Schäden und 
Verwüstungen, die das Kloster durch die jüngst von ihm geführten Kriege hatte 
hinnehmen müssen, auf Bitten seiner hochverehrten Tante Agnes, der einstigen Königin 
von Ungarn, und wegen seiner besonderen Zuneigung zum Königsfelder Kloster. Über 
die Kompensation hinaus wollte Rudolf die Übertragung des Patronatsrechtes zudem 
als Gabe für das Seelenheil seiner Vorfahren, seiner selbst und seiner Brüder verstanden 
wissen.156 Wenige Tage später erwies Rudolf dem Kloster eine weitere Gunst. Um 
dessen Besitz und die Rechte und Freiheiten zu schützen, die dem Kloster von seinem 
Vater und seinen Vorfahren wie auch von ihm selbst verliehen worden seien und weil 
ein iekliche sache, die man in langer gewonhait haltet, gezogen wirt in ein natürlich 
recht und ewig wesen, habe Rudolf angeordnet, dass der jeweilige oberste Hauptmann 
oder Landvogt in den Oberen Landen den Schutz des Königsfelder Klosters vor zwei 
oder drei Amtleuten desselben öffentlich zu beschwören und zu beurkunden habe. 
Rudolfs Anordnung sollte gelten, solange seine liebe pesel frow Agnes lebe, und für die 
auf deren Tod folgenden 60 Jahre.157 In einer weiteren Urkunde aus dem Jahr 1360, mit 
der Rudolf IV. erneut die Rechte und Freiheiten der Königsfelder Konvente bestätigte, 
beschrieb der Herzog seine Beziehung zum Kloster in grundsätzlicher Weise: Obwohl 
er dazu gehalten sei, alle Gotteshäuser zu schützen, so sei er doch besonders denjenigen 
gewogen, die in seinen Ländern lägen und von seinen Vorfahren gestiftet seien. Zudem 
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206−213; Liebenau, Lebensgeschichte (1868), 264−267. 
155  Vgl. StAAG U17/280. 
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157  Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, Nr. 104; Urkunden zur Schweizer 
Geschichte. Ed. Thommen, Bd. 1, Nr. 638. 
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bekundete Rudolf, das wir mit den ougen billich (…) betrachtigung angesehen haben 
den guoten willen und die grossen begirde, die weilent seligen gedechtnuzz hertzog 
Albrecht von Oesterreich, unser lieber vatter, und alle sein puedere, unser liebe vettern, 
den got gnade, geliebt hant zuo unsern erwirdigen und lieben chloster ze Kungsvelt. Mit 
der bekundeten Sonderstellung Königsfeldens für Rudolf korrespondierte die 
ungewöhnliche Poenformel, in der die mit dem Schutz des Klosters betrauten Amtleute 
auf die himmlische Vergeltung für ihr Handeln hingewiesen wurden: als si darumb den 
lon der ewigen selikeit verdienen und die rache und strafung dez strengen gerichtes von 
dem almechtigen got an dem jungsten tag v..nnden wellen.158 

Die Urkunden Rudolfs, die grundsätzlich von einer beträchtlichen Aufmerksamkeit 
des Herzogs zeugen, lassen in der Summe gut erkennen, welche Aspekte dieser Bezie-
hung für Rudolf IV. besondere Bedeutung hatten. So sah er im Verhältnis zwischen 
Habsburgern und Königsfelder Stiftung bereits eine Tradition, wobei Rudolf insbeson-
dere den umfassenden Schutz des Klosters im Auge hatte. Für den Herzog spielte dabei 
die persönliche Erfahrung eine große Rolle, und zwar insbesondere die Hinwendung 
seines Vaters, dessen grosse begierde zur Familienstiftung. Obwohl Rudolf auch gute 
Beziehungen zu Agnes von Ungarn hatte und neben den angeführten Urkunden eine 
ganze Zahl weiterer erließ, mit denen er Verfügungen seiner Tante zugunsten 
Königsfeldens bestätigte, stellte er sich nicht so sehr in die Tradition der gesamten 
habsburgischen Familie, sondern stärker in die herrschaftlich bestimmte Reihe der 
Herzöge. Das intensive Engagement seiner Großmutter und, von Agnes abgesehen, 
seiner Tanten erwähnte er nicht. Inwieweit dem Herzog am künftigen Ausbau der 
Königsfelder Gedenktradition lag, ist nicht klar zu erkennen. Er verband zwar mit den 
Aktivitäten für die Stiftung seiner Vorfahren auch Hoffnungen für das Seelenheil der 
lebenden Habsburger, was gewiss mit dem besonderen Status des Klosters und der dort 
praktizierten Memoria zu tun hatte, doch stiftete er nicht selbst einen Jahrtag. Aller-
dings starb Rudolf in einem Alter, in dem auch keiner seiner Vorfahren schon eine 
Anniversarstiftung in Königsfelden eingerichtet hatte. Wenn Agnes selbst nicht für 
ihren Neffen aktiv wurde, so lag das ganz auf der Linie ihres Handelns in der 
Vergangenheit. Auch zuvor hatte Agnes in Königsfelden nie die Memoria für lebende 
Verwandte abgesichert, ohne dass diese mitwirkten. 

Allerdings sah Agnes von Seiten ihrer jüngeren Verwandten auch Gefahren für die 
Stiftung. So erbat sie sich von Rudolf eine Urkunde, in der dieser für sich, seine Brüder 
und Erben bestätigte, keinerlei Ansprüche auf das Eigentum des Königsfelder Klosters zu 
erheben, insbesondere auf die Kleinodien desselben: Und sullen und wellen ouch wir 
darum chain ansprach noch vordrunge haben in deheinen wege.159 Vor dem Hintergrund 
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der zahlreichen Gunsterweise Rudolfs für die Königsfelder Stiftung ist dessen Urkunde 
nicht als Zeugnis einer konkret auf den jungen Herzog bezogenen Sorge Agnes’ von 
Ungarn zu verstehen, sondern eher als grundsätzliche Befürchtung, dies umso mehr, als 
auch die Landvögte als mögliche Usurpatoren darin genannt und entsprechend ermahnt 
wurden. Agnes hatte selbst jahrzehntelang erlebt, wie selten die Herzöge persönlich in den 
Oberen Landen erschienen waren und dürfte sich der Gefahr, die von den Beamten vor 
Ort für die Königsfelder Stiftung ausging, sehr bewusst gewesen sein. 

Den Zeugnissen der Sorge aus den letzten Lebensjahren Agnes’ von Ungarn stehen 
nicht allein die Urkunden Rudolfs IV. gegenüber, mit denen dieser das Kloster begüns-
tigte und dessen Schutz für die Zukunft zu sichern suchte. Die politischen Pläne des 
Herzogs für die Oberen Lande waren für Königsfelden insgesamt günstig, weil sie die 
intensivere Präsenz des Herzogs in dieser Region verlangten. Rudolf IV., der herr-
schaftlicher Repräsentation in den verschiedensten Formen immense Bedeutung 
beimaß, war der erste Habsburger, der in Königsfelden nachweislich eines der hohen 
Kirchenfeste beging und damit eine zusätzliche Komponente in die Beziehung 
zwischen den habsburgischen Herzögen und der Königsfelder Stiftung einbrachte. 1357 
feierte er Weihnachten in Königsfelden, 1361 wohl das Osterfest, denn am Oster-
sonntag bestätigte er in Brugg alle Ordnungen, die Agnes von Ungarn für die Königs-
felder Klarissen erlassen hatte.160 

In die Zeit der aufs Neue intensivierten Präsenz eines habsburgischen Herzogs in den 
Oberen Landen fällt eine gravierende Neugestaltung der Königsfelder Klosterkirche. 
Die Fenster der Seitenschiffe, sieben auf jeder Seite, wurden nun farbig verglast. 
Obwohl die Fenster nach der Reformation weitgehend zerstört wurden, ist das Bild-
programm wenigstens teilweise zu rekonstruieren. In den Fenstern waren, wie schon im 
Chor, Angehörige oder Verwandte der habsburgischen Familie dargestellt, diesmal 
jedoch nicht im Zusammenhang mit Heiligen, sondern jeweils allein, nur ergänzt um ihr 
von einem Baldachin überwölbten Wappen, und so, obwohl in kniender Haltung, selbst 
heiligenähnlich. Eben diese Personen wurden in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
vor Ort für den ‚Spiegel der Ehren des Erzhauses Österreich‘ Johann Jakob Fuggers 
abgezeichnet. Dabei wurden auch die den Personen zugeordneten Umschriften abge-
schrieben, auf deren Grundlage die Anfertigung der Fenster recht gut zu datieren ist. In 
der Regel wurde einer dargestellten Person nicht nur Name und Titel zugeordnet, 
sondern auch ihr Todesdatum vermerkt. Weil diese Angaben bei Agnes von Ungarn 
fehlen, aber bei ihrem Bruder Albrecht vorhanden sind, müssen die Fenster nach dem 
Tod des Herzogs 1358 und vor Agnes’ Ableben im Jahr 1364 entstanden sein.161 
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Versucht man aus der Zusammensetzung der in den Fenstern dargestellten Personen-
gruppe auf die zugrunde liegenden Auswahlkriterien rückzuschließen, ergibt sich kein 
einheitliches Ergebnis. Ein Fenster etwa zeigte Agnes’ Neffen Rudolf von Lothringen, 
der auch in der Chorverglasung schon erschienen war. In zwei weiteren Fenstern waren 
Rudolfs Schwester Margarete von Chalon und wahrscheinlich Elisabeth von Bar, die 
ebenfalls zum lothringischen Verwandtenkreis gehörte, dargestellt.162 Die Aufnahme 
dieser Personen ins Bildprogramm der Seitenschiffverglasung lässt sich wohl nur mit 
den intensiven Beziehungen Elisabeths von Lothringen zu Agnes von Ungarn und zum 
Königsfelder Kloster erklären. Auch abseits davon war das Bildprogramm im Unter-
schied zur Chorverglasung nicht durch Stiftungen für die Königsfelder Konvente oder 
die Aufnahme in deren Gebetsgedenken bestimmt. Zwar waren die Königinnen 
Elisabeth und Agnes unter den Dargestellten vertreten und beide herausgehoben, weil 
sie jeweils ein Kirchenmodell in den Händen hielten und Inschriften an ihre Stiftungs-
tätigkeit erinnerten, doch fehlten alle anderen Herzoginnen, die für Königsfelden aktiv 
geworden waren. Auch zur Reihe der in Königsfelden bestatteten Personengruppe, zu 
der ja mehrheitlich Frauen gehörten, lässt sich kein systematischer Bezug herstellen. 
Ziemlich vollständig wurde hingegen durch die restlichen Fenster eine dynastische 
Reihe und eine stirps regia präsentiert, die mit König Rudolf begann und mit dessen 
Urenkel, Rudolf IV., endete. Bei den meisten der in den Fenstern verewigten Herzöge 
war das Verwandtschaftsverhältnis zu König Albrecht benannt, der somit als zentrale 
Bezugsperson erschien. Wenn unter den Söhnen des Königs Friedrich der Schöne 
fehlte, den doch der Königstitel zierte und dessen Jahrtag in Königsfelden auch festlich 
begangen wurde, so müssen ein weiteres Mal persönliche Beziehungen als zusätzliche 
Auswahlkriterien angenommen werden. Gut mit dem dynastischen Zug des Fenster-
programms ist in Zusammenhang zu bringen, dass die früh verstorbenen Söhne Herzog 
Ottos, für die Agnes selbst in Königsfelden Jahrtage eingerichtet hatte, fehlten. Die 
Bedeutung der beiden als Glieder einer dynastischen Kette war gering, weil beide kaum 
selbständig als Herzöge agiert hatten. Ähnliches gilt für die Brüder Rudolfs IV., die 
noch unmündig waren, als man die Herstellung der Fenster in Angriff nahm. Doch 
könnte deren Fehlen auch im Sinne Rudolfs selbst gewesen sein, der gegenüber seinen 
Brüdern zunächst die Primogenitur, und als er sich damit nicht durchsetzen konnte, 
Senioratsansprüche geltend zu machen suchte.163 

Insgesamt wurde über die Neuverglasung der Fenster in den Seitenschiffen ein 
Memorialhorizont geöffnet, der von den Königsfelder Bestattungen und den dort prakti-
zierten Jahrtagen in spezifischer Weise abwich. Von einzelnen, nicht eindeutig erklär-
baren Brüchen abgesehen, korrespondiert die dynastische Ausrichtung der Neuver-
glasung stark mit der analogen Verschiebung in den Urkunden Rudolfs IV. Ob er 
                                                                                                                                                                    

v. a. 247. Zur Deutung auch Sauter, Fürstliche Herrschaftsrepräsentation (2003), 145−147; ebd., 
Anhang 2, 276−279, eine vollständige Zusammenstellung der Inschriften. 

162  Vgl. Sauter, Fürstliche Herrschaftsrepräsentation (2003), 145 mit Anm. 73. 
163  Vgl. Niederstätter, Herrschaft Österreich (2001), 168. 
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persönlich darauf hingewirkt hatte, eine Perspektive auf die Vorfahren, in der die männ-
lichen Herrschaftsträger besonders wichtig waren, bei der Neugestaltung des Königs-
felder Kirchenraums zum Ausdruck zu bringen, lässt sich nicht mit Sicherheit sagen. 
Dass aber die dynastische Komponente im Programm der neu verglasten Fenster mit 
der veränderten familiären und politischen Situation der Habsburger – dem Herrschafts-
antritt einer neuen Generation, der neuerlichen Intensivierung der herzoglichen Präsenz 
in den Oberen Landen und der Einbindung Königsfeldens in eine repräsentative Praxis 
– im Zusammenhang steht, ist kaum zu bezweifeln. 

War in Hinblick auf die neue Generation habsburgischer Herzöge die dynastische 
Perspektive geeignet, deren Beziehung zum Königsfelder Kloster ohne den Rückgriff 
auf persönliche Erinnerung an die dort Bestatteten oder Kommemorierten zu inter-
pretieren, sondern auf ein anderes Modell von Herkunftsbewusstsein zu beziehen, so 
trug die neue Farbverglasung doch auch Züge, die durch die zurückliegende Geschichte 
der Stiftung bestimmt waren. Dazu gehört die Auszeichnung der Königinnen Elisabeth 
und Agnes als Stifterinnen, indem sie beide mit einem Kirchenmodell dargestellt 
wurden. Die Agnes beigegebene Umschrift präzisierte deren Rolle für die Königsfelder 
Geschichte: per cuius procurationem ista duo monasteria plene sunt aedificata.164 Auch 
an die Ermordung König Albrechts wurde erinnert: Occisus est (…) in loco, ubi est 
majus altare.165 Zudem wurde Albrecht nicht allein dadurch in den Mittelpunkt gerückt, 
dass sich auf ihn die genealogischen Zusätze bezogen, die einigen Dargestellten 
beigefügt wurden. Auch deren auf den Chor ausgerichtete Haltung, im Gebet knieend, 
ließ sich auf Mord und Memoria des Königs beziehen. Die beiden Reihen der Betenden 
konnten aber auch allgemeiner interpretiert werden: als Muster an Frömmigkeit, als zu 
Gebet und Gedenken für die im Kirchenschiff Bestatteten Auffordernde. 

Die Wirkung der Memorialbilder ist nicht zu unterschätzen. Anders als der Chor war 
das Kirchenschiff einem breiten Publikum zugänglich. Neben dem Altar waren das 
schmucklose, aber zentral über der Sammelgruft errichtete Kenotaph und die farbigen 
Fenster die wichtigsten Bedeutungsträger, die den Blick der Betrachter auf sich zogen. 
Das durch Stiftung begründete Gedenken an die in Königsfelden versammelten Habs-
burger beherrschte symbolisch den Kirchenraum. 

                                                                 
164  Kurmann-Schwarz, Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 39; Sauter, Fürstliche Herrschafts-

repräsentation (2003), 277. 
165  Kurmann-Schwarz, Mittelalterliche Glasmalereien (2008), 38. 
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IV.3.3. Traditionen zwischen Aneignung und Wendung 

IV.3.3.1. Zwischen Habsburgern und Heiligen: 
Die Königsfelder Chronik als Zeugnis der Selbstverortung 

Agnes starb 1364 und wurde in der Königfelder Familiengrablege beigesetzt. Es kann 
kein Zweifel bestehen, dass die zum größten Teil 1365/1366 verfasste Klosterchronik 
Königsfeldens als Reaktion auf den Tod der Habburgerin aufzufassen ist. Insgesamt 
zerfällt der nur in Abschrift überlieferte Text in recht unterschiedlich gestaltete Teile.166 
Deren erster erzählt die Geschichte der Könige seit 1251, wobei vor allem dem ersten 
habsburgischen König, Rudolf, viel Raum gegeben wird.167 Daran schließt sich eine 
genealogische Erzählung über König Albrecht, seine Gemahlin Elisabeth und beider 
Kinder und Enkel an.168 Den nächsten Teil bildet die Gründungsgeschichte des Königs-
felder Klosters.169 Im Anschluss folgt eine ausführliche, in sich geschlossenene Bio-
graphie Königin Agnes’.170 Am Ende finden sich nur noch einige wenige annalistische 
Notizen.171 Die Abschnitte zur Gründungsgeschichte und die Biographie Agnes’ von 
Ungarn stammen von einem Verfasser, die wenige Monate später geschriebene Genea-
logie von einem anderen. Der Übergang zwischen Genealogie und Gründungsbericht 
weist stilistische Besonderheiten beider Verfasser auf. Alle weiteren Partien sind 
spätere Zusätze. Von wenigen Interpolationen abgesehen wurde trotz mehrfacher 
Abschrift die älteste Textgestalt weitgehend gewahrt, wie die stilistischen Unterschiede 
der verschiedenen Teile belegen. Der Vergleich mit der Chronik von den 95 Herr-
schaften, für deren Abfassung die ältesten Teile der Königsfelder Chronik eine Haupt-
quelle waren, zeigt, dass zwar mit einigen kleineren Kürzungen zu rechnen ist, aber 
nicht mit Verlusten ganzer Motivstränge. Beide 1365/1366 tätigen Verfasser dürften 
Mitglieder des Königsfelder Männerkonvents gewesen sein. In den Abschnitten zur 
Klostergründung und zum Leben Agnes’ von Ungarn ist dies ganz unzweifelhaft am 
Wortgebrauch erkennbar, und auch der Verfasser der Genealogie hatte entsprechende 
Kenntnisse. Die Königsfelder Chronik kann somit in Bezug auf die Eigendeutung der 
gestifteten Gemeinschaft(en) hin interpretiert werden. 

Schon der kurz beschriebene Gesamtaufbau des 1365/1366 abgefassten Textes lässt 
Leitlinien der Königsfelder Selbstverortung erkennen. Mit der ausführlichen Genealogie 
präsentierte sich das Kloster als Hort habsburgischer Erinnerung. Der Verfasser hatte, 

                                                                 
166  Zum Folgenden vgl. Seemüller, Kritik (1904); Ders., Einleitung, CLXf. 
167  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 87−92. 
168  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 92−100; Österreichische Chronik. Ed. Seemüller, 

§§ 370−372; 385; 390f. 
169  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 100−103; Österreichische Chronik. Ed. Seemüller, 

§§ 382−384. 
170  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 103−110; Österreichische Chronik. Ed. Seemüller, 

§§ 386−389. 
171  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 110−113. 
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was bestens mit der Geschichte Königsfeldens korrespondierte, seinen Text mit 
Albrechts Königtum begonnen: Küng Albrecht der erst küng, Ruodolffs der Römsch 
kungs sun, do küng Adolff erschlagen wart, do richet er zehen jar. Er schilderte in 
wenigen Sätzen, wie nach der Beilegung des Konflikts, der um Albrechts Anerkennung 
als König mit dem Papst ausgebrochen war, Einhelligkeit und Frieden in allen deut-
schen Landen herrschten: Das tet des küngs grosmutikeit, macht und weisheit.172 Im 
Anschluss wurde die genealogische Reihe eröffnet: Dirre Albrecht, der nam ein frowen 
des hertzogen tochter von Karinthia von der man hie nach wirt sagen, die macht eins 
uns zwentig kind bi im, von denen wurdent zwölff fursten und furstin.173 Nicht agna-
tische Abstammung, sondern ‚Fürstlichkeit‘ war auch in der Folge das Auswahl-
kriterium für die aufgeführten Kinder Albrechts, was gut zum Königsfelder Wirken 
Agnes’ von Ungarn passt, von der gewiss ein Großteil der verarbeiteten Informationen 
stammte. Die Töchter Albrechts und deren Nachkommen wurden in die Genealogie mit 
gleicher Selbstverständlichkeit aufgenommen wie seine Söhne und deren Kinder. Dabei 
wurden in chronologischer Reihe zuerst die Söhne Albrechts, dann die Töchter auf-
geführt. Agnes wurde nicht eingehend gewürdigt, vielmehr auf die später folgende 
Biographie verwiesen: von dero wirt man hie nach me sagen.174 Der Verfasser folgte, 
um die Genealogie mit der Gründungsgeschichte des Klosters verbinden zu können, 
einer besonderen Darstellungsstruktur. Für die einzelnen Kinder Albrechts und 
Elisabeths wurden nicht nur die Ehepartner genannt, sonderen auch die aus der Ehe 
hervorgegangenen Kinder eingeschoben, dann aber wieder zu den Eltern zurückgekehrt. 
So reichte die Genealogie bis in die Gegenwart, doch führte die Anordnung in Erzähl-
schlaufen schließlich wieder zu König Albrecht I. zurück. Von diesem wurde nun 
berichtet, wie er erschlagen wart.175 Das Ende Albrechts war der Beginn der Königs-
felder Geschichte. 

Weil die Genealogie eigens auf die Gründungsgeschichte hinkonstruiert war, erstaunt 
auf den ersten Blick, dass darin nicht systematisch diejenigen Familienmitglieder 
hervorgehoben wurden, die in Königsfelden bestattet waren oder dort gestiftet hatten. 
Von sehr seltenen Hinweisen auf die Königsfelder Geschicke und insgesamt wenigen 
historischen Nachrichten abgesehen, wurde im ersten Abschnitt der Königsfelder 
Chronik die genealogische Perspektive nur insofern systematisch ergänzt, als der 
Verfasser den Beziehungen der gesamten Familie zu anderen Klöstern der Klarissen 
und Franziskaner besondere Aufmerksamkeit widmete. So wurden immer wieder 
Ordenshäuser erwähnt, in denen Nachkommen Albrechts gestiftet hatten, eingetreten 
oder begraben waren. Die Königsfelder Klostergründung wurde durch die Genealogie 
somit in einen größeren Zusammenhang gerückt, erschien gewissermaßen als Sonder-
fall allgemeiner Wertschätzung der Habsburger für den Orden der Franziskaner. 
                                                                 
172  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 92. 
173  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 93. 
174  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 98. 
175  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 99. 
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Erst im folgenden Abschnitt über die Anfänge Königsfeldens spielte Stiftungs-
tätigkeit vor Ort eine größere Rolle. Dabei wurde die im Kopialbuch notierte 
Gründungsgeschichte, die um Königin Elisabeth als Stifterin kreiste, teilweise über-
nommen, aber auch in spezifischer Weise erweitert.176 So wurde nun im Anschluss an 
die recht ausführliche Schilderung über Albrechts Ermordung zwar auf Elisabeths 
Initiative zur Klostergründung eingegangen, dann aber die Frühgeschichte des Männer-
konvents erzählt. Alle sechs Brüder, die den ersten Königsfelder Konvent bildeten, 
wurden namentlich genannt und auch vermerkt, diese seien alle in Königsfelden 
bestattet worden mit ende eins erlichen lebens.177 In analoger Weise wurde über den 
Frauenkonvent berichtet. Elisabeth habe die ersten Königsfelder Nonnen aus dem 
Kloster Söflingen genommen, weil dort die Gottesdienerinnen besonders lauter gewe-
sen seien. Auch die Namen dieser ersten Klarissen in Königsfelden nannte der Verfas-
ser, schob sogar eine kurze Gründungsgeschichte Söflingens ein, wobei er betonte, 
dessen Gründer habe von der heiligen Klara persönlich die Regel in Erfahrung gebracht. 
Der weitere Gang der Gründungsgeschichte, die mit der Überführung Elisabeths nach 
Königsfelden und – wie im Kopialbuch – mit der Nennung ihres Todestags ihren 
Abschluss fand, muss nicht nachvollzogen werden. Deutlich genug ist erkennbar, dass 
der erste Gründungsbericht hier um eine dezidiert franziskanische Perspektive erweitert 
wurde. Sowohl die Beziehung zum Orden und zur heiligen Klara als auch die eigenen 
Gründungsmitglieder erfuhren eine eigenständige Würdigung, die neben das Stiftungs-
motiv trat. Ausführliche Würdigung als Stifterin erfuhr allein Elisabeth. Item frow 
Elysabeth hatt sunder ernstlich begierde, das dis closter also erlichen gebuwen wurde 
mit aller fürstlicher gezierde und sömlicher zuogehorde, das eins iecklichen fürsten 
tochter mit eren darinne wol möchte sin.178 Nachdem der Verfasser berichtet hatte, 
Elisabeths erste Gaben an ihr Kloster seien der Kirchensatz von Stauffen und der Rhein-
felder Hof gewesen, fasste er die weitere Ausstattung zusammen: Darnach gaben ire 
kind, sunder Katherin gab Windesch.179 Bald sei Elisabeth erkrankt und habe im Ange-
sicht des Todes ihren Kindern – herren und frowen fürsten und fürstin von Oesterich 
und von Styr – das Gotteshaus von Königsfelden empfohlen: das sy das in eren hetten 
mit schirm und mit fryheit.180 Den Auftrag Elisabeths an ihre Tochter Agnes, das 
Kloster zu vollenden, von dem im Kopialbuch berichtet worden war, überging entweder 
der Verfasser oder ein spätererer Abschreiber. 

In der gegenüber dem Kopialbuch deutlich veränderten Fassung der Königsfelder 
Gründungsgeschichte waren verschiedene Leitmotive miteinander verbunden. Die sich 

                                                                 
176  Für die Übernahmen vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 103, mit StAAG AA/428, 

fol. 52rv; der Text des Kopialbuches bei Baldinger, Agnes (1999), Anhang 3, 127f., und bei 
Urkundliche Nachweise. Ed. Liebenau / Liebenau, [Schlusswort], 191f. 

177  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 101. 
178  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 100. 
179  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 103. 
180  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 103. 
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anschließende Biographie Agnes’ von Ungarn jedoch war ganz einseitig franziskanischer 
Deutung unterworfen. Ihre Bemühungen um die Ausstattung des Klosters spielten 
ebensowenig eine Rolle wie ihre Stiftungstätigkeit in Königsfelden. Auch das politische 
Engagement der Habsburgerin in den Vorlanden wurde komplett ausgespart. Dem 
Verfasser ging es allein um die im engeren Sinne religiöse Hingabe seiner Protagonistin, 
die er bereits in der Kindheit ansetzte und mit jedem Lebensabschnitt weiter entfaltete. So 
habe Agnes schon als Mädchen mit ihrem Lieblingsbruder Rudolf geistliche Übungen 
betrieben, in ihrer – durch göttliche Intervention vermittelten – Ehe mit Andreas von 
Ungarn die Keuschheit gewahrt, nach dessen Tod ein ernstlich witwelich leben geführt.181 
Nach ihrer Ankunft in Königsfelden habe sie dort ein klein demütig hus gebaut, das man 
nach hüt sihet (…), das einer klosnerin wonung me zeschetzen ist denn einer küngin 
hoff.182 In der Folge wird die religiöse Lebensführung der Königin in Königsfelden 
detailliert beschrieben, ihre Vorliebe für bestimmte Heilige – darunter Agnes und 
Elisabeth von Thüringen –, regelmäßiges Fasten, Armen-, Kranken- und Gebärenden-
sorge, Sterbebegleitung und verschiedene Praktiken der Christusverehrung. Der Text 
schließt mit Krankheit und Sterben der Königin.183 Die in den Urkunden hervortretende 
Sorge Agnes’ von Ungarn um Memoria findet in der Vita nur in Bezug auf ihren Gatten 
Berücksichtigung. Ihr Wirken für ersteren wurde allerdings in den Abschnitt über ihre 
Ehe eingebaut und nicht in Bezug zum Königsfelder Kloster gesetzt. So lange habe die 
Königin nach dem Tod ihres Gemahls gute Werke zu dessen Seelenheil verrichtet, bis das 
ein stimme kam, die sprach: gesegnet sy die stund do du geborn wurde, wän ich far ze 
himel diner gnaden die du mir erworben häst.184 Immer wieder stellte der Verfasser der 
Agnesvita deren Wertschätzung für seinen eigenen Orden heraus. So überzeugt in seiner 
Erzählung Agnes ihren Mann Andreas von Ungarn, von einem dominikanischen zu einem 
Beichtvater „der Brüder“ zu wechseln und sich in einer Franziskanerkirche bestatten zu 
lassen.185 Vorbild für ihr Leben als Witwe ist die heilige Elisabeth von Thüringen,186 ihr 
Gewand ist vom selben Tuch wie das der Königsfelder Klarissen187 – die Reihe der 
Beispiele ließe sich fortsetzen. 

Mit den letzten Sätzen der Agnesvita, die 1366 zugleich den gesamten Text 
beschlossen, zog der Verfasser gewissermaßen die Konsequenz aus der Gesamt-
darstellung. Nachdem er berichtet hatte, wie Agnes von Ungarn verstorben war, hielt er 
deren Todestag fest und fügte hinzu: Do truogent si die bruoder den frowen, zuo sehent 
die liebsten muoter, die nit allein inen allein, me des landes und aller armen menschen 
besorgerin was gewesen. Also was si sunder bekleidet von den reinen megten, die dar 

                                                                 
181  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 105. 
182  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 106. 
183  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 110. 
184  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 105. 
185  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 105. 
186  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 107. 
187  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 106. 
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zuo geordnet wurdent, und wart darnäch an dem achteden tag begraben in der fürsten 
grab ire vordren, richsent mit gott vatter, sun, heiliger geist, ewenglichen un ende. 
Amen.188 Die Ermahnung an die Klarissen, Agnes nicht nur in Bezug auf die eigenen 
Belange zu erinnern, kann als normativer Kommentar des Verfassers in Bezug auf die 
stark durch Stiftung geprägte Geschichte Königsfeldens gelesen werden. Die Wohl-
taten, die die Verstorbene ihnen erwiesen hatte, sollten die Klarissen nicht dazu 
verleiten, die eigene Bedeutung zu überschätzen und diejenigen zu vergessen, denen die 
Franziskaner besonders verpflichtet waren: die Armen. Die mahnenden Worte am Ende 
der Königsfelder Chronik stehen in Kontrast zu dem, was der Verfasser über Königin 
Elisabeths Wunsch nach fürstlicher Ausstattung geschrieben hatte. Von einer prinzi-
piellen Kritik an der reichen Ausstattung der Klarissen kann also keine Rede sein. Die 
Spannung zwischen Stiftungskonzept und franziskanischer Lebensführung war darstel-
lerisch gelöst, indem Elisabeth und Agnes unterschiedliche Rollen zugewiesen wurden. 
Die Konzentration auf die religiöse Lebensführung im Falle von Agnes erlaubte es 
zudem, die Habsburgerin ungebrochen als „heilige Königin“189 und nicht in Abhängig-
keit von der ‚Stifterin‘ Elisabeth darzustellen. Das Bild, das der Verfasser von Agnes 
zeichnete, konnte den Königsfelder Klarissen als Exempel dienen. Im Handeln der 
frommen Witwe sollte sich die religiöse Lebensführung vor Ort spiegeln, eines den 
Wert des anderen bezeugen. Wurden Albrecht und Elisabeth vornehmlich über eine 
Ursprungserzählung mit den Königsfelder Konventen in Beziehung gesetzt, so war 
spirituelle Gemeinschaft das, was Agnes mit Königsfelden verband. 

Die Schlusssequenz der Königsfelder Chronik verkoppelte in dichter Form noch 
einmal die verschiedenen Normative, die dem Publikum mit auf den Weg gegeben 
wurden. Die Aufforderung, Agnes auch in ihrer über Königsfelden hinausreichenden 
Sorge für das ‚Land‘ und die Armen zu erinnern, korrespondierte mit der Würdigung 
von guter Herrschaft, die der abschließende Segenswunsch für die in Königsfelden 
bestatteten Fürsten implizierte. Die Bindung der Königsfelder Konvente an die Habs-
burger wurde hier noch einmal allgemeiner aufgegriffen und zugleich das im Kloster 
praktizierte Totengedenken evoziert. 

Die Königsfelder Chronik unterfütterte die liturgische Memoria vor Ort insgesamt 
durch historische Erzählung, gab Vorstellungen davon, wen man erinnerte. In der 
Summe zeigen sich in der Königsfelder Chronik verschiedene Motive, die das 
Gedenken an einzelne Habsburger wie an die Familie als Ganze begründeten: Stiftung 
und Bestattung in Königsfelden, Wertschätzung und Förderung des Ordens, aber auch 
(gute) Herrschaft. Wie sehr die Orientierung an der Stifterfamilie die Königsfelder 
Verfasser beherrschte, zeigt sich an der grundsätzlich auf die Habsburger bezogenen 
Gliederung des gesamten Textes. Doch wurde über die Verortung der eigenen Anfänge 
hinaus Stiftung nicht als kontinuierlich prägende Handlungsform hervorgehoben. Auch 

                                                                 
188  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 110. 
189  Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 109: heilig küngin. 
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in diese Richtung gehende Hoffnungen für die Zukunft finden sich in der Königsfelder 
Chronik nicht. Nur schirm und fryheit hatte die Stifterin Elisabeth von ihren Kindern für 
das Kloster erbeten. Einen expliziten Hinweis auf die gestifteten Memorialfeiern, die 
regelmäßig in der Klosterkirche abgehalten wurden, sucht man in der Königsfelder 
Chronik vergeblich. Zudem war die Gesamtanlage nicht auf Fortsetzung angelegt, 
sondern hatte abschließenden Charakter.  

IV.3.3.2. Wechsel der Rollen: Die Klarissen als Agentinnen 

Mit dem Tod Agnes’ von Ungarn veränderte sich die Situation der Königsfelder 
Konvente drastisch. Agnes hatte jahrzehntelang nicht nur persönlich die Stiftung 
gefördert und neue Impulse gegeben, sondern auch die Verbindung zu anderen An-
gehörigen der Stifterfamilie wachgehalten. Ob und wie diese Beziehung erhalten blieb, 
war kaum absehbar. Dies umso mehr, als Rudolf IV., der das Königsfelder Kloster gut 
kannte, seiner Tante schon bald ins Grab folgte und 1365 in Wien bestattet wurde. 
Mehrere Befunde weisen darauf hin, dass der Verlust der persönlichen Beziehungen 
sich in Königsfelden bemerkbar machte. So wurde nach der Bestattung Agnes’ von 
Ungarn die Königsfelder Grablege zunächst nicht weiter genutzt. Verengt man die 
Perspektive auf die männlichen Angehörigen, ist gar zu konstatieren, dass seit 1327 
kein Habsburger mehr in der Familiengrablege bestattet worden war. Außerdem wurde 
das Kloster materiell kaum mehr unterstützt. Doch dürfen beide Beobachtungen nicht 
überbewertet werden. Königsfelden war innerhalb weniger Jahrzehnte zum reichsten 
Klarissenkloster im süddeutschen Raum geworden, mithin mehr als hinreichend 
ausgestattet.190 Der Brüderkonvent hatte durch verschiedene Zustiftungen die Zwölfzahl 
erreicht. Selbst Agnes von Ungarn hatte, wie ihr Testament belegt, keine Notwendigkeit 
zu weiteren Schenkungen gesehen. Eine Königsfelder Bestattungstradition im Sinne 
eines etablierten Normativs hatte es in der habsburgischen Familie zu keiner Zeit 
gegeben. Der Wunsch, in Königsfelden bestattet zu werden, lässt sich für keinen der 
dort bestatteten Herzöge nachweisen oder auch nur wahrscheinlich machen. Agnes 
selbst unterstützte die Stiftungen ihrer Brüder an anderen Orten. Ebensowenig wie in 
Königsfelden etablierte sich in den von Friedrich dem Schönen, von Herzog Otto oder 
Albrecht II. gestifteten Kirchen eine Bestattungstradition. Erst später sollte die Grablege 
Rudolfs IV. im Wiener Stephansdom über mehrere Generationen hinweg zum Anknüp-
fungspunkt herzoglicher Bestattungspraxis werden, auch dies jedoch nicht ohne Brüche 
und Abweichungen.191 Dass die Rolle Agnes’ von Ungarn keine einfache Weiter-
führung erfahren sollte, zeigt in drastischer Deutlichkeit ihre Anordnung zum Abriss 
ihrer Wohnstatt. Die anderen Maßnahmen der Habsburgerin aus ihren letzten Lebens-
jahren zielten auf künftige Konservierung der Stiftung, nicht deren Ausbau, den sie der 
folgenden Generation schwerlich hätte auferlegen können. Zur Beurteilung der Bezie-
                                                                 
190  Vgl. Boner, Gründung (1953), 109f.; Ders., Erwerbung (1979), 265. 
191  Vgl. Koller, Habsburgergräber (1988), 258−261; Lackner, Hof (2002), 212f. 
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hung zwischen den Nachkommen der Stifter und dem Königsfelder Kloster wird man 
deshalb nicht das Engagement ihre Tante zum Maßstab machen dürfen, sondern fragen 
müssen, wie sich die urkundlich greifbaren Interaktionen zwischen den Herzögen 
Albrecht III. und Leopold III. im Vergleich zu denjenigen ihrer Vorgänger ausnehmen, 
welchen Stellenwert der Zweck der Stiftung oder auch die Anordnungen ihrer verstor-
benen Tante dabei hatten und insbesondere, wie sich die Herzöge zur Königsfelder 
Jahrtagstradition verhielten – denn diese war für die Generation ihrer Eltern als 
etablierte Norm erkennbar geworden. 

Im Vergleich zu den Urkunden, die die vorangegangene Generation von Herzögen 
für Königsfelden ausgestellt hatte, zeigen sich durchaus Kontinuitäten, die zunächst 
jedoch wenig aussagekräftig erscheinen: 1366 bestätigten Albrecht III. und sein Bruder 
Leopold, die in ihren ersten Regierungsjahren in der Regel gemeinsam auftraten, die 
Privilegien ihrer Vorgänger für das Königsfelder Kloster, das dieselben unser 
vorvordern und ouch die durchleuchtig fürstinne frow Agnes, selig weilent koniginn ze 
Ungern, unser liebe pesel, gestifft habent und da ouch ir ettlich und anderer unsrer 
vorvordern manger rastent und begraben sind.192 Im folgenden Jahr bestätigten sie mit 
ganz ähnlichem Wortlaut dem Kloster nochmals alle Privilegien und zusätzlich die Ver-
gabungen ihrer Vorfahren, unter denen allerdings allein die Herzöge und König Fried-
rich der Schöne namentlich aufgeführt wurden.193 Zudem beglichen die Herzöge zwei-
mal Schulden, die sie – vermittelt über ihre Tante Agnes – bei den Klarissen hatten194 
und bestätigten den Nonnen den Erwerb von habsburgischen Lehen oder Pfändern,195 
ohne dass dabei Bezüge zum Memorialauftrag der Klarissen bestanden oder hergestellt 
wurden. Allerdings hatten sich Albrecht und Leopold auch mit Bitten der Königsfelder 
Klarissen auseinanderzusetzen, die das Gedenken an Agnes von Ungarn und ihre 
Mutter Elisabeth betrafen. Wie aus der Königsfelder Chronik hervorgeht, war die 
Hofstatt Agnes’ von Ungarn nicht, wie diese gewünscht hatte, abgerissen worden. Die 
Klarissen wünschten die Gebäude weiter zu nutzen und hatten sich in dieser Sache wohl 
gleichzeitig mit der Bitte um Bestätigung ihrer Rechte und Freiheiten an Albrecht und 
Leopold gewandt. Im Januar 1366 erhielten sie positiven Bescheid. Die Herzöge 
kannten zwar die urkundlich niedergelegten Anordnungen ihrer Tante, doch stellten sie 
dem entgegen, ehrbare Herren ihres geschworenen Rates – gemeint ist wahrscheinlich 
der vorländische Rat196 – hätten sie in Kenntnis gesetzt, dass die Klarissen der Gebäude 

                                                                 
192  StAAG U17/332; Reg. Habs. 5,1, Nr. 91 (am Tag der heiligen Agnes: 21.1.1366). 
193  Vgl. StAAG U17/341 (04.10.1367); Reg. Habs. 5,1, Nr. 234. 
194  Vgl. StAAG U17/334 (23.3.1366); dazu Lackner, Hof (2002), 58 mit Anm. 22. Vgl. außerdem: 

StAAG U17/352 (23.06.1369); Reg. Habs. 5,1, Nr. 431; StAAG U17/354 (01.09.1370); Reg. 
Habs. 5,1, Nr. 659; dazu Lackner, Hof (2002), 251, der Einfluss der Empfänger aufs Diktat 
annimmt. 

195  Vgl. StAAG U17/350 (23.06.1369); StAAG U17/369 (17.05.1374); bei Lehen Entbindung von 
Mannlehenschaft. 

196  Vgl. Lackner, Verwaltung (1999), 65. 



174 Der Fall Königsfelden: Familiengedenken im Klarissen- und Franziskanerkloster 

bedürften ze siechhusern, werchhusern und andrer irer wonung und behaltnuzze, davon 
nicht fuoglich noch zimlich were, dasselb gesezze und das erber nutzlich gemach nider 
zelegenn und ze verlierenn. Albrecht und Leopold entschieden deshalb, den Klarissen 
die Hofstatt durch unserselbs und unsrer vordern selen hailes willen zu überlassen als 
gabe under den lebenden. Einzige Auflage war, die Tür, die den direkten Zugang vom 
Hof zum Chor gestattete, zu vermauern.197 Neben den in der Urkunde angeführten 
pragmatischen Gründen, die zugunsten der Klarissen angeführt wurden, dürfte für die 
Herzöge eine Rolle gespielt haben, dass sie mit ihrer Entscheidung dem Konvent ohne 
materielle Aufwendungen eine beträchtliche Gunst erweisen konnten. Ähnlich dürften 
die Motive gelagert gewesen sein, als Albrecht III. zwei Jahre später den Klarissen 
erlaubte, den Rheinfelder Hof zu veräußern, der ihnen von seinen Vorfahren geschenkt 
worden war und nun unnutzlich sey. Der Herzog verlangte jedoch, nach dem Verkauf in 
Abstimmung mit dem Landvogt zum Ausgleich andere Güter zu erwerben.198 Der 
Rheinfelder Hof war das älteste Dotationsgut der Stiftung, was in der Königsfelder 
Chronik als erste Gabe Königin Elisabeths an ihre Stiftung eigens hervorgehoben 
worden war und demnach im Konvent noch bekannt sein musste.199 In beiden Fällen, in 
Bezug auf die Hofstatt Agnes’ wie auch auf die Gründungsausstattung, dürften die 
Klarissen und ein Mal auch die Herzöge bewusst praktische Bedürfnisse den Wünschen 
der beiden Stifterinnen übergeordnet haben. 

Den bisher angeführten Urkunden gemeinsam ist, dass die Initiative zur Urkunden-
ausfertigung nunmehr in der Regel von den Königsfelder Konventen, nicht von der 
Stifterfamilie ausging. Die besondere Qualität des Klosters als Memorial- und Bestat-
tungsort wurde darin teils erwähnt oder evoziert, doch finden sich keine Anzeichen dafür, 
dass Albrecht und Leopold die Stiftung weiter ausbauen wollten. Das änderte sich erst mit 
einer Urkunde, die die Brüder im Jahr 1377 ausstellten. Auch diesmal ging die 
Beurkundung auf eine Bitte der Nonnen zurück und entsprang einer Notlage, die den 
Herzögen recht präsent gewesen sein dürfte. Bereits 1375 hatte ein Vetter der beiden 
Habsburger, Enguerrand VII. von Coucy, Erbansprüche gegen sie geltend gemacht. 
Enguerrand war ein Enkel Herzog Leopolds I., nämlich der Sohn von dessen Tochter 
Katharina (von Coucy), die in Königsfelden bestattet worden war. Im Winter 1375/1376 
hatte Enguerrand, um seinen Forderungen Nachdruck zu verschaffen, in den westlichen 
Herrschaftsbereichen der Habsburger eine ganze Serie von Plünderungen in Gang gesetzt, 
von denen zahlreiche Städte und Klöster betroffen waren, darunter auch Königsfelden. Im 
Januar 1376 willigte Leopold III. in einen Vergleich mit dem Herausforderer ein.200 

In der Folge müssen sich die Königsfelder Klarissen mit der Bitte um Unterstützung 
an die Herzöge gewandt haben, wie aus der Urkunde hervorgeht, mit der die Brüder am 

                                                                 
197  StAAG U17/332a (25.01.1366); Reg. Habs. 5,1, Nr. 92. 
198  Vgl. StAAG U17/343 (27.3.1368). Der Hof wurde erst wesentlich später verkauft, ohne dass 

dafür die Einlösung von Pfandschaften nachweisbar ist. Vgl. Liebenau, Geschichte (1868), 86. 
199  Vgl. Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Gerbert, 103. 
200  Vgl. Lichnowsky, Geschichte (1836−1844), Bd. 4, 161−164. 
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14. Mai 1377 reagierten. Wegen der grossen mercklichen scheden, die den Königsfelder 
Klarissen von der boßen gesellschaff der Brytani – gemeint sind die englischen Söldner 
Enguerrands VII. – zugefügt worden seien, könnten die Nonnen mitt iren gewonlichen 
gotzdienst nitt wol beliben und hätten um Hilfe gebeten. Die Herzöge überließen den 
Klarissen den Kirchensatz von Niederwaldshut, was sie diesmal unter ausführlichem 
Bezug auf den Stiftungszweck begründeten: wann das selb closter von unßern vorvarn, 
die ouch da selbs rastend unnd begraben sind, wirdigklich gestifftet unnd ufbracht ist 
mit großer ordnung erbers unnd geistlichs gotsdienst, wann nun ouch unnßer meynung 
ist unnd begeren das der ouch also ewigklich gehalten unnd nicht gemindert werd, 
darumb durch besunds trosts unnd heyls willen aller unnßer vordern, unnßer selbs und 
unnßer nachkomen seelen unnd ouch durch gott luterlich. Doch damit nicht genug. 
Albrecht und Leopold verstanden die Übertragung des Kirchensatzes nicht nur als 
Ausgleich für erlittene Schäden, sondern zugleich als Jahrtagsdotation: die Klarissen, so 
verfügten sie, sullen ouch denn alle jar uff einen genanten tag unnßern vordern, unns 
unnd unnßern erben unnd nachkomen einen jartag began in irem closter mitt messen 
mit vigilien, als andern iren stifftern vor der egenanten gab wegen.201 

Erweist schon die Vorgeschichte der Beurkundung, dass Albrecht und Leopold mit 
ihrer Jahrtagsstiftung nicht aus eigener Initiative handelten, so lässt sich das durch einen 
genaueren Blick auf den Wortlaut der Urkunde erhärten. Die Memorialauflage erscheint 
nämlich durch ihre Positionierung als bloßer Annex der Dispositio. Im Anschluss an die 
Übertragung des Kirchensatzes wurden ausführlich damit verbundene Detailregelungen 
fixiert. So wurde Äbtissin und Konvent auferlegt, für den Erwerb des Kirchensatzes 
binnen Jahresfrist eine päpstliche Bestätigung einzuholen; andernfalls sollte die Über-
tragung seitens der Herzöge hinfällig sein. Der mit der Kirche von Niederwaldshut zu 
betrauende Pfarrer oder Vikar sollte dem Bischof von Konstanz präsentiert werden. Das 
Vogteirecht behielten sich die Herzöge vor. Zuletzt erst wurde der einzurichtende Jahrtag 
angesprochen. Nicht nur dessen Hintansetzung verweist auf eher geringes Interesse der 
Herzöge. In die gleiche Richtung deutet, dass kein Termin für den Jahrtag festgehalten 
wurde. Und fast widersinnig scheint die Einbeziehung der vordern in die Memorialauf-
lage, denn offenbar ging es Albrecht und Leopold nicht darum, nunmehr einen ‚habs-
burgischen‘ Jahrtag in Königsfelden zu etablieren, wie sich in der Anweisung zeigt, sich 
hinsichtlich der Messen und Vigilien an den bestehenden Stiftungen zu orientieren. Die 
Bestimmungen über den gestifteten Jahrtag lassen vielmehr hervortreten, dass Albrecht 
und Leopold den Einzelheiten wenig Beachtung schenkten. Gleichwohl ist die Urkunde 
von 1377 ein Zeugnis für die Verstetigung der durch die Stiftung angelegten Beziehung 
zwischen Destinatären und Stifterfamilie. Dafür sprechen die in der Urkunde angeführten 
Motive – Stiftung seitens der Vorfahren, Grablegen derselben vor Ort, Bedrohung des 
                                                                 
201  Nur in Abschrift: StAAG AA/446, fol. 20rv; wohl nach anderer Vorlage mit einigen Fehlern ed. 

in: Selecta iuris. Ed. Senckenberg, Nr. 157. Vgl. zu Togern bei Waldshut: Liebenau, Geschichte 
(1868), 89; zur Inkorporation des Kirchensatzes durch den Bischof von Konstanz am 
03.08.1378 ebd., 86; vgl. Sohm, Geschichtliche Darstellung (1820), 40−46. 
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gestifteten Gottesdienstes – ebenso wie die Fortführung des Stiftungswerkes. Allerdings 
hatte sich der Impuls von der Stifterseite auf die der Empfänger verlagert. Denn nicht nur 
die Bitte um Unterstützung nach der Plünderung des Klosters, sondern wohl alle zur Be-
gründung des Rechtsakts angeführten Gründe dürften auf eine Bittschrift der Urkunden-
empfänger zurückgehen, nicht zuletzt der Vorschlag zur Stiftung eines weiteren Jahrtags. 
Der Erfolg der Klarissen aber erweist Stiftung und Memoria als starke Argumente in der 
Kommunikation mit Albrecht und Leopold. 

Die Urkunde vom Mai 1377 ist die letzte, die Albrecht und Leopold gemeinsam für 
Königsfelden austellten. Leopold, schon seit 1373 mit der Herrschaft in den Vorlanden 
betraut, drängte seinen älteren Bruder zunehmend zur Teilung der habsburgischen Länder. 
Mit dem Neuberger Vertrag wurde diese Ende September 1379 schließlich vollzogen. 
Leopold III. erhielt im Wesentlichen diejenigen Länder, deren Regierung er schon zuvor 
innegehabt hatte.202 Inwiefern die veränderte Situation sich auf Königsfelden auswirkte, 
ist nicht leicht einzuschätzen. Bereits einige Monate vor der endgültigen vertraglichen 
Einigung mit seinem Bruder hatte Leopold den Klarissen ein wichtiges Zugeständnis 
gemacht. Er gestattete, dass die Pfandschaften, die das Kloster von den Habsburgern er-
worben hatte, an die Nonnen weiterverpfändet werden durften.203 Der Herzog genehmigte 
also Privatbesitz und damit auch, was die Klosterordnungen, die Agnes von Ungarn 
erlassen hatte, noch strengstens untersagt hatten: die Ausstattung einzelner Klarissen mit 
Leibgedingen.204 

Einige Jahre später erscheint der Name des Herzogs in einer Klosterordnung, die der 
Franziskaner Otto von Passau in seiner Eigenschaft als Visitator für den Klarissenkonvent 
erließ. Die Ordnung hatte keinerlei Ähnlichkeit mit denjenigen, die Agnes von Ungarn er-
lassen hatte und berührte deren Anordnungen in keiner Weise. Im Grunde handelte es sich 
um einen Katalog möglichen Fehlverhaltens und die jeweiligen Strafmaßnahmen. So 
wurde für das Versäumen von Messen oder Tagzeiten, ungebührliches Verhalten im Chor 
und vieles andere mehr die jeweilige Bestrafung festgehalten, die meist im mehrfachen 
Sprechen festgesetzer Gebete, im Entzug bestimmter Nahrungsmittel oder der Verpflich-
tung mehrtägigen Schweigens bestand. Für zwei Vergehen aber – jegliche Art von „un-
geistlicher Freundschaft“ sowie Zauberei – drohte der Visitator auch den Verlust der Huld 
Leopolds III. an. Ein weiteres Mal wurde der Herzog am Ende des Dokuments erwähnt, 
als Otto von Passau abschließend begründete, die Ordnung von minz ordenz wegen und 
och von der grossen gunst und heissen minz gnedigen und hochgeborn durchluochten und 
fuersten hertzog Luepold von Oesterich wegen erlassen zu haben.205 

                                                                 
202  Vgl. Lackner, Hof (2002), insb. 21. 
203  Vgl. StAAG AA/429, fol. 16v (10.04.1379); dazu Lüthi, Wirtschafts- und Verfassungs-

geschichte (1947), 178. 
204  Vgl. Boner, Königsfeldener Klosterordnungen (1971): Verbot von Leibgedingen zuletzt in der 

Ordnung aus den 50er Jahren; deren Text ebd., 84−89, hier 89: Es soll ouch enkein swester 
enhein lipgedinghan, weder klein noch gross. 

205  Urkunden zur Schweizer Geschichte. Ed. Thommen, Bd. 2 Nr. 184 (23.11.1384). 
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Otto von Passau, der etwa gleichzeitig eine christliche Lebenslehre abgefasst hatte, 
die vor allem in oberrheinischen Nonnenklöstern rezipiert wurde,206 scheint in Königs-
felden die Möglichkeit gesehen zu haben, eine strengere Lebensführung zu etablieren, 
und hatte sich dafür wohl der Unterstützung Leopolds III. versichert. Ob der Franzis-
kaner damit auf den Wunsch oder gegen den Widerstand des Klarissenkonvents − oder 
einzelner Nonnen − handelte, bleibt unklar, denn Gründe für den Erlass der Ordnung 
werden darin nicht genannt. Auch einen Hinweis darauf, dass der Herzog als Ange-
höriger der Stifterfamilie an der Klosterdisziplin besonders interessiert war, sucht man 
vergeblich. Der Versuch, im Königsfelder Klarissenkonvent eine Art früher Observanz 
einzuführen, spricht deshalb nicht ohne weiteres gegen ein gutes Verhältnis zwischen 
dem Herzog und den Klarissen.207 Die Urkunden erweisen jedenfalls, dass die Klarissen 
einige Male die Zustimmung des Habsburgers für ihre Anliegen erlangen konnten. Sie 
profitierten dabei von der Familiengrablege, die ihre Kirche barg, und vom Verweis auf 
die Stiftung durch die „Vorderen“ der habsburgischen Herzöge. So blieb Königsfelden 
als habsburgischer Memorialort präsent und war bestens geeignet, den Leichnam 
Leopolds III. aufzunehmen, als der Herzog 1386 in der Schlacht von Sempach sein 
Leben ließ. 

IV.3.3.3. Politische Teilungen, Krieg und die Neubestimmung der Memoria 

Die Schlacht von Sempach gehört in den Kontext der Bemühungen Leopolds um die 
Ausbildung eines geschlossenen Herrschaftsgebiets und um die Wahrung des herr-
schaftlichen Zugriffs vor Ort. Die Dynamiken der lokalen Herrschaftsbildung hatten im 
Luzerner Raum eine Situation erzeugt, in der die Durchsetzung habsburgischer 
Herrschaft durch den Landvogt nicht mehr gewährleistet war und die Stadt Luzern eine 
expansive Politik betreiben konnte.208 Als das Entlebuch und Sempach ins Bürgerrecht 
der eidgenössischen Stadt aufgenommen wurden, sah sich Leopold genötigt zu reagie-
ren. Nachdem Verhandlungen gescheitert waren, zog der Herzog 1386 mit starkem 
Aufgebot gegen Luzern, wurde aber vernichtend geschlagen. Zahlreiche Adlige der 
Vorlande kamen mit dem Herzog ums Leben, einige von ihnen wurden gemeinsam mit 
ihrem Herrn in Königsfelden bestattet.209 Wer die Entscheidung zur Überführung der 
Gefallenen nach Königsfelden getroffen hatte, ist unbekannt. Leopold, bei seinem Tod 
erst 35 Jahre alt, hatte keine Vorkehrungen für seine Bestattung getroffen.210 

                                                                 
206  Zu Otto von Passau und seiner Schrift ‚Die 24 Alten oder der goldene Thron der minnenden 

Seele‘ vgl. Schnyder, Art. Otto von Passau (1989). 
207  Zur Observanz in der Region vgl. Degler-Spengler, Oberdeutsche (Strassburger) Observanten-

vikarie (1978). 
208  Zur Analyse der herrschaftlichen Situation vgl. umfassend Marchal, Sempach (1986). 
209  Vgl. Lackner, Hof (2002), 35−40; Niederstätter, Herrschaft Österreich (2001), 184−188 mit 

weiterer Lit. 
210  Vgl. Koller, Schlacht bei Sempach (1986), 50. 
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Die Schlacht von Sempach hatte für die Herrschaft der Habsburger im Westen 
erhebliche Folgen, wofür vor allem die personalen Verluste maßgeblich waren. Der 
Adel, auf den sich die Herrschaftsausübung wesentlich stützte, war vor Sempach be-
trächtlich dezimiert worden. Nicht einfacher wurde die Lage dadurch, dass Leopolds 
Söhne noch sehr jung waren, als ihr Vater starb. Die älteren, der 16jährige Wilhelm und 
sein jüngerer Bruder Leopold, unterstellten sich im Herbst 1386 der Vormundschaft 
ihres Onkels Albrecht III. Dessen Versuch, die Eidgenossen militärisch in die Schran-
ken zu weisen, endete 1389 mit einer weiteren Niederlage des österreichischen Aufge-
bots vor Näfels.211 Die Nachbeben der Erschütterung von Sempach scheinen sich auch 
auf das Königsfelder Kloster ausgewirkt zu haben, denn 1387 und nochmals 1389 
forderte Albrecht seinen Landvogt im Aar- und Thurgau auf, sich des Klosters 
anzunehmen. Dem Provinzial sollte für die Visitation Geleit gestellt werden.212  

Eine weitere Stiftung zum Gedenken an den gefallenen Bruder – über diejenige von 
1377 hinaus – richtete Albrecht III. nicht ein. Erst Leopolds zweitgeborener, gleich-
namiger Sohn, Leopold IV., der seit Jahresende 1391 mit der Regentschaft in den 
Vorlanden betraut war, stiftete bald nach seinem Herrschaftsantritt für den Vater. Am 
23. Januar 1392 stellte er in Rheinfelden eine Urkunde darüber aus, aus der ersichtlich 
wird, das der Herzog sich zuvor mit den Königsfelder Konventen beraten hatte: Im 
Namen seines Onkels Albrecht wie auch in dem all seiner Brüder und dem eigenen tat 
Leopold kund, dass er mit Äbtissin und Konvent wie auch mit Guardian und Brüdern 
von Königsfelden übereingekommen sei und getaidingt habe: Also daz dieselb 
abbtissinn und der convent got und der hochgelobten junckfrawen Marie, seiner lieben 
müter, und auch allen heiligen ze lobe und ze eren und des durleuchtigen und hoch-
geboren fürsten hertzog Leupolts unsers lieben heren und vatters, dem gott genedig sey, 
sele und allen unsern vordern und auch allen gelaubigen selen ze hilff und ze trost alle 
jar einen loblichen jartag des montags nach sant Ulrichs tag mit vigili, mit kertzen und 
mit geleute haben und begeen süllent, als man fürsten und furstinn tun sol und als 
sittlich und gewonlich ist. Zugleich stiftete Leopold zwei zusätzliche Priesterpfründen, 
verbunden mit der Auflage, täglich zwei weitere Messen zu halten. Dotiert wurde 
Leopolds Stiftung mit Einkünften aus dem Zoll zu Feldkirch, von dem an St. Martin der 
Klarissenkonvent 20 Gulden, die Franziskaner 50 erhalten sollten.213 

An Leopolds IV. Urkunde sticht zuerst ihre Dürftigkeit hervor. Gerade weil der 
Herzog sie kurz nach seinem Herrschaftsantritt ausstellen ließ, erstaunt, wie spärlich er 
sein Handeln begründete. Im Vergleich zu den herzoglichen Urkunden der vergangenen 
Jahrzehnte wiederum scheint bemerkenswert, dass der Hinweis auf die Königsfelder 
Grablegen und die Stiftungstätigkeit der habsburgischen Vorfahren fehlte, die hervor-
zuheben überdies im Interesse der Urkundenempfänger gelegen hätte. Ebenso karg 
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nimmt sich die herzogliche Urkunde aus, wenn man sie in Bezug zur Schlacht von 
Sempach setzt. Weder die Schlacht selbst, noch die zahlreichen Todesopfer, die sie 
außer Leopold III. gefordert hatte, wurden angesprochen, auch nicht die Memoria jener 
Gefallenen, die in Königsfelden bestattet worden waren. Wenn auch in Bezug auf den 
Jahrtag Leopolds III. das Seelenheil der Vorfahren und das aller Gläubigen erwähnt 
wurde, so stand die Memoria des verstorbenen Herzogs doch ganz im Zentrum. Aller-
dings erscheinen die Jahrtagsbestimmungen selbst – verglichen mit denen aus der 
Lebenszeit einer Agnes von Ungarn – dürftig und wenig präzise. 

Wichtigste Erklärung für den recht geringen Aufwand an Begründung und Aus-
gestaltung der Stiftung dürfte die in der Urkunde selbst angesprochene mündliche 
Vereinbarung zwischen Leopold IV. und den Königsfelder Konventen sein. Die Rhein-
felder Beurkundung hatte demnach vor allem den Zweck, die wichtigsten Grundzüge 
der Stiftung zu fixieren und die Anweisung der Dotation rechtskräftig zu machen. Die 
Empfänger scheinen keinen nennenswerten Einfluss auf das Diktat der Urkunde im 
Einzelnen genommen zu haben. Wie detailliert die Organisation – insbesondere die 
Verwaltung der Einkünfte – und der Memorialvollzug mit den Königsfelder Konventen 
abgesprochen war, muss offen bleiben. Immerhin – dies könnte ein Indiz dafür sein, 
dass man Leopold IV. in Königsfelden von der Stiftungstradition unterrichtet hatte – 
wurden gemeinsam mit dem Jahrtag zwei Priesterpfründen eingerichtet, so wie dies 
Agnes von Ungarn selbst und einige ihrer Geschwister getan hatten. Und auch die 
Formulierung, Leopolds Jahrtag solle gehalten werden, wie es Fürsten und Fürstinnen 
gemäß und üblich sei, deutet darauf hin, dass der Stiftungsvollzug sich an der beste-
henden Praxis orientieren sollte, ob diese noch den einst gegebenen Anweisungen 
entsprach oder nicht. 

Leopolds Urkunde von 1392 sollte nicht die letzte bleiben, die der Herzog aus 
Gründen des Gedenkens für das Königsfelder Kloster erließ. Nach dem Tod ihres 
Onkels Albrechts III. bestätigten Wilhelm, der ältere Bruder Leopolds und als Senior 
mit der Herrschaft im Herzogtum Österreich betraut, und Leopold IV. selbst den 
Klarissen die alten Privilegien.214 1397 stellten die Brüder gemeinsam eine Urkunde 
aus, mit der sie den Königsfelder Klarissen das gesamte sogenannte Amt im Eigen, 
Herzstück des habsburgischen Grundbesitzes im Aargau, bis auf Widerruf überließen. 
Zur Begründung führten sie den wirdigen gotsdinss an, den die Klosterfrauen in 
Königsfelden, unser vordern stifftung seliger gedechtnüsse, ohne Unterlass bei Tag und 
Nacht nach den Vorschriften ihres Ordens vollbringen würden got ze lob und unsern 
egenanten vordern, uns und unsern nachkomen ze hail und ewiger gedechtnüss. 
Besonders aber, weil die Klarissen die gedechtnusse mit vigili und mit selamptem, wenn 
sich das geburet, steticlich begeent und noch furbasser begeen sullent, würden die 
Herzöge ihnen das Amt im Eigen pflegweise und bis auf Widerruf übergeben.215 War in 
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der Urkunde Leopolds von 1392 die Rede von den Vorderen nur kurz angeklungen, so 
stand nun das Gedenken an die Verstorbenen und das Seelenheil aller Habsburger ganz 
im Mittelpunkt, wurde der Bogen geschlagen vom Anfang der Königsfelder Geschichte 
als Stiftung über die dort praktizierte Memoria bis in eine offene Zukunft hinein. 
Welchen konkreten Anlass die Herzöge für die Begünstigung der Klarissen hatten, 
bleibt ungewiss. 

Die nächste herzogliche Urkunde für Königsfelden, ausgestellt nur ein halbes Jahr 
später, steht zum vorangegangenen Gnadenerweis in schärfstem Kontrast. Leopold IV. 
richtete sich darin an den Provinzial der Franziskaner, den Küster, die bichter und 
überhaupt alle Franziskaner, die des klosters zu Kunigsfeld gewaltig sind, gegenwärtige 
und künftige. Allen Fleiß sollten die Angesprochenen daran verwenden, dass das 
egenante kloster unser stift in geistlicher zucht, ordnung und fride beleibe und 
bestande. Klosterfrauen, die sich dem widersetzen würden, sollten nach den Ordens-
gesetzen bestraft werden, ohne Rücksicht auf den Adel oder die Verwandten (frunde) 
der Betroffenen. Zudem solle der Landvogt die Franziskaner unterstützen und bei der 
Strafausübung beschützen. Etwas genauer werden die Gründe für die klosterinterne 
Zwietracht erst am Ende des Dokuments benannt, als Leopold all jenen seine schwere 
Ungnade androhte, die seinen Anweisungen nicht Folge leisten würden, und seine volle 
Gewalt erteilte, die Klosterfrauen in geistlicher Zucht und Ordnung zu halten und vor 
weltlichem ungelimphen zu behüten.216  

Es kann kein Zweifel bestehen, dass an der Lebensweise der Klarissen zur Zeit der 
Urkundenabfassung Kritik angebracht war, maß man sie an den Vorschriften der 
Ordensregel. Tendenzen zur Individualisierung und Abkehr von asketischen Vorschrif-
ten lassen sich etwa in der Bitte der Klarissen an den Generalminister des Ordens 
entnehmen, ihre Beichtväter selbst wählen und an bestimmten Fastentagen Butter 
verzehren zu dürfen, der 1407 stattgegeben wurde.217 Noch gravierender waren sicher 
Verstöße gegen das Armutsgebot. Allerdings hatten die Herzöge selbst dazu ihre 
Zustimmung gegeben. Die Verpfändung von Gütern und Einkünften an einzelne 
Klarissen hatte schon 1379 Leopold III. gestattet, der zudem einer der Klosterfrauen, 
seiner muhme Elisabeth von Leiningen, ein Leibgeding ausgesetzt hatte. Sein gleich-
namiger Sohn erhöhte es 1396 noch.218 1406 vergab die Jahrzeitmeisterin aus Gütern, 
die zu ihrem Amt gehörten, gegen jährlichen Zins ein Leibgeding an eine der 
Nonnen.219 All dies war weder mit der Ordensregel noch mit den Klosterordnungen 
vereinbar, die Agnes von Ungarn erlassen hatte und deren Einhaltung zu überwachen 
sich die Visitatoren des Klosters verpflichtet hatten. Leopold IV. dürfte zwar nicht diese 
Zustände im Auge gehabt haben, als er anmahnte, die geistliche zucht der Königsfelder 
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Klosterfrauen zu überwachen, doch war es insbesondere die Ausstattung mit einem 
Leibgedinge, die einer Nonne bestimmte Kontakte zur ‚Welt‘ erst ermöglichte. Aller-
dings kann aus der herzoglichen Strafandrohung, die es ja bei einer allgemeinen 
Andeutung von Missständen beließ, nicht auf zügellose Liederlichkeit der Königsfelder 
Nonnen geschlossen werden. Möglicherweise entsprangen die negativen Berichte, die 
Leopold erhalten haben musste, Auseinandersetzungen zwischen Männer- und Frauen-
konvent. Die Reaktion des Herzogs könnte zudem gerade deshalb so harsch ausgefallen 
sein, weil er nur Monate zuvor die Klarissen begünstigt hatte. 

Die 1398 fassbare Unzufriedenheit Leopolds IV. hatte, soweit die urkundliche Über-
lieferung dies erkennen lässt, keine nachhaltigen Folgen für das Verhältnis des Herzogs 
zur Stiftung seiner Vorfahren. 1404 gestattete er den Klarissen, ausnahmsweise eine 
Klosterfrau mehr als festgesetzt aufzunehmen, 1408 intervenierte er zum Schutz des 
Frauenkonvents vor unberechtigten Steuerforderungen der habsburgischen Herrschafts-
träger vor Ort.220 Wenige Tage später stellte Leopolds Bruder Ernst eine analoge 
Urkunde aus.221 In beiden Urkunden tauchen, wenn auch in teils unterschiedlicher 
Reihenfolge ganz ähnliche Formulierungen zur Begründung der herzoglichen 
Unterstüzung auf, obwohl Leopolds Urkunde im niederösterreichischen Schloss 
Laxenburg, diejenige seines Bruders in Wien ausgestellt wurde. Die große Überein-
stimmung zwischen beiden Dokumenten deutet auf eine gemeinsame Vorlage hin, an 
der sich das Diktat hier wie da orientierte, also auf identische Bittschreiben des Königs-
felder Klarissenkonvents an beide Herzöge. In der Urkunde Ernsts, wohl der einzigen, 
die er für Königsfelden je austellen ließ, heißt es, der Herzog habe vernommen, dass das 
würdige Gotteshaus zu Königsfelden, das unserr vordern und unser stifft ist und da 
auch meniger unsers geslechts und sunderleich der hochgeborne fürst, unser lieber herr 
und vatter, hertzog Leupolt löbleicher gedechtnüsse, ligend von seinen Landvögten, 
Grafen, Freiherrn, Rittern und Amtleuten da oben ze lande ohne sein Wissen mit außer-
gewöhnlichen Forderungen und Steuern grössleich werd beswert, davon die erbern und 
geistlichn unser lieben andechtigen in got, die apptissinn und der convent daselbs, den 
gotsdienst, den sy da von allter her gehabt habent, nicht volfürn mügen, als sy doch 
gern tetten. Darum habe er got zu lob und allen unsern vordern, unserr und unserr 
nachkömen seeln zu hail und trost das genannte Gotteshaus von diesen ungewöhnlichen 
Lasten befreit, jedoch vorbehaltlich dessen, dass das Kloster oder andere geistliche 
Orden sich nicht verweigern würden, wenn er oder seine Erben der Hilfe bedürften – 
eine Einschränkung, die in Leopolds Urkunde fehlt. Beide Urkunden nahmen keinerlei 
genaueren Bezug auf ältere, von ihren Vorgängern für Königsfelden erteilte Privilegien. 
Sie bezeugten eine aktuelle Entscheidung, stellten keine Rechtslage fest, obwohl das gut 
möglich gewesen wäre – die Klarissen waren bereits seit 1314 von jeglichen außer-
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gewöhnlichen Steuern befreit.222 Die beteiligten Akteure bemühten ganz andere Argu-
mente als die des dispositiven Rechts. Die herzoglichen Urkunden erweisen damit die 
Berufung auf Stiftung, Grablege und Gottesdienst als ebenso akzeptierte, erfolgreiche, 
aber zugleich latent unsichere Strategie, Wohlwollen und Unterstützung zu erbitten und 
zu begründen. 

Dass die Kanzlisten der Herzöge mit den Worten der Königsfelder Klarissen 
sprachen, erhärtet sich durch den Vergleich mit der älteren Urkunde, die Leopold III. 
und Albrecht III. 1377 auf Bitten der Nonnen nach der Plünderung Enguerrands VII. 
ausgestellt hatten. Auch darin war angeführt worden, Königsfelden sei Stiftung und 
Grablege der Vorfahren und die Abhaltung des Gottesdienstes in Gefahr. Womöglich 
hatten die Klarissen oder die ihnen behilflichen Franziskaner eine Kopie oder ein 
Konzept ihres älteren Schreibens an die Herzöge oder die daraufhin ausgestellte 
Urkunde von 1377 selbst als Vorlage für die aktuelle Bitte genutzt. Die Art und Weise, 
in der die Beziehung der Königsfelder Klarissen zu den Herzögen beschrieben wurde, 
trug somit erste Züge einer sich verfestigenden Redeweise. 

Bemerkenswert an den Urkunden der habsburgischen Brüder Ernst und Leopold sind 
darüber hinaus die Aussteller selbst, hatte doch seit einigen Jahren schon ihr Bruder 
Friedrich die Regierung der Vorlande übernommen. 1406, nach dem Tod ihres Bruders 
Wilhelm, hatten schwere Auseinandersetzungen zwischen Ernst und Leopold eine 
erneute Aufteilung ihrer Herrschaftsbereiche nötig gemacht. Ernst herrschte seitdem in 
der Steiermark, Leopold IV. in Österreich, Kärnten und Krain, während der bei den 
Verhandlungen abwesende Friedrich sich mit den Vorderen Landen und Tirol zu 
bescheiden hatte.223 1408 aber war Friedrich IV. noch in den schon einige Jahre 
währenden Krieg mit den Appenzellern verwickelt – der wohl im Hintergrund der 
Steuerforderungen stand –, so dass die Klarissen vielleicht aus diesem Grunde 
anderswo hatten Hilfe suchen müssen.224 Vielleicht waren die Steuerforderungen gar 
aus dem Umkreis des Herzogs selbst erfolgt. Ansonsten stand Friedrich IV. dem 
Königsfelder Kloster durchaus nah, wohl näher als seine Brüder. 1406 hatte er den 
Klarissen die Privilegien seiner Vorfahren bestätigt, eine Urkunde, in der ebenfalls die 
Stiftung des Klosters durch die Vorfahren und der emsige Gottesdienst hervorgehoben 
wurden, der teglich daselbs got ze lob und unseren vorderen selen ze trost und ze hilf 
geschiht, des wir auch gegen got in kunftigen zeiten und zu dem ewigen leben maynen 
und gedingen ze geniessen.225 1411 baute er die Stiftung für seinen Vater aus und 
übertrug – ausdrücklich auch im Namen seiner Brüder, Vettern und Erben – den 

                                                                 
222  Steuerbefreiung in der Privilegierung vom 10.08.1314: Liebenau, Lebensgeschichte (1868), UA, 

o. Nr., 431−434. Allerdings mussten die Klarissen bereits 1390 nachweislich Steuern entrichten. 
Vgl. Lüthi, Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte (1947), 112. 

223  Vgl. Niederstätter, Herrschaft Österreich (2001), 197. 
224  Zu Friedrich vgl. generell, wenn auch nicht wertneutral: Baum, Friedrich IV. (1991); zum Krieg 

mit den Appenzellern ebd., bes. 91−93. 
225  StAAG U17/474 (08.08.1406). 



Die Geschichte der Stiftung 183 

Klarissen erneut das Amt im Eigen, das seine Brüder Leopold und Wilhelm diesen 1397 
pflegweise überlassen, 1403 jedoch wieder an sich gezogen hatten, wiederum bis auf 
Widerruf.226 Die zu diesem Zweck ausgestellte Urkunde sticht durch Ausführlichkeit 
und Detailgenauigkeit hervor. Der Herzog ließ darin kundtun: daz wir angesehen haben 
die grossen andacht, die mit singen, lesen, und andern götlichen werkhen in dem 
wirdigen gotshaws ze Küngsvelt tag und nacht manigvatiklich volbracht werden, und 
sunder wan der hochgeboren fürst, unser lieber herr und vater, hertzog Lewpold 
löblicher gedechtnüss, mit vil andern herren, rittern und knechten, die mit im erslagen 
wurden, den got genedig sey, bey im in irem closter sind begraben und iren selen mit 
teglichem gotsdienst daselbs wirdt gedacht, und auch nymmer aufhören süllen in 
künftigen zeiten umb ir selen zebitten. Und dadurch, so haben wir durch ünser und aller 
herren von Österreich, die in leben sind und noch geboren werden, gelükhs, hayls, seld, 
eer und lankhleben und irer und irer vordern und nachkömmen selen hails willen und 
umb das, daz sy den gotsdienst desterbass volbringen mügen und dester kreftiklich 
bestett werde, daz die jarteg der vergangen und künftigen dester volkömenlicher 
begangen und volbracht werden.227 

Friedrichs IV. Urkunde offenbart, dass schon die ältere Stiftung seines Bruders 
Leopold von 1392 mit umfangreicheren Auflagen verbunden war, als die zugehörige 
Urkunde dies hatte erkennen lassen. Die dort im Gegenzug für die Einrichtung zweier 
zusätzlicher Priesterpfründen formulierte Verpflichtung, täglich zwei zusätzliche 
Messen zu lesen, bezog sich offenbar auch auf das Gedenken an die in Königsfelden 
bestatteten Gefallenen von Sempach. Besonders bemerkenswert ist aber daneben, dass 
Friedrich hier auch das Seelenheil und Gedenken der gegenwärtigen und zukünftigen 
Herzöge von Österreich mit einbezog. War dieses Motiv schon in der Urkunde seiner 
Brüder über das Amt im Eigen von 1397 angeklungen, so war es in Friedrichs Urkunde 
ungleich präziser gefasst, und sogar Jahrtage der kommenden Generationen kamen 
darin zur Sprache. Wegen der Genauigkeit, mit der Gedenkhorizont und -praxis der 
Klarissen wie auch die Motive und Zwecksetzungen Friedrichs IV. beschrieben wurden, 
ist auch der Rede über die Jahrtage der künftigen einiges Gewicht beizumessen.  

Friedrichs Urkunde hatte programmatischen Charakter. Der Herzog knüpfte einerseits 
an eine Gedenktradition an, verschob diese anderseits aber einmal mehr ins Politische. 
Denn die besondere Sorgfalt und Ausführlichkeit, mit der in Friedrichs Urkunde Belange 
des Gedenkens thematisiert wurden, korrespondiert mit der Wahl des Ortes, an dem das 
Dokument ausgefertigt und gewiss auch verlesen wurde, Freiburg im Breisgau. Die Stadt, 
die sich 1368 österreichischer Herrschaft unterstellt hatte, war ein wichtiger Stützpunkt 
der Herzöge in den westlichen Gebieten. Vor allem aber hatten auch die Freiburger in der 
Schlacht von Sempach Todesopfer zu beklagen gehabt.228 So dürfte es auch aus diesem 
Grunde nahegelegen haben, außer dem eigenen Vorfahren auch die bei Sempach gefal-
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lenen ritter und knechte zu erwähnen. Die Bekanntmachung der Urkunde war also 
geeignet, politische Loyalitäten zu festigen. Zum Zeitpunkt der Urkundenausstellung 
musste dies geraten scheinen, war doch Friedrichs Position in den Vorderen Landen seit 
dem Krieg gegen die Appenzeller äußert schwierig. Nicht wenige habsburgische Städte 
waren aus eigenem Antrieb ein Burgrecht mit Bern eingegangen, darunter die in der Nähe 
Königsfeldens liegenden Orte Baden, Aarau und Brugg.229 In der Urkunde für die Königs-
felder Klarissen neben der Kontinuität der habsburgischen Präsenz auch die Gemeinschaft 
von Leopold III. und seinen Kampfgefährten zu betonen, erweist sich – auch – als poli-
tisches Signal an eine ganze Reihe von Adressaten.230 

Die Verschiebung der Königsfelder Memoria ins Herrschaftlich-Dynastische zeigt sich 
daneben an einem anderen Unterschied zu den älteren Jahrtagsstiftungen. Friedrichs erste 
Gemahlin, die Tochter König Ruprechts von der Pfalz, Elisabeth, war wenige Jahre zuvor 
gestorben.231 Auch für das Gedenken seiner Gemahlin in Königsfelden hätte Friedrich IV. 
wohl sorgen können. Doch spielten die Gemahlinnen der habsburgischen Herzöge in 
deren Urkunden schon seit den Tagen Rudolfs IV. keine Rolle mehr. Allerdings überging 
Friedrich auch das Gedenken an seine verstorbenen Brüder Wilhelm und insbesondere 
Leopold IV., der lange für die westlichen Herrschaftsgebiete zuständig gewesen, kaum 
zwei Monate zuvor verstorben und im Wiener Stephansdom bestattet worden war. Zwar 
evozierte Friedrich durch Einbeziehung der Vorfahren und Nachkommen die langfristige 
dynastische Kontinuität, doch durch die in der Urkunde genannten Namen wurde allein 
die Vater-Sohn-Linie zwischen Leopold III. und Friedrich IV. explizit gemacht. 

Die Gedenkbestimmungen in Friedrichs Urkunde korrespondieren in dieser Hinsicht 
mit der Konstruktion der Herrschaftsbeteiligung für die habsburgischen Söhne. Einer-
seits waren seit dem Neuberger Vertrag und späteren Übereinkünften die habs-
burgischen Herrschaftsgebiete geteilt und insofern nur konsequent, dass Friedrich IV. 
als Regent der Vorderen Lande und Tirols 1411 in erster Linie als Nachfolger seines 
Vaters auftrat. Andererseits trugen weiterhin alle Habsburger den Titel der Herzöge von 
Österreich, und über die verschiedenen Linien hinweg waren trotz der Länderteilung 
immer wieder Senioratsansprüche geltend gemacht worden. So war das Verhältnis 
zwischen den vier Söhnen Leopolds III. untereinander, aber deren Beziehung zu ihrem 
Vetter Albrecht IV., wegen konkurrierender Ansprüche auf Herrschaftsausübung immer 
wieder konfliktbeladen gewesen.232 Es verwundert deshalb nicht, dass in Friedrichs IV. 
Urkunde die Dynastie in ihrer zeitlichen Tiefe allgemein angesprochen wurde, deren 
gleichzeitige Vertreter hingegen, die Brüder des Herzogs, keine Erwähnung fanden. 
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Erlaubt der Bezug auf die politische Situation von 1411 und die strukturell vorge-
gebenen Konflikte um die Herrschaftsbeteiligung im habsburgischen Familienverband, 
einzelne Formulierungen in der Stiftungsurkunde Friedrichs deutend zu konturieren, so 
bleibt doch vage, wie die darin angekündigten Jahrtage zukünftiger Herzöge aufzufassen 
sind. Bezog Friedrich in seine Stiftung als bindende Auflage mit ein, daz die jarteg der 
vergangen und künftigen dester volkömenlicher begangen und volbracht werden, oder 
kündigte er an, solche Jahrtage würden noch gestiftet werden, oder hatte die Kanzlei ein 
Angebot der Klarissen ins Diktat aufgenommen? Am ehesten wird man die erste Mög-
lichkeit zurückweisen dürfen, weil keinerlei Konkretisierungen für einen ‚habsbur-
gischen‘ Jahrtag oder auch nur den künftigen Jahrtag Friedrichs IV. selbst vorgenommen 
wurden. 

Genauere Auskunft darüber, wie die Königsfelder Jahrtagstradition fortgeführt werden 
sollte, liefert auch der Revers nicht, den Äbtissin und Konvent für den Herzog ausstellten, 
denn dieser bestätigte nur das Recht auf Widerruf der Übertragung des Eigenamtes, nicht 
aber die übernommenen Gedenkpflichten. Gleichwohl wurde die Bedeutung des Klosters 
als Memorialort im Revers der Nonnen thematisiert, und zwar durch den Einschub, das 
Kloster sei die Stiftung der hochgeborenen Fürsten und Fürstinnen, die in Königsfelden 
bestattet seien, Vorfahren Friedrichs und dreizehn an der Zahl; Gott sei ihnen gnädig.233 
Die Klarissen identifizierten Stifterinnen und Stifter mit den vor Ort bestatteten Habs-
burgern und betonten deren hohe Anzahl und die Abstammungsgemeinschaft mit Fried-
rich IV. Abgesehen vom Verweis auf den eifrigen Gottesdienst tauchten also dieselben 
Motive auf, die auch sonst die über die Urkunden fassbare Kommunikation zwischen 
Klarissenkonvent und Herzögen bestimmten. Die verkürzende, im Grunde falsche 
Vereinfachung, die sie dabei vornahmen, muss nicht als Indiz für eine Überformung des 
historischen Wissens aufgefasst werden; im Revers des Konvents ging es wohl kaum um 
Genauigkeit, sondern eher um die Selbstdarstellung des Klosters. Dennoch bezeugt die 
Ineinssetzung von Stiftern und Bestatteten den Stellenwert, den die Klarissen der 
Grablege in der Klosterkirche beimaßen. Auch die angeführte Anzahl der habsburgischen 
Vorfahren weist in diese Richtung. 

Die verkürzende Darstellung der Klarissen bietet keinen Anhaltspunkt, Friedrichs IV. 
Interesse für die Königsfelder Jahrtagstradition genauer zu fassen. Dieses trotzdem 
nicht zu unterschätzen, legt jedoch ein anderes Zeugnis nahe. Knapp zwei Monate nach 
der Stiftungsurkunde vom Juli 1411 stellte in Rom der Generalprotektor der Franzis-
kaner und Klarissen Jordanus Orsini eine Urkunde aus, mit der er auf eine Bitte Herzog 
Friedrichs, dessen zweiter Gemahlin Anna von Braunschweig sowie dessen Schwägerin 
Katharina von Burgund, Witwe Leopolds IV., reagierte und allen dreien gestattete, das 
Königsfelder Kloster inklusive beider Klausuren entweder einmal pro Monat mit zehn 
                                                                 
233  Text bei Liebenau, Geschichte (1868), 155: [das Königsfelder Kloster], das durch der 

durchluchten hochgeborn fürsten und fürstin säliger gedechtnisse, die ouch daselbs ruwent, sint 
siner gnaden vordern, der gewesen sind dreyzehn fürsten und fürstin, stiftung ist, den unser 
herre gott allen gnädig sye. 
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Personen oder, so oft sie wollten, mit vier Pesonen zu besichtigen, wobei sie jedoch 
nicht im Kloster übernachten durften.234 Das Schreiben des Generalprotektors liest sich 
einerseits als Ergänzung zur vorangegangenen Stiftung und verstärkt den Eindruck, dass 
Friedrich IV. plante, die Beziehung zu den Königsfelder Konventen zu intensivieren. 
Neben die Delegation des Gedenkens fassten der Herzog und die genannten Frauen 
mehr oder weniger häufige Besuche Königsfeldens ins Auge, die – von anderen Interes-
sen abgesehen – zweifelsohne auch mit Gebeten für die in der Klosterkirche bestatteten 
Vorfahren verbunden sein sollten. Andererseits steht die eingeholte Besuchserlaubnis in 
gewissem Kontrast nicht nur zur herzoglichen Stiftungsurkunde, sondern zur urkund-
lichen Überlieferung seit dem Tode Agnes’ von Ungarn überhaupt, weil darin erstmals 
wieder zwei Frauen genannt werden, die zur Familie der Habsburger gehörten. Der 
Befund, dass weder durch noch für Frauen aus der herzoglichen Familie seit den 1360er 
Jahren in Königsfelden gestiftet wurde, gewinnt dadurch an Schärfe. Zugleich aber 
gebietet das Schreiben des Generalprotektors Zurückhaltung, aus der fehlenden Präsenz 
in den Urkunden auf geringes Interesse der Herzoginnen für Belange des Gedenkens zu 
schließen. 

Insgesamt darf für Friedrich IV. konstatiert werden, dass der Herzog wesentlich 
stärker als seine Vorgänger in den Vorderen Landen die Königsfelder Gedenktradition 
aufgriff und wohl Pläne für deren Ausbau hatte. Die Gründe dafür waren vielschichtig: 
ein strukturelles Moment war die sich verfestigende Teilung der habsburgischen 
Länder, die nahelegte, hier ein Memorialzentrum weiter auszubauen, das hervorragende 
Anknüpfungspunkte für die Repräsentation der Dynastie bot. Hinzu trat die Verschär-
fung der politischen Situation seit der Schlacht von Sempach, die dem Bestattungsort 
der Gefallenen aktuelle Symbolik verleihen konnte. Ein weiterer Grund, der dafür 
sprechen mochte, die Beziehung zum Königsfelder Kloster erneut zu intensivieren, lag 
in einer ihrerseits nicht zufälligen personellen Konstellation. Zum einen waren einige 
der Königsfelder Klarissen mit den adligen Gefallenen von Sempach verwandt, zum 
anderen war 1411 eine Verwandte Friedrichs IV. selbst Äbtissin des Klarissenkonvents 
– Elisabeth von Leiningen, für die schon Leopold III. ein Leibgedinge bereitgestellt 
hatte.235 Wie schon sein Bruder Leopold IV. hatte Friedrich die Ausstattung seiner 
muhme erhöht, was auf recht gute Beziehungen Elisabeths von Leiningen zu den habs-
burgischen Herzögen schließen lässt.236 Die Verwandtschaftsbeziehung dürfte nicht nur 
den Kontakten zwischen Kloster und Stifterfamilie, sondern auch der Gedenkpraxis vor 
Ort förderlich gewesen sein. 

                                                                 
234  Vgl. StAAG AA/429, fol. 49v−50r (14.09.1411); Lichnowsky, Geschichte (1836−1844), Bd. 5, 

UA, Nr. 1207. 
235  Nach Boner, Klarissenkloster Königsfelden (1978), 572, Anm. 1, Verwandtschaft zu den Habs-

burgen wohl über Johanna von Pfirt, Gemahlin Herzog Albrechts II. 
236  StAAG U17/463 (20.10.1404). 
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IV.3.3.4. Schlaglichter auf die Gedenkpraxis um 1400 

Die Königsfelder Gedenkpraxis um 1400 ist nicht rekonstruierbar. Das einzige voll-
ständig überlieferte Königsfelder Nekrolog wurde nur bis in die 1330er Jahre geführt. 
Weitere liturgische Quellen des Klosters sind, abgesehen von einer Handvoll 
halbseitiger Fragmente, nicht überliefert. Wie die Klarissen ihren Memorialauftrag 
ausführten, lässt sich nur bruchstückhaft erahnen. 

Einen recht negativen Eindruck von den Zuständen im Klarissenkonvent hatte 
Leopolds IV. Ermahnung zu „geistlicher Zucht“ von 1398 vermittelt. Allerdings hatte der 
Herzog darin mit keinem Wort anklingen lassen, dass er die Gefährdung des Toten-
gedenkens im Sinn hatte, als er zur Maßregelung der Nonnen aufforderte. Die außer Frage 
stehende ‚Verweltlichung‘ des Klosterlebens ist mithin kein Indiz für die Vernach-
lässigung der Gedenkpflichten. So erweist eine Urkunde, mit der im Jahre 1406 die 
Jahrzeitmeisterin aus ihren Mitteln ein Leibgedinge verpfändete, die Auflösung der Vita 
communis ebenso wie den dauerhaften Bestand des für den Memorialvollzug wichtigsten 
Klosteramtes.237 Dass die Jahrzeitmeisterin weiterhin über vom restlichen Klosterhaushalt 
gesonderte Einkünfte verfügte, belegt auch das aus dem Jahr 1432 erhaltene Zinsbuch des 
Klosters, in dem die Einkünfte des Doppelkosters in drei Gruppen geschieden wurden: die 
des Klarissenkonvents, der Franziskaner und eben des Jahrzeitamts.238 Ob die einzelnen 
gestifteten Jahrtage für die Angehörigen der habsburgischen Familie noch entsprechend 
der minutiösen Vorgaben vollzogen wurden, bleibt allerdings offen. 

Der Auszug, den in den 1560er Jahren Heinrich Bullinger aus einem Königsfelder 
Nekrolog machte, betrifft allein das Gedenken Leopolds III. und der vor Sempach 
gefallenen Kämpfer. Bullinger fertigte zwischen 1565 und 1570 im Auftrag des dama-
ligen Hofmeisters von Königsfelden, Samuel Tilman, eine Schrift über die Schlacht von 
Sempach an, worin er nach eigener Angabe aus dem ihm vorliegenden iarzytt buoch 
dess klosters künigsfelden zitierte.239 Der Eintrag, der auch als separater Auszug von 
Bullingers Hand überliefert ist, lautete: Anno domini 1386 nona die mensis Julii occisus 
est illustrissimus princeps et dominus Leopoldus dux Austriae in terra propria, pro re 
propria genteque de propria a Lucernensibus et Suitinensibus in campo prope oppidum 
Sempach versus Luceriam. Hic ille sepultus est cum dominis infra scriptis qui ex loco 
occisionis cum eo ad locum Campiregis fuerunt adducti. Quorum primus est dominus 
Johannes de Ochsenstein, prepositus cathedralis ecclesiae in Argentina, dominus Otho 
de Waltburg.240 Bullinger kopierte und übersetzte den Passus und fügte darüber hinaus, 
ausschließlich in Übersetzung, die Namen aller weiteren Gefallenen hinzu, die er im 
Königsfelder Jahrzeitbuch vorfand, 25 an der Zahl. Im Anschluss erstellte Bullinger ein 

                                                                 
237  Vgl. StAAG U17/471 (09.10.1406). 
238  Vgl. StAAG U17/464; Quellen zur Königsfelder Klosterwirtschaft. Ed. Saxer / Burri, 260. 
239  Heinrich Bullingers Erzählung. Ed. Geilfus, 23f. Zu Verfasser, Abfassungszeit und Überlie-

ferung vgl. die Einleitung des Herausgebers ebd., insb. VIIf. 
240  Ed. Liebenau, Schlacht bei Sempach (1886), Nr. 37, 339. 
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Verzeichnis aller ihm namentlich bekannten Gefallenen von Sempach, die er aus 
Quellen anderer Provenienz kompilierte und schätzte die Gesamtzahl der auf Seiten des 
Herzogs zu Tode Gekommenen auf 630 Personen.241 

Wann und in wessen Auftrag der Eintrag in das Bullinger vorliegende Königsfelder 
Jahrzeitbuch vorgenommen worden war, ist dem Wortlaut kaum zu entnehmen. Doch fällt 
auf, dass offensichtlich nur diejenigen Gefallenen darin namentlich genannt wurden, die 
auch vor Ort bestattet worden waren. Diese Beobachtung kontrastiert scharf damit, dass 
um 1400 zwei der Königsfelder Äbtissinnen aus Familien stammten, die ebenfalls vor 
Sempach Gefallene zu beklagen hatten, Adelheid (Udelhild) von Hallwyl, die von 1391 
bis 1405 dem Konvent vorstand, und Margaritha von Grünenberg, Äbtissin von 1411 bis 
1415.242 Das Gleiche trifft auch auf andere Klarissen zu, die sich um die Jahrhundert-
wende in Königsfelden nachweisen lassen: Margaretha von Hochberg (erwähnt 1403), 
Margaritha von Königstein (erwähnt 1404), Küngold von Rinach (erwähnt 1403, 1437 
Jahrzeitmeisterin), Anna von Zollern – sie alle dürften mehr oder weniger eng verwandt 
mit Opfern der Schlacht und um deren Gedenken nicht ganz unbekümmert gewesen 
sein.243 Die Beschränkung auf den Kreis der in Königsfelden bestatteten Gefallenen muss 
deshalb darauf zurückgehen, dass die Initiative zur Aufnahme ins dauerhafte, verschriftete 
Gedenken des Klosters von außen kam, sei es per Anweisung im Zusammenhang mit der 
Bestattung, sei es durch die Stiftung Leopolds IV. von 1392. Die begrenzte Auswahl von 
Namen im Jahrzeitbuch bleibt auch signifikant, falls in Königsfelden zusätzlich eine 
umfangreichere Liste von vor Sempach Gefallenen existiert haben sollte. Wenn ein 
Ereignis, das eine ganze Zahl von Klarissen persönlich betraf, keinen Niederschlag in der 
Memorialüberlieferung fand, so ist wohl davon auszugehen, dass die Nonnen die Auf-
nahme von Personen ins liturgische Gedenken kaum beeinflussen konnten, wenn sie nicht 
selbst eine Stiftung vornahmen. Die verwandtschaftlichen Beziehungen zwischen einigen 
Klarissen und Opfern der Schlacht legt allerdings auch die Vermutung nahe, dass am 
gestifteten Jahrtag wenigstens summarisch aller Gefallenen gedacht wurde, auch wenn der 
Wortlaut des Gedenkeintrags keinen Hinweis darauf gibt. 

                                                                 
241  Heinrich Bullingers Erzählung. Ed. Geilfus, 23f.: So veer und so vil vind [sic!] verzeichnet in 

dem jarzytbuch zuo Küngsfelden. Aber diese find ich nach verzeichnett, wie wol es by mir kein 
zwyffel ist, dan es werdend noch vil mee by anderen verzeichnet mit namen funden. Dissere 
herren ritter und edelknecht ouch fürneme lüt, die all am stritt zuo Sempach erschlagen sind, 
deren sampt denen im jarzyt buoch verzeichnet, sind ungfor 630 personen. Im Anschluss folgt 
die zweite Namensliste. 

242  Zu beiden Äbtissinnen vgl. Boner, Klarissenkloster Königsfelden (1978), 571; 573; zu den 
Grünenberg auch Schaufelberger, Spätmittelalter (1980), 249; vgl. die Gefallenenliste der 
Thurgauer Chronik in Liebenau, Schlacht bei Sempach (1886), 130−136. 

243  Nachweise zu den Klarissen nach Alemania Franciscana Antiqua (1972), 49−51, und Liebenau, 
Geschichte (1868), 189f.; zum Verhältnis der genannten Familien zu den Habsburgern vgl. 
Liebenau, Lebensgeschichte (1868), 248; 282. Gefallene der Familien nach der Gefallenliste der 
Thurgauer Chronik bei Liebenau, Schlacht bei Sempach (1886), 130−136. 
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Ein weiteres Zeugnis für die Königsfelder Gedenkpraxis um 1400 sind in dieser Zeit 
angelegte Wandmalereien, die sich in einem Raum des Franziskanerklosters erhalten 
haben, der mit besonders starken Wänden versehen und architektonisch aufwändiger 
ausgestaltet war als andere Gebäudeteile und wohl als Archiv oder Bibliothek diente.244 
In den vier längsseitigen Schildbogenwänden des Raumes wurden 27 gefallene 
Sempacher Ritter samt Wappen und Helmzier bildlich dargestellt, alle in derselben 
knieenden Haltung. Ein unter den Darstellungen entlanglaufendes Schriftband nannte 
die Namen der Ritter.245 Diese noch heute sichtbaren Wandmalereien waren ihrerseits 
Kopien oder Varianten von ebensolchen im Chor der Königsfelder Kirche, die sich 
nicht erhalten haben. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts war unter den Über-
resten noch die Inschrift [L]upoltz von Österrich erkennbar, die sich zweifelsohne auf 
Leopold III. bezog.246 Wer den Auftrag für die Anfertigung der Malereien gegeben 
hatte, ist nicht überliefert. Die Darstellungen in den Gebäuden des Männerkonvents 
wird man einem Auftrag der Franziskaner zuschreiben dürfen, die damit einen geson-
derten Memorialraum schufen.  

Mit der Anfertigung der nicht erhaltenen Malereien im Chor der Klosterkirche wie 
auch im Franziskanerkloster erweiterte und verschob sich die Königsfelder Memoria. 
Waren bislang an diesen ausgezeichneten Orten vornehmlich Angehörige der Stifter-
familie dargestellt oder über ihre Gaben an den Klarissenkonvent präsent, so war es nun 
die Gemeinschaft Leopolds III. und seiner bis in den Tod Getreuen, die betont wurde. 
Die Erinnerung an die Gefallenen verdrängte aber diejenige an die früheren Angehö-
rigen der Stifterfamilie nicht. Leopold III. war nicht gemeinsam mit den Gefallenen, 
sondern mit seinen Verwandten in der Familiengrablege im Kirchenschiff bestattet 
worden. Diese Abstammungsgemeinschaft, nicht die Gemeinschaft der Erschlagenen 
war es auch, die Äbtissin und Konvent in ihrem Revers zur Stiftung Friedrichs IV. von 
1411 hervorgehoben hatten. 

IV.3.3.5. Von den Habsburgern zu den Eidgenossen: alte Bindungen und neue 
Herren 

Wie immer Friedrichs IV. Pläne ausgesehen haben mögen, die die Stiftungsurkunde für 
den Klarissenkonvent und die eingeholte Erlaubnis zur Begehung der Klausuren vermu-
ten lassen – die Eroberung des Aargaus durch die Eidgenossen im Jahre 1415 verhin-
derte ihre Verwirklichung. Friedrich IV. war in den Jahren zuvor immer mehr in Gegen-
satz zu König Sigmund geraten, der seinerseits stark auf die schwäbischen Reichsstädte 
und die Eidgenossen als politische Partner angewiesen war. 1413 hatte der König das 
Konstanzer Konzil einberufen, das im folgenden Jahr zusammentrat, um das langjährige 

                                                                 
244  Die Zuordnung zum Klarissenkloster bei Maurer, Kloster Königsfelden (1954), 38, ist falsch. 

Vgl. Gerber, Verwechslung (1986), v. a. 116. 
245  Vgl. Maurer, Kloster Königsfelden (1954), 39−41 mit Abb. 
246  Vgl. Maurer, Kloster Königsfelden (1954), 69f.; zur Inschrift ebd., 70, Anm. 2. 
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Kirchenschisma zu beenden. Geladen war deshalb Papst Johannes XXIII. Als dieser 
vom Konzil aber nicht bestätigt, sondern zur Abdankung gedrängt wurde, verhalf 
Friedrich IV. ihm zur Flucht. Für Sigmund bot dies hinreichend Grund und Gelegenheit, 
gegen den Habsburger vorzugehen, den er Ende März 1415 aller seiner Rechte für 
verlustig erklärte und über den er bald die Reichsacht verhängte. 

Als Sigmund zum Krieg gegen Friedrich aufrief, fand er beträchtliche Resonanz bei 
den nahegelegenen Reichsstädten, aber auch bei adligen Pfandnehmern und Lehnsleuten 
des Herzogs. Unter den Eidgenossen folgten zuerst die Berner der königlichen Auffor-
derung, während die übrigen Orte anfangs noch zögerten, hatten sie doch seit der Schlacht 
von Näfels mit den Habsburgern immer wieder Friedensverträge abgeschlossen, den 
letzten erst 1412 für die Dauer von 50 Jahren. Aufgrund ihres Vorsprungs konnten die 
Berner nach der erfolgreichen Eroberung in einem Landstreifen von Zofingen bis Brugg 
im Aargau ihre Herrschaft durchsetzen, ohne die übrigen Eidgenossen beteiligen zu 
müssen. 1418 erwarben sie das besetzte Gebiet von König Sigmund als Reichspfand. 
Friedrich IV., der sich nach mehreren Anläufen 1418 mit dem König aussöhnte, konnte 
zwar zahlreiche seiner Herrschaftsgebiete wieder einlösen, nicht aber diejenigen im 
Aargau. Doch blieb die Rückerlangung aller verlorenen Gebiete sein Ziel, das sich auch 
die anderen Herzöge von Österreich zu Eigen machten.247 

Die Königsfelder Konvente hatten nun einen neuen Landesherrn und Kastvogt. Wie 
sie auf die veränderte Situation reagierten, ist im Einzelnen nicht zu ermitteln. 1417 
holten die Klarissen zwar bei König Sigmund eine allgemeine Bestätigung ihrer 
Privilegien ein, doch verzichteten sie in den nächsten Jahren anscheinend bewusst 
darauf, auch von Bern eine solche zu erbitten.248 Ähnlich, nämlich reichsfreien Status 
vorgebend, verhielten sich einige im Aargau gelegene Städte, die jetzt unter eidgenös-
sischer Herrschaft standen. Wahrscheinlich rechneten diese wie jene damit, in abseh-
barer Zeit wieder unter habsburgische Herrschaft zurückzukehren, oder wollten sich 
jedenfalls nicht ausdrücklich den Eidgenossen unterwerfen. Die Beziehungen der 
Königsfelder Klarissen zu Friedrich IV. brachen bald ab. Die letzte Intervention des 
Habsburgers für die Klarissen wird in einer Urkunde des Bischofs Otto von Konstanz 
vom 3. November 1418 greifbar, mit der der Diözesan dem Königsfelder Kloster den 
Kirchensatz von Bremgarten inkorporierte. In der Urkunde heißt es, Friedrich habe die 
Schenkung zum Seelenheil seiner Vorfahren, zur Förderung des Gottesdienstes in der 
Zukunft und zum Unterhalt der Klarissen vorgenommen.249 Allerdings schenkte im Jahr 
1420 Friedrichs Gemahlin Anna denselben Kirchensatz an die Stadt Bremgarten. Wahr-
scheinlich gehörte der Kirchensatz zur Ausstattung der Herzogin.250 Die Übertragung an 
das Königsfelder Kloster hätte in diesem Fall wohl vor allem den Zweck gehabt, der 

                                                                 
247  Zum Krieg gegen Friedrich IV. vgl. Stettler, Eidgenossenschaft (2004), 126−133; Quarthal, 

Vorderösterreich (1999), 35; ebd. auch zum Folgenden. 
248  Bestätigung Sigmunds nur in Abschrift erhalten: StAAG AA/429, fol. 72v−73r (17.02.1417). 
249  Vgl. StAAG U17/515. 
250  Zur Schenkung Annas vgl. Liebenau, Geschichte (1868), 151. 
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Entfremdung des Kirchensatzes vorzubeugen, denn auch Bremgarten war von den 
Eidgenossen erobert worden. Für die folgenden 20 Jahre, die Friedrich IV. noch 
regierte, sind keine Kontakte nach Königsfelden mehr nachzuweisen. Falls der Herzog 
je in Erwägung gezogen hatte, sich dort bestatten zu lassen, so kam bei seinem Tod im 
Jahr 1439 eine Überführung dorthin kaum in Frage. Friedrich wurde im Tiroler Kloster 
Stams beigesetzt. Die Vormundschaft für den hinterbliebenen Sohn Friedrichs IV., 
Sigismund, übernahm als ältester Angehöriger der Dynastie dessen Onkel, Herzog 
Friedrich V., der Sohn des inzwischen ebenfalls verstorbenen Herzogs Ernst. Schon 
1440 wurde Friedrich von den Kurfürsten zum König gewählt. Damit entstand eine 
neue Situation mit günstigen Voraussetzungen für die anvisierte Rückeroberung der 
verlorenen Herrschaftsgebiete. 

Die Klarissen wandten sich bald nach dem Tod Friedrichs IV. an den neuen Regen-
ten. Bereits 1440 forderte dieser, in der Königszählung Friedrich III., den Bischof von 
Konstanz auf, den Nonnen Beistand zu gewähren, wenn sie solchen erbitten würden.251 
Am 7. August des folgenden Jahres bestätigte er auf Bitten sowohl der Klarissen als 
auch der Franziskaner in einem Vidimus die Rechte und Freiheiten, die bereits 1321 
Friedrich der Schöne dem Kloster erteilt hatte.252 Am gleichen Tag übertrug er dem 
Klarissenkloster einen Hof und den Kirchensatz zu Schintznach, beides habsburgische 
Pfandschaften, die die Nonnen zuvor eingelöst hatten, zu Eigentum. In dieser zweiten 
Urkunde tauchen ein weiteres Mal Motive auf, die schon in älteren Urkunden begegnet 
waren, wenn diese auf Anfragen der Nonnen zurückgingen. Zur Begründung des 
Rechtsakts wurde das althergebrachte Wohlwollen gegenüber dem Kloster angeführt, 
zudem die Tatsache, dass dieses der Beisetzungsort einer Reihe von Vorfahren 
Friedrichs III. sei, der würdige Gottesdienst und die Verdienstlichkeit von Werken zur 
Unterstützung der Kirchen.253 Keine der beiden Urkunden lässt jedoch erkennen, dass 
ihre Ausfertigung über das Tagesgeschäft der Kanzlei hinausging. 

Bald aber ergriff Friedrich III. die Initiative und demonstrierte seine Ansprüche auf 
Rückgewinnung der alten Herrschaftsgebiete, und zwar auf seiner Krönungsreise und 
im Anschluss daran. Auf dem Rückweg von Aachen wich der König in bezeichnender 
Weise vom zu erwartenden Itinerar ab, reiste ostentativ lange durch eidgenössisches 
Gebiet und machte Station in einer ganzen Reihe vormals habsburgischer Städte. Auch 
in Königsfelden machte er einen Besuch. In einem Reisetagebuch, das ein wohl aus der 
Steiermark stammender, politisch allerdings nicht versierter Begleiter des Königs 
anfertigte, heißt es zum 2. Oktober 1442: Item am erichtag ritten wier gein Konigsvelt. 
Das ist ain frawnkloster. Da haben dye herrn von Osterreich ir begrebnus (…) Nahend 
da bey ligt ain gslos Habelspurch, da dye herrn von Osterreich von piertig synnd.254 
Genauer berichtet die sogenannte Klingenberger Chronik, die der Rapperswiler Stadt-
                                                                 
251  Nur als Vidimus vom 01.01.1441 erhalten: StAAG U17/613. 
252  Vgl. StAAG U17/614, ad mandatum regis. 
253  Vgl. StAAG U17/615, ad mandatum regis. 
254  Seemüller, Friedrichs III. Aachener Krönungsreise (1896), 649; zum Verfasser ebd., 585. 
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schreiber Eberhard Wüst wohl nahezu gleichzeitig abfasste, Friedrich sei nach Königs-
felden geritten, hort da meß und besach sines änis grab und das closter, das von sinen 
vordren gestifft und erlich begabet und geordnet sei.255 Auf den Besuch Königsfeldens 
dürfte die Ausfertigung zweier Urkunden für das Kloster gut zwei Wochen später 
zurückgehen. Mit der ersten bestätigte Friedrich die Übereignung der Pfarrkirche 
Elfingen an das Klarissenkloster. Begründend führte er gnad, lieb und guten willen, 
damit unser vordern unsers hauss Osterreich, auch unser grafschafft Habspurg, 
loblicher gedechtnuss, darin das gotshaus Kunigsfelden derselben unserr vordern stifft 
gelegen ist, demselben gotshaus geneigt sind gewesen und meniger derselben unserr 
vordern begrebnuss daselbs erwelet habend. Zudem habe der König die Andacht und 
Treue bedacht, die die Klosterfrauen seinen Vorfahren und ihm stets erwiesen hätten 
und auch künftig beweisen wollten. Darum übertrage er wegen des löblichen Gottes-
dienstes, der in demselben Gotteshaus zu hilff und trost unserr vordern, unser und unser 
nachkomen seeln, auch umb guten stand diezs lebens beständig verrichtet werde, die 
Pfarrkirche Elfingen, Lehen des Hauses Österreich, den Klosterfrauen zu Eigentum und 
gestatte deren Inkorporation.256 Mit der zweiten Urkunde reagierte Friedrich, wie er 
ausdrücklich festhalten ließ, auf eine Beschwerde der Klarissen. Weil deren Leute des 
Öfteren von fremden Gerichten belästigt worden seien, nehme er das Kloster davor in 
Schutz.257 

Mit der Urkunde über die Pfarrkirche von Elfingen nahm Friedrich III. die bewährten 
Stichworte der Klarissen auf, setzte aber einen aktuellen Akzent, weil er den Grafentitel 
von Habsburg und die Loyalität der Nonnen erwähnte. Er betonte also die Rechts-
ansprüche seines Hauses, die Bindung der Klarissen an die Dynastie und, mit der 
zweiten Urkunde, die Selbständigkeit des Klosters. All dies richtete sich zuallerst gegen 
die Berner Landesherren. Am Rande einer Versammlung, die Friedrich Anfang 
Dezember in der Stadt Feldkirch mit zahlreichen Parteigängern abhielt und bei der er 
mit der Ausfertigung von mehr als 40 Urkunden für Empänger in der Ostschweiz und in 
Vorarlberg wiederum seine Restitutionsansprüche deutlich machte, bestätigte er den 
Klarissen von Königsfelden noch einmal die ungehinderte Tätigkeit der klösterlichen 
Amtleute und Richter.258 

Was der König mit großer Energie in Angriff genommen hatte, scheiterte bald, 
zumindest im Kern. Nur wenige Herrschaftsbereiche wurden wieder habsburgisch, 
während der Konflikt Friedrichs mit den Eidgenossen und mit der Stadt Zürich in einen 
jahrelangen Krieg mündete, der alle Parteien und die gesamte Region erschöpfte. Auch 
in den nächsten Jahrzehnten, als Friedrichs Bruder, Herzog Albrecht VI., die Regent-
schaft in den Vorlanden ausübte, gelang die Wiederherstellung des früheren Zustands 

                                                                 
255  Klingenberger Chronik. Ed. Stetter, 298; zu Verfasser und Abfassungzeit vgl. ebd., 49−57. 
256  StAAG U17/617 (20.10.1442). 
257  Vgl. Rechtsquellen des Kantons Aargau. Ed. Merz, 15 (20.10.1442). 
258  Vgl. Rechtsquellen des Kantons Aargau. Ed. Merz, 16 (02.12.1442); Lüthi, Wirtschafts- und 
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nicht. Die zunehmende Verfestigung der Eidgenossenschaft, die starke herrschaftliche 
Zersplitterung in der Region wie auch Friedrichs III. Weigerung, zu Lasten des Reiches 
seinem Bruder Albrecht die Herzogswürde von Schwaben zu übertragen, verhinderten 
den Erfolg aller habsburgischen Bemühungen.259 Königsfelden spielte in dieser Zeit für 
die Habsburger kaum mehr eine Rolle. Alle Urkunden, die das Kloster nach den 40er 
Jahren von habsburgischen Ausstellern erhielt, gingen auf Bitten der Klarissen zurück. 
Friedrich III., Erzherzog Albrecht, schließlich auch Friedrichs IV. Sohn Sigismund und 
König Maximilian, der Sohn Friedrichs III., bestätigten den Nonnen die alten Privile-
gien oder gaben Geleitbriefe. In den Bestätigungsurkunden fehlte nie der Hinweis auf 
das besondere Wohlwollen der Aussteller gegenüber dem Kloster, weil dieses eine 
Stiftung ihrer Vorfahren sei. Die ganze, mittlerweile formelhaft erscheinende Reihe 
alter Motive nahm die Kanzlei noch einmal in die letzte Urkunde auf, die mit 
Maximilian I. 1487 ein Habsburger für den Klarissenkonvent ausstellen ließ – den 
embsigen gotsdinst der in dem genanten gotshaws steiclich und teglich volbracht 
wurdet und besunder, daz dasselb closter unser und des haws Osterreich stifftung und 
begrebnus ist, dadurch wir derselben ebtesin und convent zu sunder und gnediger 
furdrungmer dann andern clostern geneigt sein.260 Die Königsfelder Klarissen, nicht 
die Habsburger waren es, die in einem stabilen Set von Begründungen die Bedeutung 
ihres Klosters für die Habsburger in den Bittschriften und, daraus übernommen, den 
Urkunden zur Sprache kommen ließen. So behielt die Stiftung ein gewisses Maß an 
Präsenz für die österreichischen Herzöge und habsburgischen Könige. Neue Akzente zu 
setzen, gab die politische Situation keinen Anlass. Das Königsfelder Kloster war dem 
herrschaftlichen Zugriff der Stifterfamilie weitgehend entzogen. Zudem bot die Königs-
felder Familiengrablege keine Anknüpfungsmöglichkeit, um habsburgische Tradition 
mit königlicher effektvoll zu verbinden wie etwa die Königsgrablege im Speyerer Dom, 
deren repräsentative Neugestaltung Maximilian ins Auge fasste. Auch diese Tatsache 
dürfte für das geringe Interesse insbesondere Friedrichs III. in seiner späteren Regie-
rungszeit und auch seines Sohnes Maximilian eine Rolle gespielt haben.261 

Hielten die Klarissen in den Gesuchen an die Habsburger die Erinnerung an die 
Beziehung zur Stifterfamilie wach, so arrangierten sie sich auch mit dem Berner 
Landesherrn. Im Jahr 1480, einige Zeit nach dem endgültigen Verzicht auf Restitution 
früherer Herrschaftsgebiete in der sogenannten Ewigen Richtung von 1474, holte der 
Klarissenkonvent erstmals eine Bestätigung seiner Freiheiten bei Bern ein. Die Klaris-
sen hatten sich darauf berufen, so referierte der Berner Rat, sie hätten von der löblichen 
herschafft Österrich mängerley gab und fursechung erhalten und seien von keysern und 

                                                                 
259  Vgl. Quarthal, Vorderösterreich (1999), 36. 
260  Bestätigungen: Erzherzog Albrecht VI.: StAAG U17/669 (11.02.1454); Friedrich III.: nur ab-

schriftlich in StAAG AA/429, fol. 77v−79r (05.05.1466), darin ausdrücklich Bitte und Botschaft 
der Klarissen an den Kaiser erwähnt; Maximilian I.: StAAG U17/812 (06.11.1487). Geleit-
briefe: StAAG U17/670 (11.09.1454); Sigismund: StAAG U17/702 (11.11.1458). 

261  Zu Maximilian und Speyer vgl. Ehlers, Unendliche Gegenwart (2000), 17−24. 
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küngen träfflichen gefreyt. Der Rat entsprach ihrer Bitte um Bestätigung der Privilegien, 
begründete dies aber nicht mit den habsburgischen Stiftungen und Bestattungen näher, 
sondern unter Verweis auf die Treue der Klarissen zu Bern und die löbliche Ordnung 
und Zucht im Kloster.262 

Ein Schlaglicht darauf, wie der Berner Rat zum Königsfelder Kloster als habs-
burgischer Stiftung stand, wirft eine aus der Zeit der Burgunderkriege erhaltene Missive 
vom 6. März 1476. Die Berner Ratsherren versuchten darin, ihre gegen Herzog Karl 
den Kühnen von Burgund im Feld stehenden Kämpfer und Verbündeten davon abzu-
halten, das Kloster Thorberg niederzubrennen, weil die Karthäusermönche dort für den 
Herzog beten würden. Beschwichtigend erklärten die Berner, der Herzog sei in die 
Bruderschaft der Karthäuser aufgenommen, die Fürbitten mithin eine Pflicht der 
Mönche. Zur Bekräftigung dessen, dass die Gebete der Mönche für den Kriegsgegner 
zu tolerieren seien, verwiesen die Berner auf einen Parallelfall, nämlich ihren Umgang 
mit dem Kloster Königsfelden: So haben ouch wir dem gotshus Küngsfelden der 
herrschaft Österrich halb, mitt der wir doch in erplicher vindtschafft gestannden sind, 
nie gewert, es wäre ouch nitt billich noch christannlich.263 Die Auslassungen zeigen, 
dass die Berner das Königsfelder Kloster ganz selbstverständlich als einen Ort ansahen, 
an dem auch weiterhin für die Habsburger gebetet wurde, und ihnen bewusst war, dass 
die Königsfelder Klarissen und Franziskaner damit in gewisser Weise Diener zweier 
Herren waren. Und so sehr die Argumentationsrichtung situativ bestimmt war, ist 
gerade die Allgemeinheit der Begründung − es sei nicht christlich − ernst zu nehmen: 
Der Bereich der Gebetsverpflichtungen war demnach geschützt und zu respektieren, 
auch wenn es um Gebete für die ‚Erbfeinde‘ ging. 

Das Wissen um die Königsfelder Verpflichtungen gegenüber der Stifterfamilie 
hinderte den Berner Rat nicht, seinerseits die Königsfelder Nonnen mehrfach um 
geistlichen Beistand zu bitten. 1479 bat er, wegen allerley beswärungen, insbesondere 
durch Krieg, zur Besänftigung Gottes für den Freitag nach Fronleichnam eine 
gesungene Vigil abzuhalten von allen unnsern und üwern lieben vordern guttätern und 
für alle gläubigen Seelen. Am Samstag sollten Messe gehalten und die Gräber begangen 
werden wie an Allerseelen, damit Gott Frieden, Ruhe und reiche Ernte beschere und 
alle Plagen abwende.264 Wenige Monate darauf ordneten die Berner wegen der um-
gehenden pestelentz zwei wöchentliche Messen an. Im Jahr 1500 forderten sie die 
Nonnen auf, Messe zu halten, um bei bevorstehenden Verhandlungen der Eidgenossen-
schaft frid und ruow zu erlangen. Für die Erhaltung des Friedens sollten die Nonnen 
auch 1507 mehrere Messen abhalten lassen. 1511 erbat der Rat Messen und Gebete 
wegen des Krieges mit dem König von Frankreich.265 Alle diese Anweisungen gingen 
nicht an die Königsfelder Klarissen allein, sondern an eine ganze Reihe von Klöstern 
                                                                 
262  StAAG U17/787a (24.04.1480). 
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und erweisen, dass der Berner Rat das Königsfelder Kloster als dem eigenen politischen 
Verband zugehörig und verpflichtet ansah. Nachdem mit der Ewigen Richtung die 
politischen Verhältnisse geklärt waren, dürfte es für die Königsfelder Nonnen, zu denen 
zunehmend auch Töchter aus dem Berner Patriziat gehörten, unproblematisch gewesen 
sein, für die nunmehr etablierten Landesherrn zu beten und Messen zu halten.266 Gleich-
zeitig aber wahrten die Klosterfrauen das Gedenken an die Stifterfamilie. 

IV.3.3.6. Die Stabilität des Gedenkens 

Aus dem Rechnungsjahr 1512/1513 hat sich eine Rechnung der Jahrzeitmeisterin 
erhalten, in der nicht nur die Einnahmen, sondern auch die Ausgaben für die einzelnen 
Jahrzeiten aufgeführt sind, die in der Verantwortlichkeit der Amtsschwester lagen. 
Nach dem umfangreichen Verzeichnis der Einkünfte folgt zuerst eine Übersicht über 
die Präsenzgelder, die die Klarissen bei den habsburgischen Anniversarien erhielten. 
Die Liste beginnt mit dem Jahrtag Elisabeths von Virneburg, weil ihr Todestag auf den 
Beginn des Rechnungsjahres fiel: Dis ist der jarzit mesterin usgen, an geffangen uf das 
helig crux dag im herbst im xv und xii jar. Item uf das helig cruxtag im herbst, so im xii 
jar, ist min fruow elisabet von vrburg, herczige henrich gemache, iecklicher frowen ii sz 
zuo der vgil.267 Bereits der folgende, Katharina von Coucy, der Tochter Herzog 
Leopolds I., gewidmete Eintrag, lässt erkennen, dass der Stiftungsvollzug an den ver-
schiedenen Gedenktagen differierte: Item uf sant michels aben ist min fruow katterin 
von kussin, zuo der vgil nut.268 Insgesamt wurden in der Liste exakt die 24 verstorbenen 
Angehörigen der habsburgischen Familie aufgeführt, für die beim Klarissenkonvent 
nach Ausweis der Urkunden eine Stiftung eingerichtet worden war. Wurden Präsenz-
gelder gezahlt, so waren es in der Regel zwei Schilling, nur zur Vigil König Rudolfs 
von Böhmen erhielten die Klarissen einen Schilling. Die Ausgaben für die Vigil 
Albrechts III. trug der Konvent. Die Stiftung, auf die das Anniversar zurückging, war 
mit der Entschädigung der Klarissen für die Verluste nach dem Einfall Enguer-
rands VII. verbunden gewesen. Der damals den Nonnen überlassene Kirchensatz war 
wegen der doppelten Zwecksetzung wohl dem allgemeinen Klostergut zugeschlagen 
worden. 

In der Liste aufgeführt, aber ohne weitere Angaben übergangen, wurden vier Perso-
nen, die aber unter dem sich anschließenden Rechnungstitel verzeichnet wurden: Dis 
sint die iiii grossen jarzit. Item uf simonis et iude so ist min frow kungin Elsbet, zuo ir 
jarzit um fisc zuo der sult viii hl v sz, uf den dag um flesc ii hl v sz, um eiger v sz iiii hl, 
zuo der spend iii hl, den junfrowen x sz. Den nächsten Ausgabenposten vermerkte die 
Jahrzeitmeisterin zum 1. Mai für Albrecht I., Roemscher kung, gefolgt von Königin 
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Agnes von Ungarn und Herzog Leopold III., der zuo sempach verlor. Die bereitgestell-
ten Lebensmittel differierten, und Ausgaben zuo der spend wurden allein am Todestag 
Königin Elisabeths vermerkt. Die Präsenzgelder von 10 Schilling aber waren an allen 
vier Terminen identisch.269 

Auf den folgenden Seiten waren Ausgaben zuo den spenden protokolliert, wiederum 
in chronologischer Folge, allerdings ohne Nennung von Namen. Auch Termine wurden, 
bis auf den ersten, nicht aufgeführt, sondern allein die Anzahl der verbackenen Malter 
Getreide und die Kosten dafür. Insgesamt wurden 23 Spenden aufgezählt, deren letzte 
der Konvent zahlen musste.270 Während also 24 habsburgische Jahrtage begangen 
wurden, stellte das Jahrzeitamt nur für 23 Getreide. Zweifelsfrei zuzuordnen sind über 
die verschiedenen Zusätze nur die Spenden an den Jahrtagen Elisabeths von Virneburg, 
Königin Elisabeths und Albrechts III. Die vermerkten Getreidemengen schwankten, und 
zu zwei Terminen wurde in der Spendenliste vermerkt: vi fl kern kerngeld. Setzt man 
die Liste der Jahrtage tabellarisch neben die der Spenden, so stehen diese besonders 
hohen Ausgaben von sechs Gulden neben denen der Jahrtage König Albrechts I. und 
Herzog Leopolds III., so dass wohl anzunehmen ist, diese seien mit höheren Aufwen-
dungen begangen worden als die übrigen. Fragt man, wessen Jahrzeit ohne Spende 
begangen wurde, so deuten die Korrespondenzen in einer tabellarischen Zuordnung am 
ehesten auf Rudolf von Lothringen hin, den Sohn Elisabeths von Lothringen. An die 
Ausgabenliste für spenden schließt sich eine wiederum bis 23 durchnummerierte Über-
sicht über Beträge an, die die Jahrzeitmeisterin der Küsterin gab.271 

Eine weitere Ausgabenliste verzeichnet, in analog durchnummerierter Form, aller-
dings bis 24 laufend, Präsenzgelder für die Franziskaner: dis git man den barfuossen 
von der herschafft jarzit.272 Weitere Ausgaben für habsburgische Jahrzeiten finden sich 
in einem Rechnungsposten unter dem Titel usgen dem meczger um flesch zuo den 
jarzitzen.273 Teils werden die Termine genannt, an denen Fleisch gekauft wurde; sie 
sind mit habsburgischen Jahrtagen identisch. 

Insgesamt vermitteln die in der Rechnung der Jahrzeitmeisterin überlieferten Aus-
gaben für die habsburgische Memoria ein recht genaues Bild von einzelnen Aspekten 
der Gedenkpraxis. Offenbar korrespondierte die Memorialpraxis in vielerlei Hinsicht 
noch recht genau mit den Vorgaben der Stifter. Zwar finden sich die genauen Angaben, 
die in den Urkunden über zu verbackendes Getreide oder zu zahlende Präsenzgelder 
gemacht worden waren, in der Abrechnung der Jahrzeitmeisterin nicht wieder, doch 
entsprechen die Abstufungen in beiden Überlieferungsgruppen einander. So wurden 
etwa die Jahrzeiten für die früh verstorbenen Neffen Agnes’ von Ungarn, Friedrich II. 
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und Leopold II., wie auch die für ihre Nichte Katharina von Coucy mit dem geringsten 
materiellen Aufwand begangen, und auch die Jahrzeiten einiger Geschwister Agnes’, 
die schon zur Zeit der Stiftung nicht so hoch dotiert waren wie die übrigen, fielen noch 
im 16. Jahrhundert gegen den ‚Standard‘ der übrigen ab. 

Neben den Übereinstimmungen finden sich aber auch bezeichnende Abweichungen 
gegenüber der Gedenkpraxis aus dem 14. Jahrhundert. Die drei Großeltern Agnes’ von 
Ungarn, die im ersten Königsfelder Nekrolog verzeichnet waren, wurden im 16. Jahr-
hundert anscheinend nicht mehr kommemoriert. Denn in der Rechnung der Jahrzeit-
meisterin wurden wohl alle habsburgischen Anniversarien verzeichnet, wie die Aufnahme 
desjenigen Herzog Albrechts III. erweist, für dessen Jahrtag die Jahrzeitmeisterin 
keinerlei Ausgaben verzeichnete – weil der Konvent dafür aufkam. Die hohe Überein-
stimmung zwischen Stiftungsauflagen und der Gedenkpraxis des 16. Jahrhunderts erweist 
deren stark an die übertragenen Ressourcen gebundenen Zug. Hatte die Dokumentation 
und die Ausgliederung gesonderter Vermögenskomplexe unter separater Verwaltung 
offenbar die intendierte konservierende Wirkung, so dürfte dasselbe Modell von gestif-
tetem Gedenken auch die Exklusion der älteren Habsburger zur Folge gehabt haben. 

Daneben lässt die Rechnung der Jahrzeitmeisterin sehr deutlich erkennen, welche der 
kommemorierten Personen in der Gedenkpraxis der Königsfelder Konvente heraus-
gehoben wurden. Neben König Albrecht I. und Königin Elisabeth, deren beider 
Memoria von der Gründung an die wichtigste Aufgabe der Konventualen war, wurde 
Agnes von Ungarn, die große Wohltäterin und Vollenderin der Gründung besonders 
verehrt, was nach dem Zeugnis der Königsfelder Chronik nicht überrascht. Außerdem 
ragte Leopold III. im Gedenkhorizont hervor, was weder durch besonderes Engagement 
des Herzogs für das Doppelkloster, noch durch entsprechende Stiftungsauflagen zu 
erklären ist. Die Einreihung seines Anniversars in die „großen Jahrzeiten“ dürfte sich 
vielmehr auf seine Bestattung mitsamt einer ganzen Reihe gefallener Adliger vor Ort 
zurückführen – wie auch auf die Sempach-Tradition, die sich im 15. Jahrhundert 
ausbildete. Sempach, nicht die Eroberung des Aargaus und weiterer vorländischer 
Gebiete im Jahr 1415, war zum wichtigsten Erinnerungsort für die unzähligen Ausein-
andersetzungen zwischen Habsburgern und Eidgenossen geworden.274 

Ein weiteres Indiz, nicht für die Durchführung der Jahrtage, sondern für die Konzep-
tualisierung des Gedenkens, sind die von der Jahrzeitmeisterin gebrauchten Bezeich-
nungen der zu kommemorierenden Personen. Nicht als Stifterinnen und Stifter, sondern 
als Herren und Frauen, als Herrschaft sprach die Amtsschwester die Habsburger an. 
Weil insbesondere ihr die Legitimation des Gedenkens durch Stiftung bewusst sein 
musste, ist der Wortgebrauch durchaus signifikant. Gewiss wurde im Zuge der 
liturgischen Handlungen ein anderer Ton angeschlagen, doch schlug dieser eben nicht 
ins Verwaltungsschriftgut durch, wie dies etwa im zu Lebzeiten Agnes’ von Ungarn 
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angefertigten Kopialbuch der Fall gewesen war. Dass genealogische Angaben zu den 
verzeichneten Personen fehlten, überrascht in einer Rechnung allerdings nicht. 

Eine weitere Besonderheit des Wortgebrauchs zeigt sich im Vergleich mit den ande-
ren, nicht habsburgischen, Jahrzeiten, die in gesonderten Rechnungstiteln auftauchten. 
Weder das Pronomen in der ersten Person Singular, noch die ehrenvolle Anrede oder 
der Titel wurden genannt, wenn es um die Jahrzeit der von Halwil oder Albrechts von 
Mülinen ging. Die schiere Anzahl der übrigen Jahrzeiten dürfte nicht der Grund für 
diesen Unterschied gewesen sein, waren es doch kaum 20 weitere Jahrtage, die in der 
Rechnung verzeichnet wurden.275 Der Status der Habsburger und ihrer Heiratsverwand-
ten blieb auch in der Sprache des Verwaltungsschriftguts ein der Schreiberin und den 
anderen Toten übergeordneter. Zugleich zeigt die erste Person Singular an, wie intensiv 
und einseitig die Jahrzeitmeisterin bei der Rechnungslegung ihre Verantwortlichkeit 
wahrnahm. Nicht als „unsere“, also die der gesamten Gemeinschaft verbundenen, 
sondern als „meine“ bezeichnete die Amtsschwester die aufgelisteten Toten – auch dies 
ein Indiz für die soziale Wirksamkeit der Klosterverfassung. Gewiss unreflektiert, war 
die eigene Verantwortung für die Jahrzeitmeisterin wenigstens im Medium der Amts-
rechnung wichtiger als die gemeinsame Memoria des Konvents, zu dem hin der 
gebrauchte Singular eine Grenze zog. 

IV.3.3.7. Eine Stiftung schafft sich ab: die Reformation 

Bezeugt die Rechnung der Jahrzeitmeisterin von 1512/1513 die ausgesprochen hohe 
Stabilität des Königsfelder Stiftungsvollzugs, so setzt zum Jahr 1523 bereits die Über-
lieferung zur Auflösung des Klosters ein.276 Schon früh hatten die Klarissen Kontakte 
zu reformatorisch gesinnten Geistlichen, deren Ansichten einige der Nonnen offenbar 
teilten. So musste der Visitator dem Berner Rat bereits im Sommer 1523 von allerley 
widerwertigkeit berichten. Die Nonnen seien ungehorsam und wollten die Klausur nicht 
mehr halten. Der Rat gemahnte die Nonnen daran, in was gestalten üwers gotshuß 
stiftung angesächen, inmaßen dass ir in gehorsami üwer oberkeit, und in haltung 
angenomner regel, und deshalb inbeschloßen üwer läben söllen schließen. Er sorge 
sich, dass jene, so üwer gotzhuß begabet und demselben guts gethan, ursach haben, das 
üwer, ußerthalb unsern landen gelägen, anzufallen (…) und zu entfrömbden.277 Doch 
nützten weder Ermahnungen noch die Drohung des Rats, austrittswilligen Nonnen die 
Güter, die sie beim Eintritt ins Kloster mitgebracht hatten, nicht zu erstatten. Auch die 
Lockerung der Regel, zu der sich Rat und Ordensobere schließlich bereitfanden, fruch-
tete nichts. Immer mehr Nonnen lehnten die Ablegung der Gelübde grundsätzlich als 
nicht vereinbar mit dem Gotteswort ab.278 So gab der Berner Rat im Juni 1524 nach und 
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276  Zur Reformation Königsfeldens vgl. Kuhn, Wort und Geheiss (2004), v. a. 44−74. 
277  Urkunden der Bernischen Kirchenreform. Ed. Stürler, Bd. 1, 105f. (27.08.1523). 
278  Vgl. Kuhn, Wort und Geheiss (2004), 63−68. 
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gestattete den Klarissen, aus dem Kloster auszutreten, was einige umgehend taten.279 
Auch der Männerkonvent war anscheinend betroffen, denn 1525 baten die Königsfelder 
Franziskaner den Rat, ihnen zwei Priester zu senden, die mit der Lutherschen sect nit 
bemasget noch dero anhängig syent, denn es mangele in Königsfelden an Priestern zur 
Erfüllung des Gottesdienstes.280 In der folgenden Zeit schrumpften beide Konvente 
stetig, und nachdem Bern sich selbst der Reformation angeschlossen hatte, ordnete der 
Rat an, die auf wenige Mönche und Nonnen reduzierten Königsfelder Konvente aufzu-
lösen. Am 26. Februar 1528 gab er Anweisung, den Gottesdienst zu beenden und im 
Kloster Inventur zu machen: Sollen die boten, so gan Küngsvelden ryten, die münchen 
heißen der meß stilstan, und ufzeichnen, was in beiden klostern ist.281 Wohl nicht sofort, 
doch innerhalb weniger Jahre wurde die Anordnung des Rats umgesetzt.282 

Die Königsfelder Vorgänge, die die Reformation im Berner Gebiet nicht unwesent-
lich vorantrieben, offenbaren einen rasanten Legitimationsverlust des klösterlichen 
Lebens, den der Berner Rat nicht aufzuhalten vermochte. Die reformatorische Neu-
orientierung, der sich in Königsfelden sukzessive der Großteil der Klarissen anschloss, 
beseitigte wesentliche Elemente der überkommenen Religiosität. Der Stiftungsgedanke, 
den der Berner Rat in verschiedenen Dimensionen angesprochen hatte, vermochte die 
austrittswilligen Klarissen nicht zurückzuhalten und dürfte, verglichen mit dem Bruch 
der Gelübde, für die Nonnen kein besonderes Gewicht gehabt haben. 

Was der Berner Rat in Hinblick auf die Reaktion der Wohltäter des Klosters schon 
befürchtet hatte, als er mit den ersten reformatorischen Bestrebungen im Königsfelder 
Klarissenkonvent konfrontiert worden war, trat nun ein. Die habsburgische Regierung 
zu Innsbruck ließ die Auszahlung der Königsfelder Einkünfte aus österreichischen 
Gebieten sperren und forderte die Restitution des Klosters. Nachdem Bern sich dazu 
nicht bereit zeigte, wurden Boten zu den eidgenössischen Tagsatzungen gesandt. In 
einem Schreiben vom 19. Juni 1528 ließ König Ferdinand seine Position festhalten: 
Nachdem unsere altvordern fursten zuo Osterreich loblicher gedechtnus das gotzhaus 
und closter Kunisfelden dem almechtigen zu lob gestifft, mit zinsen, zehenden und 
anderen einkomen reichlichen und wol begabt und versehen, und aber schulthaiss und 
ratt der statt Bern zu Uchtland dasselb closter, wie uns anlangt und ir wissen mugt, 
erodet, die geistlichen personen, so sich gott zu dienen darin ergeben, von dann 
verwisen, ouch die clainotter und annder kyrchen zierden, so daselbs gewesen, zu iren 
handen genomen und also den gestifften gotzdienst der stifftherren willen zu wider 
nidergelegt und abgethan, so heißt es darin, sei der Schultheiß von Waldshut angewie-
sen worden, Zinsen und Zehnte des Klosters Königsfelden in arrest und verbott zu 
nehmen. Die Zurückhaltung der Einkünfte sei gerechtfertigt, denn diese würden nit 
denen von Bern, sonder dem closter Kunisfelden zugehoren und nit auf die von Bern, 
                                                                 
279  Vgl. Urkunden der Bernischen Kirchenreform. Ed. Stürler, Bd. 1 120−123 (03.06.1524). 
280  Urkunden der Bernischen Kirchenreform. Ed. Stürler, Bd. 1, 134f. (17.03.1525). 
281  Urkunden der Bernischen Kirchenreform. Ed. Stürler, Bd. 1, 90. 
282  Vgl. Lüthi, Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte (1947), 205−207. 
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sonder auf die underhaltung gedachts gotzdienst gestifft sein. Deshalb sollten die Eid-
genossen die Berner überzeugen, das Kloster und Gottesdienst, wie er gestifft, wieder 
einzurichten.283 

Es folgte ein mehrere Jahre währender Streit, in dem beide Parteien sich Einkünfte 
und Zahlungen vorenthielten. Doch konnte sich der König mit seiner Forderung nach 
Restitution des Klosters nicht durchsetzen. Der auf Berner Gebiet liegende Kloster-
besitz wurde vollständig säkularisiert. Nach den Turbulenzen der Reformationszeit 
wurden die Klostergebäude neuen Nutzungen zugeführt. Nur der Chor der Königsfelder 
Kirche wurde weiter für Gottesdienste genutzt, doch finden sich keinerlei Hinweise, 
dass dabei das Gedenken an die Stifter fortgeführt wurde. Bis im Jahr 1770 auf die 
Initiative des gelehrten Fürstabts Martin Gerbert hin die habsburgischen Leichen aus 
der Königsfelder Gruft nach Sankt Blasien überführt wurden, erlosch das liturgische 
Gedenken.284 Allein historisches Interesse blieb den in Königsfelden bestatteten Habs-
burgern in dieser Zeit sicher. 

IV.4. Resümee 

Die Stiftung des Königsfelder Doppelklosters ist einerseits als Reaktion auf die Ermor-
dung König Albrechts I. zu verstehen, andererseits als Umformung eines Plans, den 
schon vor dem Mord Albrechts Tochter, die verwitwete Königin Agnes von Ungarn, 
hegte. So sind Motive der Sühne, der geistlichen und weltlichen Memoria und Reprä-
sentation wie auch die Hinwendung zur franziskanischen Spiritualität, die Agnes von 
Ungarn mit ihrer Mutter Elisabeth teilte, als wichtigste Triebkräfte für den Stiftungs-
prozess anzusetzen. Nach Ausweis der Stiftungsurkunden war der zentrale Auftrag an 
die Konvente, die Memoria Albrechts und Elisabeths wie auch deren Vor- und Nach-
fahren zu pflegen. 

Angeführt zunächst von der Königinwitwe Elisabeth, agierten die Kinder des Ermor-
deten in den folgenden Jahren und Jahrzehnten in großer Geschlossenheit zugunsten der 
jungen Gründung. Zügig wurden Ausstattung, Privilegierung und Kirchenbau in Angriff 
genommen, so dass 1316 die sterblichen Überreste Königin Elisabeths, die 1313 
verschieden war, nach Königsfelden transferiert werden konnten. In der Folge über-
nahm Agnes von Ungarn die Betreuung des Klosterausbaus und siedelte sich in 
unmittelbarer Nachbarschaft des Klarissenkonvents an. Bereits 1318 konnte sie eine 
erste Klosterordnung erlassen. In Hinblick auf die Verankerung der Memoria blieben 

                                                                 
283  StAB A IV 25, 489f., Abschrift, Beilage zur Tagsatzung vom 22.06.1528; vgl. Eidgenössische 

Abschiede. Ed. Johannes Strickler, Bd. 4, Abt. 1a, Nr. 547, 340; zu den Auseinandersetzungen 
vgl. Lüthi, Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte (1947), 205f. 

284  Zur Überführung und zu St. Blasien vgl. Gut, Memorialorte (1999), 106−110; Ders., Habsburger-
gruft (1993). 
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die ersten Jahre nach der Gründung von Provisorien geprägt, doch finden sich bereits in 
den 1320er Jahren Hinweise auf Pläne, in Königsfelden neben dem Gedenken an das 
verstorbene Königspaar die Memoria aller Kinder desselben zu installieren. Diesem 
Projekt scheinen sich nahezu alle Geschwister Agnes’ von Ungarn verpflichtet gefühlt 
zu haben, wie eine Vielzahl einzelner Zustiftungen an die Königsfelder Klarissen 
bezeugt. Parallel wurden sukzessive zusätzliche Pfründen für den Männerkonvent 
gestiftet, bis dieser die Zwölfzahl erreicht hatte. Neben den leiblichen Geschwistern 
selbst wurden dabei auch die meisten Ehefrauen der habsburgischen Herzöge aktiv. 

Obwohl Agnes von Ungarn, die von ihrer Mutter zur Stiftungstreuhänderin bestimmt 
worden war, ohne Zweifel den größten Anteil an der Ausformung der Königsfelder 
Memoria hatte, blieb Königsfelden eine Familienstiftung. Die Zeugungsfamilie König 
Albrechts und seiner Gemahlin, erweitert um die eingeheirateten Frauen bildete in den 
ersten Jahrzehnten nach der Gründung den Kreis der Stifterinnen und Stifter wie auch 
den Memorialhorizont des Klosters. Dem Gedenken außerdem anvertraut waren nach 
Ausweis des einzigen erhaltenen Nekrologs die Eltern des verstorbenen Königspaares, 
wobei aber Meinhard von Görz-Tirol, Vater Königin Elisabeths, fehlte. Für die Vertre-
ter dieser Generation waren allerdings keine eigenen Zustiftungen vorgenommen 
worden, ein wichtiger Unterschied, weil die habsburgischen Geschwister der Bereit-
stellung, Dokumentation und Verwaltung der Sondervermögen für die abzuhaltenden 
Jahrzeiten besondere Aufmerksamkeit widmeten. Agnes von Ungarn, die Anfang der 
30er und Mitte der 50er Jahre mehrere Klosterordnungen erließ, richtete für die 
Verwaltung derjenigen Güter und Einkünfte, die Memorialzwecken dienten, ein eigenes 
Amt ein, dasjenige der Jahrzeitschwester. Außerdem erließ sie eine Ordnung mit 
genauen Vorschriften zum Vollzug der verschiedenen Anniversarien. Auch das erste 
Königsfelder Kopialbuch, angelegt etwa 1335, in dem die Stiftungsurkunden einen 
gesonderten Teil bildeten, entstand sicher unter ihrer Beobachtung. Die frühen 30er 
Jahre können wegen der Anlage des Kopialbuches, der gebündelten Abfassung 
mehrerer Klosterordnungen, der Weihe des Chores und der Umstellung auf ein zweites, 
nicht erhaltenes Nekrolog als Zeitpunkt gelten, zu dem das Kloster als ausgebaut wahr-
genommen wurde. Zudem waren mittlerweile auch mehrere Kinder Königin Elisabeths 
in Königsfelden bestattet worden, wenn auch die Grablege nie als verbindliche 
Familiengruft der folgenden Generation angesehen wurde. 

Die Jahrzehnte zwischen 1340 und 1360 können als diejenigen gelten, in denen die 
Königsfelder Memoria gezielt ausgefaltet wurde. Nur noch einige wenige Angehörige 
der nächsten Generation wurden durch Stiftungen ihrer Tante Agnes von Ungarn dem 
Gedenken der Konventualen anvertraut. Doch wurden die Medien der Memoria erwei-
tert, zunächst durch die vollständige Verglasung des Chores mit farbigen Fenstern, die 
in der untersten Zone jene Habsburger zeigten, die durch aufwändige Stiftungen 
insbesondere den Königsfelder Franziskanern verbunden waren. Später wurden auch 
die Langhausfenster mit figürlichen Glasmalereien versehen, die über den Kreis der 
dargestellten Familienangehörigen vor allem die dynastische Reihe seit König Rudolf I. 
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zeigten und die Königlichkeit der Familie evozierten. Die nunmehr weniger horizonal 
auf eine Generation, sondern stärker dynastisch-herrschaftlich ausgerichtete Deutung 
des Gedenkorts findet sich ebenso in den Urkunden Herzog Rudolfs IV. für die Königs-
felder Konvente. Dessen Pläne und Aktivitäten zur erneuten Intensivierung herrschaft-
licher Präsenz in den Stammlanden der Habsburger dürften sich auf die Gestaltung der 
Langhausverglasung ausgewirkt haben. 

Nachdem 1364 Agnes von Ungarn und im folgenden Jahr Rudolf IV. verstorben 
waren, wandelte sich das Verhältnis zwischen den Königsfelder Konventen und der 
habsburgischen Familie. Soweit die urkundliche Überlieferung dies erkennen läßt, 
waren es nunmehr die Klarissen, die um die Kontinuität der Beziehung zu den habs-
burgischen Herzögen besorgt waren. So ging die Stiftung von Jahrtagen für 
Albrecht III. und Leopold III. auf die Bitte der Klarissen um Unterstützung zurück. 
Neue Impulse für die Königsfelder Memoria kamen von herzoglicher Seite erst, nach-
dem Leopold III. 1386 nach seinem Tod in der Schlacht von Sempach in der Familien-
grablege vor Ort beigesetzt worden war. Die jeweils mit der Regierung der Vorderen 
Lande betrauten Söhne des Verstorbenen stifteten in der Folge für den Vater einen 
feierlichen Jahrtag und zwei weitere Priesterpfründen und verankerten zudem das 
Gedenken an die gemeinsam mit Leopold III. erschlagenen, ebenfalls nach 
Königsfelden überführten Ritter. Besondere Aufmerksamkeit brachte Leopolds Sohn 
Friedrich IV., seit der Landesteilung von 1406 Regent der Vorderen Lande, der Königs-
felder Stiftung entgegen, doch konnten sich die Ansätze einer neuerlich intensivierten 
Beziehung nicht entfalten. Denn 1415 eroberte Bern den Aargau und damit auch das 
Königsfelder Kloster. Die Habsburger hofften noch über mehrere Jahrzehnte, wenn 
auch vergeblich, die verlorenen Gebiete zurückgewinnen zu können, doch machten sie 
die Königsfelder Konvente nicht mehr zu Adressaten weiterer Stiftungen.  

Auf die Umsetzung der zahlreichen Stiftungsimpulse hatten die beschriebenen 
Diskontinuitäten wenig Einfluß. Die Königsfelder Konvente begingen noch im frühen 
16. Jahrhundert alle gestifteten habsburgischen Jahrzeiten. Weggefallen waren zu 
diesem Zeitpunkt wohl die Anniversarien der Eltern Albrechts I. und seiner Gemahlin 
Elisabeth, für die nie Sondervermögen reserviert worden waren. Die Anniversarien des 
Königspaares waren, gemeinsam mit denen Agnes’ von Ungarn und Leopolds III. in 
nicht näher zu fassender Weise als „große“ Jahrzeiten herausgehoben. Waren die 
genannten Frauen über die verschiedenen Erinnerungträger dauerhaft als Stifterin und 
große Wohltäterin präsent, so gilt gleiches für den Mord an Albrecht I. und den 
Schlachtentod Leopolds III., zumal die Schlacht von Sempach im Laufe des 15. Jahr-
hunderts zum symbolischen Bezugspunkt für die Auseinandersetzungen zwischen 
Habsburgern und Eidgenossen geworden war. Für die Stabilität des Gedenkens zentral 
war, abseits von diesen Akzentsetzungen, die bereits frühzeitig ausgesonderte Ver-
waltung der Stiftungseinkünfte durch die Jahrzeitmeisterin. Als weitaus weniger 
wirksam müssen die detaillierten Ordnungen gelten, die Agnes von Ungarn erlassen 
hatte. So wurde etwa eine zentrale Vorgabe wie das Verbot von Leibgedingen schon 
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bald nach dem Tod der Fürstin nicht mehr befolgt, was ohne Zweifel beträchtliche 
Folgen für die Lebensführung der Klarissen nach sich zog. Große Bereitschaft, sich 
grundsätzlich vom monastischen Ideal abzuwenden, zeigten zahlreiche Königsfelder 
Klarissen denn auch in der Phase der beginnenden Reformation. Dem Wunsch der 
Nonnen, das Kloster zu verlassen, vermochte sich der Berner Landesherr auch mit 
Hinweisen auf den Stiftungsauftrag nicht wirksam entgegenzustellen. So konnte das 
Kloster zügig säkularisiert werden, als sich Bern 1528 selbst verbindlich der neuen 
Lehre anschloss. 





 

V. Der Fall Wiener Neustadt: 
Ein Kollegiatkapitel für den 
repräsentativen Gottesdienst 

V.1. Historischer Kontext 

Die Stiftung eines Kollegiatkapitels in Wiener Neustadt steht im Zusammenhang mit 
dem Aufstieg Friedrichs III. zum Senior des Hauses Österreich und zum römisch-
deutschen König (1439/1440). Zugleich verbindet sie sich mit dem Ausbau von Wiener 
Neustadt zur Residenzstadt. Schon Friedrichs Vater, Herzog Ernst von Österreich, hatte 
sich dort seit dem zweiten Jahrzehnt des 15. Jahrhunderts häufig und lange aufgehalten. 
Friedrichs Mutter, Herzogin Zimburgis, weilte fast ständig in Wiener Neustadt, und 
auch Friedrich III. selbst verbrachte wohl den Großteil seiner Kindheit und Jugend in 
der prosperierenden Stadt. Diese blieb – neben Graz – über die Krönung zum römisch-
deutschen König hinaus für Jahrzehnte sein bevorzugter Aufenthaltsort.1 Seit seinem 
Regierungsantritt als Herzog in den späten 30er Jahren des 15. Jahrhunderts entfaltete 
Friedrich in Wiener Neustadt eine rege Bautätigkeit.2 Ebenso wie diese hing auch 
Friedrichs reiches Stiftungswerk in der Stadt zweifelsohne mit deren Residenzfunktion 
zusammen. An keinem anderen Ort hat der überaus stiftungsfreudige Herrscher so viele 
geistliche Gemeinschaften ins Leben gerufen wie in Wiener Neustadt. Zeitgleich mit 
dem Kollegiatstift entstand ein Zisterzienserkloster, später ein Konvent von Augus-
tinerchorherren und schließlich eine Niederlassung des Paulinerordens. 1478 transfe-
rierte Friedrich eine weitere seiner Stiftungen hierher, den Ritterorden des heiligen 
Georg.3 

War ein Grundzug der Stiftungstätigkeit Friedrichs III. ihr Bezug zur dynastischen 
Tradition des Hauses Habsburg, so dürfte die Stiftung des Kollegiatkapitels darüber 
hinaus auch eine Antwort des Herrschers auf seine Wahl zum römisch-deutschen König 
gewesen sein. Mit der Erlangung der Königswürde musste das Bedürfnis gewachsen 
sein, in Wiener Neustadt eine Kirche vorzuweisen, die auch für repräsentative litur-
gische Feierlichkeiten geeignet war. Für eine solche Kirche stand ein bekanntes Vorbild 

                                                                 
1  Vgl. Gerhartl, Wiener Neustadt (1966), 104; Mayer, Geschichte, Bd. 1,1 (1924), 448−457. 
2  Vgl. Gerhartl, Wiener Neustadt (1966), 107f. u. ö. 
3  Vgl. Buttlar, Kaiser Friedrich III. (1993), 34; Gerhartl, Wiener Neustadt (1966), 107f.; Halbwachs, 

Kaiser Friedrich III. (1969). 
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zur Verfügung: eine Stiftung seines Vorfahren Rudolfs IV., den Friedrich III. sehr ver-
ehrte und an dem er sich auch später häufig orientierte.4 Rudolf IV. hatte 1358/65 in 
Wien ein Kapitel weltlicher Chorherren gegründet und seine Stiftung offenkundig am 
Modell einer Königskirche ausgerichtet. Die Stiftung reihte sich damit in die Bemü-
hungen des ehrgeizigen Habsburgers ein, königsgleichen Rang zu demonstrieren.5 Eine 
analoge Motivation darf Friedrich III. unterstellt werden, mit dem die Königswürde 
tatsächlich wieder an die habsburgische Dynastie gekommen war. 

V.2. Die Stiftung: 1444 

In der Stiftungsurkunde, die Friedrich III. am Palmsonntag 1444, dem 5. April, ausfer-
tigen ließ, wird die Gründung des Kollegiatkapitels weder unter Hinweis auf konkrete 
Vorbilder begründet noch in Bezug zum Residenzcharakter Wiener Neustadts gebracht.6 
Die Stiftung erscheint hier als ausschließlich religiös motivierter Vorgang: Dafür dass 
Gott die Jungfrau Maria als Vermittlerin zwischen sein strenges Gericht und die Seelen 
der Sünder gesetzt habe, gebühre ihm Dank und Lob jedes Menschen. In Erkenntnis 
solcher göttlicher Gnade, der Friedrich durch die Ausübung guter Werke teilhaftig zu 
werden hoffe, habe er Gott zu Lob und Ehren und zum Seelenheil seiner selbst wie seiner 
Vorfahren, Erben und Nachfolger, der Herzöge von Österreich, wie auch aller Gläubigen 
im Namen Unserer Lieben Frau Maria ein Kapitel weltlicher Chorherrn gestiftet.7 

Nach dem Wortlaut der Stiftungsurkunde sollte sich das Kapitel aus einem Propst, 
einem Dekan und elf Chorherren zusammensetzen. Der Stifter übertrug ihm umfangreiche 
liturgische Pflichten: Die Kanoniker sollten nicht nur die sieben Tagzeiten singen, 
sondern auch die Tagzeiten Unserer Lieben Frau lesen, ein Frühamt der heiligen 
Dreifaltigkeit halten, danach ein gesungenes Amt Unserer Lieben Frau und eins vom 
jeweiligen Fest- oder Heiligentag. Außerdem waren täglich die sieben Bußpsalmen samt 
Litanei zu sprechen. Die Bußpsalmen sollten mit dem Hymnus Veni creator spiritus, die 
Litanei mit dem Gesang Exaudi nos domine beginnen und im Anschluss zwei Kollekten 
gesprochen werden, eine pro pace und eine pro peccatis. Zu jeder Quatember hatte das 

                                                                 
4  Vgl. dazu Lhotsky, Nachleben Rudolfs IV. (1976), 145. 
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hertzogen und fursten der obgemelten furstenthumb und landt, und aller glaubigen sellen ze hail 
und ze trost. 
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Kapitel ain vigili und ain selambt – vigilias mortuorum una cum officio pro defunctis – zu 
singen und zu lesen, mit der üblichen Prozession und geistlichen zirheitten. Der gesamte 
Gottesdienst sollte gemäß Rubriken und Breviar des Salzburger Erzbistums und den 
Kapitelstatuten entsprechend begangen werden. Weitere Messen zu halten, stellte der 
Stifter dem Gewissen und freien Willen des Kapitels anheim. 

Über die aufwendige Feier des Gottesdienstes hinaus verpflichtetete Friedrich III. die 
gestiftete Gemeinschaft zur Vita communis. Propst, Dekan und Chorherren sollten im 
Speisesaal aus der gemeinsamen Küche und dem gemeinsamen Keller verköstigt wer-
den, einen Schlafraum teilen sowie geistliche Zucht und gute Sitten halten – all dies 
gemäß den Statuten, die jetzt gemacht oder künftig gesetzt würden. Propst, Dekan und 
Chorherren hatten die Einhaltung dieser Statuten persönlich (leiblichen) zu beschwören. 

Das Patronatsrecht für Propstei, Dekanat und Chorherrenpfründen behielt Friedrich 
sich selbst vor. Nach seinem Tode sollte es auf seine Erben, die regierenden Herzöge 
von Österreich im Fürstentum Steyr, übergehen. Würde eine der Stellen vakant, so seien 
Kandidaten für Propstei und Dekanat dem Salzburger Erzbischof, solche für eine Chor-
herrenstelle dem Propst zur Bestätigung zu präsentieren. 

Die Dotation des Kollegiatstifts setzte sich aus einer Reihe von Kirchen, Gütern und 
Einkünften zusammen: Dem Kapitel sollten die Pfarrkirche zu Pürgg (im Ennstal, 
Diözese Salzburg) und die Burgkapelle zu Wiener Neustadt jeweils mit allem Zubehör 
inkorporiert werden. Es erhielt alle Leute und Güter, die zuvor zur Burg Grimmenstein 
gehört hatten, 20 Pfund Wiener Pfennige aus dem Gericht zu Wiener Neustadt und zwei 
Mühlen. Der Herrscher sagte weitere Zuwendungen zu, so dass der Propst jährlich 50 
Pfund Wiener Pfennige, der Dekan 32 und jeder Chorherr 20 Ungarische Gulden oder 
Dukaten zusätzlich erhalten würden. 

Für den Fall, dass das Stift darüber hinaus von ihm, seinen Erben und Nachkommen 
oder anderen Menschen begabt werde, behielt Friedrich III. sich und seinen Erben und 
Nachkommen das Recht vor, die Zahl der Chorherrenpfründen zu erhöhen. Er bestimm-
te, dass Propst, Dekan und Chorherren das Bürgerrecht von Wiener Neustadt erhalten 
sollten, ohne zu den damit verbundenen Lasten verpflichtet zu sein. Er nahm das 
Kapitel in seinen besonderen Schutz und Schirm, befreite es in seinen Fürstentümern 
von Steuern und ähnlichen Belastungen und entzog es jeglicher weltlichen Gewalt 
außer seiner eigenen oder der seiner Erben und Nachkommen als den Vögten des 
Kollegiatstifts. Der jeweilige Propst sollte sein und seiner Nachkommen, der Fürsten 
von Österreich, Rat sein und dazu den üblichen Eid leisten. Schließlich erhielt das 
Kapitel das Recht, mit rotem Wachs zu siegeln. 

Der wichtigste Impuls für die Stiftung, der Beurkundungsakt, wurde aufwendig 
inszeniert. Auf öffentliche Wirkung dürfte die Entscheidung gezielt haben, die Stiftung 
des Kollegiatstifts und des Zisterzienserklosters am selben Termin zu beurkunden. 
Dafür war zudem ein kirchlicher Feiertag, der Palmsonntag, gewählt worden. Doch 
wurde die Gründung des Kollegiatkapitels vor der anderen eigens hervorgehoben. Im 
Unterschied zur Stiftungsurkunde des Zisterzienserklosters wurde diejenige des Kolle-
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giatkapitels mit einer Liste von Zeugen versehen, darunter nicht weniger als fünf 
Bischöfe. Zeugenlisten sind in den Urkunden Friedrichs III. äußerst selten anzutreffen 
und deshalb als Indizien besonderer Umstände oder Motive anzusehen.8 Im Fall der 
Wiener Neustädter Stiftung dürfte sie die Funktion gehabt haben, den promulgativen 
Charakter des Beurkundungsvorgangs zu verstärken. 

Belegt der Wortlaut der Stiftungsurkunde des Kollegiatkapitels, dass Friedrich III. 
den Hauptzweck der Stiftung, den feierlichen Gottesdienst, schon von Anfang an durch 
detaillierte schriftliche Fixierung gesichert wissen wollte, so sprechen auch andere 
Verfügungen von starkem Regelungsbedürfnis des Stifters und dem Wunsch nach 
dauerhaftem herrschaftlichem Einfluss auf die Stiftung. Neben den liturgischen 
Pflichten hatte Friedrich den Kanonikern eine, bezogen auf die damals übliche Praxis, 
sehr strenge Lebensweise vorgeschrieben.9 Zudem hatte der Herrscher sich und seinen 
Nachkommen das Patronatsrecht für sämtliche Pfründen vorbehalten und dem Kapitel 
auf diese Weise sowohl die Möglichkeit der freien Selbstergänzung als auch die der 
Wahl von Dekan und Propst aus den eigenen Reihen genommen. Ebenso wie sein An-
spruch auf die Vogtei des Stifts lag das Streben nach weitgehender Verfügungsgewalt 
über geistliche Benefizien auf der Linie der von Friedrich III. verfolgten Kirchenpolitik. 
Das Patronatsrecht ermöglichte dem Herrscher nicht nur, die Zusammensetzung des 
Kapitels selbst zu bestimmen, sondern musste auch den Effekt haben, die Kanoniker 
schon durch das Faktum ihrer bloßen Versorgung an ihn zu binden. Eine in anderer 
Weise auf Integration zielende Bestimmung der Stiftungsurkunde ist in der Verleihung 
des Ratstitels an den jeweiligen Propst des Kollegiatstifts zu sehen – auch dies ein 
Mittel, von dem der Herrscher häufig Gebrauch machte, um Loyalitäten zu festigen.10 
Bezeichnend ist die Weise, in der die Stiftungsurkunde auf eines der wichtigsten 
genossenschaftlichen Rechte des künftigen Kapitels Bezug nahm, dasjenige der 
Statutengebung. Denn wiederum ging es dabei um die Sicherung der stifterlichen 
Vorgaben über den Gottesdienst und die Lebensweise der Kanoniker. Die Verfassung, 
die sich die Genossenschaft geben würde, sollte die Vorgaben des Stifters von vorn-
herein integrieren. Friedrich III. sah in der eidlichen Bindung der Kapitelmitglieder an 
ihre Statuten mithin keine Gegeninstanz zu seinen Ansprüchen, sondern ein Instrument 
zu deren Durchsetzung. 

Merkwürdig scheint vor diesem Hintergrund zunächst, dass der Herrscher den Kano-
nikern mit der Stiftungsurkunde keinerlei Memorialpflichten für sich und seine Vor-
fahren und Nachkommen auferlegte, die den Seelenheilpassus der Urkunde konkre-
tisierten. Selbst die Auflage, an den Quatemberterminen Totenoffizien zu feiern, ist 
ohne Bezug auf den Stifter oder seine Vorfahren formuliert. Der Vergleich mit seinen 
übrigen Stiftungen zeigt, dass dieser Befund für Friedrich III. ganz typisch ist. In 
nahezu allen Urkunden über die von ihm gestifteten Gemeinschaften fehlen konkrete 
                                                                 
 8  Vgl. Rübsamen, Angabe (1991), bes. 139f. 
 9  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 68. 
10  Vgl. Heinig, Kaiser Friedrich III. (1997), 155−165. 
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Memorialvorgaben.11 Indessen zeigen seine unselbständigen und insbesondere eine 
Reihe von Jahrtagsstiftungen, dass dem Herrscher durchaus am Gedenken seiner selbst 
und seines Geschlechts gelegen war. Auch oder gerade von den durch ihn begründeten 
Gemeinschaften wird der Herrscher deshalb Memorialleistungen erwartet haben. Ganz 
selbstverständlich formuliert diesen Anspruch die plastische Gestaltung seines Grab-
mals im Wiener Stephansdom. Besondere Aussagekraft kommt dem deshalb zu, weil 
der Herrscher die Anfertigung des Grabmals lange vor seinem Tod selbst in Auftrag 
gegeben hatte. Die vom ihm durch Stiftung ins Leben gerufenen Gemeinschaften 
werden dort als betende dargestellt. Darüber hinaus zeigen insgesamt zwölf Plastiken 
einzelne Vertreter dieser Gemeinschaften beim Vollzug des Totenoffiziums.12 Offen-
sichtlich betrachtete der Herrscher die durch die Stiftung konstituierte Bindung der 
betreffenden Gemeinschaften an ihn als hinlänglichen Garant für Memorialleistungen. 
Auch wenn eine entsprechende Anweisung in der Stiftungsurkunde des Kollegiatkapi-
tels fehlt, werden die Wiener Neustädter Stiftsherren also zumindest an den Quatember-
terminen die habsburgische Dynastie kommemoriert haben. 

Wesentlich auffälliger als fehlende Bestimmungen über Gedenkverpflichtungen des 
künftigen Kapitels sind zwei Bemerkungen in der Stiftungsurkunde, die Schwierig-
keiten im Stiftungsprozess andeuten. Zum einen war die Dotation des Kapitels mit den 
angeführten Besitzungen und Einkünften offensichtlich noch zu gering, so dass Fried-
rich III. zusagen musste, weitere Einkünfte für die einzelnen Pfründen bereitzustellen. 
Hier galt es eine konkrete Lösung wohl erst noch zu finden. Zudem sollte der Sitz der 
Chorherren an der Burgkapelle nur ein provisorischer sein, denn der Herrscher hatte in 
der Stiftungsurkunde angekündigt, dem Kapitel in der Zukunft eine andere Kirche zur 
Verfügung zu stellen. Für die dem Kapitel zugedachte repräsentative Funktion erschien 
die Burgkapelle dem Stifter auf Dauer sicher zu klein. Des Öfteren ist vermutet worden, 
dass Friedrich schon bei der Begründung des Kapitels den festen Vorsatz gehabt habe, 
den Chorherren später die Liebfrauenpfarrkirche in Wiener Neustadt zuzuweisen, die 
1444 wegen nötiger Bauarbeiten nicht disponibel war.13 Dem widerspricht aber der 
Wortlaut der Stiftungsurkunde, denn dort heißt es, der Stifter oder seine Erben würden 
dem Kapitel eine andere Kirche bauen oder zuweisen.14 Friedrich zog also ausdrücklich 
auch einen Neubau in Erwägung. Zudem übergab der Herrscher die Pfarrei Unserer 
Lieben Frau einem Administrator, als sie gegen Ende des Jahres 1444 ledig wurde.15 

                                                                 
11  Vgl. Zisler, Geistliche Stiftungen (1972), UA, Nrn. 15; 33; 38; 41; 53; 55; 67; 72. Zu den 

Memorialpflichten bei Stiftung des Bistums Laibach und des Kollegiatstifts in Zwettl vgl. ebd., 
Nrn. 49; 77. 

12  Vgl. Klebel / Wimmer, Grabmal (1924), 10. 
13  Vgl. Schleicher, Bistumsgründungen (1969), 86f.; Fasching, Chorherrenstifte (1966), 42f. mit 

Anm. 4; Mayer, Geschichte, Bd. 1,2 (1926), 300. 
14  Thesaurus Anecdotorum novissimus. Ed. Pez, Bd. 6,3, Nrn. 121f.: aliam ecclesiam edificare seu 

deputare curaverimus. Vgl. auch Regesten Kaiser Friedrichs III., H. 12. Ed. Willich, Nr. 204. 
15  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 42, Anm. 4. 
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Dem festen Vorsatz, die Kanoniker später dort anzusiedeln, hätte hingegen entsprochen, 
die Kirche dem ohnehin unzureichend dotierten Chorherrenstift zu inkorporieren. Eine 
künftige Übersiedlung in die Liebfrauenkirche dürfte 1444 also nur eine Möglichkeit 
gewesen sein, die Friedrich III. neben anderen in Betracht zog. 

Die Ansiedlung der Kanoniker an der Burgkapelle war eine Notlösung mit einer 
problematischen Implikation: Sie gefährdete in gewisser Weise eine ältere Stiftung 
Herzog Ernsts. Friedrichs Vater hatte die der heiligen Jungfrau Maria geweihte Kapelle in 
der Wiener Neustädter Burg vergrößern und um das Fronleichnamspatrozinium ergänzen 
lassen sowie eine dort schon vorhandene Kaplansstelle dotiert.16 Die Stiftung war aller-
dings erst nach dem Tode des Herzogs beurkundet worden, und zwar von dessen Bruder, 
Herzog Friedrich IV. von Tirol, der zum Vormund für Ernsts noch unmündige Kinder 
bestellt worden war.17 Friedrichs gleichnamigem Neffen, dem späteren König Fried-
rich III., lag die Stiftung so sehr am Herzen, dass er 1437 gelobte, die für das Seelenheil 
seines Vaters und seiner Vorfahren errichtete Kapelle besser auszustatten. Sein Vater, so 
die Begründung, habe die Kapelle nicht hinreichend dotiert (furgesehen), weshalb der 
Gottesdienst darin nicht als gennczlich und loblich, als er dann den gemaint hat, versehen 
werde. Ausdrücklich betonte Friedrich in der über sein Gelöbnis abgefassten Urkunde, er 
wolle mit der künftigen Aufbesserung der Stiftung dem steyg und weg und dem gueten 
willen und fursacz seines Vaters folgen. Friedrichs Sorge ging so weit, dass er für den Fall 
seines vorzeitigen Todes seinen Bruder Albrecht bat, an seiner statt für die Förderung der 
Kapelle zu sorgen.18 Wohl in Erfüllung seines Versprechens stiftete er 1443 ein Bene-
fizium zum Altar des heiligen Georg, so dass nunmehr zwei Kapläne in der Burgkapelle 
ansässig waren.19 Im Folgejahr übergab er die Kapelle dem Kollegiatstift. Zunächst 
konnte diese Lösung wohl als Ausbau der väterlichen Stiftung gelten, war auf diese Weise 
doch ein ausgesprochen festlicher Gottesdienst in der Burgkapelle gewährleistet. Doch 
der sogleich angekündigte Umzug der Kanoniker musste diese Besserung in der Zukunft 
wieder zunichte machen. Dies umso mehr, als unklar ist, ob die beiden gestifteten Kap-
laneien weiterbestanden oder ob sie mit der Übergabe der Kapelle an das Chorherrenstift 
stillschweigend aufgelöst wurden. 

Nach Ausstellung der Stiftungsurkunde vergingen einige Monate, bis das Kapitel als 
Personengemeinschaft in Erscheinung treten konnte. Zunächst holte der König die kirch-
liche Bestätigung der Stiftung ein. Von einer – nicht überlieferten – Zustimmung des 
zuständigen Diözesans ist auszugehen, denn die Bestätigungsbulle des Basler Konzils 
erwähnt, dass der Salzburger Erzbischof Erlaubnis und Ermächtigung zur Gründung 
gegeben habe.20 Bei der Basler Versammlung hatte der Herrscher indes nicht nur die 
Bestätigung seiner Stiftung eingeholt, sondern auch zusätzliche Privilegien erwirkt, die 

                                                                 
16  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 25; zu den Patrozinien ebd., 43f. 
17  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 1 (07.03.1428). 
18  Jobst, Neustädter Burg (1908), UA, Nr. 4 (31.03.1437). 
19  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 27 mit Anm. 30. 
20  Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 2 (10.10.1444); vgl. dazu ebd., 35f. 
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sich explizit auf das Vorbild der Wiener Gründung Rudolfs IV. bezogen. Dem Propst 
wurde der Gebrauch der Mitra und anderer Pontifikalien gestattet; Propst, Dekan und Ka-
noniker sollten die gleiche Kleidung (almucia et alia ornamenta) tragen wie diejenigen zu 
St. Stephan und die gleichen Ehren und Rechte wie jene genießen. Ausgenommen davon 
blieb die Exemtion von der Amtsgewalt des Salzburger Ordinarius. Dementsprechend 
erklärte die Bulle, der Verfügung des Königs gemäß solle das Kollegiatkapitel ordinario 
iure dem Erzbischof von Salzburg unterstehen. In einer Urkunde vom gleichen Tag ge-
stattete das Konzil auf Bitten des Königs, die für den Gottesdienst im Kollegiatstift 
nötigen Paramente vom Abt des Zisterzienserklosters zu Wiener Neustadt weihen zu las-
sen, so dass das Kapitel in dieser Hinsicht vom Salzburger Erzbischof unabhängig war.21 

Mit der Bulle des Basler Konzils hatte Friedrich III. außerordentliche Privilegien für 
seine Stiftung erlangt. War schon die Liturgie des Kapitels äußerst aufwendig und an 
der einer Kathedralkirche orientiert, so wurden dem nun Rechte zur Seite gestellt, die in 
anderer Weise Ranggleichheit mit einer Bischofskirche suggerieren mussten: prächtige 
Kleidung, Pontifikaliengebrauch und volle geistliche wie weltliche Jurisdiktionsgewalt 
des Propstes über die Kanoniker. Wenn auch die Exemtion vom Salzburger Erzbischof 
ausdrücklich ausgeschlossen worden war, hatte das Kapitel damit eine „ähnlich exemte 
Stellung“ wie das Wiener Vorbild.22 Ohnehin ist angesichts der Vorbildfunktion St. Ste-
phans kaum anzunehmen, dass Friedrich III. selbst an der Exemtion seiner Stiftung 
nicht gelegen war. Eher dürfte er sich darüber im Klaren gewesen sein, dass die Basler 
Versammlung von Bischöfen kaum bereit sein würde, ein Privileg zu erteilen, das die 
Stiftung zur Gänze der bischöflichen Amtsgewalt entzog. Die auffälligen Ähnlichkeiten 
des Wiener wie des Wiener Neustädter Kapitels mit Domkapiteln sollten zweifelsohne 
kompensieren, dass in beiden Residenzstädten Bischofskirchen fehlten. Sehr wahr-
scheinlich ist darüber hinaus, dass Friedrich III. seinem Vorfahren Rudolf auch darin 
folgte, seine Stiftung als Vorstufe einer angestrebten Bistumserrichtung zu konzipieren. 

Bald darauf wurden die ersten Pfründen des Kollegiatkapitels besetzt. Am 21. No-
vember 1444 investierte der Salzburger Erzischof den ersten Propst, Wolfgang Günther, 
der ihm von Friedrich III. präsentiert worden war, und wies den Wiener Neustädter Zis-
terzienserabt an, Günther in die Propstei einzuführen.23 Vier Wochen später präsentierte 
Friedrich III. dem Propst, der jetzt schon den Ratstitel trug, Kleriker auf die Kanoni-
kate: Johann Winkler, Michael Altkind, Andreas Manthaber, Johann Olsdorfer, Pankraz 
Konrad, Wolfgang Weidinger, Nikolaus Thoma und Georg von Puch.24 Merkwürdig am 
Präsentationsschreiben des Königs ist, dass es darin heißt, Friedrich präsentiere die 
genannten Geistlichen auf neun von ihm gestiftete Kanonikate. Auf die Anzahl der prä-
sentierten Priester lässt sich diese Angabe kaum beziehen, waren dies doch lediglich 
acht. Wahrscheinlich war die schon besetzte Pfründe des Propstes hierbei mitgedacht. 
                                                                 
21  Vgl. Urkunden des Neuklosters. Ed. Mayer, Nr. 26. 
22  Grass, Wiener Dom (1968), 42. 
23  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 3. 
24  Vgl .Materialien. Ed. Chmel, Bd. 1, Nr. 50 (21.12.1444). 
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Unbesetzt blieben also das Dekanat und drei Chorherrenpfründen. Hinreichender 
Grund, zunächst nicht alle laut Stiftungsurkunde vorgesehenen Kanonikate zu besetzen, 
konnte die bis dahin unzureichende Dotation des Kollegiatsstifts sein.25  

V.3. Die Geschichte der Stiftung 

V.3.1. Ausbau der Stiftung, Nachjustierung und neue Aufgaben 

Die Dokumente aus den ersten Jahren nach der Begründung des Kollegiatkapitels zeugen 
vom Bemühen Friedrichs III., seine Stiftung zu konsolidieren und weiter zu fördern. Die 
meisten Interventionen des Herrschers richteten sich darauf, dem Kapitel höhere Ein-
künfte zur Verfügung zu stellen, wie er dies schon in der Stiftungsurkunde zugesagt hatte. 
Auf Bitten des Königs inkorporierte Erzbischof Friedrich von Salzburg am 20. Februar 
1445 dem Kollegiatkapitel die vor den Toren Wiener Neustadts gelegene Pfarrkirche 
St. Ulrich.26 Im März 1446 erhielten Propst und Kapitel auf Anordnung Friedrichs III. die 
Einkünfte der Wiener Neustädter Pfarrkirche Unserer Lieben Frau.27 Zwei Monate später 
verlieh der Stifter Propst, Dekan und Chorherren, damit diese ein besseres Auskommen 
hätten und der Gottesdienst gemehrt werde, drei Hallämter zu Aussee, einen Schwaighof 
zu Schluttarn im Ennstal und einen Weingarten am Brunneberg. Er befristete die Ver-
leihung, bis ein Äquivalent an Gülten angewiesen würde.28 1448 begabte er das Kapitel 
auf unbestimmte Zeit mit 60 Fudern Salz aus den Hallämtern zu Gmunden und Aussee.29 
Im gleichen Jahr übergaben ihm Propst und Kapitel die beiden Mühlen, die Friedrich 
ihnen mit der Stiftungsurkunde übereignet hatte. Diese seien baufällig, weshalb sie den 
jährlichen Zins dafür nicht erhalten könnten. Der König wies ihnen im Gegenzug einst-
weilen 38 Pfund Pfennig aus der Maut zu Aussee an.30 Im Folgejahr, 1449, entzog er dem 
Kapitel die 1446 verliehenen Hallämter und wies ihm stattdessen 450 Pfund Pfennige 
jährlicher Gülten an, wiederum aus der Maut zu Aussee und befristet bis zu anderweitiger 
Entschädigung.31 Friedrichs III. Bemühungen um eine bessere Austattung der Kanoniker 
vermitteln das Bild eines durchaus bemühten, in seinen Mitteln aber beschränkten Stifters. 
Mit der Strategie, dem Kapitel über Inkorporationen Einkünfte zu verschaffen, verteilte er 
lediglich Ressourcen um, die er selbst jedenfalls nicht direkt nutzen konnte. Mit ein-
träglichem Besitz an Immobilien hatte er das Kapitel offenbar nicht versehen können, so 

                                                                 
25  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 78; Mayer, Geschichte, Bd. 1,2 (1926), 301. 
26  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nrn. 4; 6. 
27  Vgl. Boeheim, Burg (1834), 20f. (15.03.1446). 
28  Vgl. Regesten Kaiser Friedrichs III., H. 12. Ed. Willich, Nr. 333 (23.05.1446). 
29  Vgl. Zisler, Geistliche Stiftungen (1972), 116. 
30  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 9 (19.09.1448). 
31  Vgl. Regesta chronologico-diplomatica. Ed. Chmel, Nrn. 2551; 2553. 
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dass der Großteil der Einkünfte aus Geldzuweisungen bestand, die auf unbestimmte Zeit 
befristet blieben und das Kapitel in einer latenten Abhängigkeit halten mussten. 

Waren die Schwierigkeiten um die Dotation dem Herrscher wohl von Anfang an 
bewusst gewesen, so musste er bald nach der Begründung des Kollegiatstifts auch ein 
Problem zur Kenntnis nehmen, das er sicher nicht vorausgesehen hatte, betraf es doch 
den Hauptzweck der Stiftung, den feierlichen Gottesdienst. Diesen nämlich verminderte 
der Salzburger Erzbischof mit einer Urkunde vom 2. April 1445: Da Gott nicht mit 
Worten, sondern dem Herzen gepriesen werden solle, sei es besser, wenige Psalmen mit 
reinem Herzen und geistiger Heiterkeit zu singen als den gesamten Psalter mit ängst-
lichem Herzen und Traurigkeit. Gemäß der ersten Stiftung (primaria fundatione) seien 
Propst, Dekan und Kanoniker der Wiener Neustädter Kollegiatkirche verpflichtet, die 
kanonischen Stunden nach dem Breviar der Salzburger Bischofskirche zu halten und 
zudem drei tägliche Messen zu singen. Wegen der Fülle dieser Pflichten könnten sie die 
Stundengebete nicht mit gleichermaßen aufmerksamem wie frommem Geist verrichten. 
Der Erzbischof lockerte deshalb die Vorgaben des Salzburger Breviars in einzeln auf-
geführten Punkten.32 Auf welche Weise der bischöfliche Eingriff in die Verhältnisse der 
Stiftung veranlasst worden war, wird in der Urkunde nicht erwähnt. Wahrscheinlich 
hatte aber Friedrich III. sich selbst beim Erzbischof für das Kapitel verwendet, als sich 
gezeigt hatte, dass die liturgischen Vorgaben der Stiftungsurkunde die Kanoniker über-
forderten. Denn der Herrscher hatte in der gleichen Zeit auch eine andere Verfügung 
des Diözesans für das Kollegiatkapitel erwirkt. Auf Wunsch des Königs hatte Erz-
bischof Friedrich am 19. Februar 1445 angeordnet, dass die Kanoniker beim Gottes-
dienst in Advent und Fastenzeit über dem Rochett schwarze wollene Gugeln tragen 
sollten. Am 2. April wiederholte er diese Anordnung, dehnte sie auf die Quatembertage 
aus und ergänzte, dass Propst und Dekan bei diesen Gelegenheiten auch ihre Schulter-
umhänge (almucia) tragen dürften.33 Friedrich III. hatte damit zum zweiten Mal 
Einfluss auf die Kleidung der Kanoniker genommen. Dass er diesem Aspekt besondere 
Aufmerksamkeit schenkte, lässt sich auch bei anderen Stiftungen des Herrschers 
beobachten, so etwa bei den ebenfalls in Wiener Neustadt ansässigen Zisterziensern, für 
die er bei Papst Eugen IV. erwirkt hatte, in Abweichung von der Ordenstracht braune 
oder schwarze Gewänder und darüber goldene Kreuze tragen zu dürfen.34 Im Fall des 
Kollegiatkapitels korrespondieren die Privilegien über die Kleidung, neben dem Recht 
des Propstes, sich der Pontifikalien zu bedienen, deutlich mit dem Stiftungszweck. Dem 
auch nach den Einschränkungen des Salzburger Erzbischofs noch immer sehr auf-
wendigen Chordienst der Kanoniker, der dem einer Bischofskirche vergleichbar war, 
entsprach zum einen, wenn der Propst sich beim Gottesdienst der Bischofsinsignien 
bediente, zum anderen die prächtige Kleidung der Kanoniker, die nach dem Wiener 
                                                                 
32  Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 5. 
33  Fasching, Chorherrenstifte (1966), 68 mit Anm. 52; vgl. Chmel, Habsburgische Exkurse (1852), 

102, Anm. 1. 
34  Vgl. Urkunden des Neuklosters. Ed. Mayer, Nr. 29 (05.02.1445). 
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Vorbild kardinalsähnlich gestaltet war.35 Die Dignität der Stiftung wurde auf diese Wei-
se augenfällig gemacht. Die Vorschriften über die Kleidung in Advent und Fastenzeit 
und an den Quatembertagen sollten hingegen wohl die besondere Stimmung zum Aus-
druck bringen und verstärken, die für diese Zeiten oder Tage als angemessen galten.36 

Auch die besondere Bindung der Chorherren an die habsburgische Dynastie wollte 
Friedrich III. sichtbar gemacht wissen. 1446 wiederholte er das Recht der Kanoniker, 
mit rotem Wachs zu siegeln, und verlieh dem Stift ein Wappen, das Propst und Kapitel 
in Siegeln, Signeten und Zeichen verwenden sollten. Dieses stellte den Schild des 
Hauses Österreich mit Adler und Infel dar.37 Das von Friedrich verliehene Stiftswappen 
findet sich denn auch im Siegel der Pröpste, ebenso wie die Devise des Herrschers 
„AEIOU“, mit der er zahlreiche Bauwerke und andere Objekte versehen ließ.38 

Die herrscherlichen Bemühungen, die mit der Stiftung verbundenen Probleme zu lösen 
und dem Kapitel weitere Förderung angedeihen zu lassen, waren nicht erfolglos 
geblieben. Jedenfalls der Stifter selbst hielt das Kapitel bald für leistungsfähig genug, um 
es mit weiteren Aufgaben zu betrauen. Am 24. August 1448 verpflichteten sich Propst 
und Kapitel, sich um eine besondere Ausgestaltung der Versehgänge zu den Kranken zu 
kümmern. Friedrich III. hatte dem Kapitel dafür vier Pfund Pfennige jährlich aus den 
landesfürstlichen Ämtern zu Wiener Neustadt angewiesen. Jedesmal, wenn man mit 
gotzleichnam zu den Kranken gehe, sollten vier mit Chorröcken und Gugeln bekleidete 
Knaben mit brennenden Kerzen und Gesang vorangehen, so wie dies in der Pfarrkirche 
Unserer Lieben Frau üblich sei. Die Kanoniker versprachen, dafür zu sorgen, solange 
ihnen das angewiesene Geld gezahlt werde.39 Mit der Verpflichtung, künftig für die 
festgelegte Gestaltung der Versehgänge zu sorgen, nahm Friedrich III. die Wiener 
Neustädter Chorherren für eine Aufgabe in Anspruch, die ihm persönlich besonders 
wichtig war. Schon seit 1441 hatte er an anderen Orten analoge Regelungen vereinbart.40 
Das Bedürfnis nach feierlicher, prozessionsartiger Gestaltung der Versehgänge war im 
späten Mittelalter zusehends gewachsen, synodale Vorschriften und Stiftungen zu diesem 
Zweck keine Seltenheit.41 Trotzdem bleibt Friedrichs III. intensive Aufmerksamkeit für 
den seelsorgerischen Vorgang auffällig. Dass er sich dabei an ihm vertrauten Mustern 
orientierte, belegt der Hinweis im Revers des Wiener Neustädter Kapitels, sich an die 
Gebräuche der Pfarrkirche Unserer Lieben Frau halten zu wollen, wo schon seit 1392 eine 

                                                                 
35  Vgl. Zschokke, Geschichte (1895), 47. 
36  Vgl. Chmel, Habsburgische Exkurse (1852), 102, Anm. 1. 
37  Vgl. Kaiserurkunden. Ed. Sybel / Sickel, Textbd., 493f. (15.02.1446); Fasching, Chorherrenstifte 

(1966), UA, Nr. 7; Abbildung in: Kaiserurkunden. Ed. Sybel / Sickel, Lfg. 9, Tafel 14. 
38  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 63f. 
39  Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 8. 
40  Zu St. Veit vgl.: Regesten Kaiser Friedrichs III., H. 12. Ed. Willich, Nr. 96; zu Wien: Schlager, 

Wiener Skizzen (1839), UA, Nr. 4; zu Graz und Laibach: Zisler, Geistliche Stiftungen (1972), 
UA, Nrn. 9; 13. 

41  Vgl. Browe, Sterbekommunion (1936), 32−54. 
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Versehgangsstiftung bestand.42 Möglicherweise waren sogar die dort üblichen Formen 
das gemeinsame Vorbild, auf das Friedrichs Versehgangsstiftungen zurückgingen. 

Während die Versehgangsstiftung Friedrichs III. von 1448 kaum auf weitere Unter-
stützung der Chorherren zielte, sondern diese als Stiftungsbeauftragte in Anspruch 
nahm, so bemühte sich der Herrscher doch weiter auch um Begünstigung des Kapitels. 
Bei seinem Aufenthalt in Rom im Jahre 1452 erwirkte er bei Papst Nikolaus V. die 
Erlaubnis für Propst und Kapitel, das officium matutinale, das sie bisher um Mitternacht 
abgehalten hatten, künftig am Tag zu halten.43 Außerdem gestattete der Papst auf Bitten 
des Kaisers dem Prior des Zisterzienserklosters und dem Dekan an der Kollegiatkirche 
in Wiener Neustadt den Gebrauch der Pontifikalinsignien innerhalb der Kirche und 
dann, wenn der Kaiser es wünsche.44 Ebenfalls durch Friedrich III. vermittelt war sicher 
ein päpstliches Schreiben, das der Beilegung von Rangstreitigkeiten zwischen dem 
Zisterzienserabt und dem Propst des Kollegiatstifts gewidmet war.45 1455 verwendete 
sich der Kaiser bei Papst Kalixt III. für den Propst des Kollegiatstifts Wolfgang Gün-
ther. Er bat, dass der Propst, dem er die Wiener Neustädter Pfarrkirche Unserer Lieben 
Frau zur Leitung übergeben hatte, diese neben der Propstei und der Pfarre Hartberg als 
Kommende behalten dürfe. Die Bitte wurde positiv beschieden.46 Die Supplik an den 
Papst ist ein weiteres Beispiel dafür, dass Friedrich, diesmal über das Mittel der Pfrün-
denhäufung, die Einkünfte anderer Kirchen für seine Stiftung nutzbar machte. 

Schon 1454 hatte der Kaiser für die Erweiterung des Gottesdienstes an der Burg-
kapelle, der Kollegiatkirche des Kapitels, gesorgt. Zum Lobe Gottes und zum Seelenheil 
seiner selbst, seiner Vorfahren und Nachkommen wie auch aller Gläubigen hatte er eine 
ewige Messe gestiftet, die alle tag nach allem singen durch einen Kaplan gehalten werden 
sollte. Propst Wolfgang und seine Nachfolger sollten für den Unterhalt des Kaplans 
aufkommen und dafür jährlich 24 Pfund Pfennig aus dem Ertrag des Ungelts zu Wiener 
Neustadt erhalten. Leider ist die Messstiftung nur aus einem Schreiben Friedrichs III. an 
seinen Ungelter in Wiener Neustadt bekannt.47 Ob der Herrscher genauere Vorgaben für 
die Messe gemacht hatte, bleibt deshalb ungewiss. Auch über seine Gründe für die 
Stiftung einer eigenen Kaplanei lassen sich nur Vermutungen anstellen. Möglicherweise 
hat man darin eine flankierende Maßnahme zum geplanten Umzug des Kapitels zu sehen, 
den Friedrich schon in der Stiftungsurkunde angekündigt hatte. Die Übersiedlung der Ka-
noniker an eine andere Kirche musste für den Gottesdienst in der Burgkapelle gravierende 
Folgen haben. Nimmt man das Gelöbnis Friedrichs von 1437, gemäß dem Willen seines 
Vaters für den festlichen Gottesdienst in der Kapelle zu sorgen, als dauerhaft 
verpflichtend ernst, so ließe sich die Stiftung von 1454 als ein Versuch auffassen, dies für 

                                                                 
42  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 51, Anm. 70. 
43  Regesta chronologico-diplomatica. Ed. Chmel, Nr. 2847 (28.04.1452). 
44  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 12 (30.04.1452). 
45  Vgl. Urkunden des Neuklosters. Ed. Mayer, Nr. 69; Fasching, Chorherrenstifte (1966), 130f. 
46  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 72. 
47  Jobst, Neustädter Burg (1908), UA, Nr. 8 (25.11.1454). 
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die Zukunft abzusichern. Eine solche Motivation anzunehmen, ist umso plausibler, als der 
Kaiser 1459 tatsächlich konkrete Bemühungen unternahm, das Kollegiatkapitel umzu-
siedeln. Doch schon wesentlich früher dürften ihn entsprechende Pläne beschäftigt haben. 

V.3.2. Alte Probleme, neue Pläne und eine radikale Lösung 

1452, im Jahr seines ersten Romzuges, hatte Friedrich III. beim Papst die Erlaubnis zur 
Gründung eines Konvents von Augustinerchorherren in Wiener Neustadt eingeholt. 
Doch war er erst 1459 in der Lage, die Stiftung ins Leben zu rufen. Offensichtlich hatte 
der Herrscher zu diesem Zeitpunkt klare Vorstellungen davon, wie er die neue Stiftung 
mit der schon bestehenden des weltlichen Kollegiatsstifts möglichst gut abstimmen 
konnte. Den Augustinerchorherren wurde die eben fertiggestellte, der Jungfrau Maria 
geweite Kirche ‚ob dem Tor‘ in der Wiener Neustädter Burg übergeben. Für den Hof-
gottesdienst war damit gesorgt, das Stift der weltlichen Chorherren an der Burg ent-
behrlich geworden. Diese sollten nach dem Willen des Kaisers an die Pfarrkirche 
Unserer Lieben Frau umziehen, sicher im Hinblick auf eine mögliche Bistumsgründung 
in der Zukunft. Denn die dem Kapitel inkorporierte Kirche St. Ulrich vor den Mauern 
Wiener Neustadts war als Kathedralkirche gewiss weniger geeignet. Weil Friedrich III. 
auch für die Dotation der neuen Stiftung auf die Möglichkeit zurückgreifen wollte oder 
musste, bestehende Einkünfte anderer Kirchen nutzbar zu machen, bat er die weltlichen 
Chorherren um den Verzicht auf St. Ulrich. Zum Ausgleich sollte das Kollegiatsstift die 
Liebfrauenpfarrkirche erhalten, St. Ulrich indessen an die Augustinerchorherren gehen. 
Propst und Kapitel erklärten sich zum Tausch bereit.48 Zwei Monate später inkorpo-
rierte auf Bitten des Kaisers der päpstliche Legat Kardinal Johann Caravajal die Pfarr-
kirche Unserer Lieben Frau dem Chorherrenstift, erhob sie zu einer Kollegiatkirche und 
übertrug das Kapitel in der Burg dorthin.49 Von Friedrich III. gebeten, bestätigte bald 
darauf Papst Pius II. beide Stiftungen des Kaisers in Wiener Neustadt, die ältere des 
weltlichen Kollegiatstifts und die jüngere des Augustinerchorherrenstifts. Die päpstliche 
Bulle wiederholte die Bestimmungen über die Inkorporation der Liebfrauenkirche in 
das weltliche Kollegiatkapitel, deren Erhebung zur Kollegiatkirche und die Umsiedlung 
der Chorherren und vermerkte, das Kapitel habe dem Tausch St. Ulrichs gegen die 
Liebfrauenkirche zugestimmt.50 Doch die Pläne des kaiserlichen Stifters wurden nicht 
umgesetzt. Die Pfarrkirche Unserer Lieben Frau wurde zwar dem Kapitel inkorporiert, 
jedoch nie Kollegiatkirche. Die weltlichen Chorherren blieben in der Burg.51 

                                                                 
48  Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 15 (05.04.1459). 
49  Vgl. Boeheim, Chronik (1863), 208, Anm. 11 (13.06.1459). 
50  Vgl. Materialien. Ed. Chmel, Bd. 2, Nr. 152 (20.12.1459); Fasching, Chorherrenstifte (1966), 

UA, Nr. 17a; korrigierte Fassung vom 07.02.1461: ebd., UA, Nr. 17b; vgl. dazu ebd., 46. 
51  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 113−116 mit zahlreichen Belegen. 
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Gründe für das Scheitern der Konzeption von 1459 werden in den verfügbaren 
Quellen nicht genannt. Ohnehin liegt die weitere Geschichte des Kapitels weitgehend 
im Dunkeln, insbesondere das Verhältnis zum Stifter. In gutem Einvernehmen stand 
Friedrich III. mit dem zweiten Propst des Kollegiatstifts, Michael Altkind, der seit der 
Begründung dem Kapitel als Kanoniker angehört hatte, und nach dem Tod Wolfgang 
Günthers im Jahr 1463 dessen Amt übernahm. 1464 besserte Friedrich die Einkünfte 
der Propstei auf und wies seinen Amtmann zu Gmunden an, dem Propst und dessen 
Nachfolgern aus dem Salzsieden zu Gmunden und an der Hallstadt bis auf Widerruf 
jährlich 30 Fuder Salz mautfrei auszuliefern.52 Im Jahr darauf präsentierte Friedrich III. 
Michael Altkind dem Papst auf das Bistum Petena. Der Kaiser verwendete sich beim 
Papst jedoch auch dafür, dass Altkind nach seiner Ernennung zum Bischof im Besitz 
der Wiener Neustädter Propstei bleiben konnte.53 Bis zu seinem Tod war Michael 
Altkind häufig im Dienste des Kaisers tätig.54 Auch für das Kapitel setzte Friedrich sich 
noch ein. 1466 befahl er seinem Verweser zu Aussee, den canonicis secularibus zu 
Neustadt in der burgkch 18 Pfund Pfennig auszuzahlen, wegen ettwas gotzdinst, so er 
denselben khorherrn auszerichten bepholhen hatte.55 Gänzlich anders jedoch – wie ein 
scharfer Angriff auf das Kollegiatstift – liest sich ein Schreiben Papst Pauls II. vom 
21. Januar 1469. Auf Bitten des Kaisers beauftragte der Papst den Zisterzienserabt in 
Wiener Neustadt, Propst, Dekan und Kapitel des weltlichen Kollegiatstifts in der Burg 
anzuhalten, ihre Verpflichtungen genauer zu erfüllen, die sie zum nicht geringen Ärger 
des Kaisers vernachlässigen würden. Der Abt solle zunächst ermahnend, dann mit 
kirchlichen Zensuren einschreiten und Propst, Dekan und Kapitel von ihren Präbenden 
entfernen. Des Kaisers Recht, diese Stellen neu zu besetzen, solle davon unberührt 
bleiben.56 Zusätzliches Gewicht erhält die päpstliche Anordnung durch eine Bulle, die 
Paul II. ebenfalls auf Intervention des Kaisers hin drei Tage zuvor hatte ausfertigen 
lassen, die Bistumserrichtungsbulle für Wiener Neustadt.57 Das Kollegiatkapitel wird 
darin mit keiner Silbe erwähnt, und gerade das ist ein starkes Indiz dafür, dass 
Friedrich III. mit seiner Stiftung weitgehend gebrochen hatte. Solche Aussagekraft 
gewinnt die Bulle jedoch erst durch den Vergleich mit der am selben Tag von Paul II. 
verfügten Gründung des Wiener Bistums. Das bei St. Stephan in Wien ansässige Kol-
legiatkapitel wurde dabei zum Domkapitel, St. Stephan zur Kathedrale erhoben.58 Die 
Wiener Stiftung Rudolfs IV. war Vorbild für Friedrichs III. eigene Gründung in Wiener 

                                                                 
52  Vgl. Urkunden-Auszüge. Ed. Birk, Nr. 748 (16.05.1464). 
53  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 27; vgl. dazu ebd., 73. 
54  Vgl. Gerhartl, Michael Altkind (1964), 71f.; Heinig, Kaiser Friedrich III. (1997), 465. 
55  Regesta chronologico-diplomatica. Ed. Chmel, Nr. 4766. 
56  Vgl. Jobst, Neustädter Burg (1908), UA, Nr. 15 (21.01.1469); Urkunden des Neuklosters. 

Ed. Mayer, Nr. 116 (dort versehentlich auf 1468 datiert, da der in der päpstlichen Kanzlei übliche 
Annuntiationsstil nicht beachtet wurde). 

57  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), UA, Nr. 30 (18.01.1469). 
58  Vgl. Grass, Wiener Dom (1968), 31−33. 
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Neustadt gewesen. Warum wählte der Kaiser für Wiener Neustadt nicht denselben Weg 
und ließ den Papst das dort ansässige Kollegiatkapitel zum Domkapitel umwandeln? 
Die Antwort scheint zunächst auf der Hand zu liegen, formulierte doch das päpstliche 
Schreiben an den Zisterzienserabt von Wiener Neustadt, dass der Herrscher mit seiner 
Stiftung unzufrieden war. Doch gab dasselbe Schreiben auch die Möglichkeit frei, die 
beklagten Zustände zu bessern, im äußersten Fall über einen radikalen personellen 
Austausch. Die Erhebung zum Domkapitel hätte dem nicht im Wege gestanden. Dass 
die beiden das Kollegiatkapitel und das Bistum von Wiener Neustadt betreffenden 
päpstlichen Schreiben sich nicht einfach gegenseitig erhellen, wird noch deutlicher 
durch die in der Bistumserrichtungsbulle verfügte Erhebung der Pfarrkirche Unserer 
Lieben Frau zur Kathedrale. Wie sich diese Verfügung dazu verhalten sollte, dass die 
Kirche dem Kollegiatstift inkorporiert war, klärte die Bulle nicht. Ebenso wenig regelte 
sie die Dotation des Bistums, sondern bestimmte lediglich, diese sei nach der Errich-
tung vom Kaiser zuzuweisen. 

Das Kollegiatkapitel war mit der Bistumserrichtung nicht an das früher vom Stifter 
anvisierte Ziel gekommen, sondern stand unmittelbar vor seinem Untergang. Der Kaiser 
ließ es in den folgenden Jahren wohl gezielt aussterben.59 Lediglich das Dekanat wurde 
1473 neu besetzt, und zwar mit Peter Engelprecht, dem früheren Lehrer des Königs-
sohns Maximilian. Wahrscheinlich erhielt Engelprecht die Pfründe jedoch nur zu Ver-
sorgungszwecken. 1477 wurde er erster Bischof von Wiener Neustadt, blieb aber weiter 
auch Dekan des Kollegiatstifts.60 Ein Domkapitel stand ihm offenbar nicht zur Ver-
fügung.61 1478 muss das Chorherrenstift noch in irgendeiner Form bestanden haben, 
denn der Kaiser wies seine Verweser in Aussee an, dem Wiener Neustädter Bischof und 
dem Kapitel in der Burg die schuldigen Ausstände zu zahlen.62 Letztmalig erwähnt 
wurde das Kapitel beim Tode eines Chorherrn im Jahr 1479.63 Wenig später hatte das 
Kollegiatstift aufgehört zu existieren. Schon 1483 befand sich die Kollegiatkirche, die 
Burgkapelle, im Besitz einer anderen kaiserlichen Stiftung, des St. Georgsordens. 1491 
erhielt der Georgsorden weitere Teile der früheren Dotation des Kollegiatstifts, darunter 
das Schloss Grimmenstein, quod animam fundationis olim pro canonicis secularibus 
factae constituerat.64 

Die Kürze des Zeitraums, in dem das Kapitel beseitigt wurde, legt nahe, dass der 
Kaiser die Entscheidung zur Auflösung des Stifts schon sehr früh getroffen haben muss. 
Von der Möglichkeit, die 1469 gerügten Zustände im Stift über die Neubesetzung der 
einzelnen Pfründen zu bessern, hatte er – abgesehen vom Wechsel im Dekanat – keinerlei 
Gebrauch gemacht. Das vom Papst erbetene Schreiben an den Zisterzienserabt von 

                                                                 
59  Vgl. die Liste der Kanoniker bei Fasching, Chorherrenstifte (1966), 175. 
60  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 175. 
61  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 134 mit Anm. 39. 
62  Vgl. Urkundliches. Ed. Chmel, Nrn. 94; 97. 
63  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 80. 
64  Fasching, Chorherrenstifte (1966), 57f. mit Anm. 128 u.129. 
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Wiener Neustadt gerät damit selbst ins Zwielicht. Sollte es die Beseitigung von Miss-
ständen in der Pflichterfüllung des Kapitels befördern oder die Beseitigung des Kapitels 
selbst? Das abrupte Ende der kaiserlichen Stiftung deutet eher auf die zweite Möglichkeit. 
In der Konsequenz dieser Erwägung liegt, daran zu zweifeln, dass die Chor-herren ihre 
Pflichten tatsächlich gravierend vernachlässigt hatten. In jedem Fall scheint die Entschei-
dung, das Kapitel aufzulösen, in wenigstens gleichem Maße mit der Tatsache zusammen-
zuhängen, dass die geplante Überführung in ein Domkapitel hinfällig geworden war. 
Kaum bezweifelbar ist hingegen, dass Friedrich III. für das neubegründete Bistum auch 
ein Domkapitel bereitstellen wollte. Die geschilderten Vorgänge bleiben deshalb unerklär-
lich, sucht man sie allein aus dem Willen des Stifters heraus zu verstehen. Ein Wechsel 
auf die Perspektive der gestifteten Gemeinschaft scheint angebracht. 

V.3.3. Silentium: die missachtete Gemeinschaft 

Überschaut man die Geschichte des Kollegiatkapitels, scheint der fehlgeschlagene Ver-
such von 1459, die Stiftung in die Pfarrkirche Unserer Lieben Frau umzusiedeln, zen-
trale Bedeutung zu haben. Wie mochte sich der mit dem Umzug der Kanoniker geplante 
Funktionswechsel für die Gemeinschaft ausnehmen? Die Chorherren hatten bis dahin 
die Rolle von Hofgeistlichen innegehabt. Jahrelang hatten sie den Neubau der Kirche 
‚ob dem Tor‘ über dem Eingang der Burg miterlebt und wohl die Hoffnung gehegt, hier 
ihre künftige Wirkungsstätte zu finden. Doch 1459 sollten sie nicht lediglich das Burg-
gelände verlassen, sondern auch aus ihrer Position als Residenzkapitel weichen, war 
diese doch dem neubegründeten Konvent regulierter Chorherren zugedacht. Möglicher-
weise erschien die Aussicht, zum Domkapitel erhoben zu werden, den Kanonikern kein 
Ausgleich für diesen Positionsverlust. Stützen lässt sich diese Vermutung wiederum 
durch den Vergleich mit Wien. Die Chorherren bei St. Stephan leisteten gegen die Er-
hebung zum Domkapitel zwar keinerlei Widerstand, doch waren sie auch weniger 
bedroht, ihre Funktion als ‚fürstlicher Dom‘ zu verlieren. Auch als Kathedralkirche fiel 
diese Aufgabe noch St. Stephan zu. Als sich später die Verhältnisse änderten, achteten 
die Wiener Kanoniker sehr darauf, wenigstens theoretisch weiter den Anspruch zu be-
haupten, sie würden die capella regia Austriaca darstellen. Denn aus ihrer ursprüng-
lichen Rolle als Hofgeistlichkeit speiste sich eins der wichtigsten Privilegien der 
Gemeinschaft, die Exemtion von der bischöflichen Amtsgewalt, die das Wiener Dom-
kapitel jahrhundertelang verteidigen konnte. Dem Wiener Neustädter Kollegiatkapitel 
dürfte seine Funktion als Residenzkapitel umso wichtiger gewesen sein, als es nicht 
über das Privileg der Exemtion verfügte. 

Folgt man diesem Gedankengang, so ergibt sich, dass die Erhebung des Wiener 
Neustädter Kollegiatkapitels zum Domkapitel nicht am Stifter, sondern an der gestif-
teten Gemeinschaft scheiterte. Die Annahme, das Kapitel habe den Plänen des Stifters 
Widerstand entgegengesetzt, würde auch die ungewöhnliche Tatsache verständlicher 
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machen, dass Friedrich III. die Stiftung schließlich aussterben ließ und die Dotation für 
eine andere Stiftung verwendete. Der Fall des Wiener Neustädter Kollegiatkapitels wäre 
nicht der einzige, in dem der Kaiser bei seinen Stiftungen auf Interessen stieß, die 
seinen Vorstellungen zuwiderliefen. 1478 hatte er das Bistum von Wiener Neustadt mit 
dem Georgsorden vereinigen wollen. Dem verweigerte sich jedoch Bischof Peter. Nach 
dessen Tod im Jahr 1491 leitete er die Union von Bistum, Augustinerchorherrenstift 
und Georgsorden in die Wege. Doch Bischof und Chorherren waren letztlich nicht 
bereit, den Habit des Ritterordens zu übernehmen. Erneut scheiterten die Pläne des 
Kaisers.65 Offensichtlich tat der Herrscher sich schwer, anzuerkennen, dass er mit 
seinen Stiftungen Gemeinschaften begründete, die eigene Interessen und Selbstbilder 
entwickelten. 

V.4. Resümee 

Bald nach Erlangung der Königswürde stiftete Friedrich III. in seiner bevorzugten Resi-
denzstadt Wiener Neustadt ein Kollegiatkapitel weltlicher Chorherren. Am Vorbild der 
Wiener Kapitelstiftung seines Vorfahren Rudolfs IV. orientiert, hatte die Stiftung 
demonstrativen Charakter, zielte auf Ranggleicheit mit einer Bischofskirche und war 
wohl schon bei der Gründung als Vorstufe eines künftigen Domkapitels angelegt. 

In den Jahren nach dem Stiftungssakt suchte Friedrich III. die Stiftung auszubauen. 
Er vermehrte die Einkünfte der Kanoniker durch Inkorporationen, die Erlaubnis zur 
Pfründenhäufung für den Propst und vorläufige Anweisungen aus den landesherrlichen 
Hallämtern. Zudem verschaffte er nicht nur dem Propst, sondern auch dem Dekan das 
Recht, sich der Bischofsinsignien zu bedienen. Trotzdem gab es in der Geschichte der 
Stiftung Probleme, die Vorstellungen des Stifters umzusetzen. So wurde für die aus-
reichende Dotierung der Stiftung letztlich keine endgültige Lösung gefunden. Zudem 
mussten die umfangreichen Vorgaben des Stifters über die liturgischen Verpflichtungen 
der Kanoniker bald eingeschränkt werden. Als besonders folgenschwer erwies sich je-
doch, dass der Stifter bei der Begründung des Kapitels über keine Kirche verfügt hatte, 
die ihm als dauerhafter Sitz der Chorherren geeignet schien. Die dem Kapitel als Kolle-
giatkirche zugewiesene Fronleichnams- bzw. Marienkapelle in der Wiener Neustädter 
Burg war nur als provisorischer Sitz der Stiftung gedacht. 

Wohl in Hinblick auf die künftige Bistumsbegründung unternahm der Herrscher 
1459 den Versuch, dem Kapitel eine neue Kollegiatkirche zuzuweisen. Doch der Plan 
wurde nicht durchgeführt. Auch als Friedrich III. 1469 die Gründung der Bistümer 
Wien und Wiener Neustadt erreichte, wurde weder der Umzug des Kapitels noch seine 
Erhebung zum Domkapitel in Angriff genommen. Besonders der Vergleich mit dem 
Wiener Kollegiatkapitel, das für Friedrichs Stiftung Vorbildcharakter gehabt hatte und 
                                                                 
65  Vgl. Fasching, Chorherrenstifte (1966), 135f. u. 144−146. 
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nun zum Kathedralkapitel erhoben wurde, läßt die Geschichte des Wiener Neustädter 
Kapitels schwer verständlich erscheinen. Eine plausible Erklärung scheint sich nur zu 
bieten, wenn man von einer nur auf die Vorstellungen des Stifters ausgerichteten Sicht-
weise abgeht und stattdessen nach den Interessen der gestifteten Gemeinschaft fragt. So 
ist gut möglich, dass die Kanoniker sich gegen die Translation und die Umwandlung in 
ein Domkapitel stellten, weil sie damit ihren Status als Hofgeistliche zu verlieren droh-
ten, die sie mit der Ansiedlung an der Burgkapelle übernommen hatten. So wäre auch 
nachvollziehbar, warum Friedrich III. sich gänzlich von seiner Stiftung abwandte und 
das Kapitel bis etwa 1480 aussterben ließ. 





 

VI. Der Fall Andernach: Priesterpfründe 
und Gefallenenjahrtag 

VI.1. Historischer Kontext 

Kaiser Friedrichs III. Stiftung in Andernach ergab sich aus der verlustreichen Beteili-
gung der Stadt am sogenannten Neusser Krieg, zu dem sich die 1473 ausgebrochene 
Kölner Stiftsfehde ausgeweitet hatte. In diesem Jahr hatte sich das Kölner Domkapitel 
von Erzbischof Ruprecht losgesagt und den Domkanoniker Landgraf Hermann von 
Hessen zum Stiftsadministrator gewählt. Ihm huldigte wie die meisten Landstände auch 
die Stadt Andernach. Während Hermann sich mit Stiftstruppen in der Festung Neuss 
verschanzte, gelang es Erzbischof Ruprecht, Herzog Karl den Kühnen von Burgund für 
sich zu gewinnen und ihn zum ‚Schirmherrn‘ des Erzstifts zu ernennen. Für Karl den 
Kühnen lag nahe, diese Rolle dazu zu nutzen, das gesamte Kölner Erzstift Burgund 
einzuverleiben. Um Unterstützung gebeten, rief Friedrich III. deshalb den Reichskrieg 
aus und sammelte ein Heer zwischen Koblenz und Andernach. Am 29. Dezember 1474 
traf er in Andernach ein und blieb dort bis zum 10. März 1475. 

Bevor das Reichsheer zum Entsatz der Festung Neuss vorrücken konnte, war es nötig, 
die auf dem Weg dahin liegende Stadt Linz, die Hermann von Hessen die Huldigung 
verweigert hatte, und einige umliegende Ortschaften einzunehmen. Zu diesem Zweck 
erhielt ein Aufgebot von Andernacher Bürgern den Auftrag, auf der Linz gegenüber 
liegenden Rheinseite ein Bollwerk zu errichten und besetzt zu halten. Dieses wurde am 
16. Februar 1475, dem Tag der heiligen Juliane, von burgundischen Truppen gestürmt. 
Fast die gesamte Besatzung ließ dabei das Leben. Zeitgenössische Zeugnisse sprechen 
von 60 bis 150 Gefallenen. Einige dieser Berichte schreiben die Schuld an der Niederlage 
und am Tod der Besatzung vor allem dem Kaiser zu, der von der Bedrohung gewusst, 
aber nichts dagegen unternommen habe.1 

Friedrich III. suchte die Andernacher zu entschädigen. Ein Teil der Wiedergutma-
chung bestand darin, dass er den Rheinzoll, der 1366 wegen Streitigkeiten zwischen der 
Stadt und ihrem Landesherrn nach Linz verlegt worden war, nach Andernach zurück-
verlegen ließ. Gewiss hatte er dies mit Hermann von Hessen abgestimmt, denn seit dem 
                                                                 
1  Vgl. Huiskes, Man mangelt (1994); zum historischen Kontext ebd., 56–58; zu den zeitgenössischen 

Berichten ebd., 69–92; zur Beschuldigung des Kaisers ebd., 71; 89. 
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12. Jahrhundert war kraft einer königlichen Schenkung der Kölner Erzbischof Besitzer 
des Zolls und des Ortes Andernach, und auch das Recht zur Verlegung des Zolls war 
dem Kölner Erzbischof durch eine Kaiserurkunde von 1355 verbrieft.2 Vor allem 
jedoch hatte Hermann von Hessen selbst im September 1473 den Andernachern für 
deren Unterstützung in der Kölner Stiftsfehde die Rückverlegung des Zolls verspro-
chen, sobald es gelänge, die Stadt Linz zu erobern.3 Sicher war Friedrich III. seitens der 
Stadt an dieses Versprechen erinnert worden. 

VI.2. Die Stiftung: 1475 

In der Urkunde Friedrichs III. über Zoll und Stiftung vom 2. März 1475 wird eine 
Anregung des Rechtsakts durch die Stadt ebensowenig erwähnt wie eine Vermittlung 
des Kölner Stiftsadministrators Hermann von Hessen. Zur Begründung des Gnaden-
erweises heißt es dort, dass sich Ritterschaft, Schöffen, Bürgermeister, Rat und ganze 
Gemeinde der Stadt Andernach in den kriegsleuffen, darinn wir diser zeit gegen dem 
hertzogen von Burgondi beladen sein, mit getrewer darstreckong yrer leib und gutz by 
uns und dem heilgen reich hallten und yr ettwevill [etliche von ihnen] daruber ir blut 
vergossen und ir leben verloren haben. In Anbetracht dieser Treue verlege Friedrich mit 
dem Rat seiner und des Reichs Kurfürsten, Fürsten, Grafen, Herren, Ritter und Knechte 
den Zoll, der bisher in der Stadt Linz erhoben worden sei, die sich jetzt gegen ihn und 
das Reich ungehorsam und als Feind verhalten würde, nach Andernach. Diesen Zoll 
erhöhe er um einen Turnosen von jedem Zollfuder Wein und allen anderen nach Ander-
nach gebrachten Handelsgütern und verfüge, dass auf ewige Zeiten alle Kaufleute und 
Personen, die den Rhein mit Wein oder anderem Handelsgut zu Lande oder zu Wasser 
auf- und abfahren würden, nicht mehr in Linz, sondern in Andernach anlegen und dem 
dortigen Zöllner den Zoll samt dem erwähnten Turnosen reichen sollten. Der Zöllner 
solle von Ritterschaft, Schöffen, Bürgermeistern und Rat eingesetzt und vereidigt wer-
den. Wenn aber doch, was nicht geschehen möge, der Zoll nicht in Andernach bleibe, 
so sollten die Zulandungen dort bleiben und der Turnos entrichtet werden. 

Damit auch Gott gelobt und die armen Seelen derer, die im Dienst für Kaiser und 
Reich ihr Leben gelassen hätten, nicht vergessen würden und Gott um ihr Heil gebeten 
werde, habe Kaiser Friedrich in der Pfarrkirche Unserer Lieben Frau zu Andernach eine 
ewige Messe gestiftet und in beschriebener Weise geordnet: Ritterschaft, Schöffen, 
Bürgermeister, Rat und Gemeinde sollten, wo es ihnen am bequemsten und besten 
erscheine, einen neuen Altar errichten und den Heiligen Petrus, Georg, Quirin, Kastor, 

                                                                 
2  Vgl. UB Geschichte des Niederrheins. Ed. Lacomblet, Nr. 546; Gilles, Andernacher Rheinzoll 

(1994), 41; Span, Studien (1909), 6; 12f. 
3  Vgl. Cod. dipl. Rheno-Mosellanus. Ed. Günther, Nr. 335; Gilles, Andernacher Rheinzoll (1994), 

48; Span, Studien (1909), 14. 
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Florin und Viktor weihen lassen, mit Ornaten und Kelchen versehen und einen from-
men Priester bestellen, dem sie eine angemessene Behausung und zu jedem Quatember 
zehn gute Oberländische Rheinische Gulden in Gold aus dem erwähnten Turnosen 
geben sollten. Derselbe Priester solle verpflichtet sein, an drei Tagen der Woche, die 
ihm am besten geeignet scheinen würden, Messe zu lesen und jährlich am Julianentag 
(16. Februar) auf seine eigenen Kosten eine Jahrzeit halten mit 30 Messen, Vigilien, 
Kommendation und dem, was sonst zu einer rechten Jahrzeit gehöre. Dabei anwesend 
hätten die Bürgermeister zu sein oder wenigstens einer von ihnen, wie auch der Rat von 
Andernach oder so viele Ratsherren, wie verfügbar seien. Jeder Bürgermeister solle eine 
Kerze von einem halben Pfund Wachs, jeder Ratsherr eine Kerze von einem viertel 
Pfund opfern. Gedacht werden solle beim Anniversar zuerst Kaiser Friedrichs im Leben 
wie im Tod, danach der Bürger und anderer, die vor Linz oder andernorts im Reichs-
krieg auf der Seite des Kaisers gefallen seien oder noch fallen würden und schließlich 
aller gläubigen Seelen.4 Ein jeder solcher Priester solle in Andernach ansässig sein und 
in der Behausung wohnen, die ihm gegeben werde, und diese in gutem Zustand halten. 
Dem Pfarrer sei er zu nichts verpflichtet, sondern habe seine Messen und Festtage als 
ein caplan des romischen keysers zu halten. Er solle mit keinen weltlichen Lasten der 
Stadt beschwert werden und dem Erzbischof von Trier nicht zu Zehnt oder anderen 
Abgaben verpflichtet sein. Der Rat solle ihn in dieser Freiheit schützen wie jeden ande-
ren Bürger. Beim Tod oder bei freiwilliger Resignation des Priesters sei vom Ander-
nacher Rat ein anderer Priester zu nominieren und dem Kaiser zu präsentieren, der je-
nen dann dem Ordinarius zur Konfirmation vorschlagen würde, gemäß dem bei anderen 
Stiftungen (goczgaben) üblichen Patronatsrecht. Auf Bitten seines ehrsamen Rates 
Doktor Georg Heßler, Propst zu Xanten, hätten die Andernacher ihm schriftlich den 
Priester Johann Rauch (Rawe) vorgeschlagen, den Friedrich angenommen und dem 
Ordinarius präsentiert habe. Der Kaiser gebiete allen Reichsuntertanen und besonders 
dem jeweiligen Erzbischof und Kapitel zu Köln bei Verlust aller vom Reich oder 

                                                                 
4  LHAK 612/1041: Der selb pryster sol alßdann verpflicht sein, all wochen auff drey tag, die ime 

seiner gewissen und schicklicheit halben am fuglichisten sein wellen, messe zu lesen und alle jaire 
auff sand Julian der heilgen junckfrauwen tag mit dreissig messen, vigilien, commendacion und 
was zu einer rechten begencknuss und jarheit (!) ungevierlichen gehoeret, auff seinen eigen 
kossten thun. Bey sollicher begenncknuss sullen sein burgermeister oder ir einer mitsambt dem 
ratte zu Anndernach, sovill des ungevarlichen bey der hannde sein mag, und soll yder 
burgermeister ein wechsen kertzen von einem halben pfunde und eyn yeglicher des rattes ein 
wechsen kertzen von eynem vierterll eins pfundes swere in der hannde tragen und bey der 
obestymbten begenncknuss opfern. Daselbs auch under solichen messen zu einer ewigen 
gedechtnuss der vorbestymbten loblichen stiftung zum ersten unser keyser Friderichs des dritten 
im leben und tod offennlich gedacht und darnach umb der burger und ander sele, so vor Lynnss 
und an andern ennden in diesem krieg auff unser seidt verschiden sein oder noch, das got 
verwaren wille, verscheiden moichten, und all gelaubig sele gebetten werden soll. Das 
vorangegangene Zitat wie die folgenden ebd. Regest der Urkunde: Regesten Kaiser Fried-
richs III., H. 9. Ed. Neumann, Nr. 295. 
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andern innegehabten Lehen, Zölle, Rechte und Privilegien und einer Pön von 100 Mark 
lötigen Goldes, die kaiserliche Ordnung, Satzung und Stiftung in ihrem Bestand zu 
lassen und zu schützen. 

In der Urkunde Friedrichs III. lassen sich verschiedene Komplexe von Anordnungen 
unterscheiden. So zum ersten die Verlegung des Zolls, zum zweiten dessen Erhöhung 
um einen Turnosen. Darin bestand die eigentliche Vergabung Friedrichs, denn im 
Unterschied zu den übrigen Zolleinnahmen sollte der Turnos der Stadt Andernach selbst 
zustehen und nicht dem Kölner Erzbischof. Besonders gesichert wurde der Turnos 
durch die bleibende Landungspflicht, falls der Zoll neuerlich verlegt werden würde, und 
durch den vorgeschriebenen Eid des Zöllners an Ritterschaft, Schöffen, Bürgermeister 
und Rat. Diese doppelte Absicherung deutet darauf hin, dass die Stadt die urkundlich 
fixierten Bestimmungen in vorheriger Absprache beeinflusst hatte. Es ist deshalb wahr-
scheinlich, dass ebenso über den dritten Komplex von Festlegungen, die Stiftung, 
zwischen Kaiser und städtischer Obrigkeit vor der Urkundenabfassung mündliche Ver-
einbarungen getroffen worden waren. Auch die genauen Auflagen über die Beteiligung 
des Rats am Anniversar deuten in diese Richtung. Besonders in der Relativierung der 
Anwesenheitspflicht für Ratsherren und Bürgermeister, mit der Rücksicht darauf ge-
nommen wurde, dass einzelne Ratsmitglieder verhindert sein konnten, drückt sich eine 
antizipierende Reflexion über spezifische Probleme des Stiftungsvollzugs aus, die wohl 
auf den Rat selbst zurückging. Wahrscheinlich rührte dessen festgeschriebene Teil-
nahme am Anniversar überhaupt aus einer Selbstverpflichtung her. 

In Kontrast zu den genauen Auflagen für das Anniversar steht die recht vage Formu-
lierung über die wöchentlichen Messpflichten des kaiserlichen Kaplans. Es wäre in 
Erwägung zu ziehen, dass auch diese Messen mit dem Gedenken an Friedrich III. und 
die Gefallenen verbunden sein sollten, dies aber nicht eigens erwähnt wurde. Der 
Verzicht auf genaue Terminfestlegungen für die Messen muss nicht unbedingt als 
Zugeständnis an den Priester verstanden werden, sondern könnte auch darauf gezielt 
haben, die Messen konfliktfrei mit anderen geistlichen Handlungen in der Pfarrkirche 
zu koordinieren. In jedem Fall aber sollte der Priester selbst darüber bestimmen, der 
prinzipiell einem Weisungsrecht des Pfarrers entzogen wurde. 

An den Vorgaben der Stiftungsurkunde fallen die hohe Dotation der Pfründe, die 
starke Unabhängigkeit des Priesters von den lokalen kirchlichen Strukturen und die 
Verankerung des künftigen kaiserlichen Zugriffs über das Präsentationsrecht auf. Die 
anvisierte gute Ausstattung und Rechtsstellung des Priesters mochte zu einer kaiser-
lichen Stiftung mit Bezug auf einen Reichskrieg passen, und auf den ersten Blick 
konnte auch das Präsentationsrecht auf diesen Zusammenhang bezogen werden. Ange-
sichts der Vorgaben über die Residenzpflicht und die Pflichten des Priesters vor Ort 
erscheint zwar das Nominationsrecht des Andernacher Rates als nachvollziehbar und 
angemessen, nicht aber die dauerhafte Einbindung des Königtums in die Besetzung der 
Pfründe. Über die Kriegs- und Stiftungssituation hinaus bestanden zwischen der Stadt-
gemeinde und dem Königtum kaum besonders enge Beziehungen. In Bezug auf den 
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Stiftungszweck war es jedenfalls kaum funktional, Nominations- und Präsentationsrecht 
zwischen Rat und Königtum aufzuspalten. Gründe für dieses Vorgehen können in ver-
schiedenen Richtungen zu suchen sein, wobei materielle und herrschaftliche Interessen 
ebenso in Betracht zu ziehen wären wie die auf Reich und Stadt gleichermaßen Bezug 
nehmenden Gedenkauflagen und anderes mehr. 

Mit der Ausstellung der Stiftungsurkunde war die Einrichtung der Stiftung nicht ab-
geschlossen. Wenige Tage nach der Beurkundung, am 9. März, gelobten Ritterschaft, 
Schöffen, Bürgermeister, Rat und Gemeinde von Andernach, Friedrichs III. Bestim-
mungen über die Stiftung zu erfüllen. Im Gelöbnis der Stadtbürger werden die Fest-
legungen über Unterhalt, Haus und Rechtsstellung des Priesters und über das Patronats-
recht wiederholt; die liturgischen Vorgaben der Kaiserurkunde sind allerdings verkürzt 
wiedergegeben: Friedrich habe zum Seelentrost der armen burger van Andernach, so in 
syner keyserlicher gnaden und des heilgen reichs dynst gestorben synt, in der Pfarr-
kirche Unserer Lieben Frau eyne ewige messe gestifft und geordent.5 In dieser Hinsicht 
ausführlicher ist der Revers, den der Priester Johann Rauch (Ruven) wegen der ihm ver-
liehenen Vikarie ausstellte. Friedrich III., so heißt es darin, habe in der Andernacher 
Pfarrkirche eine ewige Messe und eine Vikarie gestiftet: den und allen gleubigen selen, 
die da verscheiden sint vor Lynss und in dem kriege. Gemäß der Stiftungsurkunde solle 
der Priester wöchentlich drei Messen lesen und uff jaregezyt der gestorben boirger vor 
Lynss irn selen und allen gleubigen selen mit vigilien und drissygk messen begene und 
jaregezyt halten uff sin costen mit den pristern zu bestellen oder verlonen. Darüber 
hinaus gelobte er, in der ihm gestellten Behausung zu wohnen, und davon nur mit dem 
Konsens von Rittern, Schöffen, Bürgermeister und Rat abzuweichen.6 In der Beschrei-
bung der Anniversarauflagen fehlt in beiden Reversen sowohl die Gedenkverpflichtung 
für Friedrich III. als auch diejenige für die an anderen Orten während des Krieges auf 
der Seite des Kaisers Gefallenen. Obwohl Friedrich III. aus der Perspektive des Kaisers 
im Reichskrieg heraus sicher ganz bewusst auch für sein und seiner gefallenen Unter-
tanen Seelenheil gestiftet hatte, blieb für die Andernacher offensichtlich die Memoria 
der eigenen, vor Linz zu Tode gekommenen Bürger der eigentliche Stiftungszweck. 

Noch bevor der erste kaiserliche Kaplan die Erfüllung seiner Pflichten gelobt hatte, 
musste den Andernachern schon fraglich scheinen, ob sie das ihnen verliehene Recht 
zur Erhebung des Zollturnosen würden umsetzen können. Keine zwei Wochen waren 
seit der Privilegierung vergangen, als die Stadt sich bei Friedrich III. beschwerte. Der 
Andernacher Zöllner hatte den Kaiser in Kenntnis gesetzt, dass Landgraf Heinrich von 
Hessen den Zoll, der zu Andernach genommen wurde, auch zu Linz einnahm.7 Fried-
rich sah sich nicht in der Lage einzuschreiten. Die Sachen des Landgrafen hätten dies-
mal die Gestalt, dass es dem Kaiser wie den Andernachern nicht dienen würde, daran zu 
                                                                 
5  LHAK 612/1041; vgl. Inv. And., Bd. 2, Nr. 1102. 
6  LHAK 612/1039 (20.03.1475); vgl. Inv. And., Bd. 2, Nr. 1107. 
7  Landgraf Heinrich handelte dabei wohl anstelle seines Bruders, des Stiftsadministrators Hermann, 

den er in der Stiftsfehde unterstützte. Vgl. Heinemeyer, Art. Heinrich III. (1969), 359. 
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rühren. Friedrich habe dem Landgrafen geschrieben, sich bei ihm einzufinden. Die 
Stadt solle abwarten, bis der Landgraf sich von Linz wegbegebe, danach den Zoll 
gemäß ihren Briefen einnehmen und weitere Beeinträchtigungen dem Kaiser melden, 
der sie dann unterstützen wolle.8 Wenn der kurfürstliche Zoll weiter in Linz erhoben 
wurde, so war auch die Einnahme des Andernacher Zollturnosen und damit die Quelle 
der Einkünfte in Gefahr, mit denen Friedrich III. die Stiftung dotiert hatte. Doch wurde 
deren Einrichtung inzwischen weiter vorangetrieben. 

In rechtlicher Hinsicht bedurfte es dazu noch der kirchlichen Zustimmung. Der Trierer 
Erzbischof, um die Bestätigung der Stiftung gebeten, beauftragte am 6. April den 
Koblenzer Offizial Johann Erpel mit deren Prüfung.9 In einem Notariatsinstrument vom 
11. April bestätigte Johann Erpel die Stiftung, eximierte die Güter des gestifteten Altars, 
stattete sie mit der Freiheit des Kirchenguts aus und errichtete vorbehaltlich des Patronats-
rechts ein kirchliches Benefizium, in das er Johann Rauch (Rawe) einsetzte. Dem Nota-
riatsinstrument inseriert waren sowohl die Stiftungsurkunde Friedrichs III. als auch das 
darauf geleistete Gelöbnis der Stadt. Das Notariatsinstrument bietet zugleich die älteste 
Überlieferung der Stiftungsurkunde, deren Original nicht erhalten ist.10 Am folgenden 
Tag gab das Kölner Domkapitel seine Zustimmung zur kaiserlichen Stiftung.11 

Diese war jedoch noch immer nicht in vollem Umfang eingerichtet. In einem Brief 
vom 9. Dezember 1475 mahnte der Kaiser Andernacher Bürgermeister, Schöffen und 
Rat zum Kauf einer Behausung für den Priester. Schon mehrfach hätte er ihnen dieses 
geboten. Nun fordere er sie abermals und bei einer Pön von 20 Mark lötigen Goldes auf, 
ohne Säumen die Behausung zu kaufen und dem Kaplan des gestifteten Altars zuzu-
weisen.12 Die Drohung zeitigte Wirkung. Am 6. Februar des Folgejahres kauften die 
Gemahnten ein Haus für den neuen, vom Kaiser gestifteten Altar in der Kirchgasse. 
Noch am selben Tag bestätigte der Priester Johann Rauch (Ruwe) den Empfang des 
Hauses.13 Warum die Andernacher den Kauf so lange hinausgezögert hatten, ist schwer 
zu sagen. Der Priester hatte ihnen die Pflicht zur Residenz in Andernach reversieren 
müssen und scheint tatsächlich in Andernach ansässig gewesen zu sein. Denn nur in 
diesem Fall ist erklärlich, in wessen Interesse Friedrich III. über die fehlende Behau-
sung unterrichtet worden war. Vielleicht war der Hauskauf verschoben worden, weil die 
städtischen Kassen durch die lange Beherbergung des Kaisers im Winter und durch die 
Versorgung der Hinterbliebenen erschöpft waren.14 

                                                                 
 8  Vgl. Regesten Kaiser Friedrichs III., H. 9. Ed. Neumann, Nr. 300 (14.03.1475). 
 9  Vgl. Inv. And., Bd. 2, Nr. 1108. 
10  Vgl. Inv. And., Bd. 2, Nr. 1109; LHAK 612/1041. 
11  Vgl. Inv. And., Bd. 2, Nr. 1111. 
12  Vgl. Regesten Kaiser Friedrichs III., H. 9. Ed. Neumann, Nr. 326. 
13  Vgl. Inv. And., Bd. 2, Nr. 1114f. 
14  Zur finanziellen Lage der Stadt vgl. Huiskes, Man mangelt (1994), 58f. 
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VI.3. Die Geschichte der Stiftung 

VI.3.1. Eine problematische Dotation: der Andernacher Zoll 

Trotz der umfangreichen rechtlichen Absicherungen der kaiserlichen Stiftung blieb ihr 
Bestand in den folgenden Jahrzehnten unsicher. Denn ihre materielle Grundlage, der 
Andernacher Zollturnos, erwies sich weiterhin als gefährdet. Noch 1475 bestätigte 
Friedrich III. dem Kölner Stiftsverweser und späteren Erzbischof Hermann von Hessen 
den Linzer Zoll auf Lebenszeit, 1482 sogar auf ewige Zeiten. Auch der Andernacher 
Zoll sollte jedoch bestehen bleiben.15 Schon 1481 hatte Hermann von Hessen der Stadt 
das Recht zur Erhebung des Zollturnosen bestätigt.16 Aus der Zollverlegung heraus war 
so ein zusätzlicher Zoll entstanden. Ein weiterer neuer Rheinzoll wurde während des 
Neusser Krieges in der Stadt Köln errichtet, der Friedrich III. auf diese Weise ihre 
Kriegsausgaben vergelten wollte. Gegen diese neuen Zölle, die den Rheinhandel belas-
teten, erhob sich nach kurzem von verschiedenen Seiten Widerstand. Die Kurfürsten 
von Trier, Mainz und der Pfalz erreichten, dass alle rheinabwärts fahrenden Schiffe in 
Koblenz oder Engers ausgeladen und die Waren auf dem Landweg zum Niederrhein 
gebracht wurden. Um den Kölner Erzbischof nicht zu sehr zu schädigen, einigten sich 
die Kurfürsten 1490 darauf, den Landtransport erst hinter Andernach und Linz zu 
beginnen. Beide Zölle blieben bestehen, während der Kölner Zoll schon 1494 abge-
schafft wurde.17 Ritter und Stände der Kurfürstentümer klagten jedoch weiter über den 
Andernacher Zoll und auch über den der Stadt zustehenden Turnosen. Aus diesem 
Grunde suchte die Stadt den Beistand ihres Landesherrn. 1496 kam es zu einer Verein-
barung: Da der Erzbischof den Zollturnosen nicht ohne wesentliche Kosten schützen 
könne, erklärten sich die Andernacher bereit, ihm und dem Erzstift auf ewige Zeiten die 
Hälfte des Turnosen zu übertragen. Auch die entstehenden Unkosten sollten geteilt wer-
den. Aus der Hälfte des Erzbischofs allerdings wurden den Andernachern zusätzlich für 
jedes Jahr 50 Oberländische Rheinische Gulden zugestanden, die für das vom Kaiser 
gestiftete geistliche Lehen bestimmt sein sollten.18 Für das Zustandekommen dieser 
lukrativen Regelung scheinen dem Kölner Erzbischof Auseinandersetzungen sowohl 
innerhalb des Rats als auch zwischen Rat und Gemeinde von Andernach von Nutzen 
gewesen zu sein.19 Nicht alle Andernacher jedenfalls waren damit zufrieden. So ver-
langte bei Bürgerunruhen in den Jahren 1510/1511 die Gemeinde vom Rat Rechen-
schaft über den Turnos. Friedrich III. hätte selbigen der Stadt geschenkt in gedechtnisse 
und zu trost den armen selen ime handel verblieben. Und von dem uberigen stat-thorn 
                                                                 
15  Vgl. Regesten Kaiser Friedrichs III., H. 9. Ed. Neumann, Nrn. 321; 356; Span, Studien (1909), 15. 
16  Vgl. Inv. And., Bd. 2, Nr. 1152 (01.10.1481); zur Datierung vgl. Huiskes, Man mangelt (1994), 

96; Rep. And., Nr. 1322. 
17  Vgl. Span, Studien (1909), 15f. 
18  Vgl. Inv. And., Bd. 2, Nr. 1276; Span, Studien (1909), 20. 
19  Vgl. Span, Studien (1909), 20f. 
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und muren zu buwen und zu hanthaben nach ußwisong der fundacien daruber begriffen, 
die dan etlich burger von den alden gehort. Weil seither so viele junge Bürger neu hin-
zugekommen wären, die von der Urkunde des Kaisers nichts wüssten, sollte diese 
öffentlich verlesen werden, was der Rat auch zusagte.20 Am Julianentag des Jahres 1515 
(16. Februar), zwei Tage nach dem Tod des Kölner Erzbischofs Philipp II. von Daun, 
verlangte die Gemeinde vom Rat, er solle dafür sorgen, dass der Turnos, der der Stadt 
widerrechtlich entzogen worden sei, vom (neuen) Erzbischof zurückgegeben werde. 
Andernfalls wolle sie selbigem die Huldigung verweigern.21 Am 6. Dezember be-
urkundete Philipps Nachfolger Hermann von Wied die Rückgabe des halben Turnosen. 
Weil seine Vorgänger diesen an sich genommen hätten, sei der Stadt großer Schaden 
entstanden. Das Kölner Domkapitel stimmte der Rückgabe zu.22 Im Gegenzug überließ 
die Stadt Hermann von Wied allerdings den halben Turnosen auf Lebenszeit.23 Diese 
Befristung anzuerkennen, weigerte sich jedoch Hermanns Nachfolger Adolf. Neuerliche 
Verhandlungen liefen dahin, dass die Hälfte des Turnosen zwar weiter dem Kölner Erz-
stift zustehen sollte, jedoch aus derselben Hälfte die Stadt jährlich nicht nur 50, sondern 
zusätzlich 100 Goldgulden zur Instandsetzung von Mauern, Türmen und Befestigungen 
erhalten würde. Die andere Hälfte des Turnosen sollte im Besitz der Stadt bleiben, der 
Erzbischof sie darin schützen. Zur Besoldung des Zöllners sollte die Stadt nicht 
verpflichtet werden. Rechtskräftig wurden diese Vereinbarungen erst am 4. Mai 1557 
durch eine Urkunde Erzbischof Antons. Darin war die von seinem Vorgänger aufge-
setzte Urkunde, die wegen dessen plötzlichen Todes nicht mehr vollzogen worden war, 
inseriert.24 Die 1557 getroffene Regelung blieb jahrhundertelang in Kraft, nicht ohne 
dass die Stadt mitunter lange auf Zahlung der ihr zustehenden Gelder drängen musste.25 

Wenn die Auseinandersetzungen über den Zollturnosen mit dem Landesherrn für die 
Stadt mit Verlusten an Einkünften verbunden waren, so blieben die Einkünfte der kai-
serlichen Stiftung doch immer ausdrücklich gesichert. Diese musste in den Verhand-
lungen zwischen Stadt und Erzbischof präsent sein, war doch die Zollprivilegierung 
Friedrichs III. zugleich die Stiftungsurkunde. So dürfte die mehrfach erneuerte Fixie-
rung der Einkünfte wie auch die damit verbundene wiederholte Einsicht in die Stif-
tungsurkunde deren Vorgaben immer wieder präsent gemacht haben. Denselben Effekt 
darf man von den zahlreichen Bestätigungsurkunden, die die Stadt von Friedrichs Nach-
folgern im Reich einholte, erwarten. Dass die Stadt sich die Verfügungen Friedrichs III. 
immer wieder bestätigen ließ, war wohl kaum durch den Wunsch zur Sicherung der 
Stiftung motiviert, sondern durch die Bedeutung des Zollturnosen für den städtischen 
Finanzhaushalt. Gleichwohl wurde dabei jeweils auch das Wissen über die Stiftung 

                                                                 
20  Inv. And., Bd. 4, Nr. 2028f. 
21  Vgl. Inv. And., Bd. 4, Nr. 2048, 69; zum Tod Philipps Janssen, Erzbistum Köln (1995), 219. 
22  Vgl. Inv. And., Bd. 3, Nr. 1371. 
23  Vgl. Span, Studien (1909), 21. 
24  Vgl. Inv. And., Bd. 6, Nr. 2934; Inv. And., Bd. 3, Nr. 1513. 
25  Vgl. Span, Studien (1909), 21f. 
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aktualisiert, und zwar nicht nur über die rechtlichen und liturgischen Bestimmungen, 
sondern auch den historischen Kontext, in dem sie erfolgt war.26 

Hatte die Gefährdung des städtischen Zollturnosen letztlich positive Wirkung auf die 
Stiftung, so sicherte diese ihrerseits den Rechtsanspruch der Andernacher. Die unauf-
lösliche Verbindung des Turnosen mit einem auf Dauer zu verfolgenden religiösen 
Zweck musste die Verhandlungsposition der Stadt beträchtlich verbessern. Vor diesem 
Hintergrund drängt sich die Frage auf, ob die Kombination von Zollaufschlag und 
Stiftung nicht überhaupt auf städtische Initiative zurückging und von vornherein als 
Mittel gedacht war, den Anspruch der Stadt auf den Zollturnosen zu schützen. Ob inten-
diert oder nicht, bewahrte die Stiftung die Andernacher vielleicht sogar vor Zollforde-
rungen Friedrichs III. selbst. Von der Stadt Köln, der Friedrich im Mai 1475 das Recht 
zur Erhebung eines neuen Zolls verliehen hatte, verlangte der Kaiser drei Monate später 
aus demselben Zoll einen jährlichen Anteil von 1500 Gulden für sich und seine Nach-
kommen im Reich.27 Die Andernacher, die im Ringen um ihren Zollturnosen seitens des 
Kaisers keinerlei Hilfe erhalten hatten, mochten zufrieden sein, dass er in ihrem Fall auf 
solcherlei nachträgliche Ansprüche verzichtete. 

VI.3.2. Von der Notlösung zur Gewohnheit: Missbrauch der Pfründe und 
Sicherung des Stiftungsvollzugs 

Hatte Friedrich III. die Andernacher nicht unterstützt, als es um die Durchsetzung der 
Zollbestimmungen ging, so verzichtete er keineswegs auf den Einfluss, den er auf die 
Besetzung der gestifteten Vikarie hatte. Er und nach ihm sein Sohn und Nachfolger im 
Kaisertum, Maximilian I., nutzten das Präsentationsrecht zu Versorgungszwecken. 
Schon der erste Inhaber der Vikarie, Johann Rauch, war nicht auf Vorschlag der Stadt, 
der das Nominationsrecht zustehen sollte, sondern auf Bitten des damals engsten kaiser-
lichen Ratgebers Georg Heßler mit der Pfründe belehnt worden.28 Nur für diesen einen 
Fall, die erste Besetzung der Vikarie, ist nachvollziehbar, wer dem Kaiser den Kandi-
daten empfahl. Doch ist auch für die anderen Male, bei denen die Verleihung der 
Pfründe von kaiserlicher Seite entschieden wurde, anzunehmen, dass der Kandidat nicht 
vom Kaiser selbst ausgewählt, sondern ihm von Personen aus seiner Umgebung, etwa 
der kaiserlichen Kanzlei, empfohlen wurde. Gleichwohl blieb der Kaiser der ausschlag-
gebende Entscheidungsträger. Alle kaiserlichen Schreiben, die die Andernacher in 
                                                                 
26  Bestätigung durch Maximilian I.: Inv. And., Bd. 3, Nr. 1348 (29.07.1507); Karl V.: ebd., 

Nr. 1385a (03.03.1521); Maximilian II.: ebd., Nr. 1588 (06.11.1571); Rudolf II.: ebd., Nr. 1659 
(08.08.1594); Ferdinand II.: verloren (03.11.1630, erwähnt in einer Urkunde Ferdinands III.: ebd., 
Nr. 1756); Ferdinand III.: ebd., Nr. 1782 (03.02.1653); Leopold I.: ebd., Nr. 1793 (13.12.1658); 
Joseph I.: ebd., Nr. 1825 (01.04.1707); Karl VI.: ebd., Nr. 1830 (16.08.1712); Karl VII.: ebd., 
Nr. 1836 (05.06.1744); Franz I.: ebd., Nr. 1836 (04.02.1762). 

27  Vgl. John, Kölner Rheinzoll (1889), 9f. 
28  Zu Heßler vgl. Heinig, Kaiser Friedrich III. (1997), 709-717. 
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Betreff auf die Stiftung jemals erhielten, waren ad mandatum proprium erfolgt, dem 
jeweiligen Kaiser also vorgelegt worden. 

Nach dem Tod des ersten Inhabers der gestifteten Vikarie Johann Rauch präsentierte 
Friedrich III. dem Trierer Erzbischof 1493 den kaiserlichen Kammergerichtsprokurator 
Bernhard vom Loe (Loo). Er setzte Zöllner, Zollschreiber und Beseher des Zolls zu 
Andernach darüber in Kenntnis und gebot ihnen, Bernhard von Loe die jährlichen 
Einkünfte des Altars auszuzahlen.29 Von einer Nomination seitens der Stadt ist nicht die 
Rede, falls sie überhaupt erfolgt war, zweifelsohne auf Vorgabe Friedrichs hin. Als 
Bernhard von Loe verstorben war, erhielt der Andernacher Rat drei gleichzeitig am 
28. Juli 1495 in Worms abgefasste Empfehlungsschreiben für einen neuen Kandidaten, 
jedes davon mit derselben Bitte. Friedrichs III. Sohn und Nachfolger Maximilian I. 
sowie die Erzbischöfe von Trier und Mainz setzten sich beim Rat dafür ein, jener möge 
das freigewordene Benefizium Haring Synama, Doktor beider Rechte und miturtheiler 
am königlichem Kammergericht, zukommen zu lassen. Maximilian legitimierte die 
Bitte damit, die Pfründe solle von seinen vorfaren am reiche romisch kaisern und kuni-
gen gestift sein.30 Erst als Maximilian dem Rat wenige Tage darauf einen anderen 
Kandidaten, Konrad Ottonis, vorschlug, schien er zu wissen, dass sein lieber herr und 
vater der romisch keyser loblicher gedechtnus die Vikarie gestiftet hatte.31 Die Pfründe 
erhielt Haring Synama, der nachweislich nicht in Andernach residierte. Von den ihm 
zustehenden 40 Rheinischen Gulden zahlten der Andernacher Rat ihm nur 30, der Rest 
ging an einen Herrn Johann Ideste (?), der wohl anstelle Haring Synamas die mit der 
Stiftung verbundenen Pflichten wahrnahm.32 

Zwei Briefe Maximilians aus dem Jahr 1507 lassen die Gefährdung der Stiftung in 
dieser Zeit deutlich hervortreten. Im April mahnte der König den Rat zur Zahlung an 
Haring Synama. Dieser hätte ihn wissen lassen, dass die Andernacher ihn bisher als 
rechten Besitzer der Vikarie anerkannt und entsprechend bezahlt hätten. Nun aber hin-
derten die Kurfürsten die Andernacher an der Einnahme des Rheinzolls, was dem 
Synama zu nachteyl und abpruch und der gemelten stiftung zu abganng raichen würde. 
Haring Synama habe ihn um Hilfe und auch darum gebeten, seines Vaters Stiftung und 
Messe in ordnung und wesen zu halten. Mit keinem Wort bot Maximilian den Ander-
nachern Unterstützung in den Bedrängnissen der Zollfrage an, sondern forderte sie 
lediglich auf, Synama die jährlichen Einkünfte zu reichen und den Zoll nach Her-
kommen einzunehmen.33 Am 29. Juli desselben Jahres bestätigte Maximilian die 

                                                                 
29  Vgl. Regesten Kaiser Friedrichs III., H. 9. Ed. Neumann, Nr. 415f. 
30  LHAK 612/2757. Die Bezeichnung als miturtheiler aus dem Schreiben Erzbischof Johanns von 

Trier 
31  LHAK 612/2757 (02.08.1495). 
32  Vgl. die Andernacher Ratsrechnungen von 1498 und 1499 (s. Anhang VIII.1.2.); Proklamation 

Synamas durch den Erzbischof von Trier am 04.08.1495. Vgl. Regesten der Erzbischöfe zu Trier. 
Ed. Goerz, Nr. 295. Lesung des Namens ‚Ideste‘ unsicher. 

33  LHAK 612/2757. 
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Stiftungsurkunde seines Vaters. Dieser habe wegen der Verdienste der Andernacher den 
Zoll daselbst erhöht und eine ewige Messe für den Schöpfer und allen Seelen zum Trost 
gestiftet. Im Anschluss folgt ein Insert der Urkunde Friedrichs III.34 Es ist schwer zu 
bewerten, warum in der Bestätigungsurkunde nicht wenigstens die Verpflichtung zum 
Jahrtag für Friedrich III. nochmals hervorgehoben wurde. Die wörtliche Einrückung der 
Stiftungsurkunde machte dies streng genommen unnötig. Allerdings könnte die unge-
naue Zweckbestimmung der Messe im Eingangspassus der Bestätigung auch als 
Zeichen dafür gewertet werden, dass Maximilian (oder seine Kanzlei) den genauen 
Gedenkauflagen wenig Beachtung geschenkt hatte. In jedem Falle scheint die Bestäti-
gung den Kaiser oder das Kanzleipersonal an die mit dem kaiserlichen Präsentations-
recht verbundenen Möglichkeiten erinnert zu haben. Wenige Tage später nämlich, am 
8. August, forderte ein Brief Maximilians den Rat zu Andernach auf, sobald die kaiser-
liche Vikarie vakant werde, Heinrich von Schmalkalden dafür zu nominieren. Das 
Schreiben erwähnte ausdrücklich, dass Schmalkalden zu der persondlichen besirgung 
der Vikarie nicht gedrängt werden solle, da letzterer dem Heiligen Reich so lange 
gedient habe und weiter dienen solle.35 Die Forderung an den Rat, auf die Residenz des 
Altarinhabers in Andernach zu verzichten, verstieß klar gegen die Bestimmungen der 
Stiftungsurkunde und konnte zudem nicht im Interesse der Andernacher liegen. Auch 
im Falle Haring Synamas werden es nicht allein die Schwierigkeiten bei der Zoll-
einnahme gewesen sein, die den Rat versuchen ließen, die Zahlung auszusetzen. Dass 
Synama seine Pflichten nicht persönlich wahrnahm, dürfte als Motiv dafür hinzuge-
treten sein. Doch fügte man sich den kaiserlichen Forderungen. Die alte Regelung 
wurde beibehalten, und sowohl Synama als auch Schmalkalden, der ihm ab 1514 in der 
Vikarie folgte, erhielten jährlich 30 Goldgulden. Zehn Goldgulden, so geht aus Rats-
rechnungen und Quittungen hervor, behielten Bürgermeister und Rat ein zo belonong 
deß gotzdienstes, so sich von der beroertten vicarie nach vermuge der keyserlichen 
fundatioen breve geburt.36 Die Gleichgültigkeit Maximilians I. gegenüber dem 
Stiftungsvollzug lässt sich nicht nur am kaiserlichen Empfehlungsschreiben für 
Heinrich von Schmalkalden beobachten, sondern auch an den Vorgängen bei der Neu-
besetzung der vakanten Pfründe. Heinrich von Schmalkalden hatte sich zunächst gegen 
den ebenfalls nominierten kaiserlichen Kaplan Eberhard Senfe durchzusetzen. Wie es 
zu dieser zweiten Nomination gekommen war, lässt sich nicht nachvollziehen, doch 
dürfte auch sie mit einer entsprechenden kaiserlichen Anweisung an den Andernacher 
Rat verbunden gewesen sein. Ein Prozess zwischen den beiden Kontrahenten wurde 

                                                                 
34  Vgl. Inv. And., Bd. 3, Nr. 1348; LHAK 612/1313. 
35  LHAK 612/2757; Schmalkalden war Dechant von St. Cassius in Bonn. Vgl. Schwab, Pfarre 

Andernach (1931), 48. 
36  Quittung Schmalkaldens von 1518: LHAK 612/2757; s. Nachweise für die Andernacher 

Ratsrechnungen im Anhang VIII.1.2. 
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vom Trierer Erzbischof zugunsten Schmalkaldens entschieden.37 Die konkurrierenden 
kaiserlichen Empfehlungen sind kaum anders als so zu interpretieren, dass Maxi-
milian I. selbst kaum Notiz davon nahm. Die Andernacher Stiftung, von der er kaum 
genauere Kenntnis gehabt haben dürfte, interessierte ihn nicht. 

Die Stiftung, so wie sie Friedrich III. vorgesehen hatte, wurde durch die kaiserlichen 
Interventionen eher deformiert als stabilisiert und faktisch eines Großteils ihrer Ein-
künfte beraubt. Die Besetzung der Vikarie mit Personen, die über Kontakte zum Kaiser 
oder seine Umgebung verfügten, hatte, so zeigt vor allem das Verhalten Maximilians 
deutlich, nicht den Zweck, auf diese Weise die Stiftung besonders zu sichern, sondern 
benutzte umgekehrt die Stiftung sehr einseitig zur finanziellen Absicherung ihrer 
Inhaber. Diese Praxis und besonders Maximilians ausdrückliche Anordnung, von der 
Residenzpflicht des Altarinhabers abzusehen, nahm dem Rat die Möglichkeit, die dies-
bezüglichen Auflagen der Stiftungsurkunde, die auch im Sinne der städtischen Obrig-
keit liegen mussten, durchzusetzen. 

Als am 27. April 1523 im Namen des Heinrich von Schmalkalden Nikolaus Schön-
eck vor Daniel Schilling von Lahnstein, Peter von Lahnstein, Jakob Schorn und weite-
ren Andernacher Ratsherren auf die kaiserliche Vikarie verzichtete, zögerte der Rat 
nicht und nominierte Kaiser Karl V. für den Altar schon am 30. April den Priester 
Johann Lahnstein.38 Ihm folgte 1535 unter Einhaltung der Bestimmungen der Stiftungs-
urkunde über Nomination, Präsentation und Investitur der Priester Johann Schorn.39 
Wie auch sein Vorgänger gehörte Schorn einer ratsfähigen Andernacher Familie an. Es 
ist naheliegend, dass dabei der Rat sowohl deren Versorgungsinteressen entsprach als 
auch die Einhaltung der Priesterpflichten besser als bisher zu gewährleisten suchte. 
Doch wohl in beiden Fällen sah sich der Rat enttäuscht. Auf die Abwesenheit des 
Johann Lahnstein. von Andernach deutet hin, dass er wie seine Vorgänger nur 30 Gold-
gulden für die Vikarie erhielt.40 Nachweisbar ist die Verletzung der Residenzpflicht für 
Johann Schorn. Als dieser Dechant zu Karden wurde, ließ er den Altar durch einen 
Priester versehen.41 Auch Schorn erhielt deshalb nur 30 Goldgulden an Einkünften.42 
Der Rat nahm diese Situation offensichtlich einige Zeit hin. Schließlich jedoch forderte 
er Schorn zu persönlicher Residenz auf, verweigerte die Zahlung der Einkünfte und 
drohte ihm den Verlust der Vikarie an. So jedenfalls schildert ein Brief Karls V. an die 
Andernacher aus dem Jahr 1544 die Lage. Beim Kaiser hatte Schorn sich nach den 

                                                                 
37  Vgl. Prozessakten von 1513: LHAK 612/2785; Investiturinstrument für Schmalkalden: Rep. 

And., Nr. 1495; zu Schmalkalden vgl. auch John, Kölner Rheinzoll (1889), 12, Anm. 3. 
38  Vgl. Inv. And., Bd. 3, Nr. 1393f. 
39  Vgl. die Nomination an Karl V.: Inv. And., Bd. 6, Nr. 2925; Investiturinstrument des Erzbischofs 

Johanns von Trier: Inv. And., Bd. 3, Nr. 1445. 
40  Vgl. die Andernacher Ratsrechnungen (s. Anhang VIII.1.2.). 
41  Vgl. Schwab, Pfarre Andernach (1931), 48. 
42  Vgl. die Andernacher Ratsrechnungen (s. Anhang VIII.1.2.); Quittung Schorns von 1542: LHAK 

612/2759. 
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Auseinandersetzungen beschwert, nicht ohne Erfolg. Die Vorgänger Schorns und bisher 
auch dieser selbst hätten die Einkünfte erhalten, obwohl sie der Vikarie nit alwegen 
personlich beigewont hätten. Schorn habe angeführt, dass er anderen Pfründen als 
Seelsorger beiwohnen müsse und an fursehung und dienst der obgedachten vicarey 
seinethalben kain mangel bißherr erschinen sei. Der Kaiser gebot darum, Schorn die 
Nutzungen und Gefälle der Vikarie zu reichen und denselben derentwegen nicht weiter 
zu drängen, zu beschweren oder zu beleidigen.43 Karl V. orientierte sein Votum offen-
sichtlich nicht an der Stiftungsurkunde, die er gut 20 Jahre zuvor bestätigt hatte und 
deren Anordnungen ihm kaum präsent gewesen sein dürften, sondern am Bericht über 
die bisherige Handhabung der Residenzpflicht. 

Angesichts dessen, dass die mit der gestifteten Vikarie betrauten Priester meist nicht 
in Andernach residierten, ist es umso bemerkenswerter, dass der Rat den liturgischen 
Stiftungsvollzug zu sichern suchte. Schon die Tatsache, dass er den Inhabern der 
Vikarie von ihren Einkünften zehn Goldgulden für die Verrichtung des Gottesdienstes 
abzog, zeigt, dass ihm am Vollzug der Stiftung gelegen war. Ob tatsächlich drei Messen 
wöchentlich am von Friedrich III. gestifteten Altar gelesen wurden, ist nicht zu ermit-
teln. Immerhin jedoch ist überliefert, dass der Rat 1511 den Dominikanern gestattete, 
die „Kaisermesse“ zu halten.44 Regelmäßige Zahlungen an die Dominikaner, später an 
die Franziskaner, van den missenn, so in die pfarkirch Andernach uff kaiserlicher 
maiestät altare geschehenn, lassen sich denn auch in den Ratsrechnungen bis 1544 
nachvollziehen.45 Dass das Anniversar gehalten wurde und auch der Rat daran teilnahm, 
bestätigt die stichprobenartige Durchsicht der städtischen Baumeisterrechnungen.46 In 
allen Fällen finden sich Ausgaben für Wachs, zum Teil mit dem Zusatz, dass daraus 
Kerzen für den Kaiseraltar gemacht worden waren. In der ersten Hälfte des 16. Jahr-
hunderts vermerken die Rechnungen daneben Ausgaben für Präsenzgelder, zuweilen 
auch für Wein und Weihrauch. 1506 etwa bezahlte der Rat fünf Pfund Wachs für 
viertel- und halbpfündige Kerzen und Präsenzgelder für 30 Priester, den Schulmeister 
und die Schüler sowie den Glöckner.47 All diese Belege erweisen, dass der Rat in der 
ungünstigen Situation um die Vikarie die Verantwortung für den Stiftungsvollzug selbst 
übernahm und nicht den abwesenden Inhabern der Pründe überließ. Seine besondere 
Sorge um die Stiftung mochte zum Teil dadurch motiviert sein, dass im selben Zeitraum 
die Zollverhandlungen mit dem Landesherrn noch keinen befriedigenden Abschluss 
gefunden hatten. Sollte der Kölner Erzbischof überzeugt werden, der Stadt aus seiner 
Hälfte des Zollturnosen 50 Goldgulden im Jahr für die Stiftung zu zahlen, war es sicher 
dringend geraten, den Stiftungsvollzug nicht zu vernachlässigen. Doch erklärt dieser 

                                                                 
43  LHAK 612/2759. 
44  Vgl. Ratsprotokoll vom 10.04.1511: Inv. And., Bd. 4, Nr. 2034. 
45  Andernacher Ratsrechnung 1539 (s. Anhang VIII.1.2.). Nach 1544 bricht die Überlieferung der 

Ratsrechnungen bis 1613 ab. 
46  S. Anhang VIII.1.1. 
47  S. Anhang VIII.1.1. 
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legitimatorische Aspekt das Engagement des Rates keineswegs erschöpfend. Wie sehr 
der Rat insbesondere das Anniversar zu seiner eigenen Sache machte, wird daran deut-
lich, dass er auch über die Umsetzung der Stiftungsbestimmungen hinaus Initiative zur 
Gestaltung des Anniversars entwickelte. Aus den Baumeisterrechnungen geht hervor, 
dass die kirchlichen Feierlichkeiten nicht selten eine Fortsetzung im Rathaus fanden, 
wo der Rat und geladene Gäste sich zum Essen versammelten. Am Vormittag beginck 
man dat jairgezide vur die selen, im bolwerck vur Lynß doit bleven, danach wurde den 
gantzen dach zu mittage, zu affterunderen und des aventz verzert.48 Rechnungsbelege 
für das Essen am Julianentag lassen sich allerdings nicht mit gleicher Regelmäßigkeit 
finden wie die anderen Ausgaben für das Anniversar. 

Wenn sich nach dem Zeugnis der Baumeisterrechnungen die Abhaltung des Anni-
versars am Julianentag recht gut nachvollziehen lässt, so bleibt dabei doch offen, ob die 
Gedenkauflagen der Stiftungsurkunde in vollem Umfang umgesetzt wurden. Fried-
rich III. hatte darin an erster Stelle das Gedenken an sich selbst gefordert und erst 
nachgeordnet das Gedenken der vor Linz und im gesamten Reichskrieg auf seiner Seite 
Gefallenen sowie das Gebet für alle gläubigen Seelen. Allerdings hatte sich schon bei 
der Einrichtung der Stiftung gezeigt, dass die Andernacher die Stiftung vornehmlich auf 
das Gedenken ihrer vor Linz verstorbenen Bürger bezogen. Dasselbe gilt für die Ein-
träge in den Baumeisterrechnungen. Die Ausgaben zum Julianentag galten der Jahrzeit 
für die burger, so ime bolwerck blieben.49 Der Name Friedrichs III. fällt nie. Auch in 
den Bürgerunruhen von 1510/1511 hatte die Gemeinde Friedrichs Stiftung lediglich auf 
die armen selen, ime handel verblieben, bezogen.50 Für den liturgischen Stiftungs-
vollzug sind die angeführten Quellen indessen nicht aussagekräftig. Wenn auch der 
Zweck der Stiftung verengt wahrgenommen wurde, macht dies die Annahme, dass die 
liturgische Memoria Friedrichs III. gepflegt wurde, nicht weniger plausibel. Denn der 
Kaiser war der Stifter von Altar und Anniversar und als ebendieser zweifelsohne 
bekannt. Wesentlich fraglicher ist, ob die Totenmemoria tatsächlich auf alle im Reichs-
krieg unter Friedrich Gefallenen ausgeweitet wurde. 

In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts gelang es dem Rat, die Residenz der mit 
dem Kaiseraltar betrauten Vikare durchzusetzen. Damit war die Grundlage dafür ge-
geben, wieder zu den in der Stiftungsurkunde vorgeschriebenen Regelungen über die 
Einkünfte des Priesters zurückzukehren. Dass dies nicht erfolgte, mag lediglich noch im 
Falle des Leonard Bree von Gerhardstein begründet erscheinen, der die Vikarie um 
1550 erhielt und Kaplan an der Andernacher Pfarrkirche war.51 Vielleicht zwangen ihn 
die damit verbundenen Pflichten, sich in der Abhaltung der wöchentlichen Messen auf 
dem Kaiseraltar vertreten zu lassen. Dies geht aus einem Schreiben von 1550 hervor, 

                                                                 
48  Rechnung vom Jahr 1479 (s. Anhang VIII.1.1.2.); Transkription nach Huiskes, Man mangelt 

(1994), 99f. 
49  Rechnung vom Jahr 1503 (s. Anhang VIII.1.1.). 
50  Inv. And., Bd. 4, Nr. 2028. 
51  Vgl .Schwab, Pfarre Andernach (1931), 49. 
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dessen eigentliche Intention jedoch im Verzicht des Vikars auf den Großteil seiner Ein-
künfte bis auf zehn Goldgulden lag: Motus igitur propria pietate (…), omne illud quod 
proventuum habet altare, in potestatem senatus ea lege retribui, atque constitui, ut illos 
proventus in divini cultus et scholę nostrę (?) restaurationem et augmentationem 
convertant. Sed quia hebdomadale sacrum, quod in eodem altari legi solitum erat, per 
comministros meos mane hora sexta cantari eodem die institui, mihi solummodo decem 
aureos in auro annui census, quas senatus ex altaris redditibus Dominica Invocavit 
mihi libere persolvi faciet, reservavi.52 Gerade die Betonung dessen, dass der Vikar sich 
aus eigener Frömmigkeit zum Verzicht auf den Großteil seiner Einkünfte entschieden 
habe, lässt an der Freiwilligkeit seiner Entscheidung zweifeln. Umso mehr gilt dies für 
seine Nachfolger. Auch sie überließen dem Rat ihre Einkünfte bis auf zehn Gulden zur 
aufrichtung und widderbringung der schulen (…) und erhaltung der schulmeister.53 So 
vermerken es die Ratsprotokolle, die die Verzichtserklärung immer im direkten Zusam-
menhang mit dem Vermerk über die Nomination überliefern. Der Verzicht auf die Ein-
künfte war demnach eine Bedingung des Rates.54 Für den Magister Paul Schussler von 
Kyllburg (Kelburch), dem der kaiserliche Altar 1557 verliehen wurde, und ebenso für 
Leonard Bree von Gerhardstein, der im gleichen Jahr auf Bitten des Pfarrers die Vikarie 
ein zweites Mal erhielt, ist in den Ratsprotokollen zudem vermerkt, dass sie dem Rat 
die Pfründe resignieren sollten, falls sie aus der Stadt zögen.55 

Dass der Rat die Einhaltung der Residenzpflicht nun stärker kontrollierte, entsprach 
den Vorgaben der Stiftungsurkunde. Im Widerspruch zu dieser stand der den Vikaren 
abgenötigte Verzicht auf ihre Einkünfte. Der Rat nutzte also die gewonnene Handlungs-
freiheit nicht dazu, die durch Friedrich III. getroffenen Bestimmungen wieder in vollem 
Umfang umzusetzen. Erstaunlich ist dieser Befund indes nur auf den ersten Blick. Die 
Vorgänger der genannten Kapläne bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts hatten in der 
Regel nicht in Andernach residiert. Diejenigen, die tatsächlich den Kaiseraltar versehen 
hatten, waren während dieser Zeit mit zehn Goldgulden bezahlt worden. Noch weniger 
hatten die Mendikanten für das Lesen der Messe auf dem Kaiseraltar erhalten. So wun-
dert es nicht, dass man auch in der Folge diese Summe für angemessen oder wenigstens 
für zumutbar hielt. 

Die Verzichtserklärungen, die der Rat den Vikaren abverlangte, verweisen jedoch 
auch auf die Grenzen seiner Willkür im Umgang mit den Stiftungsbestimmungen. Denn 
indem die Vikare die Freiwilligkeit ihres Verzichts erklärten, beraubten sie sich selbst 
der Möglichkeit, sich gegen die Kappung der Stiftungseinkünfte zur Wehr zu setzen. 

                                                                 
52  Zitat nach Abschrift in LHAK 612/2399, 78–79; vgl. Inv. And., Bd. 6, Nr. 2931. Lesung von 

nostrę unsicher. 
53  Ratsprotokoll vom 04.02.1556: Inv. And., Bd. 4, Nr. 2124. 
54  04.02.1556 für Johann Silen: Inv. And., Bd. 4, Nr. 2124; 18.02.1557 für Paul Schussler von 

Kyllburg: ebd., Nr. 2131. 
55  Vgl. Inv. And., Bd. 4, Nr. 2132; zu Leonard Bree von Gerhardstein vgl. auch Schwab, Pfarre 

Andernach (1931), 49. 
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Dass ein Vikar sich wegen seiner Einkünfte an den Kaiser wenden konnte, hatte der Fall 
Johann Schorns gezeigt. Auch den Kölner Landesherrn hätten die Vikare um Unter-
stützung angehen können. In der Zollvereinbarung mit diesem waren 50 Goldgulden 
ausdrücklich für die Stiftung bestimmt. Bei anderweitiger Nutzung der Summe konnte 
er einschreiten. Außerdem wurde der Rat in der Rechnungsführung durch die sogenann-
ten Achter beaufsichtigt, ein 1522 nach innerstädtischen Unruhen geschaffenes Ver-
tretungsorgan der Gemeinde. Beanstandungen der Achter an den Rechnungen waren 
keine Seltenheit.56 Einer Umwidmung von Stiftungseinkünften seitens des Rates war 
also mehrfach ein Riegel vorgeschoben. Diesen durchbrach er in rechtlicher Hinsicht 
mittels der Verzichtserklärungen der Vikare. Legitim konnte die Regelung einerseits 
durch eine bestehende Gewohnheit erscheinen, andererseits durch den Zweck, für den 
die Vikare nach 1550 auf den Großteil ihrer Einkünfte verzichteten: die Unterstützung 
von Gottesdienst und Schule. Bei der Zweckentfremdung der Stiftungseinkünfte han-
delte der Rat nicht eigennützig, sondern ordnete seine Verantwortlichkeit als Stiftungs-
treuhänder in gewissem Maße städtischen Interessen unter. Die Reduktion der Stif-
tungseinkünfte kann zudem nicht schlichtweg als Indiz für eine wachsende Gleich-
gültigkeit gegenüber der Stiftung gewertet werden. Im Gegenteil deuten andere Quellen 
darauf hin, dass der Rat der kaiserlichen Stiftung besondere Bedeutung beimaß. 

VI.3.3. Kaiserlichkeit als Zierde: das Altarretabel 

Am 31. Dezember 1574 beschloss der Andernacher Rat, für den Kaiseraltar ein drei-
flügeliges Retabel malen zu lassen. Die Motive dafür wurden dem damit beauftragten 
Künstler, Hans Le Roi, vorgegeben. Vorderseitig sollten das Mittelbild die Kreuz-
abnahme Christi, die Seitenflügel Christus im Garten Gethsemane und die Auferstehung 
zeigen. Rückseitig sollte die Geburt Christi, flankiert von Verkündigung und Heim-
suchung, dargestellt werden. Für die Predella ordnete der Rat an: uff dem foiss sol 
stehen effigies Friderici, Maximiliani et Caroli Imperatorum, darunter sollen etlich 
schriften stehen.57 Udo Liessem hat vermutet, dass die Anfertigung des Altarretabels 
auf Initiative des mehrfachen Andernacher Bürgermeisters Ludwig Hillesheim erfolgte 
und „möglicherweise überwiegend durch die Familie Hillesheim getragen worden ist.“ 
Zur Begründung dessen führt er an, dass kurz zuvor, in der zweiten Dezemberhälfte 
1574, auf Bitten Ludwig Hillesheims dessen Sohn Peter für den Kaiseraltar nominiert 
und bald darauf investiert worden war.58 Doch scheint diese Annahme wenig begründet. 
Dass Ratsherrensöhne auf den Kaiseraltar nominiert wurden, war keine Ausnahme und 
muss nicht für die besondere Neigung einer Familie zum betreffenden Altar sprechen. 

                                                                 
56  Vgl. Krüger, Andernach (1988), 104. 
57  Liessem, Anmerkungen (1994), 103f. mit Anm. 17; Inv. And., Bd. 4, Nr. 2202. Predella heute 

verloren. 
58  Vgl. Liessem, Anmerkungen (1994), 104f. 



Die Geschichte der Stiftung 239 

Für Peter Hillesheim, der die Pfründe 1587 resignierte und auch für seinen Bruder Lud-
wig, der den Altar 1587 bis 1592 innehatte, war das Vikariat eine Durchlaufstation in 
weiterführenden geistlichen Karrieren.59 Eine Finanzierung des Retabels durch die 
Familie Hillesheim ist umso unwahrscheinlicher, als der Rat am 31. Dezember nicht nur 
Künstler und Motivik bestimmt, sondern für die Arbeit auch einen Lohn von 60 Talern 
festgelegt hatte. 

Wenn die Anfertigung des Altarretabels an sich schon verdeutlicht, dass der Altar 
beim Rat in hohem Ansehen stand, so erlaubt die Anweisung, Friedrich III., Maxi-
milian I. und Karl V. auf der Predella darzustellen, die Bedeutung des Altars konkreter 
zu fassen. Auffällig dabei ist, dass die Darstellung der Kaiser weder auf den Stifter des 
Altars begrenzt, noch die Serie der Kaiser konsequent bis zu Maximilian II. fortgeführt 
wurde, sondern mit Karl V. abbricht. Über das Fehlen Ferdinands I. und Maximilians II. 
lassen sich nur Vermutungen anstellen: So ist Ferdinand I. einer der wenigen Kaiser, 
von dem keine Bestätigungsurkunde überliefert ist und der eine solche wohl auch nie 
erteilt hat. Denn in der von Maximilian II. 1571 ausgestellten Bestätigungsurkunde wer-
den lediglich die Stiftungsurkunde Friedrichs III. sowie die Bestätigungen Maxi-
milians I. und Karls V. erwähnt.60 Wenn man sich in der Darstellung der Kaiser danach 
gerichtet haben sollte, wer die Stiftung bestätigt hatte, so ist jedoch unklar, weshalb 
Maximilian II. fehlte. Eine plausible Erklärung für die Kaiserbilder bietet sich aller-
dings, wenn man von einer streng auf die konkreten Kaiser ausgerichteten Interpretation 
abgeht, und das Darstellungsziel eher in der ‚Kaiserlichkeit‘ des Altars sucht. Die Serie 
der Kaiserabbildungen würde demnach keine Reihe von Memorialbildern einzelner 
Kaiser bilden, derer dadurch gedacht werden sollte, sondern hätte vielmehr den Zweck, 
als Reihe auf die vom Stifter begründete kaiserliche Tradition der Stiftung hinzuweisen. 
Obwohl der Einfluss, den die Kaiser als Patronatsherren auf die Stiftung genommen 
hatten, diese mehr beeinträchtigt als gefördert hatten, so verlieh die kaiserliche Teilhabe 
an der Stiftung dieser offensichtlich besonderes Ansehen. 

VI.3.4. Übergreifende Stabilität und Änderungen im Detail 

Im Jahr 1588 ergriff der Trierer Erzbischof, Johann von Schönenburg, die Initiative zur 
Umgestaltung der Andernacher Pfarrverhältnisse, von der auch die Stiftung Fried-
richs III. betroffen war. Mit der sogenannten ‚Union‘, in deren Mittelpunkt die Neu-
ordnung der Altarbenefizien stand, zielte der Diözesan vor allem auf eine bessere 
Ausstattung der Altaristen. Viele der Altarbenefizien reichten zum Unterhalt ihrer In-
haber nicht mehr aus, so dass der Erzbischof selbst zu ihrem Unterhalt beitrug.61 Johann 
von Schönenburg richtete seine Bemühungen an den Beschlüssen des Trienter Konzils 

                                                                 
59  Vgl. Schwab, Pfarre Andernach (1931), 49f. 
60  Vgl. LHAK 612/1523. 
61  Vgl. Schwab, Pfarre Andernach (1931), 60. 
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aus, das empfohlen hatte, bei entsprechender Notwendigkeit mehrere Pfründen zu einer 
zusammenzufassen und dem Inhaber strenge Residenzpflicht aufzuerlegen.62  

In den Verhandlungen zwischen Erzbischof und Stadt über eine Vereinigung der 
Altarpfründen kam der kaiserlichen Stiftung besondere Bedeutung zu. Der Rat befürch-
tete die Extinktion des Altarbenefiziums, doch versicherte Johann von Schönenburg 
dem Rat, er sei willens, den altar, so kayser Friederich der dritt hochloblichster ge-
dechtnus in ewerer pfarkirchen fundiert, (…) bey seiner fundation, weil auch sich ein 
person woll darauff erhalten khann, verbleiben zu lassen, (…) allein dz der possessor 
bey der pfarkirchen zu residiern astringiert werden soll.63 

Der Wortlaut des 1588 angefertigten Unionsinstruments zeigt, dass der Ursprung der 
Altarbenefizien aus Stiftungen und die damit einhergehenden Zweckbestimmungen be-
wusst wahrgenommen wurden und der Eingriff in die bestehenden Verhältnisse einer 
besonderen Legitimation bedurfte. So heißt es, dass es ratsamer scheine, den Missstän-
den dadurch abzuhelfen, mehrere Einkünfte zusammenzufassen und einem Inhaber zu 
übertragen, der sich am Ort aufhalte, als wenn man viele Abwesende darin belasse. 
Dadurch werde auch dem Willen der Stifter Rechnung getragen: quo piae fundatorum 
voluntates respexisse videntur. Das Patronatsrecht solle erhalten bleiben, sofern es sich 
in den kanonischen Grenzen halte und den Stiftungen entspreche. Nur zum Priester 
geweihte Geistliche sollten künftig Altaristen werden, wer bisher kein Priester sei, solle 
die Weihe bis zum Fest des heiligen Johannes des Täufers empfangen. Alle mit einem 
Altar oder einer Vikarie versehenen Priester seien zu persönlicher Residenz verpflichtet. 
Im Anschluss regelte die Union die Zusammenlegung von insgesamt 14 Altären im 
einzelnen, die künftig von drei Altaristen versehen werden sollten. Dem kaiserlichen 
Altar wurde der Matthiasaltar inkorporiert, was den Inhaber verpflichtete, in Namedy, 
einer nahegelegenen Siedlung, Gottesdienst zu halten. Der Rat hatte ihm dafür sechs 
Goldgulden und zwei Malter Korn zu reichen. 

Das Unionsinstrument regelte auch Rechte und Pflichten der Altaristen neu. Dem 
Pfarrer sollten sie Gehorsam und Ehrerbietung schuldig sein, dieser ihre Register und 
Rechnungen prüfen. Die Seelsorge hatten der Pfarrer und seine beiden Kapläne wahr-
zunehmen. Im Übrigen waren die Pflichten der Kapläne und Altaristen die gleichen, mit 
einer einzigen Ausnahme: Das Anniversar am Julianentag sollte gemäß der Stiftung 
bestehen bleiben: Anniversario S. Julianae iuxta fundationem in suo vigore manente. 
Die Kapläne und Altaristen sollten an allen Sonn- und Festtagen an den Pfarrgottes-
diensten und Vespern teilnehmen. Täglich hatten sie eine Messe am Kreuzaltar zu 
singen und abwechselnd an einem der übrigen Altäre der Reihe nach eine Messe mit 
Kollekte für die Wohltäter oder Stifter zu feiern. Die Patrozinienfeiern der Altäre 
sollten die Altaristen und Kapläne gemeinsam begehen. Die schon bestehende Gewohn-
heit, monatlich ein allgemeines Anniversar mit Vigil und Kommemoration der 
                                                                 
62  Vgl. Schwab, Pfarre Andernach (1931), 60. 
63  Brief vom 25.11.1587: LHAK 612/2755. Zu den Verhandlungen vgl. Schwab, Pfarre Andernach 
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Wohltäter abzuhalten, sollte beibehalten werden, damit die frommen Absichten derje-
nigen, deren Namen oder Einkünfte verloren gegangen seien, nicht betrogen würden: ne 
piae voluntates instituentium, quorum vel nomina vel reditus deperierunt, quadamtenus 
defraudentur. Zur besseren Wahrung der Residenzpflicht wandelte das Unionsinstru-
ment die bis dahin den Altaristen gemeinsam gehörenden Präsenzgelder in personale 
um, die nur den tatsächlich Anwesenden zugute kommen sollten. Ihnen sollten auch die 
Strafgelder zufallen, die bei Versäumung der Messe zu zahlen waren. Die Feststellung 
der Präsenz und Berechnung der Präsenzgelder sollte ein vereideter Prokurator über-
nehmen und jährlich in der Oktav vor dem Johannesfest darüber Rechnung legen. Den 
Vikaren wurden die besten der vorhandenen Häuser zur Verfügung gestellt, für deren 
Reparatur die Inhaber künftig selbst aufzukommen hatten. Einmal jährlich sollten die 
Häuser vom Pfarrer und dem ältesten Vikar visitiert werden. Dem Vikar des Kaiser-
altars, dessen bisherige Behausung verfallen sei und sich an unbequemem Ort befände, 
wurde das bisher zum Matthiasaltar gehörende Haus zugewiesen. Alle drei Jahre sollten 
die Vikare und Kapläne über ihre Güter und Einkünfte Rechenschaft ablegen.64 

Das Unionsinstrument reflektiert nicht nur im Eingangspassus, sondern auch in den 
einzelnen Festlegungen große Sensibilität für die Stifter der zusammengelegten Bene-
fizien. Wenn auch die Stiftungsvorgaben nicht im Einzelnen beibehalten wurden, so 
zielten die Festlegungen der Union doch darauf ab, das Gedenken an die Stifter und 
Wohltäter aufrechtzuerhalten. Dass das monatliche Anniversar, an das dabei angeknüpft 
wurde, eine schon bestehende Gewohnheit war, zeigt, dass die Bewahrung des Stifter-
gedenkens nicht nur ein Anliegen des Erzbischofs war, sondern auch unabhängig von 
der Union bestand. 

Die Sonderbehandlung des kaiserlichen Altars, dem lediglich ein einziger anderer 
Altar inkorporiert wurde, hatte eine Ursache sicherlich darin, dass der Rat das Patro-
natsrecht gewahrt wissen wollte. Vielleicht spielte dabei über seine eigenen Interessen 
hinaus eine Rolle, dass auch von kaiserlicher Seite Einspruch gegen Veränderungen im 
Patronatsrecht möglich war. Denn obwohl nach Maximilian I. kein Kaiser seine Rechte 
bei der Besetzung der gestifteten Vikarie mehr von sich aus geltend gemacht hatte, so 
blieb doch die Möglichkeit bestehen, dass die kaiserliche Kanzlei auf ein Ausbleiben 
der Nomination seitens des Rates aufmerksam werden würde – etwa im Zusammenhang 
mit der Bitte um Bestätigung der Stiftungsurkunde. Der Unionstext macht jedoch 
deutlich, dass dem Rat nicht lediglich am Erhalt des Präsentationsrechts gelegen war, 
sondern auch am mit der Stiftung verbundenen Anniversar am Julianentag, dessen 
Fortbestand ausdrücklich festgeschrieben wurde. 

Die Union von 1588 zeugt indessen nicht nur von den Kontinuitäten im Stiftungs-
vollzug, sondern veränderte diesen zugleich. Wie die anderen Altaristen auch wurde der 
mit dem Kaiseraltar betraute Priester nun stärker der Kontrolle des Pfarrers unterstellt, 
wenn auch dessen Disziplinargewalt nicht so scharf gefasst worden war, wie es der 
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erste Unionsentwurf vorgesehen hatte.65 Auch mit den übrigen Altaristen hatte der 
Inhaber des kaiserlichen Altars in der Folge die Erledigung der Pflichten, die ihnen 
gemeinsam und abwechselnd oblagen, abzusprechen. Insbesondere die Regelungen 
über die Präsenzgelder, die nur noch den tatsächlich Anwesenden zukommen sollten, 
mussten für die Altaristen einen Anreiz darstellen, ihre Pflichten regelmäßig wahr-
zunehmen und sich dabei gegenseitig zu überprüfen. 

Auch die liturgischen Pflichten des kaiserlichen Vikars hatten sich durch die Union 
verändert. Aus den dabei getroffenen Vereinbarungen ergab sich, dass nurmehr etwa 
alle zwei Wochen eine Messe an dem von Friedrich III. gestifteten Altar zu halten war. 
Nach dem Wortlaut der Union sollten die künftig an den einzelnen Altären zu lesenden 
Messen mit einer Kollekte für die Wohltäter und Stifter verbunden sein. Dass diese 
dabei mit der Nennung des Namens individuell kommemoriert wurden, liegt sehr nahe. 
Denn das allgemeine Gedenken an sie als solche, auch derjenigen, deren Namen verlo-
ren gegangen waren, wurde durch das monatliche Anniversar gesichert. Das liturgische 
Gedenken an Stifter und Wohltäter, zu dem die einzelnen durch die Altarunion betrof-
fenen Stiftungszwecke zusammengefasst wurden, wurde von den Beteiligten offen-
sichtlich als allen differenzierten Stiftungsauflagen übergeordnet empfunden; es war der 
gemeinsame Anspruch, zu dem sich die piae fundatorum voluntates bündeln ließen. Die 
von Friedrich III. abseits vom Anniversar vorgeschriebenen Messen, für die in der 
Stiftungsurkunde keine Gedenkauflage fixiert worden war, wurden durch die Union 
demnach nicht nur reduziert, sondern auch im Sinne dessen, was man für den unhinter-
gehbaren Anspruch eines Stifters hielt, konkretisiert.  

Ein für den kaiserlichen Vikar sehr vorteilhafter Effekt der Union dürfte die Verbes-
serung seiner Einkommensverhältnisse gewesen sein. Eine kurz nach Abschluss der 
Union erstellte Übersicht über Einkünfte und Präsenzgelder der Altaristen benennt die 
Einkünfte des Kaiseraltars mit 34 Goldgulden, zehn Mark und zwei Malter Korn.66 Wie 
diese Fixierung zustande kam, ist unklar. Nach der Stiftungsurkunde hätten dem Vikar 
40 Goldgulden, dem Unionsinstrument zufolge zusätzlich sechs Goldgulden und zwei 
Malter Korn zugestanden. Ob der Rat die in der Übersicht aufgeführten Einkünfte tat-
sächlich zahlte, ist hingegen zweifelhaft. Zeitgleiche Ratsrechnungen sind nicht über-
liefert. In einem Brief an der Trierer Erzbischof von 1600 schrieb der Rat, man würde 
dem Inhaber des Altars 28 Goldgulden im Jahr zahlen, eine Summe, die sich auch in 
den Ratsrechnungen von 1613, 1614 und 1619 findet.67 Möglicherweise wurden die mit 
dem Matthiasaltar verbundenen Einkünfte nicht vom Rat gezahlt. Sie finden sich 
allerdings auch in den Kirchmeisterrechnungen nicht vor 1687. Wenn also mit der 
Union auch die Einkünfte des kaiserlichen Vikars nicht wieder auf den Stand gebracht 
wurden, den sie gemäß der Stiftungsurkunde haben sollten, so hatte sie doch dazu 

                                                                 
65  Vgl. Schwab, Pfarre Andernach (1931), 62, Anm. 15. 
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beigetragen, die materiellen Verhältnisse des Vikars wesentlich zu verbessern. Auch 
eine angemessene Behausung stand diesem jetzt wieder zur Verfügung. 

Die kontinuierliche Durchführung des Anniversars, das der Union zufolge bestehen 
bleiben sollte, lässt sich auch in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts anhand der 
städtischen Rechnungen nachvollziehen. Die Rechnungen spiegeln jedoch auch Verän-
derungen des Anniversarvollzugs im Einzelnen. Seit der Jahrhundertmitte scheint sich 
die Zahl der Priester, die am Tag der Jahrzeit Messe lasen, reduziert zu haben. In den 
Baumeisterrechnungen der 50er Jahre finden sich Präsenzgelder nicht mehr für 30 
Priester, sondern nur noch für den Kirchherrn und die Altaristen. Obwohl man für diese 
Zeit mit mehr als nur drei Altaristen in der Pfarrkirche rechnen darf, wie für 1581 belegt 
ist,68 so werden es doch deutlich weniger als 30 gewesen sein. Zwischen 1565 und 1574 
wurde die Zahlung von Präsenzgeldern ganz eingestellt.69 Da recht unwahrscheinlich 
ist, dass der Rat den mit der kaiserlichen Vikarie betrauten Priestern über die Kürzung 
ihrer Einkünfte hinaus zumutete, diese Kosten selbst zu tragen, muss man aus den 
Rechnungsbelegen schließen, dass das Anniversar nun nur noch vom kaiserlichen Vikar 
allein begangen wurde. Doch sparte der Rat nicht einfach. Während in der ersten 
Jahrhunderthälfte die Ausgaben für das Festessen im Rathaus fehlen, lässt sich für die 
zweite Hälfte des Jahrhunderts wieder belegen, dass die Ratsherren, nachdem sie 
dennen verplevene burgeren gedechtnus biß an her vergangen gehaltenn hatten, 
gemeinsam mit de kyrchendener unnd sunß dar zu beroeffen hern und frundt im 
raedthauß tzu mittach tzum essen blieben.70 Außerdem ist in den Andernacher Korn-
rechnungen seit 1578 regelmäßig eine Almosenspende nachzuweisen.71 Da sich für die 
Zeit davor weder in den Kornrechnungen noch in anderen überlieferten Rechnungs-
beständen, die für den Vermerk entsprechender Ausgaben in Betracht zu ziehen wären, 
Hinweise darauf finden, ist sehr wahrscheinlich, dass das Almosen am Julianentag erst 
1578 eingeführt wurde. Von da an ist es regelmäßig belegt. Jahr für Jahr ließ der Rat 
zum Anniversar nun Brot an die Armen der Stadt verteilen, meist von zwei Malter 
Korn. Obwohl es keine exakte zeitliche Koinzidenz mit dem Wegfall der vom Rat am 
Julianentag für die Priester bereitgestellten Präsenzgelder gibt, ist doch in Erwägung zu 
ziehen, dass diese Ausgaben vom Rat umgewidmet wurden. Vor dem Hintergrund der 
angespannten personellen Situation, die 1588 die Union der Altarbenefizien in der 
Pfarrkirche nötig machte, erscheint es verständlich, dass die in der Stiftungsurkunde 
geforderten 30 Vigilien und Messen die Leistungskraft der in Andernach ansässigen 
Priester überschritt. Zudem mochte auch im katholischen Andernach in nachreforma-
torischer Zeit die Verteilung eines Almosens den städtischen Bedürfnissen mehr ent-
sprechen als ein gesteigerter liturgischer Aufwand beim Anniversar. 

                                                                 
68  Vgl. Schwab, Pfarre Andernach (1931), 60. 
69  Vgl. die Baumeisterrechnungen (s. Anhang VIII.1.1.). 
70  Rechnung vom Jahr 1581 (s. Anhang VIII.1.1.2.); Transkription nach Huiskes, Man mangelt 

(1994), 99f. 
71  Vgl. die Kornrechnungen (s. Anhang VIII.1.4.). 
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Betrachtet man die verschiedenen Hinweise auf die Modalitäten des Stiftungsvoll-
zugs in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts im Zusammenhang, so wird deutlich, 
dass der Andernacher Rat den Bestand der Stiftung zwar weiter überwachte, sich dabei 
aber nicht strikt an die zweifelsohne bekannten, schriftlich fixierten Vorgaben Fried-
richs III. hielt. Vom Patronatsrecht abgesehen, richtete sich die Fürsorge des Rates 
insbesondere auf die repräsentativen Elemente der Stiftung: auf den Altar, der über den 
konkreten Stiftungsvollzug hinaus an die Stiftung erinnerte, und auf das Anniversar, an 
dem der Rat selbst teilnahm. Altar und Anniversar waren diejenigen Ausdrucksformen, 
die – in unterschiedlicher Weise – die mit der Stiftung verbundenen Bedeutungen 
besonders deutlich konkretisieren und einer großen Personenzahl vermitteln konnten: 
das Gedenken des Stifters und der gefallenen Andernacher, die Kaiserlichkeit der 
Stiftung, die Verantwortlichkeit des Rates. Die Prioritäten, die der Rat in Bezug auf die 
Stiftung setzte, werden besonders deutlich anhand der Gelder, die er dafür ausgab: Für 
den Altar und die Jahrzeit scheute er keine zusätzlichen Ausgaben, den Vikaren redu-
zierte er die Einkünfte. Hier war es mit der Union von 1588 erst ein Impuls von außen, 
vom Trierer Ordinarius, der Besserung brachte. 

VI.3.5. Störfaktoren: Kaiser, Landesherr und Diözesan bei der Besetzung 
der Vikarie 

Eine ganz andere Bewertung der Union in Bezug auf die Einkünfte des Vikars findet 
sich in einem Briefentwurf des Rates an den Trierer Erzbischof Lothar. Dieser hatte in 
einem Brief an Ritter, Schöffen, Bürgermeister und Rat vom 26. Mai 1600 den 
Andernachern vorgeworfen, er habe von verschiedenen Seiten glaubhaft in Erfahrung 
gebracht, dass der Kaiseraltar bei ihnen nun schon das zweite Jahr vakant und unbedient 
geblieben sei, dahero dan der deßwegen angestellter gottesdienst nit allein der gebur 
nit versehen, sondern auch der fundatorn wolmeinende intention im wenigsten nit 
erfullet worden. Sie sollten einen Kandidaten nominieren, andernfalls würde er selbst, 
kraft päpstlicher Erlaubnis und seiner Autorität als Ordinarius, den Altar mit einer 
qualifizierten Person besetzen.72 

Im Entwurf ihrer Antwort an den Diözesan rechtfertigten sich die Andernacher. Zwar 
habe der Altar eine Zeitlang keinen Besitzer gehabt, sei aber keineswegs unbedient 
geblieben. Sie sähen sich genötigt, dem Erzbischof derohalben einmalen de wahre 
beschaffenheidt selbigen altars underthenigst zu entdecken. Der Altar sei vor der Union 
keinem Altaristen gegeben und nicht mit Kirchenbeschwerden belastet, sondern frei und 
abgesondert gewesen. Durch die Union hätten sich unerwogene Schwierigkeiten erge-
ben. Der Besitzer des Altars sei mit mehr Pflichten als andere Altaristen beladen, eines 
theills, das bei den ein zeit lang gefhärlichen gestandenen kriegsempörungen der 

                                                                 
72  LHAK 612/2759, ebd. auch die folgenden Zitate. 
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possessor Namedei mit bedienen und alle sonntag sich dahin mit zimblicher gefhar 
begeben müssen, andertheills, dass dießer altarist weniger dan andere altaristen mit 
einkompften in der union versehen, sondern sehr vor anderen geschmälert. Zudem wäre 
aus verschiedenen Gründen zwischen dem Pfarrer und den Altaristen Streit erwachsen. 
Etliche von ihnen hätten sich deshalb anderstwohin, da sie sich zu verbeßern unnd im 
friedtfertigerm stand zu leben gewußt, begeben, daruff dann gefolgt, das woll der altar 
eine zeit langs vacirt, aber niemals unbedient geplieben. 

Als der letzte Inhaber des Altars, Wilhelm Hoell, nach Speyer gegangen sei, hätten 
sie den Sohn eines Mitbürgers, Georg Mertloch, der kaiserlichen Majestät nominiert 
und durch verschiedene Agenten dem Kurfürsten als Ordinaruis pro impetranda 
investitura die Präsentation gesendet. Ohne Zweifel hätte damals der Kaiser soviel mit 
dem ungarischen Krieg und anderen hochwichtigsten Dingen zu tun gehabt, so dass 
diese geringe Sache nicht hätte vorgebracht werden können.73 Zuletzt hätte sich die 
Nomination bei der kaiserlichen Kanzlei wegen einreißender boeßer lufft zu Prags und 
vorziehunge nacher Pilßen verloren. Mertloch sei jüngst verstorben, der Altar aber 
durch die Altaristen, jetzt durch den geistlichen Rektor versehen worden. Sie hätten 
auch nur sieben Goldgulden für die Kosten der Nomination einbehalten, erwähnter Rek-
tor würde keinerlei Präsenzgelder genießen, sondern sich mit den 28 Goldgulden, die 
sie ihm zahlten, begnügen, die Präsenz würde den anderen zugeschlagen. Bei seinem 
Vorgänger hätten sie um Duldung des nominierten Mertloch gebeten, bis die kaiserliche 
Präsentation ausgebracht wäre: ist aber druf nichts erfolgt. Nach dem Tode Mertlochs 
hätten sie sich jahrelang vergeblich um eine geeignete geistliche Person bemüht. Der 
Mangel würde also nicht an ihnen liegen, da die Präsentation schwer anzubringen und 
zudem teuer sei. Die Nominierten würden sich über die hohen Unkosten dafür be-
schweren. Ferner würden die Altaristen ungern etwas an des Altars gepuer missen, und 
auch ihnen (den Schreibenden) falle es schwer, so große Unkosten auf sich zu nehmen. 
Deshalb würden sie hoffen, beim nächsten Reichstag eine neue Verordnung zu erlang-
en, weil es auch dem Kaiser bedencklich fallen möchte, so offt de novo Ewrer Chur-
fürstlichen Gnaden ratione investiturae gnedigst zu praesentiren. Nicht besser ergehe es 
dem Pfarrer mit seinen Kaplänen. Wenn er einen oder mehrere für ein Jahr angestellt, 
sie etwas gelehrt habe und meine, sie sollten bleiben, so würden sie anderswohin 
ziehen, in der Hoffnung, sich zu verbessern; danach bekäme er vielleicht weniger 
qualifizierte. Nach all diesem ersuchten sie den Kurfürsten, ihre Entschuldigung zu 
beherzigen. Sie würden sich um die kaiserliche Präsentation einer qualifizierten Person 
bemühen. Oder falls der Kurfürst ihren Nominaten dulde und – so ein Einfügungs-
vermerk am Rand – alle Einkünfte gleich einem Altaristen genießen lasse, so würden 
sie baldigst eine qualifizierte Person nominieren.74 
                                                                 
73  ‚Ungarischer Krieg‘: Türkenkrieg 1593-1606; vgl. Lutz, Reformation und Gegenreformation 

(1991), 78. 
74  LHAK 612/2759. Der erwähnte geistliche Rektor ist mit dem Andernacher Pfarrer zu identifizieren; 

zu dessen Bezeichnung und Rechtsstellung vgl. Schwab, Pfarre Andernach (1931), 34; 41; 50. 
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Der Briefwechsel zwischen dem Trierer Erzbischof und dem Andernacher Rat 
beleuchtet die Stiftungswirklichkeit in einer krisenhaften Situation. Allerdings ist bei 
deren Schilderung seitens des Rates der rechtfertigende Charakter seines Schreibens zu 
berücksichtigen. In besonderer Weise gilt dies dafür, wie der Rat die Schmälerung der 
Einkünfte des kaiserlichen Vikars darstellte. Zwar ist in Rechnung zu stellen, dass der 
Rat das Einkommen des Vikars dabei nicht am Zustand vor der Union bemaß, sondern 
in Bezug auf die Ausstattung der anderen Altaristen. Doch verschwieg der Rat seinen 
eigenen Anteil an dieser Lage. Er gab nur an, 28 Goldgulden an Einkünften zu zahlen, 
nicht jedoch, dass dieser Betrag weit unter demjenigen lag, der gemäß der Union von 
Kaiser- und Matthiasaltar hätte gezahlt werden müssen (46 Goldgulden, dazu zwei 
Malter Korn). Selbst wenn man annimmt, dass die Einkünfte des Matthiasaltars durch 
den Pfarrer oder einen Prokurator gezahlt wurden, entsprachen die Einkünfte des 
kaiserlichen Vikars nicht den Stiftungsvorgaben. Zudem mutete der Rat die Nomina-
tionskosten dem Bewerber zu. 

Abgesehen davon, dass der Rat die Verantwortung nicht erwähnte, die er in Bezug 
auf die niedrigen Einkünfte der Stiftung selbst trug, dürften die beschriebenen Schwie-
rigkeiten weitgehend den Tatsachen entsprechen. Die Union von 1588 hatte die Pflich-
ten der Altaristen zum großen Teil vereinheitlicht. Deshalb ist durchaus wahrscheinlich, 
dass geringere Einkünfte und die zusätzliche Verpflichtung zum Gottesdienst in 
Namedy die Pfründe des kaiserlichen Vikars weniger attraktiv machten, inbesondere in 
einer Zeit, als das Niederrheingebiet immer wieder von Kriegsunruhen erschüttert 
wurde.75 Auch der Streit zwischen Altaristen und dem Pfarrer sowie der generelle 
Mangel an qualifizierten Geistlichen werden es nicht leicht gemacht haben, einen 
Bewerber für die Pfründe zu finden beziehungsweise den Vikar darauf zu halten. Wenn 
diese Schwierigkeiten grundsätzlich also nicht unterschätzt werden sollen, so wird im 
Briefentwurf des Rates doch hinreichend klar, dass der wichtigste Grund für die zwei-
jährige Vakanz des Kaiseraltars anderswo lag. Denn 1598 hatte es sehr wohl einen 
Bewerber um die Vikarie gegeben: Georg Mertloch. Ein Entwurf oder eine Abschrift 
des Nominationsschreibens für diesen hat sich erhalten.76 Das Schreiben selbst, so 
schildert es der Briefentwurf des Rates von 1600, verlor sich jedoch bei der kaiserlichen 
Kanzlei. In deren fehlender Reaktion lag letztlich die Ursache für die Vakanz der 
Vikarie. Dem Rat schien die Nominationspflicht so aufwendig und überflüssig, dass er 
beabsichtigte, eine Neuregelung des Patronatsrechts zu erwirken. Ohne Zweifel inten-
dierte er dabei, über das Nominationsrecht hinaus auch das Präsentationsrecht zu erhal-
ten. Dass ein dahingehender Vorstoß beim Kaiser tatsächlich erfolgt ist, scheint gleich-
wohl sehr unwahrscheinlich. Eine entsprechende Neuregelung ist nicht überliefert und 

                                                                 
75  Zu den Kriegen und ihren Auswirkungen auf das Niederrheingebiet im letzten Viertel des 16. Jahr-

hunderts vgl. Schäfer, Mißglückter Überfall (1994), 111–114; Petri, Zeitalter der Glaubenskämpfe 
(1980), 157. 

76  In LHAK 612/2759 (03.08.1598). 
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wird auch in den kaiserlichen Bestätigungsurkunden des 17. Jahrhunderts nicht er-
wähnt. 

Zum vorerst letzten Mal lässt sich die kaiserliche Präsentation beim Trierer Erz-
bischof für Wilhelm Hoell im Jahr 1594 nachweisen.77 Für das gesamte 17. Jahrhundert 
sind weder Nominations- noch Präsentations- oder Investiturschreiben für die kaiser-
lichen Vikare überliefert. Neben diesem Befund deuten auch andere Quellen darauf hin, 
dass die Nominierten in diesem Zeitraum vom Rat direkt dem Trierer Erzbischof 
präsentiert wurden. So bat etwa 1614, als es Streit um den rechtmäßigen Besitz der 
Vikarie gab, Gerhard Melsbach den Rat, ihn in seiner Nomination an den Kurfürsten zu 
schützen.78 Von der direkten Präsentation des Nominierten ist auch in einem Brief 
Karls VI. an die Andernacher aus dem Jahr 1716 die Rede.79 Ihnen könne, heißt es 
darin, nit verborgen seyn und ist allenfalls aus unsernn kayserlichen reichshoff archiv 
erweißlich, dass sie verpflichtet seien, sobald die zum Julianenaltar gehörende Vikarie 
vakant werde, dem Kaiser einen würdigen Geistlichen dafür zu benennen, welcher dann 
durch ein kaiserliches Schreiben dem Erzbischof von Trier vorzuschlagen sei. Er 
erwarte innerhalb von zwei Monaten Antwort, warum dieses so lange unterlassen und 
der Geistliche direkt dem Erzbischof präsentiert worden sei. Die Andernacher 
antworteten dem Kaiser, sie würden sich reinen Gewissens nicht erinnern, wegen der 
Benennung zum Kaiseraltar jemals etwas verfügt zu haben, was der Verordnung 
Friedrichs III. zum Nachteil gedeutet werden könne. Was sie guten Glaubens vielleicht 
unterlassen hätten, sei den seit etlichen Jahren herrschenden, zumeist französischen 
Kriegsunruhen zuzuschreiben, um derer willen sie ihre documenta, worauß das 
beobachtendes wäre zu ersehen gewesen, in anderwertigen gesicherten verwahr zum 
öftteren verbringen müssten. Künftig wollten sie den Fundationsbrief gebührend 
verfolgen.80 Die Antwort an Karl VI. dürfte kaum so reinen Gewissens erfolgt sein, wie 
der Rat vorgab. Zwischen der letzten nachweisbaren Nomination beim Kaiser von 1594 
und dem Brief Karls VI. 1716 hatte er insgesamt fünfmal kaiserliche Bestätigungen der 
Urkunde Friedrichs III. eingeholt, zuletzt von Karl VI. selbst im Jahr 1712.81 Die Rege-
lung des Patronatsrechts musste also bekannt sein und war wissentlich verletzt worden. 

Wie Karl VI. oder wohl eher die kaiserliche Kanzlei darauf aufmerksam geworden 
war, dass der Andernacher Rat die schriftliche Anzeige des Kandidaten unterlassen 
hatte, ist ungewiss. Allerdings schenkt schon ein Zusatz in der Bestätigungsurkunde 
Karls VI. von 1712 der Präsentationspflicht besonderes Augenmerk. Seit Ferdinand III. 
im Jahr 1653 Stiftung und Zoll bestätigt hatte, war der Wortlaut seiner Bestätigungs-
urkunde unverändert in die seiner Nachfolger inseriert worden. So auch in der Urkunde 
Karls VI., doch war hier in das Insert ein zusätzlicher Passus eingefügt worden, der den 

                                                                 
77  Investiturinstrument vom 08.08.1594 in Abschrift: LHAK 612/2759. 
78  Vgl. LHAK 612/2759. 
79  LHAK 612/2759 (15.07.1716). 
80  Vgl. Entwurf oder Abschrift des Schreibens: LHAK 612/2759 (17.09.1716). 
81  Siehe oben, 231, Anm. 26. 
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Andernacher Rat verpflichtete, bey künfftighin vorfallender jedesmaliger vacatur uns 
und unseren nachkommen am reich römischen kaisern und königen davon schrifftliche 
nachricht zu erstatten und den nominatum anzuzeigen.82 Der Abschnitt war unnötig, 
weil dasselbe durch die Stiftungsurkunde Friedrichs III. vorgeschrieben worden war, 
deren Wortlaut alle kaiserlichen Bestätigungsurkunden ohnehin enthielten. Der Zusatz 
zeugt also von einer gesteigerten Aufmerksamkeit gegenüber dem Patronatsrecht. 
Trotzdem spricht der zeitliche Abstand zwischen der Bestätigung von 1712 und dem 
Mahnschreiben von 1716 gegen eine direkte Verbindung zwischen beiden Vorgängen. 

Geht man davon aus, dass der Rat seit der erzbischöflichen Mahnung zur Besetzung 
der Vikarie von 1600 den Kandidaten für die kaiserliche Vikarie selbst dem Trierer 
Erzbischof präsentierte, und zwar in Reaktion auf den gescheiterten Nominationsver-
such beim Kaiser von 1598, dann wird es problematisch, das Verhalten des Rates in 
Bezug auf den Stifterwillen zu beurteilen. Denn nach den Erfahrungen von 1598 musste 
sich die von Friedrich III. vorgeschriebene Nomination beim Kaiser geradezu als 
Hindernis darstellen, die Vikarie mit einem Priester zu besetzen. Die von Friedrich III. 
festgesetzte Aufteilung des Patronatsrechts, die seinen Nachfolgern im Kaisertum die 
Mitwirkung bei der Besetzung der Vikarie gesichert hatte, setzte ein gewisses Interesse 
seitens des Kaisertums an dieser Mitwirkung voraus. Friedrich III. selbst und nach ihm 
sein Sohn Maximilian hatten ihren Einfluss auf die Vergabe der Pfründe noch genutzt, 
ihre Nachfolger nicht mehr. Die rechtliche Konstruktion des Patronats hatte ihren 
Zweck verloren und war zu einem funktionslosen Akt geworden, der sich zudem als 
anfällig für Störungen erwies. Hatte sie in der Zeit Friedrichs III. und Maximilians zur 
Zweckentfremdung von Stiftungseinkünften geführt, so stand sie nun der Besetzung der 
Vikarie grundsätzlich im Wege. Dem Rat schien in dieser Situation ein stillschweigen-
des Unterlaufen der Pflicht zur Anzeige des Nominierten beim Kaiser möglicherweise 
als einfachste Lösung des Problems, die daraufhin zur Regel wurde. Auch wenn die 
Auslassung des Kaisers im Präsentationsverfahren nicht mit den Auflagen der Stif-
tungsurkunde im Einklang stand, so musste sie doch darüber hinaus keine negativen 
Folgen für den Stiftungsvollzug im engeren Sinne haben. 

In welcher Weise genau sich Andernacher Rat und Trierer Kurfürst nach dem Brief-
wechsel von 1600 über die Besetzung der Vikarie einigten, ist nicht bekannt. Weil für 
das 17. Jahrhundert Investiturinstrumente für die Inhaber der Vikarie fehlen, ist deren 
Besetzung insgesamt weniger gut nachvollziehbar. Zufolge einer von Peter Schug 
erstellten Liste der kaiserlichen Vikare erhielt noch im Jahr 1600 Johann Liebscheid die 
Pfründe.83 Liebscheid blieb kaiserlicher Vikar bis 1612, als er Andernach verließ, um 
die Pfarrei Linz zu übernehmen. Er resignierte jedoch die Pfründe nicht, zunächst wohl, 
weil er nur für befristete Zeit in Linz bleiben sollte. So jedenfalls stellt es ein Brief dar, 
den der Andernacher Rat 1612 von seinem Landesherrn, dem Kölner Erzbischof 

                                                                 
82  LHAK 612/1928. 
83  Vgl. Schug, Geschichte (1970), 40, ohne Nachweis. 
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Ferdinand erhielt. Dieser teilte dem Rat mit, er habe den Linzer Pastor Hartmann auf 
ein Jahr und bis zu weiterer Regelung zur geistlichen Verwaltung des Münsterschen 
Vikariats herangezogen. Während dessen Abwesenheit müsse die Pfarrei gebührend 
versorgt und der Gottesdienst verrichtet werden, wozu ihm der Andernacher 
kirchenbeneficiatus wegen seines exemplarischen Lebens und Wandels empfohlen 
worden sei. Der Rat solle diesem die Bedienung der Linzer Pfarrei gestatten und in-
zwischen den Gottesdienst in ihrer Pfarrkirche durch einen qualifizierten Priester 
verrichten lassen.84 Mit dem vom Kölner Erzbischof angesprochen Benefiziaten war 
kein anderer als der Vikar des Kaiseraltars Johann Liebscheid (Lipscheidt) gemeint. 
Dessen und des Linzer Pfarrers substitution ad tempus mit Geduld zu tragen, forderte 
bald darauf auch der Trierer Erzbischof Lothar den Andernacher Rat auf.85 Noch im 
gleichen Jahr bestätigte er den Tausch der Benefizien zwischen Hartmann und 
Liebscheid (Liescheid).86 Mit dem Benefizientausch wurde klar, dass Liebscheids 
Wechsel nach Linz nun nicht mehr zeitlich begrenzt werden sollte. Somit ergab sich die 
Situation, dass der neue Inhaber der Pfründe nicht am Ort residieren und den Altar 
bedienen würde. Doch der Andernacher Rat war offensichtlich nicht bereit, den 
Benefizientausch zu akzeptieren, durch den das Patronatsrecht umgangen wurde. Mehr-
fach beschwerte sich Johann Hartmann beim Kurfürsten von Köln, der Rat wolle ihm 
die Einkünfte des Altars nicht zahlen. 1615 unterrichtete er den Erzbischof, der Rat 
habe einem anderen jungen Priester immission gegeben und villicht jetzt auch demsel-
ben das jhargelt folgen zu lassen gemeindt. Dieser Priester war der aus Andernach 
stammende Gerhard Melsbach, der bereits 1612, als ihm der Weggang Liebscheids 
bekannt geworden war, den Rat gebeten hatte, ihm als einem burgers sohne den Altar 
zu übertragen. Dass der Rat sich für ihn einsetzte, geht auch aus zwei Schreiben von 
1614 hervor, in denen Melsbach seinerseits um die Auszahlung seiner Einkünfte bat 
und anmerkte, der Rat möge ihn in seiner Nomination an den Kurfürsten schützen. Der 
Rat schenkte jedoch vorerst weder Hartmann noch Melsbach Gehör. In einer nicht 
datierten Notiz aus dieser Zeit heißt es, da in der strittigen Sache zwischen Hartmann 
und Melsbach bisher kein Bescheid des Trierer Erzbischofs erfolgt sei, sollten die 
Gefälle des Kaiseraltars bis zu einer entsprechenden Resolution nicht gezahlt werden.87 
Wie die verschiedenen Parteien zu einer Lösung kamen, ist ungewiss. Letztlich jedoch, 
so geht aus den Ratsrechnungen hervor, erhielt Gerhard Melsbach die Vikarie.88 

                                                                 
84  Brief vom 30.11.1612: LHAK 612/2759. 
85  LHAK 612/2759 (08.01.1613). 
86  Am 30.06.1613, inseriert in ein Notariatsinstrument von 1614: LHAK 612/2759. 
87  Alle erwähnten Schreiben: LHAK 612/2759. 
88  S. Anhang VIII.1.2. 
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VI.3.6. Erinnerung an Stiftung und Stifter als Argument – Ausnahme und 
Alltag 

Bald nach den Auseinandersetzungen um die Vikarie musste Gerhard Melsbach den Rat 
erneut um Unterstützung bitten. Er schilderte, dass der Stadtschultheiß kraft einer 
Anweisung des Kölner Steuerkollektors den gesamten Andernacher Klerus zur unver-
züglichen Einlieferung der angesetzten Steuer aufgefordert habe, andernfalls würde per 
manum militarem vorgegangen werden. Ein vom Trierer Kurfürsten eingeholtes 
Befreiungsschreiben habe bei den hinderlassenen herrn räthen nichts gefruchtet, 
sondern lediglich einen Aufschub von vierzehn Tagen erwirken können, um sich beim 
Rat schriftlich bestätigen zu lassen, dass Friedrich III. den Altar St. Petri gestiftet und in 
der Weise befreit hätte, dass kein Kurfürst oder sonstige weltliche oder geistliche 
Stände dem Besitzer des erwähnten Altars Lasten oder Steuern auferlegen sollten und 
der Rat ihn widrigenfalls zu verteidigen habe. Der Rat ließ das von Melsbach erbetene 
Schreiben anfertigen, referierte die Bestimmungen über die Befreiung des Altars und 
verwies zudem darauf, dass mit der Vikarie auch ein ewiger gottsdienst zur recordation 
kayserlicher mayestät undt deroselbiger gehorsamer burger, welche ihr leib undt blutt 
in des ertzstiffts Colln vheden vergossen haben, gestifftet und bestätiget worden sei. Er 
bat, Melsbach frei passieren zu lassen und nicht weiter zu belästigen.89 

Die Schriftstücke von 1616 dokumentieren nicht nur, dass der Rat seiner Pflicht 
nachkam, den Vikar in den mit der Stiftung verliehenen Befreiungen zu schützen. Sie 
zeigen auch, dass Friedrich III. als Stifter dem Vikar bekannt war und wie gut dessen 
Kenntnisse über die Stiftungsbestimmungen waren. Im Schreiben des Rates fällt in 
zweifacher Hinsicht die Erwähnung der Kölner Stiftsfehde auf. In der Stiftungsurkunde 
und den späteren kaiserlichen Bestätigungen kam dieser Terminus nicht vor; dort war 
vom Krieg gegen den Herzog von Burgund die Rede. Die historische Erinnerung an den 
Kontext der Stiftung war also noch lebendig und zumindest nicht gänzlich von der 
Narratio der Stiftungsurkunde abhängig. Dass der Rat auf die Kölner Stiftsfehde 
hinwies, dürfte den Zweck gehabt haben, nicht nur durch die Berufung auf die recht-
lichen Bestimmungen, sondern zusätzlich durch den Hinweis auf die Bewährung der 
Andernacher im Dienste des Erzstifts die Adressaten des Schreibens, die kurfürstlichen 
Räte, dem Gesuch des Rates geneigt zu machen. Aus demselben Grund könnte auch die 
Verpflichtung zum liturgischen Gedenken Friedrichs III. erwähnt worden sein. Als 
Beleg dafür, dass das liturgische Stiftergedenken tatsächlich vollzogen wurde, lässt sich 
der Brief des Rats allerdings nicht heranziehen, weil äußerst wahrscheinlich ist, dass für 
seine Abfassung die Stiftungsurkunde (oder ein Derivat derselben) konsultiert worden 
war. Vielleicht hatte der Rat also lediglich deren Forderungen referiert. 

                                                                 
89  Auf dem Schreiben Mehlsbachs rückseitig Vermerk über die Vorlage im Rat am 22.08.1615: 

LHAK 612/2759; das Schreiben des Rats vom 28.08.1616 in Abschrift ebd. 
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Wie lange Melsbach die kaiserliche Vikarie versah und wer ihm darin folgte, lässt sich 
nicht genau ermitteln. In der Liste der Vikare bei Peter Schug ist das Ende seines 
Vikariats mit 1625 angegeben.90 Doch Melsbach empfing noch 1630 je Quatember zehn 
Goldgulden, muss also zu dieser Zeit noch Vikar des Kaiseraltars gewesen sein.91 Die 
Höhe der Einkünfte hatte sich während seines Vikariats verändert. Die Ratsrechnungen, 
deren Überlieferung 1613 wieder einsetzt, vermerken zunächst vierteljährliche Zahlungen 
von sieben Goldgulden, also 28 Goldgulden jährlich. In den 20er Jahren erhöhten sich die 
Einkünfte auf zehn Goldgulden je Quartal.92 Auch in den 30er Jahren wurden dem 
possessori altaris Caesaris Einkünfte beziehungsweise Präsenzgelder ausgezahlt, doch 
wird in den Rechnungen dessen Name nicht genannt.93 Die Unsicherheit über die 
Besetzung der Vikarie betrifft deshalb nur die Identifikation des Vikars. Für das Jahr 1638 
führt Schug Matthäus Mautt als kaiserlichen Vikar an.94 

Spätestens 1642 erhielt Christoph Cröger die kaiserliche Vikarie. Am 13. Februar 
quittierte er den Empfang einer Quartalszahlung von sieben Goldgulden. Die Quit-
tungen von der Hand Crögers, die sich erhalten haben, sind außergewöhnliche Zeug-
nisse, weil sie dokumentieren, wie der Vikar die Zahlungen wahrnahm oder auch insze-
nierte. Cröger begann seine Quittungen mit dem Halbsatz: Dero römschen keyserlichen 
maijestät Friderici tercii christmiltester gedechtnus.95 Der Vikar führte die Auszahlung 
seiner Einkünfte also auf Friedrich III. zurück, dessen er im Gegenzug gedachte. Viel-
leicht drückte er damit nicht lediglich die schuldige Dankbarkeit oder Verpflichtung 
gegenüber dem Stifter seiner Pfründe aus. Friedrich III. als eigentlich Gebenden her-
vorzuheben, bedeutete zugleich, sowohl den kurfürstlichen Zollverwalter, der Cröger 
die Einkünfte aushändigte, als auch den Andernacher Rat in ihrer Rolle als bloße 
Stiftungstreuhänder sichtbar zu machen. Hinzu trat wahrscheinlich, dass dem Vikar die 
herrscherliche Würde des Stifters nicht gleichgültig war. An dessen Kaisertum hatte der 
vicarius caesaris ja gewissermaßen selbst Anteil. 

Mit Beginn des Vikariats von Christoph Cröger ging man zu einem veränderten 
Zahlungsmodus über, der von da an zur Regel wurde. Der kaiserliche Vikar erhielt nun 
Quartalszahlungen von sieben Goldgulden. Für die Haltung des Annniversars wurden 
ihm zusätzlich einmal jährlich zwölf Gulden ausgezahlt, so dass sich insgesamt 40 

                                                                 
90  Vgl. Schug, Geschichte (1970), 40, ohne Nachweis. 
91  Vgl. die Andernacher Ratsrechnung zum Jahr 1630 (s. Anhang VIII.1.2.). 
92  Vgl. die Andernacher Ratsrechnungen (s. Anhang VIII.1.2.). 
93  Zu den Einkünften vgl. die Nachweise aus Ratsrechnungen, (s. Anhang VIII.1.2.). Die 

Präsenzgelder, meist eine Summe von etwas mehr als zwei Gulden, belohnten wohl die 
Teilnahme der Vikare an Stationsgottesdiensten. 1642 jedenfalls wird der Zahlungsgrund als 
station präsentz spezifiziert. Für die Zahlungen in den Jahren 1634, 1635 und 1636 vgl. LHAK 
612/2095, 211; 271; 339; für das Jahr 1642 vgl. LHAK 612/2096, 17. 

94  Vgl. Schug, Geschichte (1970), 40, ohne Nachweis. 
95  Quittung vom 04.11.1657: LHAK 612/2513. 
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Goldgulden jährlicher Einkünfte ergaben.96 Die gesonderten Zahlungen für das Anni-
versar am Julianentag zeigen, dass dieses vom Rat als herausgehobene Pflicht des kai-
serlichen Vikars aufgefasst wurde. 

VI.3.7. Ohne Kerzen und mit Predigt: der Stiftungsvollzug im 
17. Jahrhundert 

Wie das Anniversar vollzogen wurde, lässt sich auch für das 17. Jahrhundert mithilfe 
städtischer Rechnungsbücher ein Stück weit nachvollziehen. Demnach scheint der Rat 
im Lauf der ersten Hälfte des Jahrhunderts die Gewohnheit aufgegeben zu haben, 
während des Anniversars Kerzen zu opfern. In den Baumeisterrechnungen, wo die 
Ausgaben für Wachs am Julianentag gewöhnlich vermerkt wurden, lassen sich um die 
Jahrhundertmitte keinerlei Zahlungen für das Anniversar mehr finden.97 Dasselbe gilt 
für das Mahl im Rathaus, das sich an den Gottesdienst anschloss. Der letzte Nachweis 
stammt aus der Rechnung vom Jahr 1621/1622: Item auff Julianae tagh gewonliges 
esen im Rahtthauß gehalten in beisein des gantzen clerisei, hern scholtheis, schoeffen 
undt rahtt sampt anderen der statt bedienten.98 Die Baumeisterrechnungen wie auch die 
Ratsrechnungen wurden nur bis 1655 geführt und von da an durch die Rentmeister-
rechnungen ersetzt. Weder dort noch in den Kirchenmeisterrechnungen sind zum Julia-
nentag Ausgaben für Wachs oder Essen im Rathaus vermerkt.  

Mit steter Regelmäßigkeit verzeichnen die Rentmeisterrechnungen für den Julianen-
tag die Zahlung von zwölf Goldgulden wegen dass fest Julianae an den Vikar des 
Kaiseraltars. Auch die Ausgaben für das Almosen, das der Rat an die Armen verteilen 
ließ, wurden ab 1656 in den Rentmeisterrechnungen verbucht.99 Die Zahlungen für 
Korn und Backlohn erfolgten kurz vor dem Anniversartag. Kurz danach wurden die 
Vikare bezahlt. 

Indem der Rat Kerzenopfer und Mittagsmahl im Rathaus aufgab, verschwanden zwei 
wesentliche Elemente seiner Mitgestaltung des Julianentags. Sparte er sich zusätzliche 
Ausgaben, weil das Anniversar an Bedeutung verloren hatte? Mehr noch als die Fort-
führung der Almosenspende spricht gegen eine solche Annahme, dass dem kaiserlichen 
Vikar für das Anniversar separat zwölf Goldgulden gezahlt wurden, ein im Verhältnis 
zu den Quartalszahlungen von je sieben Goldgulden recht hoher Betrag. Der Rat, der in 
den Zahlungen an die Vikare oft genug eigenmächtig vorgegangen war, musste ein 
besonderes Interesse am Anniversar haben, wenn er dafür eine eigene Vergütung aus 
den Einkünften der Vikare aussonderte. Um die Veränderungen im Anniversarablauf 

                                                                 
96  Vgl. die Quittungen Crögers 1642–1658, mit Lücken, in LHAK 612/2513; ab 1656 Stichproben 

aus den Rentmeisterrechnungen (s. Anhang VIII.1.3.). 
97  S. Anhang VIII.1.1.1. 
98  Vgl. die Andernacher Baumeisterrechnungen (s. Anhang VIII.1.1.2.). 
99  Rechnung vom Jahr 1667/1668 (s. Anhang VIII.1.3.). 
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einzuschätzen, wäre es nötig, die konkreten Bedeutungen zu ermitteln, die Kerzenopfer 
und das Tafeln im Rathaus für den Rat, aber auch für die Bürgerschaft hatten. Am 
Julianentag handelte der Rat nicht nur als Stiftungstreuhänder, sondern auch als städti-
sches Organ. Das jährliche Gedenken der Gefallenen musste auf das Selbstverständnis 
der lebenden Bürger als Gemeinschaft und auf das Verhältnis von Rat und Gemeinde 
verweisen. Die Bedeutung, die einzelne Elemente des Anniversars evozierten, ergab 
sich aus einem komplexen und vor allem aus einem veränderlichen Kontext. Ohne 
Zweifel hatten Kerzenopfer und Rathausessen den Rat als eigene Gruppe unter den 
Teilnehmern des Anniversars hervorgehoben. Doch ob etwa das Essen im Rathaus als 
Gedächtnismahl oder als Prasserei auf Kosten der Gemeinde wahrgenommen wurde, 
lässt sich nicht feststellen.100 Jedenfalls muss im Hinblick auf die verschiedenen Ele-
mente des Anniversars mit Bedeutungsverschiebungen gerechnet werden. Dass spezi-
fische Handlungsabläufe wegfielen, darf deshalb nicht auf den grundsätzlichen Stellen-
wert des Anniversars bezogen werden. 

Neben den Rentmeisterrechnungen zeugen seit der Mitte des 17. Jahrhunderts auch 
die Ratsprotokolle davon, dass das Anniversar einen festen Platz unter den städtischen 
Festtagen behielt. In den Ratsprotokollen wurde von da an häufig die Einladung des 
Rats zum Anniversar seitens des kaiserlichen Vikars registriert. Der erste Nachweis 
stammt von 1652: Herr Christophery Crogery invitiert einen ehrsamen Rhatt ad festum 
S. Julianae.101 Ob es sich bei der Einladung selbst oder lediglich bei deren Vermerk im 
Ratsprotokoll um eine Neuerung handelte, ist nicht zu entscheiden. In der folgenden 
Zeit lässt sich die Einladung des Rats immer wieder nachweisen und wurde seitens des 
Rats wohl vom kaiserlichen Vikar erwartet. Neben der Einladung wurde häufig auch 
der Beschluss des Rates festgehalten, dass die festivität dem herkommen gemeeß 
gehalten werden solle.102 In manchen Fällen wurde dieses herkommen durch Zusätze 
weiter präzisiert, etwa die allmuß spendt erwähnt103 oder vermerkt, es solle wie 
gewohnlich den tag zu vor mit glauter glocken dessentwegen das zeichen ggeben 
werden.104 Das Glockengeläut am Vortag des Anniversars diente offensichtlich dazu, 
den Andernacher Bürgern den Jahrtag anzuzeigen und sie zur Teilnahme am Gottes-
dienst aufzufordern. 

Über den Ablauf eines solchen Gottesdienstes berichtet ein Brief aus Jahr dem 1691. 
Andernacher Ritter, Schöffen, Bürgermeister und Rat beschwerten sich darin beim 
Trierer Erzbischof über das Verhalten des Johann Embden, der seit 1684 kaiserlicher 

                                                                 
100  Zu verschiedenen Funktionen und Bedeutungsverschiebungen von Festmälern bereits im späten 

Mittelalter, insbesondere auch der Umdeutung als Verschwendung, vgl. Löther, Städtische Pro-
zessionen (1998), 447–449. 

101  Ratsprotokoll von 1652 (s. Anhang VIII.1.6.). 
102  Ratsprotokoll von 1683 (s. Anhang VIII.1.6.). 
103  Ratsprotokoll von 1660 (s. Anhang VIII.1.6.). 
104  Ratsprotokoll von 1682, ähnlich in den Jahren 1660, 1681 (s. Anhang VIII.1.6.). 
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Vikar war.105 Embden, so das Schreiben, hätte alß sacellanus caesareus in festo 
S. Julianae billig iuxta fundationem seine predig wegen unserer von der Lintzer 
verrähtlich erschlagenen burgern in commemorationem und deren gedachtnuß 
einrichten sollen. Anfänglich hätte er dies auch getan, sich dann aber lästerlich 
understanden, hiesigen magistrat publice, unerachtet selbige neben ihro kayserlichen 
mayestät Friderico tertio seine fundatores, collatores undt patroni mit seindt, in 
gegenwahrt sambtlichen hier ligendten hohen und niedern officiern iniuriosissimo zu 
proscindirn. In aufrührerischer Weise habe er herausgeschrien, die Ratsherren seien 
idioten und langöhrigte eseln, die sich durch blancke taler und goldstucker (…) 
eingekaufft hätten. In solcher passion sei der Vikar fortgefahren, das Messopfer zu 
feiern. Der Rat wolle diese öffentliche Beleidigung nicht auf sich sitzen lassen und bitte 
den Kurfürsten, Embden zu offentlicher recantation anzuhalten, und dem befinden nach 
wollmerirter straff anzusetzen.106 

Der Brief von 1691 gibt, obwohl er eine Ausnahmesituation beschreibt, auch Auf-
schluss über den regulären Ablauf des Gottesdienstes. Die liturgische Memoria der 
gefallenen Andernacher wurde demnach über die Predigt mit historischer Erinnerung 
verknüpft. Das Ereignis, auf das die Stiftung zurückging, wurde dabei reichlich verzerrt 
wiedergegeben. Wenn der Angriff den Linzern zugeschrieben wurde, so sicherlich des-
halb, weil er bei Linz stattgefunden hatte und aus der Stiftungsurkunde hervorging, die 
Stadt sei dem Kaiser und Reich ungehorsam und feindlich gesonnen gewesen. Dass der 
Kampf als verräterisch dargestellt wurde, könnte damit zu tun haben, dass hierbei die 
vage Erinnerung an ein ganz anderes Ereignis − den Überfall einer Söldnerschar, die 
1591 bei Nacht und Nebel versucht hatte, in die Stadt einzudringen − assoziativ an die 
historische Erinnerung an die im Reichskrieg zu Tode gekommenen Andernacher 
angelagert wurde, wenn dies auch Vermutung bleiben muss.107 

Aufschlussreich ist der Brief auch für das Selbstverständnis des Rats in Bezug auf 
die Stiftung. Neben Friedrich III. betrachteten sich die Ratsherren selbst als fundatores, 
collatores und patroni und leiteten daraus offensichtlich ab, dass der Vikar ihnen 
besonders verpflichtet sei. Dieser hatte allerdings das Gegenteil demonstriert. 

Die vom Trierer Ordinarius erhoffte Bestrafung Johann Embdens ließ auf sich 
warten. Wohl deshalb versuchte der Rat 1692 selbst, den Vikar unter Druck zu setzen. 
Das Ratsprotokoll vom 14. Februar des Jahres vermerkt, dass das kaiserliche Privileg 
Friedrichs III. den Altaristen verpflichte, auf seine Kosten 30 Messen lesen zu lassen. 
Embden solle befragt werden, ob er dazu bereit sei, andernfalls wolle der Rat die 
Messen lesen lassen. Das Ratsprotokoll offenbart, dass es schon lange nicht mehr üblich 
war, das Anniversar mit 30 Messen zu begehen. Der Rat, dem keine eigene Strafgewalt 
über den kaiserlichen Vikar zustand, nutzte eine Bestimmung der Stiftungsurkunde, um 
                                                                 
105  Amtsantritt Embdens nach Schug, Geschichte (1970), 40, ohne Nachweis. 
106  Abschrift ohne Datum: LHAK 612/2759; Datierung entsprechend dem Beschluss des Rats, den 

Trierer Kurfürsten zu informieren (Ratsprotokoll vom 19.02.1691: LHAK 612/2012, 392). 
107  Vgl. dazu Schäfer, Mißglückter Überfall (1994), 116–118. 
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den aufsässigen Priester zu maßregeln. Zu welchem Ergebnis die Initiative des Rats 
führte, ist nicht zu ermitteln. Allerdings deutet nichts darauf hin, dass in der folgenden 
Zeit wieder eingeführt wurde, das Anniversar mit 30 Messen zu feiern. Dies ist umso 
weniger anzunehmen, als bald darauf die Reaktion des Trierer Ordinarius auf die 
Beschwerde des Rats von 1691 folgte. Eine erzbischöfliche Sentenz vom 22. April 1692 
konstatierte, Embden habe sich in der Predigt am Julianentag des Vorjahres den für 
Prediger vorgeschriebenen Richtlinien (edugamenten) zuwider verhalten. Solange er 
den Altar behalte, solle die jährliche Predigt an erwähntem Tag gegen billigmäßige 
belohnung vom Pfarrer oder von einem durch selbigen Delegierten gehalten werden.108 
Der Rat hatte sein Ziel erreicht. Johann Embden scheint sich daraufhin einlenkend 
verhalten zu haben. Schon 1694 beschloss der Rat in Anbetracht dessen, dass Embden 
wegen seiner ärgerlichen Predigt und der Beleidigung des Magistrats nunmehr satis-
faction geleistet und der Kurfürst die inhibition aufgehoben habe, den Vikar das 
Anniversar wieder selbst verrichten zu lassen.109 

Was Johann Embden 1691 so sehr gegen den Rat aufgebracht hatte, dass er sich in 
der Predigt zu groben Beschimpfungen hinreißen ließ, lässt sich nicht mit Sicherheit 
ermitteln. Sehr gut möglich ist, dass die Gründe dafür dieselben waren, die der Vikar in 
einer Klage – wohl beim Offizialat des Bonner Archidiakons – gegen den Rat im Jahre 
1701 vorbrachte. Überliefert sind die Vorwürfe des Vikars in einer in Bonn signierten 
Abschrift der Gegendarstellung von Rat, Bürgermeistern und Achtern.110 Dort ist von 
Rückständen in der Zahlung der Einkünfte aus den Jahren 1688 und 1689 die Rede, von 
übermäßigen Kriegslasten, die dem Vikar auferlegt worden waren – Andernach war 
während des Pfälzischen Krieges von französischen Truppen geplündert und in Brand 
gesteckt worden.111 Der Rat habe ihm zwölf Reichstaler als Kriegskontribution abver-
langt, zudem sei er mitt verruchdigten soldatischen weibßbildern belegt gewesen, die 
ihm vom Rat einquartiert worden seien. Hauptsächlicher Streitpunkt war jedoch, dass 
Embden vom Rat die regelmäßige Zahlung von zwölf Goldgulden wegen Julianae fest 
verlangte. Der Rat seinerseits stellte alle Vorwürfe des Vikars als ungerechtfertigt dar. 
Embden würde an Einkünften ein mehreres alß die kayserliche fundation außweiset, 
praetendieren. Sowohl ihm wie seinem Vorgänger seien 40 Goldgulden jährlicher Ein-
künfte gezahlt worden, jedoch nie mehr. Der Rat würde, solange Embden keine Doku-
mente darüber, dass ihm festo Julianae 12 goldtgulden neben denen 10 goldtgulden 
quartaliter oder 40 goldtgulden jahrlichen gehaltß (…) gebuhren, authentice furbringe, 
bey der kayserlichen fundation de anno 1435 festhalten. Die falsche Jahresangabe 
erklärt sich, wenn man annimmt, dass der Brief unter Benutzung der Stiftungs- oder 

                                                                 
108  Notariell bestätigte Abschrift: LHAK 612/2759. 
109  Ratsprotokoll vom 15.02.1694: LHAK 612/2012, 476. 
110  LHAK 612/2759 (15.07.1701); die folgenden Zitate ebd. Die refutationsschrifft sollte Embden 

überbracht werden und dieser gegebenenfalls eine Gegendarstellung einreichen. Zum Offizialat 
des Bonner Archidiakons vgl. Hegel, Erzbistum Köln (1979), 98. 

111  Im Jahr 1689. Vgl. Krüger, Andernach (1988), 125. 
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einer Bestätigungsurkunde verfasst wurde und beim Lesen der Jahresangabe die Inkar-
nationszählung versehentlich mit der Zählung nach Regierungsjahren vermengt wurde. 
Diese begann mit dem 35. Regierungsjahr im Römischen Reich. 

Reichlich negativ stellte der Rat seinerseits den Vikar dar: Wenn Embden mit seinen 
Einkünften nicht auskomme, solle er seine Pferde abschaffen und stattdessen zu Fuß 
gehen und nicht auff die jagdt oder handelschafft, darum er offt viele tage zubringt, 
indeme er mitt pferdt oder fracht gegen dass gottliche gesetzt zu handel sich 
underfangt, herreiten. Wenn andere Geistliche im Chor und beim Gottesdienst seien, 
würde Embden sich auf Jahrmärkten und anderswo sehen lassen. Der Vikar solle nicht 
den Rat zu fleissger erscheinung (…) ad sacrificia auffordern, sondern selbst der 
fundation undt seinem gewissen gemeeß die schuldigen Messen ohne vieles divertieren 
halten: wie konte undt wohlte auch der rath, maßen er mitt seinen obligierten messen 
keine zeith observiert, solchen beywohnen. 

In welchem Maße die Vorwürfe, die sich Vikar und Rat gegenseitig machten, 
gerechtfertigt waren, lässt sich kaum nachvollziehen. Den Stichproben in den Rentmeis-
terrechnungen zufolge hatte Embden die gleichen Einkünfte empfangen wie sein Vor-
gänger Christoph Cröger: je Quartal sieben, zum Anniversar zwölf, also insgesamt 40 
Goldgulden. Die Gesamtsumme entsprach somit den Angaben des Rates, wenn auch 
merkwürdig ist, dass dieser den Zahlungsmodus anders darstellte. Unerwähnt blieben in 
der Auseinandersetzung zwischen dem Rat und Embden die Einkünfte, die dem Vikar 
wegen des Matthiasaltars zustanden. Ihre Zahlung lässt sich 1687 erstmals und von da 
an kontinuierlich in den Kirchmeisterrechnungen fassen.112 Doch ist anzunehmen, dass 
sie vorher in anderer Weise verwaltet und abgerechnet wurden, denn sicher hätte der 
auf sein Recht bedachte Vikar nicht darüber geschwiegen, wenn ihm diese Einkünfte 
nicht schon während seiner ganzen Amtszeit ausgehändigt worden wären. Jeglicher 
Prüfung entziehen sich die Anschuldigungen, die nicht die Einkünfte, sondern die geist-
lichen Pflichten des Vikars betrafen. Der Vorwurf des Rats, der Vikar würde die vorge-
schriebenen Messen nicht regelmäßig halten, hat jedoch, unabhängig davon, ob er 
zutreffend war oder nicht, eine aufschlussreiche Implikation. Der Rat gab damit näm-
lich zugleich vor, auf die Erfüllung dieser Pflichten keinerlei Einfluss zu haben. 
Tatsächlich hatte er dazu sehr wohl die Möglichkeit, nämlich, wie 1691 demonstriert, 
über eine Beschwerde beim Trierer Erzbischof. Der Vorwurf gegen Embden von 1701 
zeigt deshalb an, dass sich der Rat in der Überwachung der Stiftungsauflagen ein gutes 
Stück zurückgezogen hatte. Er konzentrierte sich dabei auf das Anniversar, zu dem er 
mit der Almosenspende selbst beitrug und das damit immer auch ein Akt der Selbst-
darstellung des Rats war. Die wöchentlichen Messen, die der Vikar zu halten hatte, 
interessierten ihn weniger. Wie sich die Stiftungswirklichkeit abseits vom Anniversar 
gestaltete, musste also mehr vom jeweiligen Vikar abhängen. 

                                                                 
112  S. Anhang VIII.1.5. 
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Welchen Fortgang die Spannungen zwischen Embden und dem Rat nahmen, ist nicht 
bekannt. Der Rat scheint jedoch nicht versucht oder wenigstens nicht erreicht zu haben, 
Embden die Vikarie zu entziehen. Dieser behielt die Pfründe bis zu seinem Tod im Jahr 
1721. 

VI.3.8. Probleme von Dauer: eine lukrative Pfründe, partikulare 
Interessen  

Als daraufhin die Neubesetzung der Vikarie anstand, wurde der Präsentationspflicht 
beim Kaiser wieder entsprochen. Die Mahnung Karls VI. von 1716 zeitigte Wirkung. 
Allerdings erhielt der Kaiser 1722 zwei verschieden lautende Nominationsschreiben. 
Das eine hatten Ritterschöffen, Senioren, Bürgermeister und Ratsverwandte unterzeich-
net, die dem Kaiser die Nomination des Adam Steuss auf den Kaiseraltar anzeigten. 
Diesem hätten sie nach reiflicher Überlegung, dass er ein frommer, andächtiger und 
rechtschaffender Geistlicher und des ältesten Gerichtsschöffen und Bürgermeisters 
Sohn sei, ihre Stimmen gegeben. Der Kaiser möge den Nominierten dem Erzbischof 
von Trier präsentieren.113 Ein zweites, vom Rat unterzeichnetes Schreiben, unterrichtete 
den Kaiser, dass Eberhard Wolff, Sohn des Andernacher Gerichtsschöffen Michael 
Wolff, wegen guter Aufführung und Studien und sonstiger Fähigkeit auf den Kaiseraltar 
nominiert worden sei. Der Rat bat den Kaiser um die Präsentation und um die Erlaub-
nis, den kaiserlichen Altar durch Johann Artz versehen zu lassen, bis Eberhard Wolff 
die primam tonsuram erhalten würde.114 Die Erlaubnis zur Substitution war zuvor beim 
zuständigen Ordinarius eingeholt worden. In einem Ratsprotokoll vom 22. Januar 1722 
heißt es, Eberhard Wolff sei unter der Bedingung nominiert worden, dass sein Vater 
sich auf eigene Kosten um einen Entscheid des Trierer Erzbischofs in dieser Frage be-
mühen solle. Michael Wolff erklärte in derselben Ratssitzung, er habe bereits mehrere 
memoralia beim Kurfürsten eingereicht und hoffe, über wenig zeith mit einer 
gedeylicher resolution erfrewet zu werden. Der Rat beschloss, die Präsentation an den 
Kaiser zurückzuhalten, bis ein Bescheid des Kurfürsten erteilt sei.115 

Wenig später verlangte Karl VI. unter Hinweis darauf, dass die kaiserlichen Rechte 
und Freiheiten Rittern, Schöffen, Bürgermeistern, Rat und Gemeinde nicht gesondert, 
sondern allen gemeinsam verliehen seien, Aufklärung über die wahre Beschaffenheit 
der Nomination.116 Ritter, Schöffen, Bürgermeister und Rat schilderten daraufhin dem 
Kaiser die genaueren Umstände: Wolff, Steuss und Artz hätten sich nach dem Tode des 
Vikars Johann Embden mit dreierseits geziemender Bitte um die Nomination beworben. 
Es sei beschlossen worden, Wolff dergestalt zu nominieren, dass ihm bis zur Erlangung 

                                                                 
113  Vgl. die Abschrift: LHAK 612/2759 (02.01.1722). 
114  LHAK 612/2759. 
115  LHAK 612/2016, 10–12. 
116  Vgl. LHAK 612/2759 (31.03.1722). 
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der Priesterwürde Artz substituiert werden solle. In der Ratsversammlung habe Steuss 
vier Stimmen bekommen, also den Altar ob minoritatem nicht erhalten können. Steuss 
habe sich daraufhin an die sich auf ihren Landgütern oder anderswo in kurfürstlichen 
Diensten aufhaltenden Ritterschöffen gewandt und von ihnen drei Stimmen erhalten. 
Diese hätten Steuss dem Kaiser ohne Wissen des Rats nominiert. Doch seien die Ritter-
schöffen bisher niemals zu einer Nomination herangezogen oder in irgendeinem andern 
Fall beistimmig geworden, ihre Nomination sei mithin ungültig. Deshalb möge Johann 
Eberhard Wolff dem Erzbischof von Trier präsentiert werden. Unter der Abschrift, in 
der das Schreiben des Rats überliefert ist, findet sich der Vermerk: eodem sigilliert und 
Herrn Wolff zugestelt worden. Die Übermittlung des Schreibens an die kaiserliche 
Kanzlei und die damit verbundenen Kosten wurden also dem Nominierten oder dessen 
Vater überlassen.117 Ein halbes Jahr später wiederholte der Rat, da Steuss eine Ver-
schiebung der kaiserlichen Resolution verursacht habe, die Bitte um die Präsentation 
Johann Eberhard Wolffs ein weiteres Mal.118 Am 6. Februar 1723 wurde schließlich das 
Investiturinstrument für Wolff ausgestellt, dem das Präsentationsschreiben Karls VI. an 
Erzbischof Franz Ludwig von Trier inseriert war. Der vorläufigen Substitution Wolffs 
durch Johann Artz (Arts) war darin stattgegeben worden.119  

Wenn die Vikarie letztlich Eberhard Wolff zugesprochen wurde, so stand diese Ent-
scheidung im Einklang mit dem Nominationsrecht, das der Stiftungsurkunde zufolge 
der Rat innehatte.120 Die Nomination eines Bewerbers, der die Priesterwürde noch nicht 
erlangt hatte, entsprach hingegen weder den Stiftungsbestimmungen noch den in der 
Union von 1588 getroffenen Festlegungen. In der Konstruktion der Stiftung hatte die 
Übertragung des Nominationsrechts an den Rat den Zweck, die Dauer des Stiftungs-
vollzugs zu gewährleisten. Dieser übergeordnete Zweck war im Streit um die Besetzung 
der Vikarie von 1722 jedoch nicht handlungsleitend. Vielmehr hatten einzelne Mitglie-
der des Rats versucht, ihren Einfluss auf die Nomination zur Versorgung von Familien-
mitgliedern auszunutzen. Die verschiedenen Interessen, die sich mittels des Patronats-
rechts verwirklichen ließen, mussten aber nicht unbedingt gegenläufig sein. Auch ein 
Ratsherrensohn konnte seine Pflichten als Vikar gewissenhaft erfüllen. Im Fall der strit-
tigen Nomination von 1722 scheinen die negativen Folgen für den Stiftungsvollzug eher 
geringfügig geblieben zu sein. Den in den Rentmeisterrechnungen verzeichneten Aus-
gaben zufolge wurde das Anniversar am Julianentag ohne Unterbrechung weiter gehal-
ten.121 Bis 1723 wurden die Einkünfte des kaiserlichen sacellanus quartalsweise weiter-
gezahlt, an wen, bleibt ungewiss. Die Rechnungen erwähnen lediglich den Titel, nicht 
aber den Namen des Zahlungsempfängers. Im August und November 1723 sowie im 

                                                                 
117  Abschrift: LHAK 612/2759 (22.04.1722). 
118  Vgl. den Entwurf: LHAK 612/2759 (24.09.1722) mit Vermerk über die Vorlage im Rat am 

01.10., rückseitig der Vermerk: expediert. 
119  In Abschrift: LHAK 612/2759. 
120  Zu dessen Zusammensetzung vgl. Krüger, Andernach (1988), 104f. 
121  S. Anhang VIII.1.3. 
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Februar 1724 ist der Rechnungstitel der Quartalszahlungen zwar aufgeführt, doch fehlt 
ein Zahlbetrag, was darauf schließen lässt, dass die Vikarie in dieser Zeit nicht, wie vor-
gesehen, mit einem Substituten besetzt wurde.122 Ab Mai 1724 setzen die Quartals-
zahlungen wieder ein, verzeichnen jedoch wiederum nur den Titel des Empfängers. 
Spätestens seit 1725 scheint Eberhard Wolff die Vikarie selbst versehen zu haben. Am 
Jahresanfang erhielt er eine Zahlung für den Matthiasaltar, der dem Kaiseraltar inkor-
poriert war.123 

Die Vorgänge von 1722/1723 zeigen, wie komplex sich die Besetzung der Vikarie 
wegen der Vielzahl der daran beteiligten Entscheidungsträger und ihrer divergierenden 
Absichten gestalten konnte. Der Rat entzog sich allerdings einem Großteil des damit 
verbundenen Aufwands, den er stattdessen an den Kandidaten bzw. dessen Vater dele-
gierte. Dieses Vorgehen stand in reziprokem Verhältnis zum privaten Versorgungs-
interesse Michael Wolffs. Anders im Falle des Stiftungsvollzugs. Dieser blieb im Kern, 
dem Jahrtag, gesichert. Das Anniversar wurde also keineswegs als Sache allein des Vi-
kars aufgefasst und blieb von einander widerstrebenden Interessen einzelner Ratsherren 
unberührt. 

Johann Eberhard Wolff behielt die kaiserliche Pfründe 40 Jahre lang. Doch seit spätes-
tens 1750 ließ er sich in der Vikarie vertreten, zunächst durch den praesentiario Doetsch, 
dann durch den Pfarrer und ab 1755 durch den Substituten Heinrich Nett.124 Heinrich 
Nett, der aus Andernach stammte, wurde 1764 schließlich auch Nachfolger Wolffs in der 
Vikarie, nachdem dieser freiwillig resigniert hatte. Dem Investiturinstrument zufolge hatte 
Kaiser Franz I. Nett dem Trierer Erzbischof präsentiert, der Rat sich demnach an die 
Nominationspflicht gehalten.125 Der für die Nachfolge Netts in der Vikarie vorgesehene 
Franz Schüppen scheint schon im Laufe des Präsentationsverfahrens verstorben zu sein. 
In einem Brief des Rats an den Stadtschultheißen vom Oktober 1791 heißt es, wegen des 
schlechten Gesundheitszustandes des kaiserlichen Vikars Franz Schüppen sei ungewiss, 
ob dieser die nötigen Mittel habe, die Kosten für die kaiserliche Konfirmation abzuführen. 
Der Stadtrat, dem als Kollator die Kosten anfallen könnten, bitte darum, vorsorglich das 
Vermögen Schüppens in Pfand (pignus praetorium) nehmen zu lassen.126 Schüppen kann 
die Vikarie allenfalls eine sehr kurze Zeit innegehabt haben. In den Rentmeisterrechnun-
gen sind keinerlei Zahlungen an ihn erwähnt. Der Rechnung für 1791/1792 nach gingen 
die Einkünfte an Heinrich Nett und herrn vicarium caesareum Masberg; letzterer wird 

                                                                 
122  S. Anhang VIII.1.3. 
123  Vgl. LHAK 612/2060, 277 (s. Anhang VIII.1.3.). 
124  S. Anhang VIII.1.3. 
125  Vgl. die Abschrift: LHAK 612/2759 (03.09.1764). Abweichend bei Schug, Geschichte (1970), 

40, die Amtszeit für Wolff 1727–1742 und Nett 1753–1791; ebd. der Hinweis zu Nett: „geboren 
1719 in A[ndernach]“. 

126  LHAK 612/2759. 
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auch 1792 und 1793 als Zahlungsempfänger genannt.127 Über Masbergs Nomination, 
Präsentation und Investitur haben sich keine Dokumente erhalten. Ob es wegen der 
Erkrankung des noch im Oktober 1791 für die kaiserliche Vikarie vorgesehenen Franz 
Schüppen oder wegen der 1792 eingetretenen Vakanz im Kaisertum Schwierigkeiten mit 
der regulären Neubesetzung der Vikarie gab oder ob die fehlenden Belege darüber 
schlicht aufgrund eines Überlieferungszufalls fehlen, lässt sich nicht sagen.128 Jedenfalls 
lässt sich ausschließen, dass der Andernacher Rat aufs Neue die Nominationspflicht beim 
Kaiser zu ignorieren begann. Schon im Lauf des Jahres 1793 nominierte er Franz II. 
Theobald Knöll für die Vikarie. Nach der kaiserlichen Präsentation ließ der Trierer Erz-
bischof im November 1793 die Anweisung zur Investitur ergehen.129 

Mit Knöll, der aus dem nahegelegenen Namedy stammte,130 hatte der Rat alsbald 
Probleme. Knöll habe vor, als Professor zu Bonn seine Vikarie von hiesiger kirche 
abwesend zu geniessen, protestierten der Stadtschreiber Wille und der Andernacher 
Pfarrer Rosenzweig beim Rat und verlangten die presentation eines tauglichlen 
subjects.131 Der Pfarrer übergab Knöll die Vikarie denn auch nur unter dem ausdrück-
lichen Vorbehalt, dass er seine Pflichten persönlich wahrnehmen würde.132 

Bald darauf verlangte der Rat hinsichtlich der Residenz in Andernach Rechenschaft 
von Knöll.133 Dieser ließ am 3. Juli 1794 dem Rat durch einen Notar seine Antwort prä-
sentieren: Er sei bereit, allen laut Stiftung und erzbischöflicher Vorschrift bestehenden 
Pflichten persönlich zu verrichten, es sei denn, der Kaiser als höchster Patron und der 
Trierer Erzbischof würden ihm aus kanonischer Ursache gestatten, die Vikarie durch 
einen substituierten Priester verrichten zu lassen.134 Knölls Antwort machte klar, dass 
der Vikar versuchen würde, eine Befreiung von der Residenzpflicht zu erhalten. Alar-
miert wandte der Rat sich an den Trierer Ordinarius, berief sich auf die allerhöchst 
kayserliche stifftung Friderici 3tii glorwürdigster gedächtnus wie auch auf die Union 
von 1588 und bat den Erzbischof, zu unterhalt- und vermehrung des unionsmäßigen 
gottes- und kirchendienstes, auch fortpflantzender aufferbauung hiesiger burgerschafft, 

                                                                 
127  S. Anhang VIII.1.3. In seiner Liste der Vikare gibt Schug, Geschichte (1970), 40, Schüppen gar 

nicht, das Vikariat Masbergs mit 1792 bis 1793 an. Zu Simon Masburg ebd. der Hinweis, dieser 
sei 1763 in Andernach geboren. 

128  Tod Leopolds II. am 01.03., Krönung Franz’ II. am 05.07.1792. 
129  Vgl. die notariell bestätigte Abschrift: LHAK 612/2759 (26.11.1793). 
130  Vgl. Schug, Geschichte (1970), 40, ohne Nachweis. 
131  LHAK 612/2759 (28.05.1794). 
132  Notariell bestätigte Abschrift in LHAK 612/2759 (14.06.1794): Salvis praestandis personaliter 

oneribus et obligationibus vicariae Sancti Petri annexis immisi hodie per procuratorem D. 
Stephanum Veit Theobaldum Knöll in realem et actualem possessionem vicariae Sti Petri in 
nostra ecclesia vacantis. 

133  Vgl. die Abschrift des Schreibens vom 26.06.1794: LHAK 612/2759. 
134  Vgl. die Abschrift: LHAK 612/2759. 



Die Geschichte der Stiftung 261 

den kayserlichen beneficiatum zur persönlicher residentz und verrichtung deren vermög 
mehrgedachter union ihme obliegenden kirchendiensten anzuweisen.135 

Auch die ausführliche Argumentation, mit der Knöll seinerseits die Abwesenheit von 
Andernach zu rechtfertigen suchte, ist überliefert. Wohl er selbst verfasste einen 
Beweis, dass Theobald Knöll, Vicarius Caesareus ad S. Petrum binnen Andernach zur 
Seelsorge nicht verbunden sey, und keine kanonische Ursache besonders im Wege 
stehe, ihm die angesuchte Befreyung von persönlicher Residenz in Andernach gütigst 
angedeihen zu lassen. In allen Einzelheiten legte Knöll dar, dass er weder nach der 
Stiftungsurkunde noch nach der Union von 1588 oder altem Herkommen zu seelsorger-
licher Tätigkeit verpflichtet sei. Besonders ausführlich widmete er sich dem letzten 
Punkt, zu dessen Nachweis er sogar aus dem erzbischöflichen Visitationsprotokoll von 
1785 zitierte. Der damalige kaiserliche Vikar Heinrich Nett habe dem Visitator auf die 
Frage, ob er Curatus sei, geantwortet: Nein; ich war es eine zeitlang, aber immer ad 
libitum. In bezug auf die Vorschrift zur Residenz der Vikare durch die Union von 1588 
rechtfertigte sich Knöll unter Verweis darauf, dass nach dem Wortlaut der Union seine 
Abwesenheit durch eine evidens utilitas entschuldigt werden könne. Solche offen-
kundige Notwendigkeit sei nämlich seine Tätigkeit als Lehrer am Bonner Gymnasium; 
ganz eindeutig stelle die Erziehung der Jugend im Sinne von Kirche und Staat eine 
evidens utilitas und ein Wirken im Dienst der Kirche dar. Da er sich verpflichte, die 
vorgeschriebenen Messen und anniversaria durch einen Ordensgeistlichen, den Chor-
dienst aber durch einen in cantu wohlgeübten Laien (…) pünktlich zu besorgen, bitte er, 
ihn in den Genuss der Präsenzgelder kommen zu lassen.136 

Der von Knöll verfasste Beweis war am oberen linken Rand als Beilage sub Lite-
ram A gekennzeichnet. Wahrscheinlich hatte ein gleichlautendes Schreiben als Anlage 
zu einem Schreiben an den zuständigen Ordinarius gedient. Dieser, Erzbischof Clemens 
Wenzeslaus von Trier, gestattete dem Vikar am 19. September 1794, sich für die Dauer 
der Professur per substitutum presbyterum in der Vikarie vertreten zu lassen.137 

Aus den verschiedenen die Residenz Knölls betreffenden Dokumenten lässt sich 
schließen, dass dieser die Philosophieprofessur in Bonn erst nach seiner Nomination auf 
den Kaiseraltar erhalten hatte. Andernfalls wäre abzusehen gewesen, dass Knöll nicht in 
Andernach residieren würde können und seine Nomination unterblieben. Als der Vikar 
die Professur erhielt, war er nicht bereit, auf die Vikarie zu verzichten. Den Rat traf 
diese Situation offensichtlich unvorbereitet. Möglich gewesen wäre, wie dies in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts geschehen war, den Bewerber auf die Vikarie nur 
unter der Bedingung zu nominieren, dass er die Pfründe aufgebe, falls er Andernach 
verlassen würde. Eine solche zusätzliche Sicherung der Residenz war im 18. Jahr-
hundert anscheinend nicht mehr üblich. Denn schon in der Jahrhundertmitte hatte der 
Vikar Johann Eberhard Wolff seine Pflichten mehr als ein Jahrzehnt lang nicht 
                                                                 
135  Entwurf des Schreibens vom 08.07.1794: LHAK 612/2759. 
136  LHAK 612/2759, ohne Datum und Adresse. 
137  Notariell bestätigte Abschrift: LHAK 612/2759. 
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persönlich wahrgenommen, sondern sich vertreten lassen. Nichts deutet darauf hin, dass 
der Rat in gleicher Weise wie gegen Knöll auch gegen Wolff vorgegangen war. Sowohl 
bei dessen Nomination wie auch in den 50er Jahren hatte der Rat die Vertretung durch 
einen Substituten unterstützt oder hingenommen. Der Grund für die Duldsamkeit gegen 
Wolff lag sicher darin, dass er einer ratsfähigen Andernacher Familie entstammte, die 
im 18. Jahrhundert mehrfach in hohen städtischen Ämtern vertreten war.138 Gemeinsam 
ist den Fällen Wolffs und Kölls, dass die verschiedenen an der Stiftung beteiligten Ent-
scheidungsträger sich nicht legalistisch nach den Stiftungsvorgaben richteten. Gleich-
wohl blieb ihr Handeln am Zweck der Stiftung orientiert, denn der Stiftungsvollzug 
wurde durch die Einsetzung von Substituten gewährleistet. Der Stiftungsvollzug war, so 
zeigt die Rechtfertigungsschrift Knölls, allerdings nicht der einzige und vielleicht nicht 
der wesentliche Gesichtspunkt, unter dem sich Rat – und Pfarrer – für die Residenz des 
kaiserlichen Vikars interessierten. Knölls Ausgangspunkt war, dass er nicht zur Seel-
sorge verpflichtet sei. Wenn Knöll gerade damit anhob und sich sogar über die Seel-
sorgetätigkeit früherer Vikare informiert hatte, so ist wohl davon auszugehen, dass er 
hier zu konkreten Forderungen Stellung nahm. Obwohl er gemäß der Stiftungs-urkunde 
wie der Union von 1588 zufolge ausdrücklich nicht dazu verpflichtet war, so lag es 
anscheinend im Erwartungshorizont von Pfarrer und Rat, dass der kaiserliche Vikar 
seelsorgerische Aufgaben übernahm. Bedenkt man, dass die mit dem Kaiseraltar 
betrauten Vikare in der Regel aus Andernach stammten, so scheint sehr naheliegend, 
dass sie durchaus freiwillig an der Seelsorge für ihre Mitbürger teilnahmen, Rat und 
Pfarrer dies also mit einer gewissen Selbstverständlichkeit erwarteten. 

VI.3.9. Die Abschaffung des Andernacher Zolls: Der Stiftungsvollzug am 
Ende 

Theobald Knöll, der sich im Streit um die Residenz in Andernach gegen den Rat durch-
gesetzt hatte, hatte kaum noch Gelegenheit, die Früchte dieses Erfolgs zu genießen. 
Bald nachdem 1794 Andernach unter französische Verwaltung geriet, wurde der Zoll 
samt dem Turnosen beseitigt.139 Die Einkünfte der Vikarie standen damit nicht mehr zur 
Verfügung. Möglicherweise war in dieser Situation gerade die Abwesenheit Knölls von 
Andernach und die damit verbundene mangelnde Kommunikation zwischen Rat und 
Vikar die Ursache dafür, dass die Stiftung trotzdem noch einige Jahre weiter vollzogen 
wurde. Knöll ließ sich in der Vikarie nur teilweise vertreten. Den Gottesdienst am Julia-
nentag hielt er selbst ab. Dies geht aus mehreren Briefen an den Andernacher Rat her-
vor. 1795 schrieb der Vikar, er sei am 16. Februar, dem Festo S. Julianae Virginis (…) 
laut christmildester Stiftung Kaisers Friederich des Dritten verpflichtet, und Willens, 
für unsere verstorbenen Mitbürger das vorgeschriebene jährliche Seelenamt zu halten, 
                                                                 
138  Vgl. Hunder, Andernach (1986), 231f. 
139  Vgl. Span, Studien (1909), 22. 
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und werde hiermit an erwähntem Tage Morgens um halb 9 Uhr nach hergebrachter 
Ordnung den Anfang machen. Er lade dazu den Rat höflichst ein und bitte, dieser solle 
am Vorabend des Festes durch die Ratsdiener das gewöhnliche Geläute in der 
Pfarrkirche veranstalten lassen.140 Einige Monate später bat Knöll den Rat um die 
Auszahlung seiner Einkünfte. Am 2. Juli 1795 habe er dem Stadtrat den Protokoll-
auszug des Koblenzer Generalvikariats präsentieren lassen und damit den erzbischöf-
lichen Dispens (über die Residenz) vom 19. September 1794 – nachdem zuvor ein 
kaiserliches Placet im Koblenzer Kabinett eingegangen sei. Er habe den sonntäglichen 
Gottesdienst in Namedy, das jährliche Anniversar wie alle übrigen Pflichten teils durch 
die übrigen Vikare der Andernacher Pfarrkirche, teils durch die Franziskaner ausüben 
lassen. Diese müsse er nun aus den Vikarialeinkünften bezahlen. Zwar sei der Rheinzoll 
ins Stocken geraten, aber doch im vergangenen Jahr von Johanni bis Oktober noch 
ergiebig gewesen. Damit er, Knöll, seine Vikarialpflichten erfüllen könne, möge der Rat 
Rent- und Kirchenmeister anweisen, gemäß dem beiliegenden Verzeichnis seine 
Einkünfte auszuzahlen. Zudem solle der Rat dafür eintreten, dass den geistlichen 
Herren aus dem Franziskaner-Kloster in Andernach, wenn sie die von Kaiser 
Friederich dem Dritten für die verstorbene Andernacher Bürgerschaft gestiftete 
heiligen Messen, an meiner Stelle, in dortiger Pfarrkirche lesen, zugleich der deßfalls 
nöthige, und, zur Schande aller an diesenm Unfug Theilhabenden, bisher versagte 
Messenwein, für die Zukunft ungehindert (…) gereicht werde. Beigelegt hatte Knöll ein 
Verzeichnis der ihm zustehenden Einkünfte. Er verlangte für die Stiftung Friedrichs III. 
40 Goldgulden, für das frühere, verkaufte Vikarialhaus 60 Albus (Zinsen), für die 
Messe in Namendy sechs Goldgulden und zwei Malter Korn vom Kirchenmeister sowie 
vier Goldgulden wegen der Stiftung eines Johannes Hertzig.141 Der Brief des Vikars ist 
eines der wenigen Zeugnisse, das belegt, dass neben dem gestifteten Anniversar auch 
regelmäßig Messen gelesen wurden, die man auf die Stiftung Friedrichs III. zurück-
führte und die, ebenso wie das Anniversar, dem Gedenken der verstorbenen Ander-
nacher dienten. Knölls Mahnung, Messwein dafür bereitzustellen, deutet auf ein noch 
immer gespanntes Verhältnis der Andernacher Pfarrgeistlichkeit zu dem abwesenden 
kaiserlichen Vikar. Der Rat ließ Knölls Bitte um Zahlung der Einkünfte denn auch 
unerfüllt. In einem Brief von 1797 schilderte der Vikar, er habe seit 1794, also bereits 
drei Jahre lang, seine Vikarie durch einen Substituten versehen lassen, jetzt könne er die 
dadurch entstehenden Auslagen nicht weiter aus seinem Eigentum bestreiten.142  

Das letzte Dokument, das sich zur Geschichte der Stiftung erhalten hat, ist ein Brief 
Theobald Knölls von 1798, in dem er den Rat – wohl zum letzten Mal – zum Anni-

                                                                 
140  LHAK 612/2759, rückseitig Vermerk über die Vorlage im Rat am 12.02.1795. (Unterstreichungen 

im Original.) 
141  LHAK 2759, Vermerk über die Vorlage im Rat am 20.08.1795. (Unterstreichungen im 

Original.); ebd. ein Brief mit nahezu gleichem Wortlaut, am 30.07.1795 dem Rat vorgelegt. 
142  LHAK 612/2759, Vermerk über die Vorlage im Rat am 17.06.1797. 
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versar am Julianentag einlud.143 Ob der Rat zuvor der Bitte des Vikars, die mit dem 
Benefizium verbundenen Einkünfte auszuzahlen, entsprochen hatte, ist ungewiss. Die 
Rentmeisterrechnungen, die darüber Auskunft geben könnten, sind nur bis 1793 über-
liefert. 

 
Für die Zeit bis 1793 bestätigen die Rentmeisterrechnungen, was die Briefe Theobald 
Knölls an den Andernacher Rat nahelegen: die ungebrochene Kontinuität des Anni-
versarvollzugs bis zum Erlöschen der Stiftung. Die einzige Veränderung, die sich in den 
Rechnungen im Laufe des 18. Jahrhunderts fassen lässt, betrifft die Auszahlung oder 
auch nur die Abrechnung der Zahlungen an die kaiserlichen Vikare. Zunächst wurden 
die Quartalszahlungen zusammengezogen und nur noch einmal jährlich abgerechnet. 
Etwas später, in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, ging man dazu über, alle Ein-
künfte des Vikars in einem einzigen Rechnungsposten zusammenzufassen. Der kai-
serliche Vikar erhielt nun 58 Reichstaler und 68 Albus wegen der Vicarie, wegen dem 
Anniversarium auf Julianaetag und wegen der Bürgermeister Meeß.144 Was sich hinter 
letzterer verbirgt, ist ungewiss. Möglicherweise handelte es sich um eine Messe, die im 
Zusammenhang mit dem jährlichen Wechsel im Bürgermeisteramt stand. Dass, wie seit 
der Jahrhundertmitte fassbar, die kaiserlichen Vikare oder deren Stellvertreter damit 
betraut wurden, ergab sich vielleicht aus ihrer besonderen Beziehung zum Rat, der ja 
das Nominationsrecht für die kaiserliche Vikarie innehatte. Sie erhielten dafür zwei 
Gulden und vier Albus. Rechnet man die Summe in Reichstalern nach den gängigen 
Münzgleichwerten in Gulden um und vergleicht sie mit den zuvor einzeln abge-
rechneten Zahlungen – für die Quartale, das Anniversar und die Bürgermeistermesse –, 
so ergibt sich, dass im Gesamtbetrag von 58 Reichstalern 68 Albus ein Überschuss von 
zwei Gulden zwölf Albus enthalten war. Dieser Mehrbetrag entspricht zum einen genau 
den von Theobald Knöll geforderten 60 Albus für das alte Haus des kaiserlichen Vikars, 
zum anderen ist er wohl mit Zinsen in eben dieser Höhe zu identifizieren, die dem 
kaiserlichen Vikar zuvor einmal jährlich vom Rat gezahlt worden waren, zunächst für 
den Kaiseraltar, ab 1656 für den inkorporierten Matthiasaltar. Wahrscheinlich gingen 
diese Zahlungen auf die Union von 1588 zurück, als das Haus des kaiserlichen Vikars 
verkauft worden und dieser in das zum Mattiasaltar gehörende Haus umgezogen war.145 
In jedem Fall blieben die Einkünfte des Vikars im 18. Jahrhundert stabil, und auch in 
der Zeit der summarischen Abrechnung wurde die Abhaltung des Anniversars weiter als 
gesonderter Zahlungsgrund aufgeführt. Mit gleicher Stetigkeit finden sich bei den in 
den Rechnungen vorgenommenen Stichproben Ausgaben des Rats für die am Julianen-
tag übliche Almosenverteilung. In der Regel von 14 Sömmern ließ der Rat dafür Brot 

                                                                 
143  LHAK 612/2759 (10.02.1798). 
144  Rechnung von 1788; sämtliche Nachweise s. Anhang VIII.1.3. 
145  Bspw. 1617 (LHAK 612/2095, 9), 1642 (LHAK 612/2096, 5), 1656 (LHAK 612/2051, 70), 

1691 (LHAK 612/2055, 304), 1705 (LHAK 612/2058, 45), 1737 (LHAK 612/2061, 478); zu 
den Münzgleichwerten s. Anhang VIII.1.3. 
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backen, das an die Armen ausgegeben wurde. Auch die Einladung des Rats durch den 
Vikar lässt sich im 18. Jahrhundert regelmäßig nachweisen. Wie schon im 17. Jahr-
hundert vermerkten die Ratsprotokolle dabei meist auch, das Anniversar solle wie ge-
wöhnlich gehalten werden. Nimmt man die spezifischen Zusätze, die manchmal diesem 
Beschluss angefügt waren, zusammen, so ergibt sich, dass mit Glockengeläut (so in den 
Jahren 1754, 1738) die Bürgerschaft zum hohe ambt eingeladen (1753) und die meeß 
sambt Predig aufm Chor gehalten (1722) wurde. Wenn der kaiserliche Vikar die Messe 
auf dem Chor und nicht am gestifteten Altar zelebrieren sollte, so ist darin wohl eine 
Auszeichnung zu sehen, ein Mittel, die Feierlichkeit des Anniversars zu betonen. Des-
sen gestifteter Charakter wurde dadurch sicher nicht verdeckt, denn die Messe hielt der 
kaiserliche Vikar. Zudem ist sehr gut möglich und sogar naheliegend, dass auch der 
Kaiseraltar zum Jahrtag besonders geschmückt und beleuchtet wurde. 

Bezeichnet wurde das Anniversar in den Ratsprotokollen oft einfach als festum 
sanctae Julianae, nicht weniger häufig aber auch als anniversarium solenne pro occisis 
civibus (Andernachensibus) oder anniversarium generale pro occisis civibus. Die Be-
zeichnung anniversarium generale scheint merkwürdig. Suggeriert sie doch, dass beim 
Anniversar aller gewaltsam zu Tode gekommenen Andernacher gedacht wurde, nicht 
nur der 1475 gefallenen. Noch allgemeiner fasste Theobald Knöll in seinen Einladungs-
schreiben an den Rat den Kreis der Kommemorierten: die verstorbene Andernacher 
Bürgerschaft.146 Wenn auch nicht mit Sicherheit auszuschließen ist, dass die allge-
meinen Bezeichnungen Konkreteres meinten und verständlich machen konnten, so lässt 
sich mit gleichem Recht vermuten, dass an die Stelle des Gefallenengedenkens ein 
Gedenken aller verstorbenen Andernacher getreten war. Alle lebenden Andernacher 
wurden durch das Glockengeläut, das den Briefen Knölls zufolge am Vorabend statt-
fand, zur Teilnahme am Anniversar aufgefordert; der Kreis der Gedenkenden sollte 
also, wenigstens grundsätzlich, die gesamte Bürgerschaft umfassen. Sie war den Toten 
als Bürgern, als Angehörigen der eigenen Gemeinschaft, verpflichtet. Die exklusive 
Wirkung dieser Gruppenbindung hatte sich deutlich schon am Anfang der Stiftung 
gezeigt: wahrgenommen wurde sie als Stiftung für die eigenen Bürger, nicht als Stif-
tung für alle Gefallenen des Reichskriegs. Dass diese in Andernach dauerhaft komme-
moriert wurden, ist kaum denkbar. Zwar ließe sich argumentieren, dass die verengte 
Wahrnehmung des Stiftungszwecks keinen Schluss auf die tatsächliche liturgische 
Memoria zulässt. Doch impliziert diese Überlegung, dass die Wahrnehmung des 
Gedenkzwecks von der tatsächlich praktizierten Memoria unabhängig sein konnte. Dies 
kann aber nur für die ersten Jahrzehnte nach dem Stiftungsakt angenommen werden, als 
die Erinnerung an die bei Linz gefallenen Bürger noch weitgehend unabhängig vom 
Anniversar wach sein musste. Je mehr das Anniversar selbst zum wichtigsten Medium 
der Erinnerung wurde, desto mehr musste die dabei geübte Memoria die Wahrnehmung 
der Beteiligten bestimmen. Unter dieser Voraussetzung ist kaum vorstellbar, dass die 

                                                                 
146  10.02.1798; im Jahr 1795: unsre verstorbenen Mitbürger (LHAK 612/2759). 
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regelmäßig praktizierte liturgische Memoria aller im Reichskrieg unter Friedrich III. 
Gefallenen keinerlei Niederschlag in der Wahrnehmung des Gedenkzwecks gefunden 
hätte, wie sie im städtischen Verwaltungsschriftgut, aber auch im Briefwechsel des 
Rates fassbar ist. 

Falls nun, wie es die Briefe Theobald Knölls vermuten lassen könnten, das Gedenken 
beim Anniversar tatsächlich auf alle verstorbenen Andernacher ausgeweitet worden 
war, so wäre darin die integrierende Wirkung derselben sozialen Bindung zu sehen, auf-
grund derer die übrigen Gefallenen des Neusser Krieges früher oder später dem Verges-
sen anheimgefallen waren. Räumt man dieser sozialen Bindung einen so hohen Stellen-
wert für Dauer und Wandel in der Umsetzung des Stiftungszwecks ein, dann fragt sich, 
ob für den Vollzug des Anniversars überhaupt noch von Bedeutung war, dass es auf 
eine Stiftung zurückging. Knölls Einladungen an den Rat zeugen auch davon: Die 
Stiftung Kaiser Friedrichs III. verpflichte ihn, so der Vikar, der Titel und Namen des 
Stifters durch Unterstreichung eigens hervorhob. Das Gleiche belegt ein Ratsprotokoll 
vom 12. Februar 1750. Dort ist die übliche Einladung des Rats zum Anniversar fest-
gehalten, jedoch mit der ganz ungewöhnlichen Bezeichnung: jahrdechtnus ihro 
kayserlicher majestät Friderici tercii.147 Die Singularität dieses Eintrags lässt kaum 
anderes zu, als ihn so zu verstehen, dass hier der Jahrtag über seinen Stifter, nicht aber 
als Jahrtag für Friedrich III. genauer gekennzeichnet wurde. Damit soll jedoch keines-
wegs in Frage gestellt werden, dass Friedrich beim Anniversar und auch das Jahr über 
liturgisch kommemoriert wurde. Doch als Beleg dafür ist die Notiz ungeeignet. Sie 
kann nur bezeugen, und damit steht sie nicht allein, dass der kaiserliche Stifter nicht in 
Vergessenheit geriet, solange seine Stiftung Bestand hatte.  

Die Fortführung des Stiftungsvollzugs, nachdem mit dem Andernacher Zoll das 
materielle Substrat der Stiftung beseitigt worden war, ist wohl nicht zufällig nur bis 
1798 zu verfolgen. Andernach blieb bis 1815 französisch. In der Zwischenzeit war der 
Altaraufsatz beseitigt worden.148 Der Standort des Altars in der Kirche ist heute ebenso 
unbekannt wie die Stiftung Friedrichs III. überhaupt.149 Erst eine Ausstellung im 
Andernacher Stadtmuseum zu den Hintergründen der ‚Bäckerjungensage‘ hat 1994 das 
Publikum wieder auf die Stiftung hingewiesen. In dieser Sage, die zwei Andernacher 
Bäckerjungen die Stadt vor einem Angriff der Linzer retten lässt, scheint sich ein 
Funken historischer Erinnerung an das Ereignis gehalten zu haben, das die Stiftung 
veranlasst hatte. Selbst das jedoch zeigt erst die wissenschaftliche Rekonstruktion.150 

                                                                 
147  S. Anhang VIII.1.6. 
148  Vgl. Huiskes, Man mangelt (1994), 98. 
149  Freundliche Auskunft Herrn Heils, Pfarramt Maria Himmelfahrt, Andernach. 
150  Vgl. Haffke, Bäckerjungensage (1994); Huiskes, Man mangelt (1994), 51–53. 
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VI.4. Resümee 

Kurz nachdem am Julianentag (16. Februar) des Jahres 1475 ein Aufgebot von Ander-
nacher Bürgern im Reichskrieg gefallen war, ließ Kaiser Friedrich III. wegen treuer 
Kriegsdienste eine Urkunde für die betroffene Stadt ausfertigen. Darin ordnete er zum 
einen die Verlegung des kurkölnischen Rheinzolls von Linz nach Andernach an und 
erhöhte den Zoll um einen Turnosen, der nicht dem Kölner Landesherrn, sondern der 
Stadt zustehen sollte. Zum anderen stiftete der Kaiser einen neuen Altar samt Priester-
pfründe. Verkoppelt waren Zollprivilegierung und Stiftung dadurch, dass die Einkünfte 
des Altarinhabers aus dem neu geschaffenen städtischen Zollaufschlag zur Verfügung 
gestellt werden sollten. Wichtigste Aufgabe des Priesters war, am Todestag der gefal-
lenen Andernacher ein aufwendiges Anniversar abzuhalten. Gedacht werden sollte 
dabei an erster Stelle Friedrichs III., danach der gefallenen Bürger und all derer, die im 
Reichskrieg auf der Seite des Kaisers umgekommen seien oder noch umkommen 
würden. 

Wenn auch einzelne Regelungen der kaiserlichen Urkunde von städtischer Seite 
beeinflusst erscheinen, wird darin die Stiftung als Friedrichs III. spontane Reaktion auf 
einen Unglücksfall präsentiert, eine Deutung, die umso näher liegt, als in zeitgenös-
sischen Berichten dem Kaiser persönlich die Schuld für die Katastrophe gegeben 
wurde. Allerdings weisen einzelne Aspekte der Stiftungsgeschichte in eine andere 
Richtung, so insbesondere das Ringen der Andernacher um ihren Zollaufschlag, den es 
gegen Klagen bis hin zum Boykott erst mühsam durchzusetzen galt. In den Zoll-
verhandlungen, die die Stadt in den folgenden Jahrzehnten mit ihrem Landesherrn, dem 
Kölner Erzbischof, führte, blieben jedoch die Stiftungseinkünfte immer ausdrücklich 
gesichert, so dass der Eindruck entsteht, das fromme Werk selbst habe entscheidend da-
zu beigetragen, die Zollansprüche der Andernacher zu sichern und sei vielleicht auch zu 
diesem Zweck konzipiert worden. Eigentlicher Initiator der Stiftung wäre demnach die 
Stadt, doch lässt sich darüber keine endgültige Klarheit erzielen. Sicher ist, dass sowohl 
Stadt (Rat) als auch Kaiser Einfluss auf die endgültige Fassung der Stiftungsurkunde 
genommen haben. 

Als der Stiftung wenig förderlich erwies sich bald die von Friedrich getroffene Rege-
lung des Patronatsrechts. Bei Vakanz der Vikarie hatte der Rat dem Kaiser einen Kandi-
daten anzuzeigen, dessen Präsentation an den Trierer Ordinarius der Herrscher jedoch 
sich selbst und seinen Nachfolgern im Kaisertum vorbehalten hatte. Der Stifter selbst 
und deutlicher noch sein Sohn Maximilian I. nutzten die Stiftung einseitig zu Versor-
gungszwecken, ohne dass die Altarinhaber in Andernach wie vorgeschrieben resi-
dierten. Die Nachfolger Maximilians im Kaisertum machten von der Möglichkeit, die 
Besetzung der gestifteten Vikarie zu beeinflussen, keinen Gebrauch mehr. Ihre Auf-
merksamkeit für die Stiftung fiel dann sogar unter die Wahrnehmungsgrenze, so dass 
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der Rat im 17. Jahrhundert die Pflicht zur Anzeige des Kandidaten für die Pfründe beim 
Kaiser ignorieren konnte und musste. 

Kontinuierliches Interesse an der Stiftung zeigte der Andernacher Rat. Auch wenn mit 
der Vikarie versehene Priester nicht in Andernach residierten, sorgte er dafür, dass das 
Anniversar begangen wurde. Er nahm selbst daran teil, wie es die Stiftungsurkunde vor-
schrieb. Über deren Auflagen hinausgehend ließ er am Julianentag Brot an die Armen der 
Stadt verteilen und veranstaltete, dies allerdings nur bis zum Anfang des 17. Jahrhunderts, 
nach den liturgischen Feierlichkeiten ein Festessen im Rathaus. 1574 ließ er ein Retabel 
für den gestifteten Altar anfertigen, auf dem auch Friedrich III. und dessen Nachfolger 
Maximilian I. und Karl V. abgebildet waren. 1588 bewahrte er die Stiftung weitgehend 
vor den nivellierenden Auswirkungen der auf Betreiben des Trierer Ordinarius durch-
geführten ‚Union‘, durch die jeweils mehrere in der Andernacher Pfarrkirche gestiftete 
Altarbenefizien zusammengefasst und die Pflichten der Vikare vereinheitlicht wurden.  

Ein wichtiger Grund für die ungebrochene Aufmerksamkeit des Rates gegenüber der 
Stiftung dürfte gewesen sein, dass er nach dem Versiegen der kaiserlichen Interventio-
nen im 16. Jahrhundert nun seinerseits das Nominationsrecht im Sinne seiner Interessen 
gebrauchen konnte. Auch der Rat nutzte seinen Einfluss wiederholt dazu, Kleriker aus 
ratsfähigen Andernacher Familien mit der Pfründe zu versorgen. Doch nahm er nur 
kurzfristig hin, wenn daraus Nachteile für den liturgischen Stiftungsvollzug erwuchsen. 
Die Fürsorge des Rats für die Stiftung war allerdings nicht mit einer wortgetreuen Er-
füllung der – über eine Serie von Bestätigungsurkunden dauerhaft bekannten – Stif-
tungsauflagen identisch, wie schon die Verletzung des kaiserlichen Präsentationsrechts 
erweist. Von den Auflagen der Stiftungsurkunde wich der Rat auch ab, als er im 
16. Jahrhundert jahrzehntelang die Bewerber um die Vikarie nur unter der Bedingung 
nominierte, dass diese auf einen Großteil ihrer Einkünfte verzichteten und jene dem Rat 
zur Förderung des Gottesdienstes und der Andernacher Schule überließen. 

Von allen Beeinträchtigungen unberührt blieb in der gesamten Geschichte der Stif-
tung das Anniversar am Julianentag. Wenn auch einzelne Elemente des Jahrtags sich 
veränderten, so war dieser bis zum Erlöschen der Stiftung ein fester städtischer Feier-
tag, an dem Rat und Gemeinde gleichermaßen teilnahmen. Das Anniversar war das 
repräsentativste Element der Stiftung: Zum einen machte es regelmäßig die Stiftung der 
gesamten Stadt gegenwärtig und bezog alle Beteiligten in den Stiftungsvollzug mit ein, 
zum anderen musste es auf das Selbstverständnis von Rat und Gemeinde verweisen. Bei 
der Jahrtagsfeier drohte zudem keine Divergenz der verschiedenen Verantwortlich-
keiten oder Bedürfnisse, wie sie bei der Besetzung der Vikarie eine Rolle spielten. Am 
Julianentag konnte der Rat sowohl als Stiftungstreuhänder wie als städtische Obrigkeit 
auftreten, gleichermaßen sorgend für das Seelenheil der gefallenen Bürger wie für die 
Armen der Stadt. 

Ob die Gedenkauflagen, die Friedrich III. für den Jahrtag genau fixiert hatte, gemäß 
der Stiftungsurkunde umgesetzt wurden, bleibt allerdings zweifelhaft. Vom Stiftungsakt 
an wurde der liturgische Stiftungszweck seitens der Stadt verengt wahrgenommen. 
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Friedrich hatte die Gedenkauflage dem Kontext des Reichskriegs angepasst, die Ander-
nacher sahen hingegen lediglich die eigene Bürgerschaft betroffen. Weder die litur-
gische Memoria der übrigen Kriegsgefallenen noch die des Stifters selbst lässt sich in 
den Quellen zur Geschichte der Stiftung nachweisen. Während der gesamten Ge-
schichte der Stiftung blieb Friedrich III. jedoch als Stifter bekannt. Neben der Tendenz 
zur Verengung des Stiftungszwecks lässt sich jedoch auch dessen Ausweitung erken-
nen, und zwar von den 1475 gefallenen Andernachern auf die ‚Andernacher Bürger-
schaft‘ schlechthin. 

Der Stiftungsvollzug kam 1794 zum Erliegen, wofür mehrere Gründe in Anschlag 
gebracht werden müssen: die umfangreichen Veränderungen im Gebiet der städtischen 
und kirchlichen Selbstverwaltung, als Andernach 1794 französisch wurde; die zeit-
gleiche Abschaffung des Rheinzolls, die die Stiftungseinkünfte versiegen ließ und die 
Beseitigung des Altaraufsatzes mit der Stifterdarstellung wenig später. Diese nahezu 
gleichzeitigen Veränderungen in für die Stiftung wesentlichen Feldern dürften darüber 
hinaus erklären, dass selbst historisches Wissen um Stiftung und Stifter in der Stadt 
nicht erhalten blieb. 





 

VII. Die Fallstudien in der Zusammenschau 

Diese Arbeit kommt an ihr Ende nicht mit einer Zusammenfassung, sondern mit dem 
Versuch, einzelne Beobachtungen, Problemlagen und Fragen, die sich bei der Beschrei-
bung der verschiedenen Stiftungswirklichkeiten ergeben haben, aufeinander zu bezie-
hen. Dabei geht es allerdings nicht darum, jeweils alle Einzelbefunde zu versammeln. 
Vielmehr sollen die Möglichkeiten einer vergleichenden und systematisierenden Zu-
griffsweise exemplarisch verdeutlicht werden. 

Fragt man nach Verstetigung und Wandel von Stiftungsimpulsen, so ist das Augen-
merk stets auf die Vermittlung des Stiftungsauftrags an die damit betrauten Akteure zu 
richten. Wie wurden Stiftungszwecke langfristig präsent gehalten? In der Zusammen-
schau der Fälle erweisen sich die Stiftungsurkunden selbst nicht als dafür zentrale 
Medien. In Quedlinburg etwa sollte wohl Otto I. als Gründer präsent geblieben sein, 
hätten die Kanonissen regelmäßig ihre Urkunden studiert. In Andernach wurden die 
Auflagen Friedrichs III., obgleich sie dem Rat dauerhaft bekannt blieben, keineswegs 
getreulich befolgt. Die Aufzählung ließe sich fortsetzen. Als wesentliches Medium, das 
den Stiftungszweck immer wieder gegenwärtig machte, ist in allen untersuchten Fällen 
die Umsetzung dieses Zwecks selbst anzusehen, der Stiftungsvollzug im engeren Sinne. 
Die sich selbst verstärkende Wirkung von Gewohnheiten, die Ritualisierung von Hand-
lungen, muss als wichtigstes Element der Verstetigung mittelalterlicher Stiftungen gel-
ten, obwohl nur selten diese Macht der Gewohnheit in den Quellen aufscheint, so etwa 
in den Andernacher Ratsprotokollen, wenn der Rat beschloss, „wie gewöhnlich“ die 
Bürger mit Glockengeläut an den bevorstehenden Julianentag zu erinnern. Doch ist der 
Hinweis auf die Praxis selbst, die Stiftungszwecke ein stückweit explizit hielt, zugleich 
wesentlich, um die zahlreichen kleineren Veränderungen zu erklären, denen Stiftungs-
vollzüge unterworfen waren. In Quedlinburg erachtete man es im 17. Jahrhundert für 
sinnvoller, anstelle von Gebäck Geldspenden zu verteilen, wenn man die vermeint-
lichen Stiftungen jener Ottonen vollzog, derer man noch gedachte. In Speyer verlegte 
das Domkapitel die Jahrtagsfeier Heinrichs IV. um einen Tag, in Andernach verzichtete 
der Rat schon bald auf die Teilnahme von dreißig Priestern am Jahrtag der gefallenen 
Bürger, doch taucht als neues Element im Anniversarvollzug eine Predigt auf – um nur 
einige Beispiele zu nennen. Von Zeit zu Zeit also konnten konkrete Gewohnheiten 
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geändert werden, obwohl die Akteure damit noch immer im Sinne der Stifter zu 
handeln meinten. 

Die Einübung und Wiederholung von Stiftungsvollzügen konnte zusätzlich gestützt 
werden. In zwei Fällen, Wiener Neustadt und Königsfelden, drangen die Stifter darauf, 
ihre Vorgaben zumindest teilweise in Satzungen und Ordnungen zu überführen. In den 
untersuchten Fällen standen keine Quellen zur Verfügung, um die Wirksamkeit dieser 
Verstetigungstrategien zu überprüfen. In Königsfelden befolgten die Klarissen schon 
wenige Jahrzehnte nach dem Tod Agnes’ von Ungarn eines der in den Ordnungen 
explizierten zentralen Verbote – ein Leibgedinge zu besitzen – nicht mehr. Wie lange 
die Ordnungen gelesen wurden, ob sie überarbeitet wurden, bleibt im Dunkeln. 

Neben der Vermittlung von Vorgaben und Regeln war in allen Fallstudien die soziale 
Verortung der Stiftungen von Bedeutung für die Stiftungsgeschichte. Die Stabilität 
sozialer Ensembles tritt insbesondere anhand der Andernacher und Speyerer Stiftungen 
als wichtige Bedingung für die Verfestigung der Stiftungsvollzüge hervor. In beiden 
Fällen stand die Dauerhaftigkeit des Gedenkens in Bezug zur Gemeindeverfassung. In 
Andernach waren Rat und Gemeinde in die Anniversarfeier am Julianentag eingebun-
den. In Speyer wurden die Zünfte, in denen sich die Gemeinde organisierte, zum so-
zialen Träger der Stiftung. Der Stiftungsvollzug fand hier gerade in der Anpassung an 
den Wandel von informellen Strukturen zu organisierten Gemeinschaften eine wichtige 
Stütze. Alle genannten Organisationen verfügten über Möglichkeiten der Selbstkontrol-
le und hatten zudem einen Status zu verteidigen. Eine gewisse Parallele zu diesen Or-
ganisationen findet sich in der Einrichtung von Ämtern, insbesondere des Jahrzeitamtes 
in Königsfelden. 

Verfestigung durch soziale Organisationen, Hierarchien und Effekte der Kontrolle 
und Anerkennung ist allerdings nur ein Aspekt der sozialen Konstruktion von Stif-
tungen. Nicht weniger bedeutsam war in einigen der untersuchten Fälle die Reservie-
rung herrschaftlicher Kompetenzen für die Stifter selbst oder deren Rechtsnachfolger. 
In allen Fällen spielte der herrschaftliche Zugriff auf Stiftungen von außen im Laufe der 
Stiftungsgeschichte eine Rolle, allerdings in sehr verschiedener Ausprägung. Herr-
schaftliche Interessen konnten mit der Orientierung am Stiftungszweck konform gehen, 
aber Stiftungen auch in Gefahr bringen, wenn dies nicht der Fall war. Die Polyvalenz 
herrschaftlicher Bindung wird am besten sichtbar im Königsfelder Fall. In den 
Anordnungen der Agnes von Ungarn findet sich herrschaftlicher Gestaltungswille 
ebenso wie die Übertragung von Aufsichtsrechten an Organe des Franziskanerordens 
zur Sicherung der Stiftung. Doch verzichtete Agnes auch auf das Besetzungsrecht für 
fünf zusätzlich am Klarissenkonvent gestiftete Pfründen, um nicht Unmut in der 
Gemeinschaft zu erregen. Schließlich fürchtete sie Übergriffe künftiger Herrschafts-
träger auf die Ausstattung der Klarissen. 

Für die Erklärung von Dauer und Wandel in der Geschichte von Stiftungen ist über 
Fragen sozialer Beziehungen und Organisation hinaus, meist aber damit verbunden, der 
grundsätzliche Verweisungscharakter menschlicher Handlungen immer zu berück-
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sichtigen. Die konkreten Handlungsabläufe beim Stiftungsvollzug verwiesen auf über-
geordnete Sinnformationen und Leitideen, brachten soziale Ordnungen und Identitäten 
zur Darstellung und zehrten ihrerseits davon. In Quedlinburg, so lässt sich den dort 
verfassten Annalen deutlich entnehmen, waren in ottonischer Zeit die verwandtschaft-
liche Bindung zum Königtum und in einem weiteren Sinne das Handeln für das Wohl-
ergehen von Königsfamilie und Reich wichtige Leitlinien des Handelns. Dass dieser 
Verweisungszusammenhang mit der zunehmenden Entfernung des Königtums nicht 
stabil blieb, muss als entscheidend für die Verengung des Gedenkhorizontes angesehen 
werden. Die politische Semantik des Speyerer Gedenkvollzuges scheint im 14. Jahr-
hundert in den Quellen auf, als die alte politische und soziale Elite der Stadt ihren 
Führungsanspruch in einem Aufsichtsrecht über die bei den Königsanniversarien zu 
spendenden Kerzen der Zünfte manifestieren wollte. Zudem verband sich mit dem 
Gedenken an Heinrich IV. auch die Erinnerung an die Anfänge der Stadt als Verband 
von Bürgern. In einem allgemeineren Sinne dürfte die politische Nähe zum Königtum 
bei der Teilhabe an herrscherlichen Anniversarien evoziert worden sein. Das Ander-
nacher Anniversar ließ die Stadtgemeinde als Notgemeinschaft zusammentreten. Auch 
die Abgrenzung von der benachbarten Stadt Linz scheint sich assoziativ an den 
Stiftungsvollzug angelagert zu haben. In Königsfelden waren die Habsburger als 
Dynastie dauerhaft präsent. Die Klarissen begriffen ihre Gebete für die Verstorben auch 
als Dienst für die „Herrschaft“, wie die Terminologie sowohl im Königsfelder Kopial-
buch von 1335 wie auch in der Rechnung der Jahrzeitmeisterin von 1512 belegt. Die 
Zuordnung zur Herrschaft wie auch die Unterordnung unter diese schwingt in diesen 
Quellen mit. Doch wurde in Königsfelden wohl deutlicher als in allen anderen Fällen 
auch das Prinzip von Gabe und Gegengabe im Zusammenhang mit den Gedenk-
leistungen der Klarissen expliziert, erhielten die Nonnen doch bei den meisten der 
Anniversarien Präsenzgelder. 

Die Verweisungszusammenhänge, in die Stiftungsvollzüge eingebettet waren, kon-
nten durch sehr verschiedene Medien gestützt werden. Besondere Beachtung verdienen 
dabei einerseits historiographische Zeugnisse. Nicht ohne Grund sind es gerade jene 
Fälle, bei denen Gemeinschaften durch Stiftung begründet wurden, Quedlinburg und 
Königsfelden, in denen Geschichtsschreibung ein wesentliches Medium war, um die 
Erinnerung an die eigene Geschichte zu bewahren und in einen spezifischen Deutungs-
zusammenhang zu bringen. Sowohl in den Quedlinburger Annalen wie auch in der 
Königsfelder Chronik erzeugten die Verfasser dabei Fiktionen von Kontinuität und 
Zugehörigkeit. So wurden in Königsfelden die Habsburger als große Verehrer des Fran-
ziskanerordens dargestellt, während in Quedlinburg die Verwandtschaft zum Königtum 
eine Leitlinie der Erzählung war. Historische Erzählung konnte zudem im Sinne der 
Subjekterzeugung wirksam werden. Insbesondere über die Schilderung charismatischer 
Vorbilder wurden dabei Rollenmuster präsentiert, die im Alltag der Gemeinschaften 
wirksam werden sollten. Die möglichen Funktionen historischer Erzählung und ihre 
Wirkung auf den Stiftungsvollzug sind in Quedlinburg und Königsfelden allerdings oft 
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nur als potentielle zu erörtern. Wiederum bleibt offen, wie lange diese Texte gelesen 
wurden. 

Andere Medien, die Erinnerung verfestigen konnten und Deutungsangebote für das 
Handeln der mit dem Stiftungsvollzug beauftragten Akteure machten, waren gegen-
ständliche Objekte. Teils konnten auch diese ihre Wirkung nur durch Gebrauch ent-
falten, teils waren sie fest im Raum verankert. In Speyer etwa blieb die Urkunden-
inschrift Heinrichs V. dauerhaft am Kirchenportal präsent, und, wie die Sorge des Rats 
um deren Erhaltung erweist, auch beachtet. In Königsfelden dominierten Grabtumba 
und farbig verglaste Fenster mit Memorialbildern den Kirchenraum in unübersehbarer 
Weise. Die Verglasung der Seitenschifffenster wies hier über den unmittelbaren Stif-
tungsauftrag hinaus auf die dynastische Reihe der Habsburger. Ihre Ausgestaltung ging 
mit einer Deutungsverschiebung des Stiftungswerks durch Rudolf IV. einher, der mit 
der Königsfelder Stiftung weniger die horizontale Verwandtengemeinschaft als die 
vertikal-herrschaftliche Reihe der männlichen Vorfahren akzentuierte, wenn er für die 
Königsfelder Klarissen urkundete. Die Memorialräume gerade im Königsfelder Fall 
bezeugen also neben dem Wunsch der Stifter nach dauerhafter Präsenz auch Momente 
des Wandels und zugleich ein weiteres Konzept von Kontinuität. Die verschiedenen 
bildlichen und gegenständlichen Medien konnten Stiftungsvollzügen konkrete Deu-
tungen zuweisen, ja Stiftungsvollzüge anmahnen, aber auch Assoziations- und Deu-
tungsräume für die Akteure öffnen, die zusätzliche Legitimationsquellen des eigenen 
Handelns erschlossen. Ihr stabilisierender Effekt für die Umsetzung von Stiftungs-
zwecken ist deshalb ebenso leicht plausibel zu machen wie schwer zu verallgemeinern. 

Die so unterschiedlichen Einzelergebnisse der durchgeführten Fallstudien systemati-
sierend aufeinander zu beziehen, bringt einen hohen Grad an Abstraktion mit sich. 
Doch ergibt die Zusammenschau der Fallstudien keine allgemeinen Antworten auf die 
Frage, wie und warum Stiftungsimpulse im historischen Verlauf verstetigt oder verän-
dert wurden. Sie erlaubt nicht mehr, aber auch nicht weniger, als bestimmte Problem-
lagen und mögliche Perspektivierungen anzudeuten und damit, so ist zu hoffen, die 
weitere Erforschung von Stiftungswirklichkeiten anzuregen. 



 

VIII. Anhang 

VIII.1. Nachweise 

Abkürzungen: 
f = Gulden; gf = Goldgulden; alb = Albus (Weißpfennig); Rtl = Reichstaler; M = Malter 

VIII.1.1. Nachweise aus Andernacher Baumeisterrechnungen 

Überliefert 1394–1655. Neben kleineren Lücken fehlen die Rechnungen für 1605–1616, 1618–1620 
und 1622–1632. 
Das Rechnungsjahr wechselte meist Invocavit, konnte also unterschiedlich lang sein. Im folgenden ist 
für das Rechnungsjahr jeweils diejenige Jahreszahl angegeben, die den größeren Teil der Jahres-
rechnung erfasst (Februar/März bis Dezember). Sind Rechnungsjahr und Kalenderjahr nicht identisch, 
ist in Klammern das Kalenderjahr (nach Circumcisionsstil) vermerkt. 
Vgl. auch Inv. And., Bd. 7, 374–382. 

VIII.1.1.1. Ausgaben für den Gottesdienst am Julianentag 

Zusätzlich aufgenommen sind Belege aus Inv. And., Bd. 7. Die entsprechenden Nachweise erfolgen 
im Anschluss an die Spezifikation der Ausgaben in Klammern. 
 

Rechnungs 
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Spezifikation der Ausgaben 

1478 2084 69 
72 

5 Pfund Wachs, Machlohn für Kerzen 
(1479) 4 Pfund Wachs 

1489 2084 149 (1490) 8 Pfund Wachs und Machlohn für Kerzen 

1503 2085 67 (1504) Präsenzgelder und Wachs 

1506   5 Pfund Wachs, Machlohn für viertel- und halbpfündige 
Kerzen, Präsenzgelder für 30 Priester, Schulmeister, 
Schüler und Glöckner (Inv. And., Bd. 7, 303) 

1510 2085 305 (1511) Präsenzgelder, Wachs und Wein 
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Rechnungs 
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Spezifikation der Ausgaben 

1513   4 Pfund Wachs , Machlohn für Kerzen, Präsenzgelder für 
30 Priester, Schulmeister, Schüler und Glöckner, Wein 
und Weihrauch (Inv. And., Bd. 7, 303) 

1520 2086 184 (1521) 4 Pfund Wachs, Machlohn, um davon 2 halb- und 
12 viertelpfündige Kerzen zu ziehen, Präsenzgelder für 
12 Priester am ersten und 8 Priester am zweiten Tag, 
Präsenzgelder für den Schulmeister, Schüler, Glöckner, 
Wein  

1530 2087 134 (1531) 4 Pfund Wachs, Machlohn für Kerzen, Präsenz-
gelder für 30 Priester, die den ersten und den Tag danach 
Messe gehalten haben, Präsenzgelder für die Schüler, die 
beim Singen der Vigilie und Messe geholfen haben, 
Schulmeister, Glöckner, Wein, Weihrauch 

1535 2087 344 Kerzen von 4 Pfund Wachs, Präsenzgelder für Priester, 
Schulmeister, Schüler, Göckner, Wein Weihrauch 
(1536) 14 Kerzen, Präsenzgelder für Priester, Schul-
meister, Schüler, Glöckner, Wein und Weihrauch 

1540 2088 260 Präsenzgelder für 30 Priester, 4 Pfund Wachs, Wein, 
Weihrauch 
(1541) Präsenzgelder für 30 Priester, 4 Pfund Wachs, 
Machlohn für Kerzen, Wein, Weihrauch 

1543 2089 26 
 
43 

9 Kerzen zu insgesamt 4 Pfund Wachs, Präsenzgelder für 
30 Priester, Messwein 
(1544) 9 Kerzen zu insgesamt 4 Pfund Wachs, Präsenz-
gelder für 30 Priester und Schulmeister, Messwein 

1550 2089 268 (1551) Präsenzgelder für den Kirchherrn und die 
Altaristen, 4 Pfund Wachs, Machlohn für Kerzen 

1557 2090 82 (1558) Präsenz für den Kirchherrn und die Altaristen, 4 
Pfund Wachs, Machlohn für Kerzen 

1564 2090 477 
491 

4 Pfund Wachs, Präsenzgelder 
(1565) 4 Pfund Wachs, Präsenzgelder 

1574 2091 336 (1575) 4 Pfund Wachs für Kerzen 

1584 2092 79 (1585) 5 Pfund Wachs für Kerzen, Machlohn 

1589 2092 256 (1590) Kerzen von 5 Pfund Wachs, Machlohn 

1598 2093 202 
203 

5 Pfund Wachs, Machlohn 
(1599) 5 Pfund Wachs, Machlohn 

1599 2093 266 (1600) 5 Pfund Wachs, Machlohn 

1600 2093 339 (1601) 5 Pfund Wachs, Machlohn 
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Rechnungs 
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Spezifikation der Ausgaben 

1604 2094 197 (1605) 5 Pfund Wachs 

1617 2095 8 (1618) 5 Pfund Wachs 

1621 2095 90 (1622) 5 Pfund Wachs 

1633 2095  negativ 

1634 2095  negativ 

1637 2095  negativ 

1642 2096  negativ 

1649 2096  negativ 

1653 2096  negativ 

VIII.1.1.2. Ausgaben für das Essen im Rathaus 

Beim Nachweis für 1581 handelt es sich um um einen Einzelbeleg. Eine Baumeisterrechnung für 
dieses Jahr ist nicht überliefert. Vgl. Inv. And., Bd. 7, 722f.; Transkription und Übersetzung bei 
Huiskes, Man mangelt (1994), 99f. mit Anm. 110. 
 

Rechnungs- 
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Inkarnations 
jahr 

1478 2084 43 
55 

1478 
1479 

1489 2084 136 1490 

1501 2084 negativ  

1503 2085 67 1504 

1507 2085 negativ  

1514 2085 negativ  

1543 2089 negativ  

1564 2090 426 
427 

1564 
1565 

1574 2091 264 1575 

1581 2046 378f. 1581 

1584 2092 9 1585 

1589 2092 256 1590 

1598 2093 209 
209 

1598 
1599 



278 Anhang 

Rechnungs- 
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Inkarnations 
jahr 

1600 2093 347 1601 

1604 2094 206 1605 

1617 2095 24 1618 

1621 2095 99 1622 

1633 2095 negativ  

1634 2095 negativ  

1635 2095 negativ  

1636 2095 negativ  

1637 2095 negativ  

1642 2096 negativ  

1649 2096 negativ  

1653 2096 negativ  

VIII.1.2. Nachweise aus Andernacher Ratsrechnungen  

Zahlungen an die Vikare, an deren Stellvertreter und an die Mendikanten. Rechnungen überliefert 
1496–1543; 1613–1622; 1625–1634, 1637, 1638, tw.1643. 
Das Rechnungsjahr wechselte Invocavit, konnte also unterschiedlich lang sein. Im folgenden ist für 
das Rechnungsjahr jeweils diejenige Jahreszahl angegeben, die den größeren Teil der Jahresrechnung 
erfasst (Februar/März bis Dezember). Sind Rechnungsjahr und Kalenderjahr nicht identisch, so ist in 
Klammern das Kalenderjahr (nach Circumcisionsstil) vermerkt. 
Vgl. auch Inv. And., Bd. 7, 31–34. 
Der Zahlungsempänger wird mit (normiertem) Namen genannt, sofern die Rechnungen diesen 
vermerken. Ist dies nicht der Fall, erscheint die Bezeichnung „kaiserlicher Vikar“. 
 

Rechnungs-
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Empfänger der Zahlung, ggf. Zahlungs-
modus 

Zahl- 
betrag 

1498 2049 13 
15 

Haring Synama  
Johann Ideste (?) 

30gf 
10gf 

1499 2049 18 
 
18 

Johann Ideste (?) für Haring Synama für das 
Jahr 1498 
Johann Ideste (?) für 1498 und 1499 

30gf 
19gf 

1514 2049 95 
94 

Heinrich von Schmalkalden 
Dominikaner, in Silber 

30gf 
7f 6alb 

1523 2049 153 
152 

Heinrich von Schmalkalden 
Dominikaner, in Silber 

30gf 
7f 6alb 
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Rechnungs-
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Empfänger der Zahlung, ggf. Zahlungs-
modus 

Zahl- 
betrag 

1524 2049 159 
158 

Johann Lahnstein 
Dominikaner, in Silber 

30gf 
7f 6alb 

1529 2049 198 
200 

Johann Lahnstein 
(1530) Franzikaner 

30gf 
9gf 

1539 2050 331 
334 

Johann Schorn 
(1540) Franzikaner 

30gf 
9gf 

1543 2050 388 (1544) Franziskaner 
keine Zahlung an den kaiserlichen Vikar 
(Schorn) 

9gf 

1613 2000 23 Johann Liebscheid je Quatember 7gf 28gf 

1614 2050 18 kaiserlicher Vikar je Quatember 7gf 28gf 

1619 2000 97 Gerhard Melsbach je Quatember 7gf 28gf 

1630 2050 80 Gerhard Melsbach je Quatember 10gf 40gf 

1633 2050 193 kaiserlicher Vikar je Quatember 10gf 40gf 

1634 2050 228 kaiserlicher Vikar je Quatember 10gf 40gf 

1638 2050 345 kaiserlicher Vikar je Quatember 10gf 40gf 

VIII.1.3. Nachweise aus Andernacher Rentmeisterrechnungen 

Zahlungen an die Vikare und für das Almosen am Julianentag. Rechnungen überliefert 1656–1793, es 
fehlen nur die Rechnungen für 1673, 1675, 1716, 1779, 1790. 
Das Rechnungsjahr lief vom 1. März bis 28./29. Februar. Hier wird für das Rechnungsjahr jeweils nur 
diejenige Jahreszahl genannt, die mit den Monaten März bis Dezember den größeren Teil des Jahres 
abdeckt. 
Vgl. auch Inv. And., Bd. 7, 630f. 
 
Die jeweils letzte Quartalszahlung, die Zahlung an den Vikar für das Julianenfest und für das Almosen 
am Julianentag fallen jeweils ins höhere Kalenderjahr (nach Neujahrsstil), ohne dass dies hier eigens 
gekennzeichnet wird. 
 
Berechnet wurden die Zahlungen in Gulden, ab 1768 in Reichstalern. Von selben Jahr an wurden alle 
Zahlungen, die der kaiserliche Vikar erhielt, zusammengezogen und gemeinsam abgerechnet. Dazu 
gehörten Zinsen von 2f 12alb für das 1588 verkaufte ältere Haus des kaiserlichen Vikars und ein 
Betrag von 2f 4alb für das Halten der Bürgermeistermesse. 
 
Zum Almosen: Zum Julianentag ließ der Andernacher Rat für die Armen Brot backen, meist von 2 
Malter Korn, seit dem zweiten Viertel des 18. Jahrhunderts von 14 Sömmern (1 Malter = 8 Sömmer, 
Inv. And., Bd. 7, 211). Abweichungen von diesen Mengen waren selten. Die Höhe der Zahlungen 
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variert sehr stark. In einigen Jahren vermerken die Rechnungen lediglich Ausgaben für Backlohn, 
nicht für die Anschaffung des Korns. 
 
Münzgleichwerte: 
1f = 24alb; 1Rtl = 78alb; 1gf = 4f 16alb 
 
Es ergibt sich: 
7gf = 32f 16alb; 
32f 16alb x 4 = 130f 16alb 
12gf = 56f; 
58Rtl 68alb = 130f 16alb + 56f + 2f 12alb + 2f 4alb. 
 

Rech-
nungs-
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Zahlungen an die Vikare Zahlbetrag 
 

Almo-
sen: 
Seite 

1656 2051 9 
17 
51 
64 
80 

Quartal an Christoph Cröger mit 7gf 
Quartal an Christoph Cröger mit 7gf 
Quartal an Christoph Cröger mit 7gf 
Quartal an Christoph Cröger mit 7gf 
Christoph Cröger für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
76 

1657 2051 103 
114 
149 
166 
175 

Quartal an Christoph Cröger mit 7gf 
Quartal an Christoph Cröger mit 10Rtl 4alb 
Quartal an Christoph Cröger mit 7gf 
Quartal an Christoph Cröger mit 10Rtl 4alb 
Christoph Cröger für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
173 

1667 2052 303 
311 
332 
345 
357 

Quartal an Christoph Cröger 
Quartal an Christoph Cröger 
Quartal an Christoph Cröger 
Quartal an Christoph Cröger 
Christoph Cröger für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
355 

1674 2053 273 
286 
307 
323 
342 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Christoph Cröger für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
341 

1683 2054 200 
219 
238 
256 
256 

Quartal an Christoph Cröger 
Quartal an Christoph Cröger mit 7gf 
Quartal an Christoph Cröger mit 7gf 
Quartal an Johann Embden 
Johann Embden für Julianenfest 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
256 

1692 2055 324 
347 
358 
384 
380 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Johann Embden für Julianenfest 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
376 
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Rech-
nungs-
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Zahlungen an die Vikare Zahlbetrag 
 

Almo-
sen: 
Seite 

1693 2056 19 
39 
60 
81 
80 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar  
Dem kaiserlichen Vikar für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
75 

1700 2056 512 
532 
550 
571 
570 

Quartal an Johann Embden 
Quartal an Johann Embden 
Quartal an Johann Embden  
Quartal an Johann Embden 
Johann Embden für Julianenfest 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
563 

1705 2058 12 
23 
33 
46 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar  
Dem kaiserlichen Vikar 19 gf  
( = 32f 16alb + 56f: Quartal, Julianenfest) 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
88f 16alb 

keine 
Aus-
gaben 
ver-
merkt 

1706 2058 65 
87 
103 
124 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar  
Johann Embden ein Quartal und 12 gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
88f 16alb 

 
 
 
121 

1713 2058 658 
674 
690 
709 
708 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar  
Johann Embden für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
706 

1721 2060 20 
41 
61 
86 
86 

Quartal an Johann Embden 
Quartal an Johann Embden 
Quartal an Johann Embden 
Quartal an Johann Embden 
Johann Embden für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
76 

1722 2060 109 
121 
130 
136 

Quartal an Johann Embden 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
keine Zahlung für Julianenfest 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 

 
 
 
 
139 

1723 2060 178 
190 
201 
212 
211 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Adam Steuss für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
- - 
- - 
- - 
56f 

 
 
 
 
211 
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Rech-
nungs-
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Zahlungen an die Vikare Zahlbetrag 
 

Almo-
sen: 
Seite 

1724 2060 234 
250 
265 
279 
277 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Dem kaiserlichen Vikar für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
23f 8alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
277 

1725 2060 311 
332 
347 
361 
357 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar  
Dem kaiserlichen Vikar für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
355 

1730 2061 11 
26 
39 
55 
51 

Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar 
Quartal an den kaiserlichen Vikar  
Dem kaiserlichen Vikar für Julianenfest 12gf 

32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
 
51 

1737 2061 459 
479 

Eberhard Wolff 
Eberhard Wolff für Julianenfest 

130f 16alb 
56f 

 
478 

1742 2062 293 
317 

Eberhard Wolff 
Eberhard Wolff für Julianenfest 12gf 

130f 16alb 
56f 

 
317 

1750 2063 19 
 
 
19 

Ein Quartal an Eberhard Wolff, 3 Quartale an 
den praesentiario Doetsch, je Quartal 10Rtl 
4alb 
Dem praesentiario Doetsch für Julianenfest 
56f, für die Bürgermeistermesse 2f 4alb 

 
130f 16alb 
 
58f 4alb 

 
 
 
24 

1751 2063 55 
 
69 

Dem presentiario Doetsch für April, Mai und 
Juni wegen des kaiserlichen Benefiziums 
10Rtl 4alb 
Heinrich Nett für Julianenfest 

 
 
32f 16alb 
56f 

 
 
 
69 

1752 2063 95 
 
 
 
113 

Dem Pastor wegen des kaiserlichen Bene-
fiziums für das Jahr 1751 in 1752 40 Rtl 76 
alb; demselben 4 Quartale für das Jahr 1752 
in 53: 40 Rtl 46 alb 
Dem Pastor für Julianenfest 12gf 

 
133f 4alb 
 
133f 4alb 
56f 

 
 
 
 
102 

1753 2063 137 
 
146 

Dem Pastor wegen des kaiserlichen Bene-
fiziums (= 2 x 32f 16alb: 2 Quartale) 
Dem Pastor wegen des kaiserlichen Bene-
fiziums 27 Rtl 14alb 
(=32f 16alb + 56f + 2f 4alb: Quartal, 
Julianenfest, Bürgermeistermesse) 

65f 8alb 
 
 
90f 20alb 

 
 
 
 
 
141 
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Rech-
nungs-
jahr 

LHAK 
612/… 

Seite Zahlungen an die Vikare Zahlbetrag 
 

Almo-
sen: 
Seite 

1754 2063 156 
166 

Dem Pastor wegen des kaiserlichen Bene-
fiziums 
Dem Pastor für Julianenfest 

135f 
58f 12alb 

 
160 

1755 2063 188 
 
204 

Dem Substituten Heinrich Nett wegen des 
kaiserlichen Benefiziums 
Dem Vikar Heinrich Nett für Julianenfest 

 
135f 8alb 
58f 12alb 

 
 
193 

1761 2063 380 
 
395 

Dem Vikar Heinrich Nett 
 
Dem Vikar Heinrich Nett für Julianenfest 

130f 16alb 
 
58f 12alb 

 
 
393 

1775 2064 315 Heinrich Nett für Vikarie, Anniversar am 
Julianentag und Bürgermeistermesse  

58Rtl 
68alb 

 
323 

1783 2064 538 Heinrich Nett für Vikarie, Anniversar am 
Julianentag und Bürgermeistermesse  

58Rtl 
68alb 

 
546 

1788 2064 650 Heinrich Nett für Vikarie, Anniversar am 
Julianentag und Bürgermeistermesse  

58Rtl 
68alb 

 
656 

1789 2064 672 Heinrich Nett für Vikarie, Anniversar am 
Julianentag und Bürgermeistermesse  

58Rtl 
68alb 

 
679 

1791 2064 703 Heinrich Nett und Simon Masberg für 
Vikarie, Anniversar am Julianentag und 
Bürgermeistermesse 58 Rtl 68, 

58Rtl 
68alb 

 
 
712 

1792 2064 732 Simon Masberg für Vikarie, Anniversar am 
Julianentag und Bürgermeistermesse  

58Rtl 
68alb 

 
743 

1793 2064 773 Simon Masberg für Vikarie, Anniversar am 
Julianentag und Bürgermeistermesse  

58Rtl 
68alb 

 
784 

 



284 Anhang 

VIII.1.4. Nachweise aus Andernacher Kornrechnungen 

Kornausgaben für das Almosen zum Julianentag. Rechnungen überliefert 1475, 1529–1531, 1545, 
1566, 1567, mit seltenen Lücken 1571–1626. Ab 1573 wechselte das Rechnungsjahr nachweislich 
Invocavit. Im Folgenden ist für das Rechnungsjahr jeweils diejenige Jahreszahl angegeben, die den 
größeren Teil der Jahresrechnung erfasst (Februar/März bis Dezember). 
Vgl. auch Inv. And., Bd. 7, 225f 
Vor 1578 lässt sich die Almosenspende in den Kornrechnungen nicht nachweisen. Meist wurden zwei 
Malter Korn gespendet. 
 

Rechnungs-
jahr 

LAHK 
612/… 

Seite Inkarnations-
jahr 

1578 2124 211 1579 

1579 2124 218 1580 

1582 2124 236 1583 

1587 2124 268 1588 

1588 2124 278 1589 

1594 2124 316 1595 

1599 2124 363 1600 

1605 2125 40 1606 

1610 2125 72 1611 

1616 2125 122 1617 

1622 2125 156 1622 

1626 2125 negativ  

VIII.1.5. Nachweise aus Andernacher Kirchenmeisterrechnungen 

Zahlungen und Kornausgabe an die Vikare für den Matthiasaltar. Rechnungen überliefert mit 
kleineren Lücken 1552–1559, 1614–1629, 1688–1723, 1728–1750, 1758–1781, 1793. 
Das Rechnungsjahr wechselte Invocavit. Im folgenden ist jeweils diejenige Jahreszahl angegeben, die 
den größeren Teil der Jahresrechnung erfasst. Die Rechnungen sind nicht paginiert. 
Vgl. Inv. And., Bd. 6, 196–198. 
 
Seit der sogenannen ‚Union‘ von 1588 standen dem kaiserlichen Vikar sechs Goldgulden und zwei 
Malter Korn für die mit dem Matthiasaltar verbundenen Pflichten zu. Nachweise darüber lassen sich in 
den Kirchenmeisterrechnungen vor 1687 nicht finden. 
Häufig erhielten die kaiserliche Vikare außerdem Zahlungen für Aufgaben, die sie zusätzlich über-
nommen hatten, z. B. aus einer Stiftung des Johann Hertzig 16 Gulden im Jahr. Diese Zahlungen 
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werden hier nur wiedergegeben, wenn die Zahlbeträge mit denen für den Gottesdienst in Namedy ohne 
weitere Differenzierung zusammengezogen wurden. Für die Jahre 1710 und 1757 ist anzunehmen, 
dass der Zahlbetrag von 40 Gulden auf solch einer zusätzlichen Verpflichtung des Vikars beruhte, 
ohne dass diese vom Rechnungsführer ausgewiesen wurde. 
 
Nach den gängigen Münzgleichwerten (s. VIII.1.3.): 
6gf = 28f 
40f = 12Rtl 24alb 
 

Jahr LHAK 
612/… 

Leistungsempfänger und Zahlungszweck Zahlbetrag  Korn 

1687 2726 Herr Embden, für den Gottesdienst in Namedy 24f 2M 

1690 2726 Herr Embden, für den Gottesdienst in Namedy 24f 2M 

1692 2726 Herr Embden, für den Gottesdienst in Namedy 24f 2M 

1699 2726 Herr Embden, für den Gottesdienst in Namedy 24f 2M 

1710 2726 Herr Embden, für den Gottesdienst in Namedy 40f 2M 

1727 2727 Vikar Wolff, für den Gottesdienst in Namedy 24f 2M 

1736 2727 Vikar Wolff, für den Gottesdienst in Namedy und für 
7 Seelmessen. 

40f 2M 

1738 2727 Vikar Wolff, für den Gottesdienst in Namedy 24f 2M 

1748 2727 Vikar Wolff, für den Gottesdienst in Namedy 24f 2M 

1751 2728  negativ nichts 

1752 2728  negativ negativ 

1757 2728 Herr Nett qua sustituto herrn sacellani caesarii 40f 2M 

1764 2728 Praesentari[us] Nett, für den Gottesdienst in Namedy 
und die von Johann Hertzig gestifftete Messe 
(zusammen) 

12Rtl 
24alb 

2M 

1769 2728 Kaiserlicher Sacellan Nett, für den Gottesdienst in 
Namedy und die von Johann Hertzig gestiftete Messe 

12Rtl 
24alb 

2M 

1778 2728 Kaiserlicher Sacellan Nett, für den Gottesdienst in 
Namedy und die von Johann Hertzig gestiftete Messe 

12Rtl 
24alb 

2M 

1793 2727 Kaiserlicher Vikar Masberg 12Rtl 
24alb 

2M 
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VIII.1.6. Nachweise aus Andernacher Ratsprotokollen 

Einladung des Rats zum Anniversar. Protokolle mit Lücken überliefert 1505–1798. 
Datierung ab 1551 nach Circumcisionsstil. 
Vgl. Inv. And., Bd. 4, 5–12. 
 
Die Einladung des Rats durch den Vikar erfolgte in der Regel wenige Tage vor dem Anniversar 
(16.02.). Häufig beschloss der Rat auf die Einladung hin, das Anniversar solle wie üblich gehalten 
werden. 
 

Jahr LAHK 
612/… 

Seite 

1652 2006 62 

1656 2006 negativ 

1660 2006 697 

1681 2011 305 

1682 2011 408 

1683 2011 496 

1687 2016 negativ 

1693 2012 448 

1695 2016 negativ 

1711 2013 negativ 

1713 2013 358 

1717 2015 147 

1722 2016 26 

Jahr LAHK 
612/… 

Seite 

1738 2021 325 

1750 2022 17 

1751 2022 negativ 

1752 2022 negativ 

1753 2022 506 

1754 2022 619 

1776 2023 170f. 

1778 2023 423 

1790 2028 28 

1793 2028 596 

1794 2029 38 

1795 2029 397 
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VIII.2. Siglen 

ADipl  Archiv für Diplomatik 
AHVNRh Annalen des Historischen Vereins für den Niederrhein 
AKuG Archiv für Kulturgeschichte 
AMRhKG Archiv für mittelrheinische Kirchengeschichte 
Ann. Quedl.  Annales Quedlinburgenses. Ed. Giese. 
AT-OeStA Österreichisches Staatsarchiv 
BBB   Burgerbibliothek Bern 
Cod. dipl. Codex diplomaticus 
DA  Deutsches Archiv für Erforschung des Mittelalters 
EMA  Europa im Mittelalter 
FKPG Forschungen zur Kaiser- und Papstgeschichte des Mittelalters 
FMSt  Frühmittelalterliche Studien 
GLAK Generallandesarchiv Karlsruhe 
HAB  Heinrich-August-Bibliothek Wolfenbüttel 
HZ  Historische Zeitschrift 
Inv. And. Inventar des Archivs der Stadt Andernach 
LHAK Landeshauptarchiv Koblenz 
LHASA Landeshauptarchiv Sachsen Anhalt, Magdeburg 
LMA  Lexikon des Mittelalters 
MGH  Monumenta Germaniae Historica 
 Const.  Constitutiones et acta publica 
 DD H I  Urkunden Heinrichs I. Ed. Sickel. 
 DD H II   Urkunden Heinrichs II. Ed. Bresslau / Bloch. 
 DD H III  Urkunden Heinrichs III. Ed. Bresslau / Kehr. 
 DD H IV  Urkunden Heinrichs IV. Ed. Gladiss / Gawlik. 
 DD F I  Urkunden Friedrichs I. Ed. Appelt. 
 DD F II  Urkunden Friedrichs II. Ed. Koch. 
 DD K II  Urkunden Konrads II. Ed. Bresslau. 
 DD O I  Urkunden Ottos I. Ed. Sickel. 
 DD O II  Urkunden Ottos II. Ed. Sickel. 
 DD O III  Urkunden Ottos III. Ed. Sickel. 
 DD reg. Germ.  Diplomata regum et imperatorum Germaniae 
 Dt. Chron.  Deutsche Chroniken 
 Necr.  Necrologia Germaniae 
 Libri mem. N.S.  Libri memoriales et Necrologia, Nova series 
 SS   Scriptores (in folio) 
 SS rer. Germ. N.S.  Scriptores rerum Germanicarum, Nova series 
 SS rer. Germ.  Scriptores rerum Germanicarum in usum scholarum separatim editi 
MHVP Mitteilungen des Historischen Vereins der Pfalz 
MIÖG Mitteilungen des Instituts für Österreichische Geschichtsforschung 
MMAS Münstersche Mittelalterschriften 
QMRKG Quellen und Abhandlungen zur mittelrheinischen Kirchengeschichte 
Reg. Habs. Regesta Habsburgica 
Reg. Imp. Regesta Imperii 
Rep. And. Repertorium des Archivs der Stadt Andernach. Ed. Goerz. 
StAAG  Staatsarchiv Aargau 
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StAB   Staatsarchiv Bern 
StG  Stiftungsgeschichten 
SuA  Sachsen und Anhalt 
UA  Urkunden- oder Regestenanhang 
UB  Urkundenbuch 
VMa   Vita Mathildis reginae antiquior. Ed. Schütte. 
VMp   Vita Mathildis reginae posterior. Ed. Schütte. 
VMPIG  Veröffentlichungen des Max-Planck-Instituts für Geschichte 
ZfG  Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 
ZGO  Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 
ZSKG Zeitschrift für Schweizerische Kirchengeschichte 
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VIII.3. Quellen und Literatur 

VIII.3.1. Ungedruckte Quellen und Archivalien 

Burgerbibliothek Bern (BBB) 
- Mss.h.h.XV.54: Jahrzeitenbuch Königsfelden 

Generallandesarchiv Karlsruhe (GLAK) 
- 64/33: Nekrolog II des Speyerer Domkapitels 
- 65/1140: Bischofschronik (16. Jh.) 
- 67/452: Registrum camerariorum sive regulae campanatoris Karsthans 
- Karsthans. Ed. Hermann Siebert. (In Druckfahnen: Fremdfilm, Dose 140 der Fotowerkstatt.) 

Herzog-August-Bibliothek Wolfenbüttel (HAB): 
- 13. Ms. Aug. fol.: Calendarium cum necrologium Quedlinburgense 

Landeshauptarchiv Koblenz (LHAK) 
- Bestand Stadt Andernach: LHAK 612/… 

- 1039−1992: Urkunden 
- 2000: Varienbuch (enthält u. a. Ratsrechnungen 1613−1621) 
- 2006−2029: Ratsprotokolle (1652−1795) 
- 2049, 2050: Ratsrechnungen (1496−1613) 
- 2051−2064: Rentmeisterrechnungen (1656−1793) 
- 2084−2096: Baumeisterrechnungen (1477−1655) 
- 2399: Sammlung von Urkundenabschriften aus der 2. Hälfte des 16. und dem 17. Jahrhundert 

von Quellen aus der Zeit von 1300−1679. 
- 2513: Quittungen des Vikars des Kaiseraltars für den Rat über die jährlichen Pensionen. 

1642−1658. 
- 2755: Union der Vikarien an der Pfarrkirche Andernach. 1585−1587. 
- 2757: Kaiserliche und kurfürstliche Empfehlungen zum Kaiseraltar. Darin: Zwei Quittungen 

von Altaristen. 1495−1498. 
- 2759: Besetzung und Einkünfte der kaiserlichen Vikarie. 1542−1798. Darin: Besoldungs-

quittungen. 1542−1671. 
Landeshauptarchiv Sachsen Anhalt, Magdeburg (LHASA): 

- Rep. A 12 Spec. Quedlinburg, Nr. 205: Reichsstift Quedlinburg, Specialia (Kultusangelegen-
heiten) 

- Rep. A 20 XVI B.a.1, Nrn. 24−35: Reichsstift Quedlinburg, Rechnungen 
- Rep. A 20 XXV, Nrn. 13−17: Reichsstift Quedlinburg, Amtsrechnungen 1612/1613, 1618/1619, 

1637/1638, 1655/1656, 1688/1689 
- Rep. A 20 XXV, Nr. 17a: Reichsstift Quedlinburg, Schösserei-Quittungen 1688/89 
- Rep. A 21 XVII, Nr. 18: Reichsstift Quedlinburg, Dechaneiakten 
- Rep. Cop., Nr. 827: Stift Quedlinburg, Verwaltung von Lehngütern und Einkünften 1566−1611 

Österreichisches Staatsarchiv, Haus-, Hof und Staatsarchiv (AT-OeStA/HHStA) 
- UR FUK: Urkundenreihen …/Habsburgisch-Lothringische Familienurkunden 

Staatsarchiv Aargau (StAAG) 
- U17 Bestand Urkunden Königsfelden  
- AA Altes Archiv 

- Nr. 428: Kopialbuch I (Urkundenabschriften 1291−1378) 
- Nr. 429: Kopialbuch II (Urkundenabschriften 1291−1497) 
- Nr. 464: Zinsbuch 1432 
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- Nr. 469: Zins- und Ausgabenregister der Jahrzeitmeisterin 1512/13 
Staatsarchiv Bern (StAB) 

- A IV 25: Eidgenössische Abschiede 
Stadtarchiv Speyer (StA Speyer) 

- 236/903: Zeitungsmappe Saliergesellschaft 
- 1 A 555: Zunftordnungen 

VIII.3.2. Gedruckte Quellen, Inventare und Regestenwerke 

Annales Hildesheimenses. Ed. Georg Waitz. (MGH SS rer. Germ. 8.) Hannover 1878. 
Annales Magdeburgenses. Ed. Georg Heinrich Pertz , in: MGH SS 16. Hannover 1859, 105–196. 
Die Annales Quedlinburgenses. Ed. Martina Giese. (MGH SS rer. Germ. 72.) Hannover 2004. 
Antapodosis. Ed. Joseph Becker, in: MGH SS rer. Germ. 41. Hannover / Leipzig 1915, 1–158. 
Burchardi Urspergensis Chronicon. Ed. Oswald Holder-Egger / Bernhard Simson. (MGH SS rer. Germ. 16.) 

Hannover / Leipzig 21916. 
Chorregel und jüngeres Seelbuch des Speyerer Domkapitels. Ed. Konrad von Busch / Franz Xaver 

Glasschröder, 2 Bde. (Veröffentlichungen des Historischen Vereins der Pfalz, Bd. 1–2.) Speyer 
1923–1926. 

Codex Diplomaticus Alemanniae intra trans-luranae intra fines diocesis Constantiensis. Ed. Trudbert 
Neugart, Bd. 2. Münster 1795. 

Codex diplomaticus Hungariae ecclesiasticus et civilis. Teil 8, Bd. 3: 1326−1334. Ed. György Fejér. 
Buda 1832. 

Codex diplomaticus Quedlinburgensis. Ed. Anton U. Erath. Frankfurt a. M. 1764. 
Codex diplomaticus Rheno-Mosellanus. Urkundensammlung zur Geschichte der Rhein- und Mosel-

lande, der Nahe- und Ahrgegend, und des Hundsrückens, des Meinfeldes und der Eifel. 
Ed. Wilhelm Günther, Bd. 4. Koblenz 1825. 

Codex Udalrici. Ed. Philipp Jaffé, in: Bibliotheca rerum Germanicorum, Bd. 5.Berlin 1869, 1−469. 
Constitutiones et acta publica imperatorum et regum inde ab a. MCXCVIII usque ad a. MCCLXXII 

(1198−1272). Ed. Ludwig Weiland. (MGH LL Const. 2.) Hannover 1896. 
Diplomataria Maguntina, pagos Rheni, Mogani, Navæque Wetteraviæ, Hassiæ, Thuringiæ, 

Eichsfeldiæ, Saxoniæ ect. Ed. Stephan Alexander Würdtwein, Bd. 1. Mainz 1788. 
Die Eidgenössischen Abschiede aus dem Zeitraume von 1521−1528. Ed. Johannes Strickler, Bd. 4, 

Abt. 1a. Brugg 1873. 
Heinrich Bullingers Erzählung des Sempacher Kriegs. Ed. Georg Geilfus. (Neujahrs-Blatt von der 

Bürgerbibliothek in Winterthur, H. 202.) Winterthur 1865. 
Historia diplomatica Friderici secundi. Ed. J. L. Alphonse Huillard-Breholles, Bd. 1,2. Paris 1852. 
Inventar des Archivs der Stadt Andernach, Bd. 2: Einzelurkunden 1411 bis 1499. Ed. Franz-Joseph 

Heyen. (Veröffentlichungen der Landesarchivverwaltung Rheinland-Pfalz, Bd. 7.) Koblenz 1967. 
Inventar des Archivs der Stadt Andernach, Bd. 3: Einzelurkunden 1500 bis 1820. Ed. Franz-Joseph 

Heyen. (Veröffentlichungen der Landesarchivverwaltung Rheinland-Pfalz, Bd. 8.) Koblenz 1967. 
Inventar des Archivs der Stadt Andernach, Bd. 4: Ratsprotokolle 1505−1798. Ed. Franz-Joseph 

Heyen. (Veröffentlichungen der Landesarchivverwaltung Rheinland-Pfalz, Bd. 10.) Koblenz 1970. 
Inventar des Archivs der Stadt Andernach. Bd. 5: Bestände der französischen Zeit und des 19. und 

20. Jahrhunderts. Bearb. v. Editha Bucher/Kristine Werner. (Veröffentlichungen der Landesarchiv-
verwaltung Rheinland-Pfalz, Bd. 21.) Koblenz 1973.  

Inventar des Archivs der Stadt Andernach, Bd. 6: Urkunden des Klosters Namedy. Ed. Irmtraud Eder. 
(Veröffentlichungen der Landesarchivverwaltung Rheinland-Pfalz, Bd. 32.) Koblenz 1979. 



Quellen und Literatur 291 

Inventar des Archivs der Stadt Andernach, Bd. 7: Rechnungen. Ed. Hans-Jürgen Krüger. (Veröffent-
lichungen der Landesarchivverwaltung Rheinland-Pfalz, Bd. 38.) Koblenz 1986. 

Kaiserurkunden in Abbildungen. Nebst Text. Ed. Heinrich von Sybel / Theodor von Sickel. Lieferg. 
1−11, 2 Bde. Berlin 1880−1891. 

Die sog. Klingenberger Chronik des Eberhard Wüst, Stadtschreiber von Rapperswil. Ed. Bernhard 
Stettler. (Mitteilungen zur vaterländischen Geschichte, Bd. 53.) St. Gallen 2007. 

Chronicon Koenigsfeldense. Ed. Martin Gerbert, in: Crypta San-Blasiana Nova Principum 
Austriacorum Translatis Eorum cadaveribus Ex Cathedrali Ecclesia Basileensi Et Monasterio 
Koenigsfeldensi In Helvetia Anno MDCCLXX. Ad Conditorium Novum Monasterii S. Blasii In 
Nigra Silva. St. Blasien 1785, 86−119. 

Materialien zur österreichischen Geschichte. Aus Archiven und Bibliotheken, 2 Bde. Ed. Joseph 
Chmel. Wien 1837–1838, ND Graz 1971. 

Monumenta Augustae Domus Austriacae, Bd. 4: Taphographia Principum Austriae. Ed. Martin 
Gerbert. St. Blasien 1772. 

Necrologia Germaniae, Bd. 1: Dioecesis Augustensis, Constantiensis, Curiensis. Ed. Franz Ludwig 
Baumann. (MGH Necr. 1.) Berlin 1888. 

Necrologium Quedlinburgense. Ed. Ernst Friedrich Mooyer, Ungedruckte Necrologien mit Erläuterungen, 
in: Neue Mittheilungen aus dem Gebiet historisch-antiquarischer Forschungen 8, 1846, 46–87. 

Österreichische Chronik von den 95 Herrschaften. Ed. Joseph Seemüller (MGH Dt. Chron. 6.) 
Hannover 1909. 

Papsturkunden 896–1046, Bd. 1: 896–996. Ed. Harald Zimmermann. Wien 1984. 
Quellenwerk zur Entstehung der Schweizerischen Eidgenossenschaft. Abt. 1: Urkunden, Bd. 2: 

1292−1332. Ed. Traugott Schieß. Aarau 1937. 
Quellen zur Geschichte der Stadt Wien. Ed. Josef Lampel / Karl Uhlirz. Abt. 1: Regesten aus in- und 

ausländischen Archiven mit Ausnahme des Archives der Stadt Wien, Bd. 5: Regesten 
Nrn. 4732−6274. Wien 1906. 

Quellen zur Königsfelder Klosterwirtschaft des 15. und 16. Jahrhunderts. Ed. Daniela Saxer / Monika 
Burri, in: Argovia 108, 1996, 243−272. 

Die Rechtsquellen des Kantons Aargau. 2. Teil, Bd. 2: Die Oberämter Königsfelden, Biberstein und 
Kastelen. Ed. Walther Merz. Aarau 1923. 

Regesta chronologico-diplomatica Friderici IV. Romanorum regis (Imperatoris III.) et Friderici III. 
Romanorum imperatoris (Regis IV.). Auszug aus den im k. k. Geheimen Haus-, Hof- und Staats-
archiv zu Wien sich befindenden Reichsregistraturbüchern vom Jahre 1440−1493. Nebst Auszügen 
von Original-Urkunden, Manuscripten und Büchern, Abt. 1−2. Ed. Joseph Chmel. Wien 1838–
1840, ND Hildesheim 1962. 

Regesta episcoporum Constantiensium. Regesten zur Geschichte der Bischöfe von Konstanz, von 
Bubulcus bis Thomas Berlower (517−1496). Ed. Alexander Cartellieri, Bd. 2: 1293−1383. 
Innsbruck 1905. 

Regesta Habsburgica. Regesten der Grafen von Habsburg und der Herzoge von Österreich aus dem 
Hause Habsburg. 3. Abt., Lieferg. 1: Die Regesten der Herzoge von Österreich sowie Friedrichs 
des Schönen als deutschen Königs von 1314−1330. Ed. Lothar Gross. Innsbruck 1922. 
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Könige des Mittelalters sind als Gesetzgeber bestrebt, ihren Regelungen 

„ewige“ Dauer zuzuschreiben. Was hier die Stabilität ihrer Reiche zu er-

fordern scheint, ist in einem anderen Segment ihres Handelns religiös be-

gründet: Wo sie als Stifter tätig sind, also karitative Einrichtungen (vor 

 allem Spitäler) oder Schulen (Universitäten) gründen, sind sie an ihrer 

 Memoria auf Dauer interessiert, weil das Gebet der Nachlebenden ihrer 

 Seele im Fegefeuer bis zum Jüngsten Tag zu Hilfe kommen soll. Erst recht 

gilt dies von eigentlichen Memorialstiftungen, bei denen Messen und 

 Gebete durch Priester, Mönche und gottgeweihte Frauen vorgeschrieben 

werden. Die  historische Wirklichkeit sieht aber anders aus: Mit den Zeiten 

wandelt sich die Memorialpraxis und die Stiftungswirklichkeit. 

Claudia Moddelmog untersucht in ihrer Dissertation anhand der Stiftungen 

von fünf königlichen Stiftern, was aus ihrer Intention im Laufe der Zeit 
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